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f A. Grundfählidies 
J. Die GmbH. tft grundſätzlich mit ihren 

Geſellſchafterngleichzuſtellen 
Es wird allgemein als eine Selbſtverſtändlichkeit und 
zuriſtiſche Notwendigkeit angeſehen, zwiſchen der Gmb. und 
dem Unternehmen einerſeits und ihren Geſellſchaftern anderer⸗ 
ſeits einen ſcharfen Trennungsſtrich zu ziehen. Das Unter⸗ 
nehmen wird von der Gmbh. betrieben; die Geſellſchafter ſelbſt 
haben mit dem Unternehmen nichts zu tun. Ihre Stellung er⸗ 
ſchöpft ſich in der Kapitalbeteiligung und der Mitgliedſchaft 

innerhalb der GmbH. als juriſtiſche Perſon. g 
Die Anſchauung der beteiligten Volkskreiſe iſt aber gerade 
entgegengeſetzt. Jeder, der die Wirklichkeit kennt, weiß, daß 
auch der Gmbh.⸗Geſellſchafter das Unternehmen der GmbH. 
als ſ ein eigenes Unternehmen betrachtet, daß er die Ge⸗ 
ſchäfte der Gmb. als feine eigenen Geſchäfte anſieht. Eine 
Rechtsentwicklung, die Wert auf Klarheit und Volksverbunden⸗ 
heit legt, wird daher prüfen müſſen, ob die ſpitzfindige Tren⸗ 
nung zwiſchen Geſellſchaft und Geſellſchaftern im Hinblick auf 
ge aa der Praxis noch aufrechterhalten werden 
Als einziger Grund für die Trennung von Geſellſchaftern 
und Geſellſchaft kommt in Frage, daß das Geſetz die GmbH. 
als beſondere Rechtsperſönlichkeit ausgeſtaltet hat, daß alſo 


1) Val. auch Criſolli in Anm. JW. 1934, 2969 und Culc« 
mann in der Anm. JW. 1936, 3471. 
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juriſtiſch die GmbH. einerſeits und die Geſellſchafter anderer⸗ 
ſeits verſchiedene Perſonen ſinb. f R 

Dieſer Grund erweift ſich indeſſen bei näherer Prüfung 
nicht als ſtichhaltig. . 

Wenn der Gefepgeber die GmbH. mit beſonderer Rechts⸗ 
perſönlichkeit ausgeſtattet hat, jo war hierfür der einzige Zweck, 
die Haftungsbeſchrankung der Geſellſchafter durchzuführen. 

Zur Verwirklichung der Haftun gsbeſchränkung ſtanden dem 
Geſetzgeber zwei Möglichkeiten zur Verfügung, die ſeinerzeit 
eingehend gegeneinander abgewogen worden ſind ). Der Geſetz⸗ 
geber konnte entweder an die OHG. anknüpfen und gleichſam 
eine OHmbh., eine Kommceſ. ohne Komplementare, ſchaffen. 
Vielleicht wäre dieſe Geſellſchaftsausgeſtaltung, die ſeinerzeit 
von der Berliner Kaufmannſchaft befürwortet wurde , beſſer 
den Anforderungen der Praxis gerecht geworden. — Oder der 
Geſetzgeber konnte die Aktiengeſellſchaft zum Vorbild nehmen 
und nur die Organiſation der Aktiengeſellſchaft zwangloſer aus- 
geſtalten. Dieſen Weg hat der Geſetzgeber bekanntlich beſchritten. 
Er hat wie bei der Aktiengeſellſchaft die Haftungsbeſchränkung 
dadurch verwirklicht, daß er zwiſchen die Geſellſchafter und das 
Unternehmen eine juriſtiſche Perſon eingeſchaltet hat, auf deren 
Vermögen ſich die Haftung gegenüber den Unternehmensgläu⸗ 
bigern beſchränkt, während die Geſellſchafter nur durch eine 
der Höhe nach beſchränkte Einlage zur Bildung des Vermögens 
dieſer juriſtiſchen Perſon beitragen und im übrigen nicht haften. 

Man darf nicht überſehen, daß die Ausgeſtaltung der 
GmbH. als juriſtiſche Perſon alſo nur ein geſetzestechniſches 
Hilfsmittel war, um die Haftungsbeſchränkung in die Tat um⸗ 
zuſetzen. Nur ſoweit die vermögensrechtliche Haftung der Geſell⸗ 
ſchafter gegenüber den Unternehmensgläubigern in Frage ſteht, 
beſteht daher ein Anlaß, zwiſchen dem Geſellſchaftsvermoögen 
und dem Privatvermögen der Geſellſchafter zu unterſcheiden. 

Wenn das Recht in einer Perſonenvereinigung eine 
juriſtiſche Perſönlichkeit erblickt, ſo heißt das nur, daß dieſe 
Perſonenvereinigung Vermögensſubjekt iſt, eigene Rechte und 
Pflichten hat, ebenſo wie eine natürliche Perſon. Daß die 
SmbH. juriſtiſche Perſon ift, beſagt im Grunde auch nur, daß 
ſie ihre eigenen Rechte und Pflichten hat, daß für die Ver⸗ 
bindlichkeiten der Geſellſchaft nur das Geſellſchaftsvermögen 
haftet (8 13 Abi. 1 u. 2 GmbH.). 


II. Ausnahmen von dem Gleichſtellungsgrundſatz 

Es ſteht ſomit nach geltendem Recht nichts im Wege, die 
Gmb. und ihre Geſellſchafter grundſätzlich gleichzuſtellen, ſo⸗ 
weit nicht die Vermögenszuſtändigkeit und die Haftung in 
Frage ſteht. In letzterer Beziehung muß allerdings nach wie 
vor zwiſchen dem Vermögen der Gmb H. und dem der Ge⸗ 
ſellſchafter ſcharf getrennt werden. 

Wenn im übrigen Geſellſchaft und Geſellſchafter gleich⸗ 
zuſtellen ſind, ſo iſt das jedoch nur ein Grundſatz, der nicht 


2 Val Feine, „Gmbp. Recht“ in Ehrenbergs Handbuch des 
Handelsrechts, Abt. III, Bd. 3 S. I ff. 
3) Korreſpondenz der Alteſten der Kaufmannſchaft von Berlin, 
1888, S. 66. 
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ausnahmslos und ſchematiſch angewendet werden kann. Die 
Struktur der einzelnen Geſellſchaften in der Praxis iſt jo ver 
ſchieden, daß eine unterſchiedloſe Behandlung der Geſellſchaften 
nicht richtig ſein kann. Man denke nur auf der einen Seite an 
die Einmann-GmbH. und auf der anderen Seite an die OmbY. 
mit 50 und mehr Mitgliedern, die ihrem Weſen nach mehr 
der Aktiengeſellſchaft entſpricht. 

Ob bei einer Gmb. von dem Grundſatz der Gleichſtellung 
eine Ausnahme zu machen iſt, wird man nur von Fall zu Fall 
entſcheiden können. Maßgebend wird ſein, ob nach betriebs⸗ 
wirtſchaftlichen Geſichtspunkten eine Unternehmergeſellſchaft 
oder nur eine Kapitalgeſellſchaft vorliegt, d. h. ob die einzelnen 
Geſellſchafter nach den geſamten Umſtänden als Unternehmer 
oder nur als kapitalbeteiligt zu betrachten ſind. Ausſchlag⸗ 
gebend iſt hierbei, welche Herrſchaftsmacht den einzelnen Geſell⸗ 
ſchaftern innerhalb des Unternehmens zuſteht, welchen Einfluß 
fie auf die Organisation und die Geſchäfte nehmen. Hierbei iſt 
es gleichgültig, ob die Geſellſchafter ſelbſt Geſchäftsführer ſind, 
da ſie ihren Einfluß ebenſogut durch abhängige Geſchäftsführer 
zur Geltung bringen können. Einen gewiſſen äußeren Anhalt 
bieten das Maß der Beteiligung, die Zahl der ſonſtigen Geſell⸗ 
ſchafter und die perſönlichen Verhältniſſe !). 

Andererſeits wird der Gleichſtellungsgrundſatz auch auf 
einige Typen der Aktiengeſellſchaften auszudehnen ſein, ins⸗ 
beſondere auf die Einmann⸗Aktiengeſellſchaft und die Fa⸗ 
milienaktiengeſellſchaft, und wird auf das Verhältnis zwiſchen 
Mutter- und Tochtergeſellſchaft im Konzernrecht nicht ohne 
Einfluß bleiben können. 


B. Die praktiſche Auswirkung des Gleichſtellungsgrundſatzes 


I. Die Gleichſtellung 
im Bereich der Mängelhaftung 


Wo in einem geſetzlichen Tatbeſtand das Wiſſen und 
Wollen einer Perſon erheblich iſt, z. B. bei den Willens⸗ 
mängeln, bei dem gutgläubigen Erwerb, bei argliſtigem Ver⸗ 
halten, führt der Gleichſtellungsgrundſatz dazu, es auch auf 
die Perſon der Geſellſchafter abzuſtellen ). Bisher hat man 
das vertretungsberechtigte Geſellſchaftsorgan, die Geſchäfts⸗ 
führer, allein als maßgebend angeſehen und das Wiſſen und 
Wollen der Geſellſchafter für unerheblich erklärt. 

Wenn die Geſellſchafter nicht zugleich auch Geſchäftsführer 
ſind, wird es auf die Kenntnis und den Willen der Geſell⸗ 
ſchafter oft allerdings deshalb nicht ankommen, weil die Ge⸗ 
ſchäftsführer die Geſchäfte der Geſellſchaft allein führen und 
die Geſellſchafter von den Einzelheiten der laufenden Geſchäfte 
keine Kenntnis haben. Wenn indeſſen die Geſellſchafter von 
den einzelnen Geſchäften Kenntnis haben oder wenn ſie ſogar 
für die einzelnen Geſchäfte den Geſchäftsführern Anweiſung 
erteilen, liegt kein Hindernis vor, auch die innere Einſtellung 
der Geſellſchafter für die Beurteilung der Geſchäfte zu ver⸗ 
werten. 

Wenn beiſpielsweiſe die Geſellſchafter jemanden nuter 
argliſtiger Täuſchung zum Abſchluß eines Geſchäftes mit ihrer 
Gmbh. veranlaſſen, den Geſchäftsführer ſelbſt aber in beſtem 
Glauben laſſen, ſo können die Geſellſchafter bei der Anwendung 
des 8124 BGB. nicht als Dritte angeſehen werden. Ein wei⸗ 
teres Beiſpiel iſt die Argliſt des Verkäufers im Bereich der 
Mängelhaftung. Wenn die Geſellſchafter z. B. wiſſen, daß das 
von ihrer GmbH. verkaufte Haus ſchwammverdächtig iſt, ſo 
muß die verſchärfte Mängelhaftung wegen Argliſt nach 88 460, 
463, 474 ff. BGB. auch dann Platz greifen, wenn der Ge⸗ 
ſchäftsführer von den Mängeln keine Kenntnis hat, etwa weil 
er die Geſchäftsführertätigkeit erſt vor kurzem aufgenommen 
hat. Dieſes Ergebnisdentſpricht durchaus der Billigkeit, denn 
man kann unter dieſen Umſtänden erwarten, daß der Geſell⸗ 
ſchafter ſeinem Geſchäftsführer Aufklärung gibt. 

Das RG. hat hierzu grundſätzlich noch nicht Stellung 
genommen. Einen Anhaltspunkt für den Standpunkt des RG. 
gibt eine Entſcheidung, die ſich mit der Anfechtung eines 


1) Vgl. K.: JW. 1926, 600. 
5) So auch Brodmann 5 2 Anm. 8a für die Einmann⸗ 
geſellſchaft. 


Rechtsgeſchäfts wegen Irrtums über eine verkehrsweſentliche 
Eigenſchaft der GmbH. (8 119 Abſ. 2 BGB.) beſchäftigt s). 

Der Entſcheidung lag ſolgender Sachverhalt zugrunde: 
Eine GmbH. hatte mit einer Firma einen Vertrag geſchloſſen, 
der in beſonderem Maße auf die Vertrauenswürdigkeit der Ver⸗ 
tragspartuer abgeſtellt war. Der Hauptgeſellſchafter der Gmb. 
— es handelte ſich um eine Familien⸗Ombeh. — war indeſſen 
denkbar unzuverläſſig. Er war nicht ſelbſt Geſchäftsführer, ſon⸗ 
dern fein minderjähriger Sohn, leitete aber auf Grund einer 
Vollmacht tatſächlich die GmbH. 

Daß die Anfechtung wegen einer verkehrsweſentlichen 
Eigenſchaft der GmbH. in dieſem Fall durchgreifen mußte, 
war nach natürlichem Empfinden nicht zweifelhaft. Das RG. 
iſt in ſeiner Entſcheidung auch zu dieſem Ergebnis gekommen. 
Doch iſt die Begründung eine unbefriedigende Kompromiß 
löſung. Sie ſtellt es in erſter Linie darauf ab, daß der Geſell 
ſchafter als gewillkürter Vertreter des Geſchäftsführers die 
Geſellſchaft vertritt. „Sie (die Geſellſchaft) kann die Organe 
für ihr Handeln wechſeln, aber ſolange ſie das nicht tut, und 
gerade dann, wenn, wie hier, der zum Handeln Berufene zu- 
gleich als Geſellſchafter im Innern das Tun und Laſſen der 
Geſellſchaft nach Maßgabe der 88 45 ff. Gmbh. beherrſcht, find 
in Anſehung zu erwartenden Handelns die Eigenſchaften des 
Berufenen als für ſie maßgebend und kennzeichnend anzuſehen.“ 
Dieſe Begründung iſt inſofern bedenklich, als es für die An⸗ 
fechtung nach 8 119 Abſ. 2 BGB. wegen Irrtums über die 
perſönlichen Eigenſchaften des Vertragspartners nur auf dieſen 
ſelbſt, nicht auf ſeinen Bevollmächtigten ankommt. 

Das NG. ſcheint die Zweifelhaſtigkeit der Begründung zu 
fühlen und gibt gleichſam eine Hilfsbegründung mit den 
Worten: „und gerade dann, wenn der zum Handeln Be⸗ 
rufene zugleich als Geſellſchafter im Innern das Tun und 
Laſſen der Geſellſchaft beherrſcht“. Dieſe Nebenbemerkung zeigt 
die richtige Löſung des Falles: Für die perſönlichen Eigen⸗ 
ſchaften kommt es weniger auf die Geſchäftsführer an, die, 
wie das NG. ſelbſt bemerkt, jederzeit vom Geſellſchafter ab⸗ 
berufen werden können, noch weniger auf einen bevollmäch⸗ 
tigten Vertreter des Geſchäftsführers. In erſter Linie muß 
vielmehr die Perſon des Geſellſchafters als maßgeblich an 
geſehen werden, da es in ſeiner Macht ſteht, die Geſchäftsführer 
auszuwählen und mit Weifungen zu verſehen. 

Das RG. ſchließt dieſen Teil der Eutſcheidungsgründe mit 
der allgemeinen Bemerkung: „Bei einer Familien⸗Gmbgg. bil 
det die GmbH. nur die Rechtsform, unter der der geſchäftliche 
Betrieb geführt wird. Dann läßt ſich .. die Gleichſtellung der 
Geſellſchafter mit der vor und hinter ihr ſtehenden natürlichen 
Perſon im praktiſchen Leben bis zu einem gewiſſen Umfang 
nicht vermeiden.“ 

So dankenswert dieſer Satz iſt, fo iſt er doch viel zu eng 
und vorſichtig. Die Ausdrucksweiſe, daß die Gleichſtellung „ſich 
nicht vermeiden laſſe“ zeigt, daß das RG. die Gleichſtellung 
als etwas Unbefriedigendes und Uunatürliches betrachtet. Daß 
das RG. die Gleichſtellung auf Familiengeſellſchaften be⸗ 
ſchränkt, entbehrt der inneren Berechtigung. Wenn ſich mehrere 
zu einer GmbH. zuſammenſchließen, von denen jeder gleich: 
mäßig unzuverläſſig iſt, ſo wird man hier, obwohl von einer 
Familiengeſellſchaft nicht die Rede ſein kann, die Anfechtung 
in gleicher Weiſe zulaſſen müſſen. 

Wenn es ſich nicht um eine Familiengeſellſchaft oder eine 
Einmann⸗ Gmb. handelt, werden allerdings dann Schwierig⸗ 
keiten auftreten können, wenn nur bei einzelnen Geſellſchaſtern 
perfönliche Eigenſchaften vorliegen, die zu einer Anfechtung 
nach 8 119 Abſ. 2 BGB. berechtigen. Man wird es in dieſen 
Fällen darauf abſtellen müſſen, wie groß der Einfluß dieſer 
einzelnen Geſellſchafter auf die Geſchäftsführung der Gmbh. iſt. 


II. Die Gleichſtellung 
bei der Gläubigerbenachteiligung 
Bei Durchführung des Gleichſtellungsgrundſatzes bietet 
auch die Anfechtung von Rechtshandlungen der 
GmbH. wegen Gläubigerbenachteiligung keine 
Schwierigkeiten. Die Venachteiligungsabſicht der Geſellſchafter 


e) NG. 143, 429 — IM: 1934, 1783. 
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wird man genügen laſſen, auch wenn beim Geſchäftsführer eine 
Benachteiligungsabſicht nicht beſteht. 

„Wenn die KO. (88 31 Nr. 2, 32 Nr. 2) und das AnfG. 
(83 Abſ. 1 Nr. 2 u. 4) bei Geſchäften zwiſchen dem Schuldner 
und gewiſſen nahen Angehörigen die Anfechtung erleichtern, 
wird mau es bei der GmbH. für das Augehörigenverhältnis 
auf die Perſon der Geſellſchafter abzuſtellen haben. Andern⸗ 
f würde man zu dem Ergebnis kommen, daß bei einer 
Gmbh. die Verwandtenanfechtung überhaupt nicht möglich iſt “) 

Das RG. hat zu dieſer Frage noch nicht ausdrücklich Stel⸗ 
lung genommen. Für das Gebiet des Aufwertungsrechts hat 
das RG. die nahen Angehörigen der Geſellſchafter als 
nahe Angehörige der Geſellſchaft ſelbſt angeſehen ®). 

In dieſer Entſcheidung ſpricht das NO. auch beiläufig 
von der Angehörigeneigenſchaft im Sinne der KO. und des 
Auf. Seine Ausführungen laſſen erkennen, daß es hier eben⸗ 
falls die Gleichſtellung befürwortet. Daß gerade auf dieſem 
Gebiete der nationalſozialiſtiſche Geſetzgeber die Gleichſtellung 
anſtrebt, zeigt 8 108 Abſ. 2 VerglO. 

Geſchäfte zwiſchen der Geſellſchaft und nahen Angehörigen 
der Geſchäftsführer wird man, wenn nicht beſondere Umſtände 
vorliegen, nicht der Anfechtung unterwerfen. Wenn das Rechts⸗ 
geſchäft mit nahen Angehörigen nur eines Geſellſchafters 
abgeſchloſſen iſt, wird man die Anfechtung zulaſſen müſſen, 


gleichviel in welchem Maß d 0 575 — 
beteiligt ite). ) aß der Geſellſchafter an der GmbH. 


III. Die Gleichſtellun 
bei der Stimmrechtsausübung 


Die Gleichſtellung iſt von beſonderer Bed für die 
Beurteilung der Sti m e 1 r 
in 8 RN un ger ner eine Geſellſchaft 
— 2. oder Aktiengeſellſchaft — iſt, wo es ſich 
das . von Mutter⸗ und ee 4 
f Es müſſen hier zwei Fälle unterſchieden werden: 5 
a) Kann eine Geſellſchaft A in der Geſellſchaflerverſammlung der 

Geſellſchaft B mitſtimmen, wenn zwar nicht unmittelbar 

e 87 Geſellſchaft A, wohl aber gegenüber einer 
5 den 5 er Tochtergeſellſchaft ein Stimmrechtsverbot ge⸗ 

Hat die Tochtergeſellſchaft in der Geſellſchafterver 

der Muttergeſellſchaft ein Se ec . 
N Bei der Beurteilung der Frage a hatte das RG. früher 
9 formalen Standpunkt eingenommen 10). Es hatte aus 
dent Umſtand, daß mehrere Rechtsperſönlichkeiten in Frage 
ſtehen, die Folgerung gezogen, daß ein Stimmrechtsverbot 
gegen die eine Rechtsperſönlichkeit nicht auch ein Stimmrechts⸗ 
verbot gegen die beherrſchende oder die abhängige juriſtiſche 
Perſon begründet ). Auch das Schrifttum hatte die Aus⸗ 
dehnung des Stimmrechts überwiegend abgelehnt 12). 
ee Jetzt hat das RG. ts) die Stimmrechtsverbote auch auf 
965 Tochtergeſellſchaften ausgedehnt. In der Entſcheidung legt 
das RO. zwar Gewicht auf die Tatſache, daß es ſich um eine 
Familiengeſellſchaft handelte. Doch läßt die allgemein gehaltene 
Begründung der Eutſcheidung vermuten, daß das RG. ebenſo 
entſcheiden würde, wenn es ſich nicht um eine ſolche handelt. 

) Die Gründe des Urteils laſſen eine Ausdehnung des 
Stimmrechtsverbotes auch für den Fall angezeigt erſcheinen, 
wo die M utter geſellſchaft abſtimmt, das Stimmrechtsverbot 
ſich aber gegen die Tochtergeſellſchaft richtet. 


9 Sch olz: JW. 1935, 1522 und Gmbcdidſch. 1934, 851 ff.; Le 
3 8.1935, 1522 | 9. 1934, 851 ff.; LZ. 
1926, 581; a. M, die h d DE, ee 711 14, 
Jaeger, „RD.“ § 31 Anm. 30, Warneyer, „Aufch.“ S. 113. 

3) RZ. 130, 340 = JW. 1931, 582. 

9) Scholz a. a. O. 

10) 168.115, 246 ff. (252) — JW. 1927, 672. 
8 11) Hierin lag ein gewiſſer Rückſchritt und Widerſpruch gegen⸗ 
über den Entſcheidungen NGZ. 104, 128 und 108, 41 JW. 
1924, 679. ; 

) Vgl. z. B. Scholz 47 Aum. VI 3a; Feine S. 454 mit 
weiteren Nachweiſen; a. M. Brodmann 8 47 Anm. Ga, der die 
1 1 ee im Einzelfall zuläßt. 

4 0 8 la, eee e 98 8 
Hanſcchg. 1936, B 382. > n 


Auch für die Abſtimmung der Tochtergeſellſchaft in der 
Generalverſammlung bzw. Geſellſchafterverſammlung der 
Muttergeſellſchaft (Fall b) iſt das Gleichheitsprinzip durch⸗ 
zuführen. 

Es iſt davon auszugehen, daß für eigene Aktien und Ge⸗ 
ſchäftsanteile das Stimmrecht ruht. Das N®. hat dies für die 
GmbH. bereits in RG. 103, 64 ff. (66) unter Billigung des 
Schrifttums 1 ausgeſprochen. 

Für die Aktiengeſellſchaft iſt dieſer Standpunkt vom Geſetz⸗ 
geber durch die Novelle 1931 im 8 221 Abj.5 HB. = 865 
Abſ. 7 AktG. zur Anerkennung gebracht worden. ' 

„Die Frage, ob auch das Stimmrecht für die der Tochter⸗ 

geſellſchaft gehörigen Anteile an der Muttergeſellſchaft in der 
Geſellſchafterverſammlung ruht, war ſtreitig. Für das Altien⸗ 
recht hatte ſie die Novelle 1931 nicht entſchieden. Das NO.) 
hatte die Frage verneint mit der Begründung, daß der Novellen⸗ 
geſetzgeber es hätte zum Ausdruck bringen müſſen, wenn er 
das Ruhen des Stimmrechts hätte anordnen wollen. 
91 Für das Aktienrecht iſt dieſe Entſcheidung durch 8 114 
Abſ. 6 AktG. überholt. Danach kann das Stimmrecht nicht 
ausgeübt werden für Aktien, die einem abhängigen Unter⸗ 
nehmen gehören. 

Aber auch für das Gmbh. Recht wird man den Stand⸗ 
punkt des RG. ablehnen und ſich der Regelung des AktG. an⸗ 
ſchließen müſſen. Denn dieſe Regelung ergibt ſich bei wirtſchaft⸗ 
licher Betrachtungsweiſe bereits aus den Grundſätzen, die in 
den früheren Entſcheidungen RG. 103, 64 und 146, 85 
— JW. 1935, 1550 ausgeſprochen und oben wiedergegeben 
worden ſind. In der letzteren Entſcheidung hat das RG. die 
Stimmrechtsverbote auf abhängige Geſellſchaften mit der Be⸗ 
gründung ausgedehnt, daß bei der Beherrſchung der abhängigen 
Geſellſchaft doch nur der Wille der beherrſchenden Geſellſchaft 
bei der Abſtimmung zum Ausdruck kommt. Wenn aber in einer 
Stimmabgabe durch die Tochtergeſellſchaft nur der Wille der 
beherrſchenden Geſellſchaft zum Ausdruck kommt, ſo würde in 
der Geſellſchafterverſammlung der Muttergeſellſchaft ihr eigener 
Wille „mitbeſtimmend ſein bei Beſchlüſſen, die gerade erſt er⸗ 
geben ſollen, was die Geſellſchaft eigentlich will“. Aber gerade 
dieſer Gedanke war es, der das NG. in RG. 103, 64 dazu 
veranlaßt hat, das Stimmrecht für die eigenen Geſchaftsanteile 
ruhen zu laſſen. 


IV. Die Gleichſtellung 
bei der Kapitalbeteiligung 

Es entſteht die Frage, ob die Tochtergeſellſchaft Geſchäfts⸗ 
anteile an der Muttergeſellſchaft erwerben kann, wenn der 
Muttergeſellſchaft der Erwerb eigener Anteile verboten wäre 16). 

Für den Fall, daß die herrſchende Geſellſchaft eine Aktien⸗ 
geſellſchaft oder Konmef. a. A. iſt, iſt ſeit der Novelle 1931 
im 8226 Abi. 4 Satz 1 HGB. — 8 65 Abſ. 5 AktG. aus⸗ 
geſprochen, daß die abhängige Geſellſchaft Aktien der herrſchen⸗ 
den Geſellſchaft nur nach Maßgabe der für den Erwerb eigener 
Aktien vorgeſehenen Beſtimmungen erwerben oder als Pfand 
nehmen darf. 

Für den Fall, daß die herrſchende Geſellſchaft eine GmbH. 
iſt, fehlt es an einer entſprechenden Beſtimmung. Doch wird 
der geſetzgeberiſche Gedanke der aktienrechtlichen Regelung hier 
zu demſelben Ergebnis führen. Denn der innere Grund für 
dieſe Beſtimmung liegt nicht in den Beſonderheiten des Aktien⸗ 
rechts, ſondern in dem Verhältnis zwiſchen abhängiger und 
herrſchender Geſellſchaft. 

Ahnliches gilt für die Beteiligung der abhängigen Geſell⸗ 
ſchaft an dem Kapital der herrſchenden. In Übereinſtimmung 
mit der bisherigen Rechtſprechung!“ iſt für die Aktiengeſell⸗ 
ſchaft im 8 220 Abſ. 4 Satz 2 HGB. 8 51 Abſ. 2 AktG. 
die Kapitalbeteiligung eines abhängigen Unternehmens ver⸗ 
boten worden. Dieſes Verbot wird auch ohne ausdrückliche 


1) Brodmann $33 Aum. 2b; Scholz 833 Anm. IV 3j 
Keine S. 420 mit Nachweiſen. 

1) 168. 149, 305 — JW. 1936, 919; ſchon fruher RG3. 103, 
64 a. E. 

16) Zum Beiſpiel nach § 226 HGB., § 33 Gmbh. 

17) RGB. 108, 41 = IM. 1924, 679. 
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Geſetzesbeſtimmung auf den Fall auszudehnen ſein, wo die 
Muttergeſellſchaft eine Gmbh. iſt!s). 

Man wird bei der Beurteilung der Kapitalbeteiligung 
mit der Gleichſtellung zwiſchen Mutter- und Tochtergeſellſchaft 
weiter gehen müſſen als bei der Beurteilung des Stimmrechts. 
Während beim Stimmrecht die Gleichſtellung nur Platz greift, 
wenn die Muttergeſellſchaft maßgebenden Einfluß auf 
die Willensbildung der Tochtergeſellſchaft hat, wird man 
bei jeder noch ſo geringen Kapitalbeteiligung die Gleichſtellung 
durchführen müſſen. Denn ſolange die Geſellſchaft A an der 
Geſellſchaft B beteiligt iſt, würde eine Beteiligung der Geſell⸗ 
ſchaft B an der Geſellſchaft A, d. h. eine Kapitalzuführung gegen 
Gewährung von Geſellſchaftsrechten, wirtſchaftlich betrachtet 
nur eine Rückzahlung des Kapitals bedeuten. Dies zeigen z. B. 
die folgenden Bilanzen, wo die Geſellſchaften A und B gegen⸗ 
feitig bei der anderen mit 40% beteiligt ſind: 


Geſellſchaft & 
Aktiva 


40 000 ./ Beteiligung an B 
60 000 K.& ſonſtiges Vermögen 


100000 . 


Paſſiva 
100 000 AA Stammkapital 


Geſellſchaft B 
Aktiva 


40 000 AM Beteiligung an A 
60 000 AM ſonſtiges Vermögen 
100 000 AM 

Jede der beiden Geſellſchaften hat alſo im Grunde nur 
Vermögenswerte von 60000 AM. Nur durch die gegen⸗ 
ſeitige Beteiligung weiſen die Bilanzen ein Vermögen von 
100 000 AM. auf. 

Auch praktiſch beſteht keinerlei Bedürfnis für derartige 
Machenſchaften. Wenn die Tochtergeſellſchaft der Muttergeſell⸗ 
ſchaft überflüſſiges Kapital zuführen will, mag die Tochter⸗ 
geſellſchaft die der Muttergeſellſchaft gehörigen Anteile nach 
833 Abſ. 2 GmbHG. erwerben oder nach 834 GmbHG. ein⸗ 
ziehen. Dies würde wirtſchaftlich denſelben Erfolg haben und 
es würden die ungeſunden und irreführenden Geſellſchafts⸗ 
verſchachtelungen vermieden werden. 

Im übrigen ſei noch bemerkt, daß auch eine Kurs⸗ 
oder Dividendengarantie der Tochtergeſellſchaft zugunſten der 
Muttergeſellſchaft nach 8 211 HGB., § 30 GmbHG. für un⸗ 
zuläſſig angeſehen werden muß. 


V. Das Geſellſchaftsvermögen 
als Sondervermögen der Geſellſchafter 


Die Gleichſtellung von Geſellſchaftern und Geſellſchaft 
führt zu der rechtlichen Folgerung, daß auch die Geſellſchafts⸗ 
anteile mit dem Geſellſchafts vermögen gleichzuſtellen ſind, 
daß das Unternehmen unmittelbar als Vermögensbeſtandteil, 
als Sondervermögen der Geſellſchafter betrachtet wird. 

Betrachtet man das Geſellſchaftsvermögen nur als Sonder⸗ 
vermögen der Geſellſchafter, ſo kann man die überführung von 
Gegenſtänden aus dem Geſellſchaftsvermögen in das Privat⸗ 
vermögen der Geſellſchafter — und umgekehrt — wirtſchaftlich 
nicht als Eigentumswechſel anſehen. So hat das RG. in der 
Aufwertungsrechtſprechung bei Übertragung von Grundſtücken 


Paſſiva 
100 000 /, Stammkapital 


aus dem Geſellſchaftsvermögen in das Vermögen des einzigen 


Geſellſchafters die Möglichkeit eines gutgläubigen Erwerbs nach 
8892 BGB. i. Verb. m. $ 20 oder 22 AufwG. abgelehnt, wenn 
ein Hypothekengläubsger die Aufwertung für eine inzwiſchen 
zurückgezahlte Hypothek verlangte 16): Erwerber und Ver⸗ 
äußerer ſeien dieſelbe natürliche Perſon, wenn auch in ver⸗ 
ſchiedener rechtlicher Geſtalt 20). In dem umgekehrten Fall, 


1s Brodmann 855 Anm. 3a. 

19) RG. 119, 126 JW. 1928, 620. 

20) Vgl. noch Kg.: JW. 1927, 1431; Rh.: JW. 1930, 256; 
RG3. 130, 340 — JW. 1931, 582; RH. 130, 390 = JW. 1931, 
2731; RG.: JW. 1932, 728. 
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wo zwar wirtſchaftlich, nicht aber formell ein Eigentums wechſel 
vorliegt — ſämtliche Aktien einer Grundſtücksgeſellſchaft gehen 
in andere Hände über —, hat das RG. mit Recht jedoch den 
Schutz des guten Glaubens ebenfalls abgelehnt r): Für den 
guten Glauben iſt nur dann Platz, wenn das Grundſtück wirt⸗ 
ſchaftlich und formell den Eigentümer wechſelt. 


Im Aufwertungsrecht hat das RG. die Identität weiter 
inſofern bejaht, als es für die Bemeſſung der Aufwertung 
einer gegen die GmbH. gerichteten Forderung nicht nur die 
Vermögensverhältniſſe der GmbH., ſondern auch die des 
alleinigen Geſellſchafters für maßgebend erklärt hat 22). 


Die Behandlung des Geſellſchaftsvermögens als Sonder⸗ 
vermögen der Geſellſchafter hat weiter zur Folge, daß die Ver⸗ 
äußerung aller Geſchäftsanteile ebenfo zu behandeln iſt, als 
wenn das Geſellſchaftsvermögen ſelbſt veräußert wird. 


Das RG. hat ſich nach anfänglichem Schwanken ſchließ⸗ 
lich dazu bekannt, regelmäßig in der Veräußerung ſämtlicher 
Anteile gleichzeitig die Veräußerung des Geſellſchaftsunter⸗ 
nehmens zu erblicken 23). 


Dieſe Auffaſſung wirkt ſich praktiſch insbeſondere dahin 
aus, daß die Mängelhaftung beim Verkauf der Geſchäftsanteile 
ſich nicht nach den Vorſchriften für Rechtsmängel (8 437 
BGB.) richtet, ſondern nach den Vorſchriften über Sachmängel 
(88 459 ff. Bc B.): Dies iſt insbeſondere für den Umfang der 
Haftung und für die Verjährung von Bedeutung. 

Eine weitere praktiſche Konſequenz liegt darin, daß, wenn 
für die Veräußerung des Geſellſchaftsvermögens eine Genehmi⸗ 
gung erforderlich iſt, dieſe auch für die Veräußerung von Ge⸗ 
ſchäftsanteilen zu fordern iſt. So hat das RG. angenommen, 
daß die Veräußerung aller Kuxe einer Gewerkſchaft nach der 
Bek. v. 18. März 1918 genehmigungspflichtig iſt, wenn die 
Veräußerung des der Gewerkſchaft gehörenden Grundſtücks 
unter dieſe Bekanntmachung fallt? ). 

Ebenſo iſt die vormundſchaftsgerichtliche Genehmigung z. B. 
nach 81821 Ziff. 1 BV., § 1822 Ziff. 3 BOB. erforderlich, 
wenn zum Geſellſchaftsvermögen Grundſtücke oder ein Er⸗ 
werbsgeſchäft gehören?“). 

Das RG. nimmt die Gleichſtellung des Vermögens offen— 
bar nur vor, wenn ſämtliche Geſellſchaftsrechte vom Ver⸗ 
äußerer auf den Erwerber übergehen 26). Wenn ſämtliche An⸗ 
teile von einem Veräußerer auf mehrere Erwerber über⸗ 
tragen werden, ſcheint das RG. nur dann eine Übertragung 
des Geſellſchaftsvermögens ſelbſt annehmen zu wollen, wenn 
zwiſchen den verſchiedenen Erwerbern eine „wirtſchaftliche Ver⸗ 


bundenheit“ beſteht?“). 


Dieſer Standpunkt iſt jedoch zu eng. Bei wirtſchaftlicher 
Betrachtungsweiſe ſteht nichts entgegen, in der Übertragung 
von 500% der Anteile die Übertragung des halben Geſellſchafts⸗ 
vermögens zu erblicken. Wo die Grenze liegt, wird man der 
Entſcheidung des Einzelfalls überlaſſen müſſen. Es wird darauf 
abzuſtellen ſein, ob die Beteiligten nach den Umſtänden des 
Falles einen Teil des Geſellſchaftsvermögens oder nur ein 
Mitgliedſchaftsrecht zu veräußern beabſichtigen. Nach der Recht⸗ 
ſprechung des SG). bietet das Maß der Beteiligung, die Zahl 
der beteiligten Geſellſchafter und das perſönliche Verhältnis 
der Geſellſchafter zum Geſchäftsbetrieb einen Maßſtab 's). 

21) NG.: JW. 1928, 154. 

22) RG.: JW. 1931, 39. 

26) So jetzt Rg. 120, 283 — JW. 1928, 1392: RZ. 124, 
166 — JW. 1929, A 2519; früher RG. 86, 146 JW. 1915, 443; 
Rg. 98, 289; 100, 200. 

21) NG. 113, 163 — JW. 1926, 1664, wo allerdings mehr 
auf den allgemeinen Wortlaut und die beſondere volkswirtſchaft⸗ 
liche Bedeutung der Bek. v. 18 März 1918 abgeſtellt wird; a. M. 
R653. 104, 42 für das Vorkaufsrecht nach dem RStedlch. 

25) 865%. 1934, A 89; JW. 1926, 600; a. M. NW. 133, 7 
JW. 1931, 3107. 

26) IW. 1930, 3470. 

27) 18.122, 373 ff., insbeſ. S. 382 

28) Kch.: JW. 1926, 600. 


JW. 1929, 574. 
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VI. Die Gleichſtellung 

bei der Geſchäftsführung 

Hinſichtlich der Vertretungsbefugnis würde das 

Gleichſtellungsprinzip dazu führen, die Erklärungen der Geſell⸗ 

ſchafter als die Erklärungen der Geſellſchaft anzuſehen, alſo 

die Geſellſchafter unmittelbar als vertretungsberechtigte Organe 

anzuerkennen. Dieſes Ergebnis würde aber in Widerſpruch zu 

9.35 GmbchG. ſtehen, wonach die Vertretungsbefugnis bei den 
Geſchäftsführern liegt. 

Fur die Löſung dieſes Widerſpruchs iſt auf das Verhält⸗ 
nis zwiſchen Geſellſchaftern und Geſchäftsführern zurückzugehen, 
wie es nach dem GmbHG. grundſätzlich ausgeſtaltet iſt. Danach 
bildet die Geſellſchafterverſammlung das oberſte Geſellſchafts⸗ 
organ, iſt aber nach außen hin mundtot. Die nach außen ge⸗ 
richteten Erklärungen müſſen vielmehr vom Geſchäftsführer 
abgegeben werden, der ſeinerſeits von der Geſellſchafterver⸗ 
ſammlung abhängig iſt. Die Willensbildung gehört alſo 
zur Zuſtändigkeit der Geſellſchafterverſammlung, die 
Willensäußerung zu der der Geſchäftsführer. 

Aus dieſer Regelung kann man aber nicht folgern, daß 
auch die Willens äußerung der Geſellſchafterver⸗ 
ſammlung Dritten gegenüber ſtets unbeachtlich ſein muß. 
Wenn z. B. die Geſellſchafterverſammlung beſchließt, mit einem 
Dritten ein Rechtsgeſchäft abzuſchließen, und wenn ſie dieſes 


Rechtsgeſchäft mit dem in der Geſellſchafterverſammlung an⸗ 


weſenden Dritten ſofort ſelbſt abſchließt, fo iſt kein vernünftiger 
Grund einzuſehen, warum der Geſchäftsführer, der in der 
Geſellſchafterverſammlung nicht anweſend war, ſpäter den 
Geſchäftsabſchluß wiederholen oder genehmigen muß, um ihn 
wirkſam zu machen 2»). Denn man darf nicht vergeſſen, daß 
die Geſellſchafterverſammlung die Macht hat, ihren Willen 
durch den Geſchäftsführer in die Tat umzuſetzen, äußerſten⸗ 
falls indem ſie einen widerſpenſtigen Geſchäftsführer durch 
einen anderen erſetzt. 

Zweckmäßigkeitsgründe ſprechen allerdings dafür, zur Er⸗ 
haltung des Überblicks alle Geſchäfte einheitlich durch die Hand 
der Geſchäftsführer laufen zu laſſen. Doch kann dieſes Intereſſe 
nicht für jo wichtig angeſehen werden wie der Schutz der All⸗ 
gemeinheit, die mit Recht darauf vertraut, daß die Geſellſchaft 
die Beſchlüſſe ihres oberſten Organs anerkennt. 

Bei der Einmanngeſellſchaft gibt es keine „Geſellſchafter⸗ 
verſammlung“ und keine „Beſchlüſſe“. Es genügt hier der 
formloſe Entſchluß des Geſellſchafters. Man muß daher die Er⸗ 
klärungen des Einmanngeſellſchafters, die dieſer für die Geſell⸗ 
ſchaft abgibt, als für die Geſellſchaft bindend anſehen, auch 
wenn der Geſchäftsführer nicht zuſtimmt 30). 

Wenn man durchaus eine juriſtiſche Konſtruktion braucht, 
um dieſes praktiſch durchaus natürliche Ergebnis gegenüber 
335 GmbHG. zu rechtfertigen, ſo mag man bedenken, daß der 
Einmanngeſellſchafter oder die Geſellſchaftsverſammlung jeder⸗ 
zeit ſich ſelbſt zum alleinigen vertretungsberechtigten Geſchäfts⸗ 
führer beſtellen kann. Da für die Wirkſamkeit der Vertretungs⸗ 
befugnis die Eintragung im Handelsregiſter nicht Weſens⸗ 
erfordernis iſt, muß in der Abgabe von Erklärungen gegenüber 
Dritten gleichzeitig die ſchlüſſige Legitimation der Geſellſchafter⸗ 
verſammlung bzw. des Einmanngeſellſchafters zur Vertretung 
der Geſellſchaft geſehen werden. 

Die Vertretungsbefugnis kann aber nur der Geſamtheit 
der Geſellſchafter oder der ordnungsmäßig berufenen Geſell⸗ 
ſchafterverſammlung zugeſtanden werden, nicht aber ſchon der 
Geſellſchaftermehrheit oder einem herrſchenden Geſellſchafter. 

Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß Dritte ſich auf die Erklärungen 
der Geſellſchafter, die nicht Geſchäftsführer ſind, nicht ein⸗ 


29) So auch Brodmann, „mbc.“ 836 Anm. 20. 

30) And. M. RE.: JurRdſch. 1929, 1750; für die Aktiengefell- 
ſchaft R.: JW. 1928, 397; doch hat das RG. anerkannt, daß die 
Genehmigung der Geſellſchaft zur Teilung und Veräußerung von 
Geſchäftsanteilen auch durch die Geſellſchafter ausgeſprochen wer⸗ 
den kann, obwohl an ſich der Geſchäftsführer hierfür allein zu⸗ 
ſtändig it: RGS. 130, 45 — JW. 1930, 3738; Rh. 142, 36 — JW. 
1933, 2833; vgl. auch Rh.: JW. 1929, 2205. Brodmann, 
„GAmbchch.“ 8 2 Anm. 8 will den alleinigen Geſellſchafter als den 
geborenen Gefchäftsführer anerkennen, wenn ein beſonderer Ge⸗ 
ſchäftsführer nicht vorhanden iſt. 


verlangen können. Im: . 2 

Beachtenswert für die Praxis iſt die Anſicht des RF H. 51), 
die dem herrſchenden Geſellſchafter, der die tatſächliche Ober⸗ 
leitung in der GmbH. hat, die ſteuerlichen Pflichten eines Ge⸗ 
ſchäftsführers auferlegt. Man wird dies auch auf die Pflichten 
ausdehnen müſſen, die dem Geſchäftsführer nach dem Gmb eG., 
z. B. 864, obliegen, und man wird auch in dieſen Fallen bie 
gegen den Geſchäftsführer gerichteten Strafvorſchriften auf den 
alleinigen Geſellſchafter anzuwenden haben, wenn dieſen ein 
Verſchulden trifft. N 

Hinzuweiſen ift ſchließlich in dieſem Zuſammenhang au 
835 Abſ. 2 Dev., „ e die dem Eigen⸗ 
tümer obliegen, in gleicher Weiſe auch von dem zu erfüllen 
ſind, der durch „eine Erwerbsgeſellſchaft ... die Verfügungs⸗ 
macht über den Gegenſtand ausübt“, d. h. alſo von dem be⸗ 
herrſchenden Geſellſchafter. 


VII. Sonſtige Fälle der Gleichſtellung 
Zum Schluß ſollen einige weitere Tatbeſtände aufgeführt 
werden, in denen der Gleichſtellungsgrundſatz praktiſche Be⸗ 
deutung erlangt hat. an / 
So hat das NG. die Verurteilung des Einmaungeſell⸗ 
ſchafters perfönlich zur Vorlegung der Geſellſchafts 
bilanz für zuläſſig erklärt, denn eine Leiſtung ſei für den 
Einmanngeſellſchafter nicht unmöglich, wenn fie für die Geſell⸗ 
ſchaft möglich ſei ??). 1 
Ein Schuldner der Geſellſchaft befreit ſich durch eine 
Leiſtung, die irrtümlich ſtatt an die Geſellſchaft auf ein Privat⸗ 
konto des einzigen Geſellſchafters und Geſchäftsführers vor⸗ 
genommen wird ss). J 
Das RG. hat ſogar für einen Gläubiger des Einmann⸗ 
geſellſchafters den nn Far Geſellſchaftsvermögen im 
Wege des Arreſtes zugelaſſen ?“). m 
= Bei ber 1 gegen eine Gmbh. find bei Bewilli⸗ 
gung des Vollſtreckungsſchutzes auch die Verhältniſſe 
der Geſellſchafter mit zu berückſichtigen se). Und umgekehrt 
wird bei der Vollſtreckung der GmbH. dem Schuldner der Voll⸗ 
ſtreckungsſchutz zu gewähren fein, wenn es die Verhältniſſe 
der Geſellſchafter angezeigt erſcheinen laſſen, 3- B. wenn der 
Schuldner ſeinerſeits Anſprüche gegen die Geſellſchafter perſoͤn⸗ 
lich hat 8. a U 
15 Unrecht hat das NG.) die Gleichſtellung in einem 
Fall abgelehnt, der ein Börſenterminsgeſchäft betraf: 
Ein Terminsunfähiger hatte ein unverbindliches Termins⸗ 
geſchäft mit einer Gmb. abgeſchloſſen; der alleinige Geſell⸗ 
ſchafter hatte die Schuld an die Geſellſchaft beglichen. Das 
RG. iſt der Anſicht, der Schuldner konne der Erſatzforderung 
des Geſellſchafters nicht den Terminseinwand entgegenhalten, 
weil dieſer mit der Geſellſchaft nicht identiſch ſei. 
Für das Warenzeichenrecht hat das RG. ent⸗ 
ſchieden ss), daß Geſchäftsbetrieb und Zeicheninhaberſchaft aus⸗ 
einanderfallen, wenn das Zeichen fur den alleinigen Geſell⸗ 
ſchafter eingetragen iſt, der Betrieb aber von der Geſellſchaft 
ausgeübt wird. Das NG. hat in dieſem Fall alſo die Löſchungs⸗ 
klage für begründet angeſehen. Dieſes Ergebnis ſteht aber in 
Widerſpruch mit der oben wiedergegebenen Aufwertungsrecht⸗ 
ſprechung des RG., wo es das Geſellſchaftsvermogen gleichſam 
als ein Sondervermögen der Geſellſchafter angeſehen hat. 
Zu Unrecht hat das RG. auch für die Frage, ob eine 
GmbH. die deutſche Staatsangehörigkeit i. S. des 8 7 
PrStaatshaftGG. hat, die Perſon des Geſellſchafters für uns 


31) StW. 1936 Nr. 532. a 

=) NER. 99, 232. Zuſtimmend Brodmann, „GmbH.“ 82 
Anm. 8. Anders aber R.: JW. 1922, 15204. 

33) RG.: JW. 1912, 794. 

NG: „Recht“ 1905, 743. Zuſtimmend Brodmann 
a a O, der aber den Geſellſchaftsgläubigern ein Widerſpruchsrecht 
nach 8 771 IPOD. einräumt. Anders aber ſtändige Rechtſprechung, 
3. B. Rg. 85, 383 JW. 1915, 35. 
358) Nh. Berlin: . 1933, 2474. 

550 Kch.: JW. 1936, 2476. 

57) RZ. 85, 382 JW. 1918 5 

38) NG: JW. 1927, 103 9. 
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beachtlich angefehen ). Anders dagegen die Rechtſprechung 
des Ri., der für den Ort der Leitung eines Unternehmens 
es auf den Aufenthaltsort des herrſchenden Geſellſchafters ab⸗ 
ſtellt, nämlich dann, wenn der Geſellſchafter in wichtigen Ge— 
ſchäften ſelbſt das entjcheidende Wort mitſpricht, ſo daß er als 
Seele und Kopf der Geſchäftsführung anzuſehen iſt und die 
geſetzlichen Vertreter nur ſeine ausführenden Organe ſind 1e). 

Für das Gebiet des Sozialverſicherungsrechts 
wird man die Hauptgeſellſchafter als Betriebsunternehmer an⸗ 
ſehen müſſen, jo daß nach 8 544 RVO. ihnen bei einem Unfall 
kein Verſicherungsſchutz zu gewähren eye 

Ein Beiſpiel dafür, daß die Gleichſtellung nicht aus⸗ 
nahmslos durchgeführt werden darf, bietet der Tatbeſtand des 
81197 Abſ. 2 BGB., wonach für Eigentümergrundſchulden die 
Verzinſung der Grundſchuld ruht. Wenn der Einmanngeſell⸗ 
ſchafter Gläubiger einer auf dem Grundſtück der GmbH. ruhen⸗ 
den Grundſchuld iſt, ſo hat eine Verzinſung der Grundſchuld 
trotzdem ſtattzufinden !?). Denn hier handelt es ſich lediglich 
um die Frage der Vermögenszugehörigkeit. 

Im Prozeßrecht wird allgemein die Gleichſtellung 
abgelehnt. Aus dem Satz, daß die Geſellſchaft gerichtlich durch 


50) Rh.: JW. 1934, 2969 mit ablehnender Aum von Cri— 


ſolli. 
40) StW. 1936 Nr. 377; vgl. StAnpG. 8 15 Anm. 2. 
41) And. M. ſtändige Rechtſprechung des RVerſsel. z. B. JW. 
1928, 1955. 
42) RG.: HöchſtaRſpr. 1929, 389. 


ihren Geſchäftsführer vertreten wird ($ 35 Abſ. 1 Gmb .), 
ſchließt man, daß der Geſellſchafter Dritter iſt, ebenſo wie ein 
Mitglied einer ſonſtigen juriſtiſchen Perſon ). 

Der Geſellſchafter wird daher von der Gerichtspraxis all⸗ 
gemein als Zeuge zugelaſſen, auch gilt er nicht nach 841 Nr. 1 
3 O. als kraft Geſetzes vom Richteramt ausgeſchloſſen! ). 
Dasſelbe gilt für den Strafprozeß nach §8 61 Nr. 2, 22 
StpO., wo bei Straftaten gegenüber der Gmb. der Geſell⸗ 
ſchafter nicht als Verletzter anzuſehen iſt 06). 

Man kann wohl ſagen, daß die herrſchende Gerichtsübung 
alles andere als volkstümlich iſt. Jemand, der ein Unternehmen 
in Form einer Gmbh. betreibt, iſt genau ſo befangen wie 
jemand, der das Unternehmen als Einzelfirma oder in Form 
einer OHG. betreiben würde. 

Eine gewiſſe Lockerung ſeiner formalen Einſtellung läßt 
das RG. in einer neueren Entſcheidung erkennen!), wo es 
nach SS 17, 22 UWG. die Erzeugerfirma zum Strafantrag 
für berechtigt anſieht in dem Fall, wo unmittelbar lediglich 
die Vertriebsgeſellſchaft verletzt iſt, ſofern die Erzeugerfirma 
maßgebend an der Vertriebsgeſellſchaft beteiligt iſt. 

45) Zum Beiſpiel Jonas Vor 8873 Anm. 1 

44) Doch kaun die Geſellſchafterverſammlung nicht zum Schieds⸗ 
richter für Streitigkeiten zwiſchen Geſellſchaftern und Geſellſchaft 
beſtimmt werden (RZ. 55, 326). 

45) ASt. 69, 127 = IM. 1935, 1787. 

46) RG.: JW. 1936, 3471 mit zuſtimmender Anm. von Euler 
mann. 


Das Einzelhandels ſchutzgeſetz und ſeine Auslegung 


Von Regierungsrat Dr. W. Britſch, Referent im Reichs⸗ und Preußiſchen Wirtſchaftsminiſterium 


JW. 1937, 1137 ff. weiſt Aſſeſſor Walter Haars, 
Hamburg, unter der Überſchrift „Das Einzelhaudelsſchutzgeſetz 
and die Ausdehnung des Verkaufs auf eine ‚artfremde Ware“ 
darauf hin, daß das Einzelhandel Sch lediglich wegen der 
ihm beigegebenen Strafbeſtimmung ganz gelegentlich in den 
Geſichtskreis der Staatsauwaltſchaften und Strafgerichte tritt, 
daß ihm aber im übrigen weder von ſeiten der Richter noch 
insbeſondere von den Rechtsanwälten das gebotene Intereſſe 
entgegengebracht wird. Dies ſei um ſo mehr zu bedauern, 
weil das Einzelhandel SchGö. nicht nur für jeden im Wirt⸗ 
ſchaftsleben Beteiligten — alle Stufen vom Erzeuger zum 
Verbraucher eingeſchloſſen — ſeine Wirkungen äußere, ſondern 
weil vor allem dieſe Geſetzesmaterie in ihrer praktiſchen An 
wendung allzu ſehr in den Bereich einer zweckbeſtimmten und 
damit notwendig einſeitigen Betrachtungs⸗ und Anwendungs 
weiſe gelangt ſei. Haars führt dabei treffend aus, daß in 
Zuſammenhang mit der Auwendung des Runderlaſſes des 
Reichs⸗ und Preußiſchen Wirtſchaftsminiſters v. 10. Jan. 
1936, V 26152/35, von dem er die wichtigſten Stellen wört⸗ 
lich zitiert, erhebliche Schwierigkeiten bei Auslegung und An⸗ 
wendung des EinzelhandelSchG. aufgetaucht ſind, die nicht 
ſo ſehr von der Seite des Geſetzes, als vielmehr von der des 
praktiſchen Wirtſchaftslebens aus hervorgerufen werden. In 
dieſem Zuſammenhang wird mein Aufſatz „Der Arzneimittel 
vertrieb in Einzelhandelsgeſchäften“ im „Miniſterialblatt für 
Wirtſchaft“ Nr. 6 v. 27. April 1936, S. 74 f. für die Auf⸗ 
faſſung zitiert, daß der in Frage ſtehende Runderlaß des 
Reichs⸗ und Preußiſchen Wirtſchaftsminiſters v. 10. Jan. 
1936 in Wirklichkeit die Analogietatveſtande des 8 3 Einzel 
handel Schc. (Ziff. 58nd 6) um den dritten, der ſich „art⸗ 
fremde Ware“ betitele, erweitere. Dies gibt mir Anlaß, in 
Zuſammenhang mit einem in der Tagespreſſe der letzten Zeit 
beſprochenen amtsgerichtlichen Strafurteil über den Rahmen 
meines Aufſatzes in der „Textilzeitung“ v. 1. Juni 1937 
Nr. 130 hinaus zu dem Einzelhandel Schch. und feiner Aus⸗ 
legung, insbeſondere zu der rechtlichen Bedeutung und Rechts 
gültigkeit des Erlaſſes des Reichs- und Preußziſchen Wirt 
ſchaftsminiſters v. 10. Jan. 1936, V 26152/35, Stellung 
zu nehmen. 


1. 

Das Einzelhandel Schch. v. 12. Mai 1933 hatte ur⸗ 
ſprünglich ausſchließlich dem Zwecke gedient, eine ſofortige 
wirkſame Sperre für die Vermehrung der Zahl der vor⸗ 
handenen Einzelhandelsverkaufsſtellen aufzurichten. Es hat 
damit keineswegs eine endgültige Regelung für die Zulaſſung 
zum Einzelhandel treffen können, ſondern m. E. lediglich zu 
einer ſolchen Regelung die geſetzgeberiſchen Vorausſetzungen 
geſchaffen. Dieſer Auffaſſung eutſpricht es auch, daß das 
Einzelhandel Sch. im Wege mehrfacher Anderung in ſeinen 
Tatbeſtänden unigewandelt worden iſt und im Wege der 
DurchfVO. v. 23. Juli 1934 eine Auslegung erfahren hat, 
die zwar nicht dem Wortlaut des Geſetzes widerſpricht, wohl 
aber weit über den durch die Präambel des urſprünglichen 
Geſetzes vorgezeichneten Inhalt hinausgegangen iſt. Das ur⸗ 
ſprüngliche Sperrgeſetz iſt de kacto in ein Zulaſſungsgeſetz 
umgewandelt worden, wobei die Zulaſſung zum Einzelhandel, 
ſei es, daß ein Antragſteller eine Verkaufsſtelle errichten, 
ſei es, daß er fie übernehmen will, an beſtimmte Voraus- 
ſetzungen geknüpft wird. Solche Vorausſetzungen ſind die in 
Ziff.] DurchfVO. aufgeſtellten Erforderniſſe der Sachkunde 
und der perſönlichen Zuverläſſigkeit des Antragſtellers. In 
den Ziff. II und III ſind lediglich für Sondertatbeſtände 
Sperrvorausſetzungen (Prüfung der außergewöhnlichen Über⸗ 
ſetzung; Nachweis eines Bedürfniſſes) beibehalten worden. Die 
Sachkunde eines Antragſtellers wird, ſofern ſie nicht durch 
Zeugniſſe oder durch Nachweis einer mindeſtens fünfjährigen 
Gehilfentätigkeit dargetan werden kann, durch Ablegung einer 
beſonderen Prüfung vor der zuſtändigen Induſtrie- und 
Handelskammer nachgewieſen. Die Sachkundeprüfung erſtreckt 
ſich einmal auf die kaufmänniſchen Kenntniſſe, dann aber auch 
auf die Warenkenutniſſe des Bewerbers. Die Warenkenntniſſe 
kann ein Prüfling nicht für alle im Einzelhandel feilgebotenen 
Waren dartun, ſondern nur für einen beſtimmten Waren⸗ 
kreis, der dem von dem Bewerber in Ausſicht genommenen 
Einzelhandelsgeſchäft eigen iſt. Mittelbar beſteht ſomit ſchon 
auf Grund der DurchfVO. zum Einzelhandel Sch. eine Ein⸗ 
flußuahme der für die Beurteilung von Anträgen auf Grund 
des Einzelhandel SchG. zuſtändigen Stellen auf den Geſchäfts⸗ 
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typ und den Warenkreis, für den eine Zulaſſung aus⸗ 
geſprochen wird. Damit iſt, wie auch mit den übrigen geſetz⸗ 
lichen Vorausſetzungen, die Grundlage geſchaffen worden, bei 
Anwendung und Auslegung des EinzelhaudelSchch. eine wirt⸗ 
ſchaftspolitiſche Linie zu beachten und einzuhalten. Das Einzel» 
handel Sch G. iſt ein wirtſchaftspolitiſch orientiertes Geſetz. 
Da es unmittelbar auf die mannigfaltigſten Erſchetnungs⸗ 
formen innerhalb derſelben Wirtſchaftsſtufe angewandt wer⸗ 
den muß, ſtellt es die ſtaatlichen Behörden vor die Aufgabe, 
bei der Anwendung und Auslegung dieſer wirtſchaftspoliti⸗ 
ſchen Linie getreu Entſcheidungen zu treffen und von einem 
ſtarren Rechtsformalismus abzuſehen. 

Wohl im Hinblick hierauf hat es der Reichs- und 
Preußiſche Wirtſchaftsminiſter für erforderlich gehalten, durch 
ſeine wiederholten Ausführungserlaſſe den Verwaltungsbehöͤr⸗ 
den und Gutachterſtellen vor Augen zu führen, welcher wirt⸗ 
ſchaftspolitiſche Sinn dem Einzelhandel Schch. innewohnt und 
welche wirtſchaftspolitiſche Linie demgemaß bei Anwendung 
des Geſetzes einzuhalten iſt. Wie ich oben dargelegt habe, 
iſt das Einzelhandel Sch. in ſeiner urſprünglichen Faſſung, 
wie aus dieſer Faſſung ſchon damals entnommen werden 
mußte, nicht ein auf Dauer berechnetes Geſetz geweſen. Die 
verſchiedenen Anderungen, die das Geſetz im Laufe ſeines 
vierjährigen Beſtehens erfahren hat, ſind, und das iſt dem 
Inhalt dieſer Anderungen ohne weiteres zu entnehmen, in 
Verfolgung eines klaren wirtſchaftspolitiſchen Zweckes ge⸗ 
troffen worden. Dieſer Zweck, der insbeſondere aus der 
Durchf VO. v. 23. Juli 1934 zu erkennen tft, iſt m. E. der 
im Wege der Ausleſe bei der Zulaſſung zum Einzelhandel 
den Boden für einen wirtſchaftlich geſunden Berufsſtand und 
damit für einen auf Dauer berechneten Schuß des Einzel— 
handels zu bereiten. Aus dieſer Erwägung heraus dürfte 
u m. E. gerechtfertigt erſcheinen, daß der Reichs⸗ und 
Frenpifche Wirtſchafesminiſter ohne weſentliche Anderung des 
Fiir des Geſetzes den Inhalt wirtſchaftspolitiſchen 

rforderniſſen folgend weitergebildet und umgeſtaltet hat. 


II. 


„Dicſe Weiterbildung und Umgeſtaltung des Inhalts des 
Einzelhandelchch. hat deshalb nicht zur Rechtsunſicherheit 
geführt, weil der Reichs⸗ und Preußiſche Wirtſchaftsminiſter 
in feinen, Runderlaſſen immer klar zu verſtehen gegeben hat, 
welche Ziele bei Anwendung des Einzelhandel Schch. verfolgt 
werden müſſen und welches Ziel wohl der Geſetzgeber als 
Ergebnis ſeiner geſetzlichen Maßnahmen anſtrebt. 

„Die Erlaſſe des Reichs⸗ und Preußiſchen Wirtſchafts⸗ 
miniſters enthalten im weſentlichen Auslegungsvorſchriften. 
Sie bringen aber auch — und das wohl im Hinblick auf § 11, 
wonach die Reichsregierung (der Reichswirtſchaftsminiſter) die 
zur Durchführung erforderlichen Rechts⸗ und Verwaltungs- 
verordnungen erläßt und auch Vorſchriften ergänzenden In⸗ 
halts erlaſſen kann — Ergänzungen der DurchfV O., wenn fie 
8. B. für den Sachkundennachweis Richtlinien aufſtellen und 
erklären, was bei der Bedürfnisprüfung und bei Prüfung 
anderer Vorausſetzungen zu beachten iſt. 

Einer der wichtigſten Erlaſſe des Reichs und Preußiſchen 
Wirtſchaftsminiſters iſt der v. 10. Jan. 1936, V 2615235, 
deſſen Rechtsgültigkeit in dem oben zitierten Aufſatz von 
Aſſeſſor Haars, Hamburg, hinſichtlich ſeines weſentlichſten 
Punktes, nämlich der Genehmigungspflicht bei der Aus⸗ 
dehnung des Verkaufs auf eine „artfremde Ware“, in Zweifel 
gezogen wird. Hierzu iſt m. E. folgendes zu ſagen: 

I. Der Runderlaß v. 10. Jan. 1936 iſt im „Miniſte⸗ 
rialblatt für Wirtſchaft“, Jahrg. 1936, dem amtlichen Ver⸗ 
kündungsblatt des Reichs⸗ und Preußiſchen Wirtſchafts⸗ 
miniſters, veröffentlicht worden. Er hat gleichzeitig durch 
einen Aufſatz von Min R. Dr. Michel eine umfangreiche 
Kommentierung erfahren. Wenn der Reichswirtſchaftsminiſter 
auf Grund des § 11 Einzelhandel Sch. ermächtigt iſt, auch 
Vorſchriften ergänzenden Juhalts zu erlaſſen, ſo iſt ihm da⸗ 
mit die Möglichkeit gegeben, ſolche Vorſchriften im Wege der 
DurchfVO. oder im Wege des Erlaſſes zu treffen. Unter 
dieſem Geſichtspunkte kann der Erlaß des Reichs⸗ und Preußi⸗ 
ſchen Wirtſchaftsminiſters v. 10. Jan. 1936 unabhängig da⸗ 


von, welchen Inhalt er hat, erforderlichenfalls als eine den 
Beſtimmungen des Einzelhandel Sch G. gerecht werdende Vor⸗ 
ſchrift anerkannt werden. 

2. Im Runderlaß v. 10. Jan. 1936 wird u. a. erklärt, 

daß „die Hinzunahme ſolcher Waren, die im Verhältnis zu 
den bisher in den Verkaufsſtellen geführten Waren völlig 
artfreud find und die in keinerlei innerem Zuſammenhang 
mit den bisher geführten Waren ſtehen, als Neuerrichtung 
einer Verkaufsſtelle, und zwar in räumlicher Verbindung mit 
Eh ſchon vorhandenen Verkaufsſtelle, angeſehen wird“. Durch 
Beiſpiele wird ſodann dargetan, welche Fälle mit dieſer Rege⸗ 
lung gemeint ſein ſollen. 
Nachdem ein Gericht ſeine Entſcheidung in einem Einzel⸗ 
falle damit begründet hat, daß die einer Errichtung gleich⸗ 
zuſtellenden Tatbeſtände in 8 3 Einzelhandel Sch. erſchöp⸗ 
fend ausgezählt und nach dem Willen des Geſetzgebers weitere 
Tatbeſtände nicht als Errichtungstatbeſtände genehmigungs⸗ 
pflichtig ſeien, damit alſo der Erlaß des Reichs⸗ und Preußi⸗ 
ſchen Wirtſchaftsminiſters v. 10. Jan. 1936 inſoweit nicht 
für das Gericht bindend ſei, hat der Reichs⸗ und Preußiſche 
Wirtſchaftsminiſter in einem Erlaß mitgeteilt, er habe nicht 
über den Rahmen des $ 3 Einzelhandel Sch. hinaus Tat⸗ 
beſtände, die nicht Errichtungstatbeſtände ſind (Analogietat⸗ 
beſtände), der Errichtung im Sinne des 8 2 Abſ. 1 Einzel⸗ 
handelSchch. gleichgeſtellt, ſondern dem Sinn und Zwec des 
Geſetzes entſprechend und in Auslegung des Geſetzes dargetan, 
daß bei Neuaufnahme, artfremder Waren“ in einer beſtehen⸗ 
den Einzelhandelsverkaufsſtelle eine Neuerrichtung einer Ver⸗ 
kaufsſtelle angenommen werden muß, dieſe Neuaufnahme alſo 
ſelbſt Errichtungstatbeſtand if. 

Dieſer Auffaſſung des Reichs⸗ und Preußiſchen Wirt⸗ 
ſchaftsminiſters widerſpricht nach Anſicht von Aſſeſſor Haars 
die Tatſache, daß § 3 in ſeinen Ziff. 5 und 6 ganz ausdrück⸗ 
lich die Ausdehnung des Verkaufs auf Lebens⸗ und Genuß⸗ 
mittel ſowie auf Arzneimittel ſchon als „Errichtungstat⸗ 
beſtand“ fingiert und fo logiſch zum Umkehrſchluß zwingt, 
ſo daß dieſer Anſicht entſprechend 8 3 in ſeinen Ziff. 5 und 6 
in Wirklichkeit nicht Analogietatbeftände, ſondern eigentliche 
Errichtungstatbeſtände nach 8 2 Abſ. 1 des Gef. enthält. Dieſe 
Anſicht iſt m. E. irrig. 8 3 Ziff. 5 iſt ſchon in der erſten 
Faſſung des Einzelhandel Schch. enthalten; dieſe Ziffer iammt 
alſo aus einer Zeit, in der die mit der DurchfVO v. 23. Juli 
1934 eingeführte Hauptvorausſetzung der Sachkunde noch nicht 
aufgeſtellt war. Das bedeutet, daß die Ziff. 5 in 8 3 heute 
nicht allgemein zur Beweisführung für einen Tatbeſtand 
herangezogen werden kann, der erſt aus der Sachkunde er⸗ 
wachſen iſt, ſondern einem beſtimmten Einzelzweck diente, wie 
auch im Kommentar Pfundtner⸗Neubert bei den Er⸗ 
läuterungen zu Ziff. 5 erklärt wird. Hiernach richtete ſich die 
Ziff. 5 vorwiegend gegen die Aufnahme von Lebens- und Ge⸗ 
nußmitteln in großen Kaufhäuſern, um das Entſtehen von 
Warenhäuſern im Sinne des Einzelhandel Sch. zu ver⸗ 
hindern. Darüber hinaus mußte es wohl, wie es auch in 
einer in einem Einzelfall getroffenen Entſcheidung des Reichs⸗ 
und Preußiſchen Wirtſchaftsminiſters lautet, Würdigung markt- 
politiſcher Forderungen ſein, die zur Aufnahme der Ziff. 5 
in $ 3 des Gef. geführt hat. 

Auch die Beſtimmung in Ziff. 6 des 8 3, die wohl in 
Aulehnung an die Ziff. 5 bei der letzten Anderung durch das 
Geſetz v. 13. Dez. 1934 aus volksgeſundheitlichen Gründen 
für die Ausdehnung des Verkaufs auf Arzneimittel in den 
8 3 aufgenommen worden iſt, geht nicht von der Hauptvor⸗ 
ausſetzung der DurchfVO. aus, ſondern verfolgt überwiegend 
andere Zwecke, als ſie bei der Branchenbereinigung in Frage 
kommen. Die Ziff. 5 und 6 in 8 3 Einzelhandel Sch G können 
daher nicht zur Beurteilung der Rechtsgültigkeit und des 
rechtlichen Umfanges des Nunderlaſſes v. 10. Jan. 1936 ſo 
herangezogen werden, wie dies in dem Aufſatz von Aſſeſſor 
W. Haars geſchehen iſt. Die Aufnahme von Lebensmitteln 
und Arzneimitteln gilt nach § 3 Ziff. 5 und 6 unabhängig 
von der Branche des Geſchäftes als Errichtung; ein Analogle⸗ 
tatbeſtand iſt ſchon nach dem Wortlaut des Geſetzes an⸗ 
zunehmen und auch tatſächlich gegeben, da — wenn auch in 
den genannten Ziffern des 83 die Ausdehnung des Ver⸗ 
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kaufs auf die fraglichen Waren nur in den Geſchäften ver⸗ 
boten wird, in denen bisher ausſchließlich oder überwiegend 
andere Waren zum Verkauf feilgehalten werden — in den 
Fällen des § 3 Ziff. 5 und 6 nicht immer Errichtungs⸗ 
tatbeſtände nach § 2 Ziff. 1 des Geſ. gegeben find. So iſt 
es m. E. unrichtig, zu behaupten, daß „Analogietatbeſtand“ 
und „ſelbſtändiger Errichtungstatbeſtand“ in dem letzt⸗ 
genannten Erlaß des Reichs⸗ und Preußiſchen Wirtſchafts⸗ 
miniſters nur zwei verſchiedene Ausdrücke für dieſelbe Sache 
ſeien, da die Ausdehnung des Verkaufs auf Arzneimittel 
und Drogen und auf Lebensmittel auch dann als Errichtung 
genehmigungspflichtig iſt, wenn Waren nicht als artfremd 
im Sinne des Erlaſſes v. 10. Jan. 1936 bezeichnet werden 
können. Solche Fälle ſind unzweifelhaft möglich. 

3. Wie oben dargelegt wurde, iſt das Einzelhandel Sch. ein 
wirtſchaftspolitiſch orientiertes Geſetz, das an die das Geſetz 
anwendenden Stellen die Anforderung richtet, bei Auslegung 
dem Sinn und Zweck des Geſetzes gerecht zu werden. Sinn 
und Zweck des Geſetzes war ſchon urſprünglich, zu ver⸗ 
hindern, daß durch Vermehrung der vorhandenen Verkaufs⸗ 
ſtellen eine weitere Überſetzung im Einzelhandel entſteht. Einer 
ſolchen Vermehrung von Verkaufsſtellen iſt es unbedingt 
gleichzuachten, wenn beſtehende Verkaufsſtellen den Vertrieb 
von Waren aus völlig verſchiedenen Brauchen, d. h. alſo den 
Vertrieb von betriebsfremden Waren, neu hinzunehmen. Wie 
ich an anderer Stelle ſchon ausgeführt habe, entſpricht die 
rechtliche Konſtruktion im Runderlaß des Reichs- und Preußi⸗ 
ſchen Wirtſchaftsminiſters, wonach die Hinzunahme ſolcher 
artfremder, mit den bisher geführten Waren nicht in innerem 
Zuſammenhang ſtehender Waren als Errichtung neuer Ver⸗ 
kaufsſtellen in räumlicher Verbindung mit ſchon vorhandenen 
Verkaufsstellen anzuſehen iſt, durchaus dem Sinn und Zweck 
des Geſetzes. Dies muß um jo mehr gelten, als die nach 
der DurchfVO. v. 23. Juli 1934 geforderte Vorausſetzung 
der Sachkunde nur dann einen Sinn haben kann, wenn dieſe 
Sachkunde, insbeſondere ſoweit fie als Warenkande in Be⸗ 
tracht kommt, auf beſtimmte Branchen oder Geſchäftstypen 
beſchränkt wird. Denn ein einzelner Antragſteller kann un⸗ 
möglich die Warenkunde auf allen Gebieten und für alle 
Branchen beſitzen. Aus demſelben Grunde hat es daher der 
Reichs⸗ und Preußiſche Wirtſchaftsminiſter auch für zuläſſig 
bezeichnet, daß die Juhaber von Einzelhandelsgroßunter⸗ 
nehmungen, beſonders von Warenhäuſern, in eigener Per⸗ 
ſon nur die kaufmänniſche Sachkunde nachzuweiſen haben und 
die Warenkunde in der Perſon ihrer Geſchäftsführer 
oder Abteilungsleiter nachweiſen können. Die Vorausſetzung 
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der Sachkunde muß auf beſtimmte Branchen bezogen werden. 
Der Reichs⸗ und Preußiſche Wirtſchaftsminiſter hat m. E. die 
Sachkunde nur dann in die DurchfVoO. aufnehmen können, 
wenn der Gedanke des Geſchäftstyps oder der Branche gleich⸗ 
zeitig im Rahmen dieſer Vorausſetzung ſeine Verwirklichung 
ſinden durfte. Es entſpricht daher auch dem Inhalt der 
DurchfVO., daß der Reichs- und Preußiſche Wirtſchafts⸗ 
miniſter in ſeinem Runderlaß v. 10. Jan. 1936 beſtimmte 
Tatbeſtände der Neuaufnahme von Waren als Errichtung im 
Sinne des Geſetzes bezeichnet hat. Auf dem Wege über die 
Sachkundeprüfung hat der Reichs- und Preußiſche Wirt⸗ 
ſchaftsminiſter, wie ich oben dargetan habe, ſo mittelbar eine 
Möglichkeit für eine der wirtſchaftspolitiſchen Linie des Ge⸗ 
ſetzes entſprechende Art der Branchenbereinigung geſchaffen. 
Wer die Sachkunde für ein beſtimmtes Geſchäft nachgewieſen 
hat, kann die Waren, die für dieſes Geſchäft ortsüblicherweiſe 
und nach Auffaſſung des Publikums nicht einſchlägig ſind, 
nicht neu aufnehmen, da er für dieſe neu aufgenommenen 
Waren nicht ſachkundig wäre, mindeſtens aber die Sachkunde 
nicht nachgewieſen hätte. 


III. 


So ſteht m. E. feſt, daß grundſätzlich die Neuaufnahme 
von Waren, ſoweit die im Erlaß v. 10. Jan. 1936 erwähnten 
beſonderen Umſtände gegeben ſind, als Errichtung genehmi⸗ 
gungspflichtig iſt und die Hinzunahme ohne Genehmigung 
unter die Strafvorſchrift des § 9 Einzelhandel Sch. fällt. Dies 
kann nicht nur für die objektive Erfüllung des Tatbeſtandes 
gelten, ſondern iſt in der Regel auch für die ſubjektive 
Erfüllung des ſtrafbaren Tatbeſtandes anzunehmen. Denn 
der Erlaß v. 10. Jan. 1936 ift im „Miniſterialblatt für 
Wirtſchaft“ verkündet und in der Tagespreſſe, in der Fach⸗ 
preſſe und in Rundſchreiben der Organiſationen der gewerb⸗ 
lichen Wirtſchaft beſprochen worden. Jeder Einzelhändler weiß 
heute und muß wiſſen, daß bei der Hinzunahme von Waren 
im Hinblick auf die Beſtimmungen im Erlaß v. 10. Jan. 1936 
Vorſicht geboten iſt. Er muß in allen Fällen, in denen er be⸗ 
ſtehende Zweifel nicht ſelbſt klären kann, die zu ſeiner Be⸗ 
ratung berufenen Stellen um Auskunft angehen oder auf die 
Aufnahme ſolcher Waren verzichten, wenn er ſich nicht auch 
ſubjektiv ſtrafbar machen will. Ein Strafurteil, das einen 
Angeklagten freiſpricht, weil die Hinzunahme von beſtimmten 
Waren entgegen dem Erlaß v. 10. Jan. 1936 nicht unter 
das Einzelhandel Sch. falle oder weil der Angeklagte dieſer 
Auffaſſung ſein könnte, iſt daher m. E. ein Fehlurteil. 


Fur Schadensausgleichung nach $ 17 Kraftf&. 


Von Kammergerichtsrat Dr. W. Cranz, Berlin 


b 1. Sind für einen durch Verkehrsunfall angerichteten 

Schaden mehrere Perſonen verantwortlich, ſo haften ſie dem 
Verletzten gegenüber ſtets als Geſamtſchuldner. Hierbei macht 
es keinen Unterſchied, aus welchem Rechtsgrunde jeder von 
ihnen haftet. Haben ſie ſich ſämtlich einer unerlaubten Hand⸗ 
lung i. S. der 88 823 ff. BGB. ſchuldig gemacht, jo ergibt 
ſich die Haftung als Geſamtſchuldner aus § 840 Abſ. 1 BGB. 
Haftet ein Beteiligter nur nach den Vorſchriften des KraftfG. 
oder aus Vertrag, ſo iſt für ſeine Haftung dieſe Vorſchrift 
zwar nicht anwendbar jedoch beſteht auch hier, wenn nur die 
als Erſatzpflichtige in Anſpruch Genommenen ſämtlich an der 
Entſtehung des Unfalles beteiligt waren, ein innerer Zu⸗ 
ſammenhang des Schuldgrundes, der zur Anwendung des 
8 426 BGB. führt (RGRKomm. 2 zu § 840 BGB.). Dieſe 
Vorſchrift regelt die Ausgleichung des Schadens im Innen⸗ 
verhältnis unter den mehreren Erſatzpflichtigen. Der hiernach 
jedem Geſamtſchuldner gegen die übrigen zuſtehende Aus⸗ 
gleichsanſpruch iſt naturgemäß unabhängig von dem Scha⸗ 


denserſatzanſpruch des Verletzten; das Beſtehen des Schadens⸗ 
erſatzanſpruches iſt lediglich Vorausſetzung des Ausgleichs- 
anſpruchs, am Ausgleich beteiligt iſt ja nur der, der dem 
Verletzten erſatzpflichtig iſt. Im übrigen ſind die beiden An⸗ 
ſprüche verſchiedener Natur. Während der Schadenserſatz⸗ 
anſpruch auf Vertrag, unerlaubter Handlung oder Gefähr- 


dungshaftung beruht, findet der Ausgleichsanſpruch ſeine 


Grundlage in der zwiſchen den Geſamtſchuldnern beſtehenden 
Rechtsgemeinſchaft (RGRKomm. 1 zu $ 426), iſt alſo kein 
Schadenserſatzanſpruch. 

i Gleicher Natur ift auch der Ausgleichsanſpruch aus 8 17 
Satz 1 Kraftſcc. Auch bei ihm handelt es ſich, anders als 
im Falle des 8 17 Satz 2, nicht etwa um einen Schadens⸗ 
erſatzanſpruch, ſondern um einen ſchuldrechtlichen Anſpruch 
eigener Art, während der Anſpruch des verletzten Fahrzeug⸗ 
halters oder ⸗führers nach Satz 2 ſeinem Weſen nach ſtets 
ein auf Schadenserſatz gerichteter Anſpruch bleibt. Die beiden 
Sätze des § 17 Abſ. 1 betreffen alſo gauz verſchiedeue Tat- 
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beſtände, die zwar hinſichtlich des Schadensausgleichs gleich 
zu behandeln ſind, im übrigen aber einer völlig verſchiedenen 
rechtlichen Regelung unterliegen. 


2. Dieſe Verſchiedenheit zeigt ſich z. B. bei der Frage der 
Verjährung, wie das RG. klargestellt hat (Ach. 146, 97 
= JW. 1935, 854). Der Ausgleichsanſpruch unterliegt, da 
er kein Schadenserſatzanſpruch iſt, niemals der kurzen Ver⸗ 
jährung nach 8 852 BGB. oder § 14 Kraftf®., er verjährt 
in 30 Jahren (8 195 BGB.). Bei dem Schadenserſatz⸗ 
anſpruch des verletzten Fahrzeughalters oder ⸗führers da⸗ 
gegen ($ 17 Satz 2 Kraftf®.) richtet ſich die Verjährung da⸗ 
nach, welchen Anſpruch der Kläger geltend macht; ſtützt er 
feine Klage auf $ 823 BGB. oder § 831 BG B, ſo beträgt 
die Verjährungsfriſt 3 Jahre (8 852 BGB.), klagt er da⸗ 
gegen nur aus $ 7 oder 8 18 KraftfG., jo verjährt fein An⸗ 
ſpruch nach § 14 Kraftfb. in 2 Jahren. 

3. Ebenſo verſchieden iſt in beiden Fällen die Behaup⸗ 
tungs⸗ und Beweislaſt des Klägers. Aus der Tatſache, daß 
der Ausgleichsanſpruch aus Satz 1 kein Schadenserſatzanſpruch 
iſt, folgt ohne weiteres, daß hier nur die allgemeinen Be⸗ 
weisregeln gelten können. Zur Klagebegründung gehört, daß 
der Beklagte ebenfalls als Geſamtſchuldner haftet, der Kläger 
muß daher behaupten und beweiſen, daß und aus welchem 
Rechtsgrunde der Beklagte dem Verletzten erſaßpflichtig iſt, 
ferner in welchem Umfange der Haftungsgrund des Beklag⸗ 
ten zur Entſtehung des Schadens mitgewirkt hat. Behauptet 
der Beklagte ſeinerſeits, der Kläger müſſe den ganzen Scha⸗ 
den oder einen Teil davon tragen, weil dieſer ſelbſt den Un⸗ 
fall mitverurſacht habe, ſo iſt der Beklagte in dieſer Richtung 
darlegungs⸗ und beweispflichtig. Etwaige Unklarheiten über 
955 Unfallshergang gehen gleichmäßig zu Laſten jedes der 
Ausgleichspflichtigen. Etwas anderes wäre ſinnwidrig; denn 
wenn die geſamte Beweislaſt etwa hier dem Kläger oder 
dem Beklagten auferlegt würde, ſo müßte der Ausgleich unter 
ihnen, falls der Unfall im einzelnen nicht aufzuklären iſt, 
. ausfallen, je nachdem wer von ihnen zufällig in 
der Rolle des Klägers auftritt. Die Ausgleichspflicht kann 
aber nur einheitlich für alle Beteiligten feſtgeſtellt werden, 
ohne daß es darauf ankommen kann, wer von ihnen zu⸗ 
fällig klagt. Da im Junenverhältnis jeder Ausgleichsbeteiligte 
zugleich Gläubiger und Schuldner iſt, kann auch jeder von 
ihnen gegen die übrigen klagen. Eine gleichmäßige Verteilung 
der Beweislaſt erſcheint hier unumgänglich. 


Völlig anders iſt dagegen die Rechtslage im Falle des 
5 17 Satz 2 Kraftf®. Hier richtet ſich die Behauptungs⸗ und 
Beweislaſt des Klägers nach den Vorſchriften, die für den 
1 erhobenen Anſpruch gelten. Klagt er aus 88 823 ff. 
BGB., jo muß er den vollen Beweis der unerlaubten Hand⸗ 
lung des Beklagten führen; klagt er aus § 7 Ktraitf®., ſo 
muß er beweiſen, daß ſich der Unfall bei dem Betriebe des 
Kraftfahrzeugs des Beklagten ereignet hat, während es dieſem 
überlaſſen bleiben muß, den Beweis zu führen, daß ſeine 
Erſatzpflicht nach 8 7 Abſ. 2 KraftfcG. ausgeſchloſſen ſei; 
klagt er aus 8 18 KraftfG., jo iſt der Kläger im gleichen 
Umfange beweispflichtig, während der beklagte Kraftwagen⸗ 
führer nun zu beweiſen hat, daß der Schaden nicht durch ſein 
Verſchulden verurſacht iſt (8 18 Satz 2 Kraftfh.). Will der 
Beklagte hier weiterhin einen Teil des Schadens auf den 
Kläger abwälzen, ſo kann er ſich zunächſt darauf berufen, die 
Betriebsgefahr des Wagens des Klägers habe den Schaden 
mitverurſacht. „Die Bedeutung des § 17 Satz 2 liegt darin, 
daß er die dem 8 254 BGB. entſprechende Abwägung auch 
für den Fall vorgeſchrieben hat, daß auf ſeiten des Ver⸗ 
lezten nicht ein Verſchulden, ſondern nur die von ſeinem 
Kraftfahrzeug ausgehende Betriebsgefahr mitgewirkt hat“ 
(RO. 24,78 — FW. 1927, 891). Den Beklagten trifft alfo 
die Beweislaſt dafür, daß ſich der Unfall beim Betriebe des 
Kraftwagens des Klägers ereignet hat. Es würde naheliegen, 
anzunehmen, daß nunmehr der Kläger, falls er Halter oder 
Führer des Wagens tft, den ihm nach § 7 Abſ. 2 oder 8 18 
Satz 2 Kraftf®. obliegenden Entlaſtungsbeweis zu führen 
habe; zur Begründung dieſer Anſicht ließe ſich, m. E. mit 
gutem Recht, anführen, im Rahmen des 8 17 Satz 2 KraftfG. 


erſchöpfe ſich der Einwand des Beklagten nicht darin, daß 
er eine Mitſchuld des Klägers (§ 9 Kraiti®., 3 254 BGB.) 
geltend mache, ſondern deſſen Mithaftung nach 8 7 Abſ. 1, 
$ 18 Saß 1 KraftfG.; daß der Ausgleich hier nicht nach 8 9 
Kraftf®. oder $ 254 B B., ſondern allein nach 3 17 Satz 2 
ſtattzufinden habe, ift ja in der Rechtſprechung des RG. 
anerkannt; vgl. z. B. JW. 1937, 1312: „Liegen die Vor⸗ 
ausſetzungen des $ 17 KraftfG. vor, .. ſo in $ 17 Abſ. 1 
als die Sondervorſchrift für die Ausgleichspflicht der beider⸗ 
jeitigen Halter oder Führer (8 18 Abi. 3 Kraftf®.) aus⸗ 
ſchließlich anzuwenden und nicht daneben $ 9 Kraftfcö. oder 
8 254 Beh B., wie der Senat mehrfach entſchieden hat.“ Das 
RO. hat jedoch in ſtändiger Rechtſprechung eine ſolche Ver⸗ 
teilung der Beweislast abgelehnt; es ſagt hierzu in RG. 114, 
73 JW. 1927, 891: „Auf dem Boden des 8 254 BGB. 
wie des 8 9 Kraftf®. iſt es anerkannten Rechtens, daß die 
Beweispflicht für die zur Begründung des Einwandes eines 
mitwirkenden Verſchuldens des Verletzten dienenden Tatſachen 
dem Haftpflichtigen obliegt. Das gleiche gilt notwendigerweiſe 
auch für diejenigen Tatſachen, welche nach 8 17 Abſ. 1 Sat 2 
Kraftf®. zu einer Entlaſtung des Haftpflichtigen führen ſol⸗ 
len. Hiernach iſt aus dem 8 17 Abs. 1 Saß 2 weder eine 
Befreiung der Beklagten von der fie nach 8 7 Abf. 2, 818 
Abf. 1 Satz 2 treffenden Beweislaſt noch von der dem 9. 9 
KraftfG., 8 254 BGB. entſprechenden Beweispflicht dafür 
herzuleiten, inwieweit bei dem Unfall ein Verſchulden des 
Verletzten oder die von ſeinem Kraftfahrzeug ausgehende 
Betriebsgefahr mitgewirkt hat. Das ... Mißlingen der Auf⸗ 
klärung ift vielmehr nach beiden Richtungen von dem Be⸗ 
klagten zu vertreten.“ An dieſen Grundſätzen hat das RG. 
trotz der dagegen erhobenen Angriffe feſtgehalten (JW. 1931, 
3310). Das Ergebnis iſt alſo hier: Klagt der Kläger aus den 
Vorſchriften des BGB., ſo gehen Unklarheiten des Unfalls⸗ 
herganges in gleicher Weiſe zu Laſten beider Parteien; klagt 
er aus den Haftungsgründen des Kraftf®., jo gehen Unklar⸗ 
heiten zu Laſten des Beklagten. 

4. Die Verſchiedenheit der Tatbeſtände des 8 17 Kraftf®. 
zeigt ſich auch darin, daß es in beiden Fällen zu ganz bem 
ſchiedenen Rechtsfolgen führt, wenn der Verletzte Inſaſſe eines 
der beteiligten Kraftwagen geweſen iſt; dieſer Umſtand kann 
dazu führen, daß die Ausgleichspflicht nach Satz 1 entfällt, 
kann aber nicht die Ausgleichung nach Satz 2 hindern. Iſt 
nämlich der verletzte Dritte durch eins der beteiligten Kraft⸗ 
fahrzeuge befördert worden, ſo haften Halter und Führer 
nach § 8 Kraftfch. nicht auf Grund der Gefährdungshaftung 
des Kraftſch., fie ſcheiden als Ausgleichspflichtige aus, wenn 
ihnen nicht eine Haftung nach § 823 ff. BGB. nachzuweiſen 
iſt. Iſt dagegen im Falle des Satzes 2 der Kläger ſelbſt In⸗ 
ſaſſe ſeines am Unfall mitbeteiligten Wagens geweſen, ſo 
ſchließt das ſeine Ausgleichspflicht nicht aus, der Beklagte 
kann ihm auch dann entgegenhalten, daß die Betriebsgefahr 
dieſes Wagens den Schaden mitverurſacht habe (RO. 130, 
129 = JW. 1930, 2943). In der Entſcheidung RG. 146, 
97 JW. 1935, 854 hat das RG. es ausdrücklich abge⸗ 
lehnt, aus der Entſcheidung RG. 130, 129 = JW. 1930, 
2943, die lediglich den § 17 Satz 2 Krafti®. betraf, zu 
folgern, daß die Ausgleichspflicht nach 8 17 Satz 1 Kraft. 
auch dann beſtehe, wenn keine Schadenserſatzverpflichtung des 
Fahrzeughalters gegenüber dem Verletzten beſteht. (Dieſer 
Anſicht hat ſich jetzt auch Müller, 11. Aufl., S. 359 an⸗ 
geſchloſſen. 

5. Gemeinſam iſt den beiden Ausgleichungsfällen des 
8 17 KraftfG. die Vorausſetzung, daß der Schaden durch 
mehrere Kraftfahrzeuge, durch ein Kraftfahrzeug und ein Tier 
oder durch ein Kraftfahrzeug und eine Eiſenbahn verurſacht 
iſt. Demnach ſcheiden alle Fälle hier aus, in denen nur ein 
Kraftfahrzeug den Schaden verurſacht hat; der Ausgleich 
zwiſchen Halter und Fahrer bezüglich ihrer Geſamtſchuld 
findet hier nicht nach 8 17 Satz 1 ſtatt, ſondern nach den 
Vorſchriften des BGB., der Fahrer haftet dem Halter für 
den vollen Schaden (8 840 Satz 2 BGB.), falls er dem 
Dritten nach 8 823 BGB. erſatzpflichtig geworden ft, ihre 
gegenfeitigen Erſatzanſprüche regeln ſich gleichfalls nach den 
Vorſchriften des BGB., ohne daß eine Ausgleichung nach 
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8 17 Satz 2 in Frage käme. Nicht erforderlich iſt, daß es ſich 
um Kraftfahrzeuge handelt, für die die Gefährdungshaftung 
des § 7 Kraftf®. gilt; auch wenn fie eine auf 20⸗Stunden⸗ 
Kilometer begrenzte Geſchwindigkeit nicht überſteigen können 
(8 8 Nr. 2 Kraftf&.), findet $ 17 Anwendung (JW. 1937, 
1769). Dagegen gelten Kleinkrafträder überhaupt nicht als 
Kraftfahrzeuge im Sinne des KraftfG. (vgl. $ 26 KraftfGG), 
§ 17 iſt daher nicht anwendbar, wenn der Schaden durch ein 
Kraftfahrzeug und ein Kleinkraftrad verurſacht it. 

6. Ferner ſetzt $17 Satz 1 Rraftf®. voraus, daß die 
Erſatzpflicht der Geſamtſchuldner gegenüber dem Dritten auf 
einem Geſetz beruht; wer nur aus einem Beförderungsver⸗ 
trage erſatzpflichtig iſt, ſcheidet daher bei dem Ausgleich nach 
$ 17 Satz 1 aus. Feſtſtehende Rechtſprechung iſt es, daß es 
dagegen gleichgültig iſt, aus welchem Geſetze die Erſatzpflicht 
herzuleiten iſt, ob aus BGB., Kraftf G. oder RHaftpflG. 
Falls demnach alle Geſamtſchuldner nicht aus dem Kraftf®., 
ſondern aus anderen Geſetzen dem Dritten erſatzpflichtig find, 
müßte hiernach der Ausgleich im Innenverhältnis trotzdem 
nach 8 17 Satz 1 KraftfG. erfolgen. Dies hat das RG. bis⸗ 
her ftet3 folgerichtig angenommen, z. B. in Fällen eines Zu⸗ 
ſammenſtoßes zwiſchen Eiſenbahn und Kraftfahrzeug, in denen 
der Verletzte der Inſaſſe des Kraftfahrzeugs war, nach der 
Vorſchrift des 8 8 Nr. 1 KraftfG. daher keine Erſatzanſprüche 
aus dem KraftfG. herleiten konnte (RG. 96, 69 = JW. 
1919, 731), oder ſoweit die Anſprüche den Rahmen des 
KraftfGG. überſtiegen und nur auf die Vorſchriften des BGB. 
geftügt werden konnten (JW. 1932, 789). Neuerdings hat 
das RG. in einer Entſcheidung v. 8. Okt. 1936, VI 1636 
(VAE. 1937, 37; vgl. Carl, „Straßenverkehrs- und Ver⸗ 
kehrshaftpflichtrecht“ S. 126), jedoch ohne nähere Begründung 
die Anſicht des Berufungsgerichts gebilligt, daß $ 17 Satz 1 
Kraftfcß. keine Anwendung finden könne, wenn es ſich um 
den Ausgleich zwiſchen der nach $ 1 NHaftpfl&. erſaßpflich⸗ 
tigen Eiſenbahn und dem nur nach BGB. haftenden Halter 
und Führer eines Kraftfahrzeugs handelt. In der Anm. von 
Müller a. a. O. iſt mit Recht betont, daß hierin eine 
Abkehr von der früheren Rechtſprechung des RG. zu ſehen 
iſt. In der Entſcheidung JW. 1937, 1769 iſt allerdings 
wiederum ganz allgemein der Satz ausgeſprochen: „Im 
Sinne des 8 17 Kraft. braucht die Schadenserſaßpflicht, 
welche zum Ausgleich zu bringen iſt, nicht dem KraftfG. zu 
entſpringen, ſondern ſie greift insbeſondere auch Platz, wenn 
die Haftpflicht auf die Vorſchriften des bürgerlichen Rechts 
über unerlaubte Handlungen geſtützt wird.“ Mit dieſem all- 
gemeinen Grundſatz iſt die Entſcheidung VAE. 37, 37 nicht 
zu vereinbaren. Man wird vielmehr auch in derartigen 
Fällen 8 17 Satz 1 KraftfG. anwenden müſſen, wenn es auch 
auf den erſten Blick auffällig erſcheinen mag, daß der Aus⸗ 
gleich nach KraftfGG. erfolgt, obwohl keiner der Geſamt⸗ 
ſchuldner dem Verletzten nach Kraftf&. haftet; dieſer letztere 
Umſtand kann deshalb nicht ausſchlaggebend ſein, weil der 
Ausgleichsanſpruch, wie oben ausgeführt, von den Erſatz⸗ 
anſprüchen des Verletzten unabhängig und ſelbſt kein Scha⸗ 
denserſatzanſpruch aus unerlaubter Handlung oder Gefähr⸗ 
dungshaftung iſt. 

7. Die Unterſcheidung, ob der Ausgleich nach BGB. oder 
KraftfG. zu erfolgen hat, iſt von weniger großer Bedeutung, 
als es auf den erſten Blick ſcheinen könnte. Auch bei der 
Ausgleichung nach BGB. iſt in entſprechender Anwendung 
des § 254 BGB. der Schaden nicht nach Kopfteilen zu ver⸗ 
talen, ſondern auch hier hängt die Verteilung von den Um⸗ 
ſtänden, insbeſondere davon ab, inwieweit der Schaden vor⸗ 
wiegend von dem einen oder dem anderen Teile verurſacht 


worden iſt. Der Ausgleich nach Kraftf®. bietet demgegenüber 
nur die eine Beſonderheit, daß bei der Abwägung der beider⸗ 
ſeitigen Verurſachung auch, und zwar in erſter Linie, die 
Betriebsgefahr der beteiligten Kraftfahrzeuge zu berückſich⸗ 
tigen iſt. Im übrigen iſt die Ausgleichung ſowohl nach BGB. 
als auch nach Kraftf®. in der gleichen Weiſe vorzunehmen. 
Die praktiſche Bedeutung der Entſcheidung VAE. 37, 3% 
beſtand alfo nur darin, daß fie bei der Ausgleichung die 
Betriebsgefahr des Kraftfahrzeugs unberückſichtigt ließ, ein 
Ergebnis, das bei einem Zuſammenſtoß zwiſchen Eiſenbahn 
und Kraftfahrzeug wenig befriedigend iſt; es iſt nicht recht 
einzuſehen, warum im Innenverhältnis die Betriebsgefahr 
nur auf ſeiten der Eiſenbahn, nicht auch auf ſeiten des 
Kraftfahrzeuges von Bedeutung ſein ſoll. 

8. Überſehen wird häufig bei Geltendmachung eines Aus- 
gleichsanſpruchs aus 88 426, 840 BGB. oder 8 17 Satz 1 
KraftfG., daß die Ausgleichspflichtigen nicht als Geſamt⸗ 
ſchuldner, ſondern nach Kopfteilen haften; eine Haftung als 
Geſamtſchuldner würde grundſätzlich dem Weſen des Aus— 
gleichsanſpruchs widerſprechen (RGRKomm. 1 zu 8 426 
BGB.). 

Eine Ausnahme iſt in der Rechtſprechung des RG. für 
den Fall anerkannt, daß der Ausgleichskläger von den Be⸗ 
klagten vollen Erſatz verlangen kann, weil er ſelbſt bei dem 
Schadensausgleich vollſtändig ausſcheidet; hier handelt es ſich 
in Wahrheit nicht um einen Ausgleich zwiſchen Kläger und 
Beklagten, ſondern um einen anders gearteten Erſatzanſpruch 
(RGZ. 84, 415; 87, 64 JW. 1915, 1018; NGB. 92, 
146; 136, 287 JW. 1932, 2147). Praktiſch ergibt ſich Dave 
aus die Folgerung, daß der Kläger zwar die Beklagten ge— 
ſamtſchuldneriſch in Anſpruch nehmen kann, wenn er ſelbſt 


nicht ausgleichspflichtig zu ſein glaubt, das Gericht jedoch, 


falls auch der Kläger einen Teil des Schadens tragen muß, 
den Schaden auf alle Beteiligten zu verteilen hat, die meh— 
reren Beklagten alſo nicht geſamtſchuldneriſch verurteilen darf, 
den reſtlichen Schaden zu tragen. 

Eine weitere Ausnahme gilt nach RGZ. 136, 287 
— ZW. 1932, 2147 daun, wenn auf der einen Seite Ge⸗ 
ſchäftsherr und Verrichtungsgehilfe nach 8 831 BOB. ſtehen, 
dem erſteren der Eutlaſtungsbeweis alſo nicht geglückt it. 
„Geſchäftsherr und Verrichtungsgehilfe bilden hier dem Klä— 
ger gegenüber eine einheitliche Gruppe. Letzteren trifft ein 
ſelbſtändiges Verſchulden, das aber hier ohne das des Ge— 
ſchäftsherrn nicht urſächlich geworden wäre, wie umgekehrt 
das Verſchulden (8 831 BGB.) des Geſchäftsherrn (hier) 
nicht ohne das des Verrichtungsgehilfen wirkſam geworden 
wäre... Es ſteht nichts im Wege, unter ſolch beſonders ge« 
arteten Verhältuiſſen dem Tatrichter im Wege des 8 254 
BGB. die Möglichkeit zu geben, feſtzuſtellen, daß mehrere 
Ausgleichsverpflichtete auch dem nicht völlig befreiten Aus⸗ 
gleichsberechtigten für den ihm zu leiſtenden Erſatz ſamtver⸗ 
bindlich haften“ (RGS. a. a. O.). Die geſamtſchuldneriſche 
Verurteilung der Beklagten erſcheint hier ſchon deshalb ge— 
boten, weil in ihrem Innenverhältnis der Verrichtungsgehilfe 
allein den Schaden zu tragen hat (8 840 Satz 2 BGB.). 
Derſelbe Grundſatz dürfte auch dann gelten, wenn die beiden 
Beklagten als Halter und Führer des Kraftfahrzeuges erſatz— 
pflichtig ſind; auch hier iſt ihre Haftung eine gegenſeitig be⸗ 
dingte, und auch ſie ſtehen dem Ausgleichskläger als eine 
einheitliche Gruppe gegenüber (vgl. Carl: JW. 1935, 1459 
in der Anm. zu der abweichenden Entſcheidung des OLG. 
Kiel HöchſtRgſpr. 35, 426). Auch hier wird im Innenver⸗ 
hältnis zwiſchen beiden Beklagten der Fahrer regelmäßig 
allein erſatzpflichtig ſein. . 


66. Jahrg. 1987 Heft 86 


die Organifation der Rechtsanwälte in Öfterreich 


1 Das „Mitteilungsblatt“ des NSRB. bringt in zwang 
loſer Reihenfolge Berichte über juriſtiſche Standesorganiſatio⸗ 
nen des Auslandes. Die folgenden Ausführungen über die 
Rechtsanwaltſchaft in Öfterreich find dem Bericht über die 
iuriſtiſchen Standesorganiſationen Oſterreichs („Mitteilungs⸗ 
blatt“ Nr. 8 S. 95) entnommen. 


Die Stellung der Rechtsanwälte iſt in Oſterreich durch 
die RAO. v. 6. Dez. 1868 wie folgt geregelt: 

„Die Rechtsanwaltſchaft Oſterreichs iſt nach ihrer geſchichl⸗ 
lichen Entwicklung wie in faſt allen Ländern ein freier Beruf, 
der nach der Eintragung in die Rechtsauwaltsliſte ausgeübt 
werden kann. Vorausſetzungen dieſer Eintragung ſind Beſitz 
der öſterreichiſchen Bundesbürgerſchaft, Beendigung der rechts⸗ 
und ſtaatswiſſenſchaftlichen Studien, Erwerb des Doktorates, 
Ablegung der Rechtsanwaltsprüfung und der Nachweis eines 
Fachpraktikums, das 1 Jahr lang bei Gericht und 6 Jahre in 
einer Anwaltskanzlei bzw. bei der Finanzprokuratur zu ver⸗ 
bringen iſt. 

Nach Ablegung der Rechtsanwaltsprüfung k er 
Rechtsanwaltsanwärter, wenn er belegten nn vierjährige 
praktiſche Verwendung nachzuweiſen vermag, die Eintragung 
in die Verteidigerliſte verlangen. Während der Strafvertei- 
diger nur zur Parteienvertretung vor Strafbehörden zu⸗ 
gelaſſen iſt, erſtreckt ſich das Vertretungsrecht des Rechts- 
anwalts auf die Gerichte und Behörden ſämt⸗ 
licher Bundesländer Oſterreichs. Die in Deutſch⸗ 
land beſtehende Zulaſſungsbeſchräukung von Rechtsanwälten 
au beſtimmten Gerichten iſt der öſterreichiſchen NAD. fremd. 
Ebenſo kann im Gegenſatz zu Deutſchland ein öſterreichiſcher 
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Anwalt auch andere Berufe ausüben, ſofern ſie nicht der 
Würde und dem Anſehen des Standes widerſprechen. 

Die Rechtsanwälte »ſterreichs find Mitglieder der eine 
Art Zwangsgenoſſenſchaft bildenden Rechtsanwalts“ 
kammer, die durch ſämtliche im Kammerſprengel eingetra⸗ 
genen Rechtsanwälte gebildet werden. Die Kammer der Bun 
deshauptſtadt hat ihren Sit in Wien, die Kammern der 
übrigen Bundesländer in den Landeshauptſtädten. 

Den Rechtsanwaltskammern, deren Vorſtand in der 
Vollverſammlung der Kammermitglieder in geheimer Wahl 
mit abſoluter Stimmenmehrheit auf die Dauer von drei Jah⸗ 
ren gewählt wird, obliegt die Wahrung des Anſehens und 
der Rechte des Anwaltſtandes. Feſtſetzung der Geſchafts⸗ 
ordnung, Wahl der Prüfungskommiſſare für die Rechts 
anwalts⸗ und Richteramtsprüfung und der Mitglieder des 
Diſziplinarrates, Erſtattung von Vorſchlägen und Gutachten 
über Geſetzentwürfe und Honoraranſprüche der Auwaltſchaft, 
Namhaftmachung von Armenvertretern, das ſind die wichtig⸗ 
ſten Aufgaben der Rechtsanwaltskammern. N 

Die Rechtsanwälte unterliegen der Diſziplinargewalt her 
Rechtsanwaltskammern und können gegen die Entſcheidung 
des Diſziplinarrates Berufung einlegen beim Diſziplinarſenat 
des OGH., der aus Richtern und Rechtsanwälten zuſammen⸗ 
geſetzt iſt. Verweis, Geldſtrafen, Einſtellung der Berufsaus- 
übung bis zur Dauer eines Jahres und Streichung aus der 
Anwaltsliſte ſind die Diſziplinarſtrafen des Rechtsanwalts. 

Die Jahl der öſterreichiſchen Rechtsanwälte beträgt etwa 
3300. Hiervon leben allein in Wien 2300, im übrigen Bun⸗ 
desgebiet etwa 1000. Bemerkenswert iſt, daß von den Wiener 
Rechtsanwälten über 85% Juden ſind, während ſich im 
übrigen Bundesgebiet der Prozentſatz jüdiſcher Anwalte auf 
15 ſtellt. 
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Dr. Karl Moser, LFin A Dir. a D.: Das Strafver⸗ 
fahren nach der Reichsabgabenordnung. Ber⸗ 
9 15 Verlag Beamtenpreſſe GmbH. 580 S. Preis broſch. 
h 8 

ö Der Verf. hat ſein im März 1937 abgeſchloſſeues Buch 
in erſter Linie für die Behörden der Verwaltung, der Zölle 
und Verbrauchsſteuern geſchrieben. Es kaun aber gleichzeitig 
auch als allgemeine Einführung in das Steuerſtrafverfahren 
überhaupt angeſprochen werden. Der Verf. muß, um den An 
forderungen der Zollbeamten gerecht werden zu können, auch 
viele Ausführungen bringen, die dem zünftigen Rechtswahrer 
aus ſeiner Kenntnis des Strafprozeßrechts heraus bereits be 
kannt find. 

Der Verf. erläutert die 88 420477 RAbgO. 

In einer einleitenden überſicht wird das Strafverfahren 
nach der RAbgd. ſyſtematiſch kurz dargeſtellt. 

Die Schrift wird vornehmlich für deujenigen Rechtsanwalt 
von Nutzen ſein, der über meine Darſtellung des Steuerſtraf⸗ 
verfahrens (Schriftenreihe Nr. 1 der JW.) hinaus eine ſyſte⸗ 
matiſche Darſtellung mit allen Einzelheiten auch des all⸗ 
gemeinen Strafverfahrensrechts ſucht. 

Eine eingehende Würdigung der Schrift und Stellung: 
nahme zu einzelnen Punkten iſt im Rahmen einer Beſpre⸗ 
chung nicht möglich. 

Von beſonderer Bedeutung iſt für die Rechtsauwälte die 
Auffaſſung von Moſer zu der Frage der Akteneinſicht. Wäh 
rend die Mehrzahl der Schriftſteller ein Recht des Verteidigers 
zur Akteneinſicht im Verwaltungsſteuerſtrafverfahren erſt nach 
Erlaß des Strafbeſcheides auerkennt, hält Moſer das Recht 
zur Akteneinſicht bereits daun gegeben, wenn die Ermittlungen 
ſo weit fortgeſchritten find, daß man im gerichtlichen Straf⸗ 
prozeß von einem Schluß der Vorunterſuchung ſprechen könnte 
und die Staatsanwaltſchaft die Anklageſchriſt einzureichen im- 


ſtande wäre. Mit Recht hebt Moſer hervor, daß hierdurch 
eine Schlechterſtellung desjenigen vermieden wird, gegen den 
im Verwaltungsſteuerſtrafverfahren vorgegangen wird. Moſer 
läßt auch unter entſprechender Anwendung des 8 147 Abſ. 4 
StPO. eine Verabfolgung der Akten in die Wohnung des Ber- 
teidiger3 zu, ſoweit hierdurch die Wahrung des Steuergeheim⸗ 
niſſes ſichergeſtellt iſt. 

Ausnahmsweiſe glaubt Moſer, daß eine Wahrung des 
Steuergeheimniſſes nicht ſichergeſtellt ſei, wenn z. B. bei der 
Verteidigung mehrerer Beſchuldigter verſchiedene Verteidiger 
vorhanden ſind. Dieſer Auffaſſung vermag ich mich jedoch nicht 
anzuſchließen, da 8 22 NUbgD. nach jeinem Sinn und Zweck 
ſich nicht auf das Steuerſtrafverfahren erſtreckt, das ja auch bei 
der Überleitung in ein gerichtliches Verfahren ſogar zu öffent⸗ 
lichen Verhandlungen führen kann. Auch beim Vorhandenſein 
mehrerer Beſchuldigter und mehrerer Verteidiger muß daher 
Akteneiuſicht und Überlaſſung der Akten möglich ſein. 

Moſer glaubt auf S. 266 eine Teilnahme des Ver⸗ 
teidiger3 im Unterwerfungsverfahren ausſchließen zu müſſen. 
Auch dieſer Auffaſſung vermag ich nicht beizutreten. Einmal iſt 
es in der Praxis nichts Ungewöhnliches, wenn ein Rechts⸗ 
anwalt gerade im Unterwerfungsverfahren den Beſchuldigten 
berät. Auch Urteile des RG. haben ein ſolches Verfahren bisher 
nicht beanſtandet. 

Endlich muß das Akteneinſichtsrecht Verteidigern gewährt 
werden, die Nebenbeteiligte vertreten. Moſer vertritt hier 
die Rechtsmeinung (S. 251), daß ein Vertreter des Neben⸗ 
beteiligten nicht mehr Rechte haben konne als dieſer jelbit. 
Dabei wird meines Ermeſſens jedoch die verfahrensrechtliche 
Stellung des Nebenbeteiligten verkannt. Der Nebenbeteiligte, 
insbejondere der Einziehungsbeteiligte, hat eine dem Ange- 
klagten ähnliche Rechtsſtellung. Auch hier iſt alſo ein Akten⸗ 
einſichtsrecht gegeben. 
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Juriſtiſche Wochenſchrifl 


Wünſchenswert wäre es feruer geweſen, wenn der Verf. 
die Rechtſprechung des RG. in Steuerſtrafſachen, insbeſondere 
im Steuerſtrafverfahrensrecht, noch umfangreicher bearbeitet 
hätte. Es empfiehlt ſich daher, bei ſteuerſtrafverfahrensrecht⸗ 
lichen Fragen noch die neuere Rechtſprechung (ogl. hierzu ins 
beſondere die Abdrucke mit Beſprechungen in der JW. und die 
Abdrucke im RStöl.) heranzuziehen. 

Durch dieſe Ausſtellungen wird der Wert der Schrift von 
Moſer keineswegs beeinträchtigt. Ein außerordentlich ein⸗ 
gehendes Sachwortverzeichnis (61 Seiten) ermöglicht ein jeder⸗ 
zeitiges raſches Zurechtfinden. 

RA. Dr. Dr. Megow, Küſtrin. 


R Wi R. Dr. Hans Klinger, Mitgl. d. Kartellgerichts: 
Die Rechtſprechung des Kartellgerichts. Heft III. 
„ Carl Heymanns Verlag. 99 S. Preis broſch. 
„ . 

Das Heft I ift von Coper: JW. 1930, 3719, das Heft II 
von Walther: JW. 1934, 3050 ſchon eingehend beſprochen 
worden. Im jetzt vorliegenden Heft II werden nach dem glei⸗ 
chen Syſtem und in der gleichen Art und Weiſe die Entſchei⸗ 
dungen des Kartellgerichts und der ordentlichen Gerichte ab⸗ 
gedruckt, welche zwiſchen dem 1. Juni 1934 und Mitte März 
1937 veröffentlicht ſind. In dieſem Zeitraum haben ſich die 
neuen Grundſätze des nationalſozialiſtiſchen Staates auch in 
der Rechtſprechung des Kartellgerichts ausgewirkt. Das Buch 
iſt daher zur ſchnellen Unterrichtung unentbehrlich. Von den 
87 Textſeiten ſind 52 allein der Rechtſprechung über die Ein⸗ 
willigung in die Verhängung von Sperren oder ſperrähnlichen 
Nachteilen und davon wiederum 14 Seiten dem Begriff der 
Sperre und des ſperrähnlichen Nachteiles gewidmet. Auf die⸗ 
ſem beſonderen und praktiſch ſehr bedeutſamen Rechtsgebiet iſt 
alſo auch eine beſondere Vollſtändigkeit erreicht. Der Verf. hat 
ſchon im Vorwort zum erſten Heft darauf hingewieſen, daß der 
Wert der Hefte in der ſyſtematiſchen Ordnung des geſamten 
Entſcheidungsmaterials für den Praktiker liegen ſoll. Wer mit 
dem Kartellgericht nicht genau vertraut iſt, wie auch jeder, der 
die tieferen Beweggründe irgendeiner Entſcheidung kennen⸗ 
lernen will, wird niemals verſäumen dürfen, außer den bei 
Klinger abgedruckten Entſcheidungsgründen auch die beim 
Kartellgericht meiſt ſehr ausführlichen Tatbeſtände an anderer 
Stelle nachzuleſen. 

RA. Dr. Eugen Langen, Berlin, 


Dr. O. L. von Hinüber, OL GR., Celle: Neues Aktien⸗ 
recht. (Schaeffers Neugeſtaltung von Recht und Wirtſchaft. 
7. Heft, 3. Teil.) 1. Aufl. Leipzig 1937. Verlag W. Kohlhammer, 
Abt. Schaeffer. 70 S. Preis kart. 1,50 A. 

Der handliche Band enthält eine ausgezeichnete knappe Dar⸗ 
ſtellung des neuen am 1. Okt. 1937 in Kraft tretenden Aktien⸗ 
rechtes und reiht ſich nach Art der Darſtellung und Juhalt würdig 
an die übrigen Schaeffer⸗Bände an. Insbeſondere iſt der Band 
gut geeignet, den Anwalt ebenſo wie aber auch den in der prak⸗ 
liſchen Wirtſchaft ſtehenden Kaufmann oder den Aktionär über 
die Grundzüge des neuen Rechtes zu unterrichten. 


Bei der Darſtellung wird zunächſt das Weſen der Aktien⸗ 
geſellſchaft, die geſchichtliche Entwicklung und alsdann das neue 
Recht dargeſtellt. Dabei ſind die grundlegenden Anderungen kurz 
zuſammengefaßt vorangeſtellt. Es folgt die Darſtellung der Kapi⸗ 
talbaſis und der Gründung. Hier fehlt bei der Darſtellung des 
Rechtes der Zweigniederlaſſung ein Hinweis auf die Rechtslage 
der ausländiſchen Geſellſchaften. Dann ſchließen ſich die Abſchnitte 
über die Rechtsverhältniſſe der Aktionäre und über die Verfaſſung 
der Aktiengeſellſchaft an. Hierbei iſt beſonders eingehend die neue 
Stellung des Vorſtandes dargeſtellt. Es folgt der Abſchnitt über 
Rechnungslegung — hier beſchränkt ſich der Verf. auf die Wie⸗ 
dergabe der Gliederungs⸗ und Bewertungsgrundſätze: eine aus⸗ 
führlichere Darſtellung, namentlich hinſichtlich der Bewertungs⸗ 
fragen, wäre hier vielleicht bei einer Neuauflage zu erwägen, ob⸗ 
wohl auch die jetzige Dacctellung die Grundſätze des neuen Rech⸗ 
tes klar erkennen läßt. Die letzten Abſchnitte umfaſſen die Satzungs⸗ 
änderungen nebſt den Vorſchriften über Kapitalerhöhung und ⸗her⸗ 
abſetzung ſowie die Vorſchriften über Auflöſung und Abwickelung, 
über die Kommanditgeſellſchaft auf Aktien, die Verſchmelzungsvor⸗ 
ſchriften, die Umwandelungsvorſchriflen einſchließlich des Umwan⸗ 
delungsgeſetzes und des Anleiheſtockgeſetzes. Ein kurzer Abſchnitt 
über das Konzernweſen beſchließt die Darſtellung. 

RA. Dr. Danieleik, Berlin. 


Paul Gilgan, Rechtspfleger: Das Regiſtergericht 
und feine Abteilungen. (Teil I: Verfahrensvorſchrif⸗ 
ten.) (Deutſches Gerichtsweſen: Das Anitsgericht.) Berlin 1937 
Deutſcher Rechts⸗Verlag GmbH. 101 S. Preis kart. 2,40 AN 

Die bisherigen Darſtellungen des geſamten Regiſterweſens 
ſind veraltet, ſo daß eine zeitgemäße Behandlung dieſes Themas 
einem praktiſchen Bedürfnis entſpricht. Behandelt ſind: Handels⸗ 
regiſter A und B, Genoſſenſchaftsregiſter, Vereinsregiſter, Güter⸗ 
rechtsregiſter, Muſterregiſter, Seeſchiffsregiſter, Binnenſchiffsregi⸗ 
ſter, Pfandrechtsregiſter für Schiffsbauwerke, Kabelbuch. Die Dar⸗ 
ſtellung ift eine vergleichende: es werden die gemeinſamen 

Vorſchriften erörtert und anſchließend die Unterſchiede hervor⸗ 

gehoben. Dieſe Darſtellungsmethode, die meines Wiſſens neuartig 

iſt, iſt ein Vorzug des Werkes. Die neueſten Beſtimmungen, die 
bis zu ſeinem Erſcheinen Geltung hatten, ſind verarbeitet. Dabei 
kommen dem Verf. feine Erfahrungen aus dem praktiſchen Ge⸗ 
ſchäftsbetriebe der Regiſterbeamten und ſeine Kenntnis der Ver⸗ 
waltungsvorſchriften zuſtatten. Insbeſ. die Buko iſt weitgehend 
berückſichtigt. Die Sammlung „Deutſches Gerichtsweſen“, der das 

Buch angehört, will die Ausbildung der Rechtswahrer und 

Juſtizbeamten fördern. Dieſer Zweck iſt hier erreicht. Verf. hat 

den Weg gewählt, die Verfahrensvorgänge beſonders zu erörtern, 

und die Behandlung des materiellen Rechts, deſſen Kenntnis die 

Handhabung des formellen Rechts erfordert, einem ſpäteren Bande 

vorbehalten. Wenn dieſer vorliegt, wird ſich ein abſchließendes 


Urteil ermöglichen. 
OAR. Groſchuff, Berlin. 


RA. Dr. Kurt Bußmann, Hamburg: Name, Firma, 
Marke. (Beiträge zum Patent⸗, Marken- und Wettbewerbs⸗ 
recht Bd. 2.) Berlin 1937. Verlag für Staatswiſſenſchaften und 
Geſchichte Gmb. XV und 3870 S. Preis broſch. 14 K. 


Verf. unternimmt den intereſſanten Verſuch, alle Unterneh⸗ 
mens⸗Kennzeichen in einer Monographie zuſammenzufaſſen, und 
das Recht der Benennung unter einheitliche rechtliche Geſichts⸗ 
punkte zu bringen. Der wohlgelungene Verſuch einer ſolchen Syſte⸗ 
matik bildet einen weiteren Bauſtein zu neuer deutſcher Rechts- 
forſchung und Rechtsbetrachtung. Ohne Rechtsforſchung, ohne ein 
Zurückgehen auf die gemeinſamen Grundlagen der Einzelerſchei⸗ 
nungen des b oder des privaten Rechtslebens iſt ein 
Neuaufbau des deutſchen Rechts nicht denkbar. Auch läßt ſich die 
Fülle des Rechtſprechungs⸗ und Wiſſenſchaftsgutes nur dann für 
die Rechtsfindung voll auswerten, wenn die Querverbindungen 
zwiſchen den verſchiedenen Rechtsſparten geſchaffen werden, denen 
ein Rechts⸗Phänomen und die ihm verwandten Erſcheinungen an⸗ 
gehören. 

Mag die Difpofition befürchten laſſen, daß der Bogen der 
Syſtematik hier und da überſpannt iſt, ſo iſt auch ein Zuviel hier 
beſſer als ein Zuwenig. Jede Durcharbeitung der Rechtſpre⸗ 
chung und des Schrifttums und deren ſyſtematiſche Einordnung 
iſt wertvoll. 


Dem praktiſchen Gebrauch abträglich iſt der Umſtand, daß der 
Verf. nur MuW. zitiert, ſtatt auch die entſprechenden Zitate aus 
der JW. und den anderen Fundſtellen anzuführen. 

Auf S. 29 meint Verf., die Unzuläſſigkeit ſolcher Zuſätze zur 
Firma, die Täuſchungsgefahr hervorrufen, könne ſich auch aus den 
Richtlinien des Werbereats Ziff. 6 der 2. Bekanntmachung ergeben. 
Allein herrſchende Lehre iſt, daß die Richtlinien des Werberats 
kein Geſetz ſind. Ihre Nichtbefolgung macht eine Wettbewerbshand⸗ 
lung nicht unzuläſſig, ſondern ermöglicht allenfalls dem Werbe⸗ 
rat, den Nichtbefolgenden um die Befolgung ſeiner Richtlinien 
zu erſuchen. Zweckmäßig iſt, daß der Werberat die Prüfung der 
Zuläſſigkeit einer Firma und ihrer Zuſätze dem ordentlichen Ge— 
richt, der freiwilligen Gerichtsbarkeit, den Handelskammern 


überläßt. 
NA. Dr. Culemann, Düſſeldorf. 


NA. Dr. Georg Opitz: Geſetz über die Verwahrung 
und Anſchaffung von Wertpapieren (Depotch.) v. 
4. Febr. 1937. (Guttentagſche Sammlung Deutſcher Reichs⸗ 
geſetze Nr. 203.) Berlin und Leipzig 1937. Verlag Walter de 
Gruyter & Co. XXXII u. 704 S. Preis geb. 14 AM. 

Der Name des Verf. iſt in dem Fachſchrifttum wohl be⸗ 
kannt. War er es doch, der dem Sammeldepot ſeinerzeit in der 
Praxis zum Durchbruch verhalf und die neue Einrichtung in zahl⸗ 
reichen Abhandlungen (vgl. die Literatuxüberſicht S. 46 ff.) recht 
lich zu untermauern ſuchte. Seine berufliche Stellung liefert ihm 
ein reichhaltiges Material zu allen Fragen des Depotrechts. Einem 
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Kommentar von ſeiner Hand wird man daher mit beſonderem 
Intereſſe begegnen. 

Das vorgelegte umfangreichere Erläuterungswerk rechtfertigt 
durchaus die daran geknüpften Erwartungen. Es zeichnet ſich nach 
zwei Richtungen beſonders aus: Einmal durch die Berückſichtigung 
praktiſcher Bedürfniſſe; durchweg ſtehen Fragen der Behandlung 
anvertrauter Depots durch den Verwahrer im Vordergrund; zur 
Veranſchaulichung ſind zahlreiche Muſterformulare in den Text 
und die Anlagen eingefügt. Sodann iſt die umfangreiche Heran⸗ 
ziehung der bisherigen Rechtſprechung und auch der Literatur in 
den Erläuterungen erfreulich. Wer weiteres Material zur Vertie⸗ 
fung wünſcht, findet es faſt lückenlos verzeichnet und verwertet! 
überall wird der Zuſammenhang mit dem bisherigen Recht betont 
und gepflegt. 

Der praktiſchen Handhabung dienen auch die zahlreichen An⸗ 
lagen: Ein beſonders gelungener Abſchnitt erörtert in ſyſtema⸗ 
tiſcher und erſchöpfender Darſtellung die verſchloſſene Ein⸗ 
lage und den Schrankfachvertrag. Es folgen ſodann: 
Ein Abdruck des alten Depot®. v. 5. Juli 1896 und die Gegen⸗ 
überſtellung der alten mit den Beſtimmungen des neuen Depot.; 
ein Abdruck der Geſchäftsordnung für das Effeltengirodepot der 
Bank des Berliner Kaſſenvereins und ſonſtige für den Girover⸗ 
kehr wichtige Geſchäftsbeſtimmungen; Anordnungen und Richt⸗ 
linien für die Depotprüfung; Geſchäftsbedingungen für den Wert⸗ 
papierverkehr; ſchließlich einſchlägige Beſtimmungen aus anderen 
Geſetzen. Den Beſchluß macht ein ſorgfältig bearbeitetes Sach⸗ 
regiſter. 

Der Verf. iſt beſtrebt, den Kommentar nicht auf di ä 
rung der einzelnen Beſtimmungen des Depot. 1 n 
ere weitgehend den geſamten Wertpapierverkehr in die Ex. 
e eee dees Erde wird der Effektengira⸗ 

i handelt (S. 91 ff.). Dieſe Erweiterung des Rahmens 
wird auch in dem Vorwort N N eh 
Mae fie peſondene u 9 betont. Das gibt dem Konı- 
12 So erweiſt das Erläuterungs 
ba Arge 155 die Banken bei 60 
erkehrs an die neuen Beſtimmungen. Die Dinge ſind w i 
Bee Ste ber, Ze e 

erefiie nkkunden wichtige Fragen zurück 
11 1 nur beiläufig behandelt ſind. Man sehr verhältnis. 
wüf 9 1 den Schmerzen der Bankkunden. Wünſchenswert 

117 eiſpie sweiſe eine eingehendere Betrachtung über die Depot⸗ 
la über die Rechtslage der Kunden bei Verſehen oder Ver⸗ 
5 0 der Bank (abgeſehen von den Strafbeſtimmungen), über 
ie Rechtsverhältniſſe bei unwirkſamer Erteilung der Ermächti⸗ 
ad zur Sammelverwahrung oder bei fehlender Verfügungs⸗ 
515 e e e eine genauere Gegenüberſtellung 

) r nd Sammeldepot in i i 5 
teilen für den Hinterleger u. a. e 


Prof. Dr. Ruth, Frankfurt a. M. 


ſeinen Wert gerade als 
Anpaſſung ihres Geſchäfts⸗ 


Handbuch des geſamten Kredit 
5 2 weſens. Herausge⸗ 
geben von Dr. jur. Walter PAR Beli Frank. 


00 7 1937. Verlag Fritz Knapp. IX u. 491 S. Preis geb. 


Dieſe Arbeit verfolgt einen andern Zweck als das (hier in 
JW. 1937, 1396 kürzlich beſprochene) Wach bon Zahn. Wihrend 
dieſes auch die öffentlich⸗rechtliche organiſatoriſche Seite der Kre⸗ 
ditorganiſation zeigt, beſchrankt ſich Hofmann bewußt darauf, 
diejenigen Beſtimmungen zuſammtenzuſtellen, die der Bankprak⸗ 
tiker braucht, ſo daß die materiellrechtlichen Beſtimmungen vor 
den organiſatoriſchen notwendigerweiſe überwiegen. In der Tat 
haben die als Folge der großen deutſchen Bank-Enquete 1933 
und im Zuſammenhang mit dem organiſchen Aufbau der deut⸗ 
ſchen Wirtſchaft erlaſſenen, inzwiſchen umfangreich und viel⸗ 
ſchichtig gewordenen Geſetze, Verordnungen uſw. — an der Spitze 
das KWG. — die Praxis des Kredit⸗ und Bankgeſchäfts in faſt 
jeder Hinſicht entſcheidend geändert, und zwar ſo, daß dieſes in 
der täglichen Arbeit, namentlich bei jeder Krediteinräumung, 
fühlbar wird. Jeder im Bankweſen Arbeitende hat dies erfahren. 
Die Kenntnis des einſchlägigen Geſetzapparates gehört heutzutage 
zu ſeiner fachlichen Vorbildung. Er muß aber die von ihm zu 
beachtenden Beſtimmungen in einer Form vor ſich wünſchen, die 
ihm das Eindringen in den Inhalt bei jeder konkreten Frage, die 
er gerade ſucht, zugleich ſo genau und ſo ſchnell wie möglich ge⸗ 
wahrleiſtet. 

Dieſen aus der Praxis hervorgegangenen Wunſch ſucht der 
Verf. zu erfüllen, und man kann feſtſtellen, daß er fein Ziel 


Be die beſondere Anordnung des weit verzweigten Materials 
erreicht. 


„Das Buch gibt die Geſetze uſw. zu den folgenden fünf Ab⸗ 
ſchnitten wieder: 
1. Zum organiſatoriſchen Aufbau des deutſchen Kreditweſens, 
wobei der Verf. ſich entſprechend dem vorher Geſagten int 
weſentlichen auf die Beſtimmungen über die ſtändiſche Ord⸗ 
nung beſchränkt. 
„Zur eigentlichen Regelung des Kreditweſens. 
. Zur Sozialordnung im Kreditweſen. 
n zwei weiteren Abſchnitten werden 
wichtige ſtatiſtiſche Unterlagen gebracht und . 
N Schrifttum des deutſchen Kreditweſens auf. 
gezählt. 5 
Erſtmalig in einer derartigen Zuſammenſtellung erſcheint das 
im dritten Abschnitt enthaltene Material. Dieſer Umftand iſt be» 


reits von offiziöſer Stelle der Arbeitsfront mit Recht begrüßt 
worden. — 

Zum vierten Abſchnitt empfehlen wir für eine künftige Auf 
lage, ihn noch in bezug auf die Bilanzſtatiſtik zu erweitern. — 

Das Schwergewicht für den Praktiker liegt naturgemaß in 
dem zweiten Abſchnitt: Hier ift zunächſt das Kg. ſelbſt abge⸗ 
druckt; ſodann zu jedem einzelnen wichtigen Punkt (3. B. Auf⸗ 
ſicht, Paſſiv- und Aktivgeſchäft, Verhältnis von Eigen⸗ und Fremd. 
kapital, Publizität) nochmals die entsprechende Rahmenvorſchrißt 
des KWG. und anſchließend die verſchiedenen Ausführungs⸗ und 
Durchführungsbeſtimmungen, ſelbſtverſtandlich auch die des Reichs 
kommiſſars und des Kreditaufſichtsamts. Auch die behördlichen 
Formblätter ſind vorhanden. So iſt jeweils der aktuelle Geſetzes⸗ 
Kap in einer für den Praktiker ſchnell verwendbaren Weiſe nie⸗ 
ergelegt. . 

Das Buch iſt überſichtlich gedruckt und ſehr lesbar, wozu nicht 
zuletzt neben einer Einleitung und einem Sachregiſter die verbin⸗ 
denden und erläuternden Bemerkungen des Verf., die immer vor⸗ 
züglich klar ſind, beitragen. Das Handbuch iſt jedem, der Bank⸗ 


mm N 


‘und Kreditfragen zu bearbeiten hat, zu empfehlen. 


RA. Dr. jur. Auguſt Moft, Berlin. 


Die gejamten Preisbildungsvorſchriften. Nach 
dem Vierjahresplan unter Einſchluß des bisherigen Rechts er⸗ 
läutert von Fritz Wohlhaupt, OL GR., Dr Wilhelm 
Rentrop, Reg., Martin Bertelsmann, Gerclſſ., 
ſämtl. beim Reichskommiſſar für Preisbildung. Stand v. 1. Marz 
1937. München und Berlin. C. H. Bediche Verlagsbuchholg. 
497 S. Loſeblattausgabe in Leinenordner 12,50 AM. 

Die Verf., beim Reichskommiſſar für Preisbildung tätig 
(Wohlhaupt und Rentrop als Abteilungsleiter, Ber⸗ 
telsmann als Referent), haben die nach dem Vierjahresplan 
geltenden Preisbildungsvorſchriften unter Einſchluß des bisheri⸗ 
gen Rechts in einer verdienſtvollen Überſicht zuſammengeſtellt und 
erläutert. Dieſe Zuſammenſtellung iſt ſtets nach dem neueſten 
Stand ergänzbar (Lochblattform). Ein Teil des Materials war 
bisher der Offentlichkeit nicht leicht zugänglich (ſo insbeſ die Er⸗ 
laſſe des Reichspreiskommiſſars), im übrigen für den nicht ſtändig 
berufsmäßig mit ihm Vertrauten kaum zu überſehen. So iſt dieſe 
in fünf Teilen ſyſtematiſch geordnete Zuſammenſtellung (Grund⸗ 
lagen des Preisrechts, Vorſchriften für die geſamte Wirtſchaft, Vor⸗ 
ſchriften für die Ernährungs⸗ und Forſtwirtſchaft, Vorſchriften 
für die gewerbliche Wirtſchaft, Vorſchriften auf anderen Gebieten) 
nebſt einem Anhang (Behördenverzeichniſſe und allgemein wich⸗ 
tige Vorſchriften) eine kaum entbehrliche Grundlage für die Ein⸗ 
fübrung in dieſes wichtige Rechtsgebiet. Die Anmerkungen ſind 
klar und leicht verſtändlich. Ein Sachverzeichnis erleichtert die 
Auffindung der einſchlägigen Beſtimmungen. 

RA. Dr. Roth, Berlin. 


Die 1. Ergänzungslieferung im Umfang von 140 Blatt bringt 
das Werk auf den Stand vom Juli 1937. D. S. 


Dr. Walter Kriege, MinR. im RJ M., und Dr. Arthur 
Bülow, KR. im RJ M.: Kommentar zur Hinter⸗ 
legungsordnung v. 10. Marz 1937 mit Neben 
beſtimmungen. München und Berlin 1937. C. H. Beckſche 
Verlagsbuchholg. VIII u. 284 S. Preis geb. 6 AM. 

Der Kommentar bringt zunächſt den Wortlaut des Geſetzes 
ohne Anmerkungen und folgt darin einer Übung vieler Erläute⸗ 
rungsbücher, die ſich als ſehr zweckmäßig erwieſen hat. Hieran 
ſchließt ſich die amtliche Begründung des Geſetzes an. Ihr folgt 
das eingehend erläuterte Geſetz mit Durchführungs⸗ und Ausfüh⸗ 
rungsvorſchriften. Neben verſchiedenen anderen Beſtimmungen ſind 
in das Buch noch einſchlägige Auszüge aus der Juſtizkaſſenord⸗ 
nung, aus der Koſtenordnung mit Durchführungsverfügung, aus 
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dem BGB. und der ZPO., ſowie die amtlichen Vordrucke für das 
Hinterlegungsweſen aufgenommen. Ein überſichtliches Sachver⸗ 
zeichnis, das ſich hauptſächlich auf den erläuterten Teil bezieht, bil⸗ 
det den Abſchluß. 

Schon die Zuſammentragung des Stoffes, die Auswahl der 
zum Abdruck gebrachten Beſtimmungen und die Aufteilung des 
Buches laſſen die beſondere Sachkunde und Vertrautheit der Verf. 
mit dem Hinterlegungsweſen erkennen. 

Die Erläuterungen zu den einzelnen Beſtimmungen zeichnen 
ſich durch große Klarheit aus. Ebenſo verdient die leichtverſtandliche 
Sprache eine beſondere Hervorhebung. Schwierigere Fragen ſind 
an Hand von kurzen Beiſpielen anſchaulich erläutert. Die Uber⸗ 
ſichtlichkeit der Anmerkungen erhöht der logiſche Aufbau und eine 
geſchickte Druckanordnung. 

Die Verf. haben das Buch in erſter Linie den Bedürfniſſen 
der Praxis angepaßt, wobei ſie ihre langjährige Erfahrung auf 
dem Gebiet des Hinterlegungsweſens verwerten konnten. Bei aller 
Kürze iſt aber auch der hohe wiſſenſchaftliche Stand des Kom⸗ 
mentars anzuerkennen. Dieſe Vorzüge genügen, um dem Buch eine 
weite Verbreitung zu ſichern. 

Dr. Hanns Kirchmann, Sulzbach-Roſenberg. 


Otto Krieg, Senpräſ. beim KG.: Vergleichsordnung 
v. 26. Febr. 1935 mit Erläuterungen. Zugleich Nachtrag zu 
„Sudow⸗Buſch⸗Krieg, Konkursordnung“. (Guttentagſche Samm⸗ 
lung Deutſcher Reichsgeſetze Nr. 13 a). Berlin und Leipzig 1937. 
Verlag Walter de Gruyter & Co. 328 S. Preis geb. 6 AM. 

Das kleine Buch iſt eine außerordentlich wertvolle Bereiche⸗ 
rung der Literatur über die neue Vergleichsordnung. Zwei Vor⸗ 
zuge möchte ich hier hervorheben. In den Exläuterungen wird 
ſtändig darauf hingewieſen, wie ſich die Vorſchriften des jetzigen 
Geſetzes verhalten zu den entſprechenden Beſtimmungen der Ver⸗ 
gleichsordnung von 1927 und der Konkursordnung. Die Ausgabe 
iſt deshalb jungen Juriſten beſonders zu empfehlen. Bei Anfän⸗ 
gern beſteht ſtets die Gefahr, daß ſie nach flüchtiger Lektüre glau⸗ 
ben, den Sinn eines Geſetzes erfaßt zu haben, weil ſie die Probleme 
nicht ſehen. Wird ihnen aber vor Augen geführt, daß die gleiche 
oder eine ähnliche Frage in anderen Geſetzen anders, gelöjt wor⸗ 
den ift, fo werden fie dadurch veranlaßt, über die Bedeutung der 
einzelnen Beſtimmungen nochmals nachzudenken. 

Ein zweiter Vorzug iſt, daß Verf. den Fehler vermeidet, in 
den Anmerkungen zu den einzelnen Paragraphen nur das zu kom⸗ 
mentieren, was in dem Paragraphen ſelbſt ſteht. Er zieht vielmehr 
überall auch ſchon die ſpäteren Beſtimmungen heran, die berück⸗ 
ſichtigt werden müſſen, wenn man die volle Tragweite der 
zu erläuternden Vorſchrift erkennen will. Als Beiſpiel verweiſe 
ich auf §7 des Geſetzes, in dem vom „Inhalt des Vergleichsvor— 
ſchlages“ die Rede iſt. 

Die Literatur iſt ausgiebig, die Judikatur (ſoweit ich ſehe) 
vollſtändig berückſichtigt. Überhaupt gewinnt man beim Durchleſen 
den Eindruck, daß der Verf. den Stoff ſouverän beherrſcht. 

Prof. Dr. Pagenſtecher, Hamburg, Mitgl. der Akademie 
für Deutſches Recht. 


Hauseigentümer und Mieter. Eine gemeinverſtänd⸗ 
liche Darſtellung des geſamten Wohnungsrechts auf Grund prak⸗ 
tiſcher Fälle. Von Dr. Friedrich Deerberg, Sen Präſ. 
beim KG., und Dr. Richard Nieſe, ObermagRat bei der 
Stadt Berlin. Berlin 1937. Verlag Franz Vahlen. 115 S. Preis 
kart. 2,80 . 

„45 praktiſche Fälle aus dem Mietrecht“, ſo läßt ſich der In⸗ 
halt des Buches wohl am beſten kennzeichnen. Eine Darſtellung 
des geſamten Wohnungsrechts läßt ſich auf dieſem Weg kaum 
geben. Aber es iſt anzuerkennen, daß die Verf. aus der Fülle des 
Materials die Fragen ausgewählt haben, die zwiſchen Mieter 
und Vermieter am häufigſten ſtreitig zu werden pflegen und 
Schwierigkeiten bereiten. Ich zweifle nicht daran, daß der Laie, 
an den ſich das Buch hauptſächlich wendet, aus dieſer Form der 
Darſtellung gute Belehrung zu ſchöpfen vermag. Durch den je⸗ 
weils vorausgeſtellten klaren Tatbeſtand wird der Leſer auf das 
Weſentliche des Falls gedenkt und fein Intereſſe an der Beant- 
wortung geweckt. Die folgende Löſung bemüht ſich, in gemeinver⸗ 
ſtändlicher Weiſe die geſetzlichen Beſtimmungen und die für die 
Entſcheidung maßgebenden Geſichtspunkte vor Augen zu führen. 
Völlig zu entäußern vermögen ſich freilich die Verf. der juriſtiſchen 
Redeweiſe nicht. So dürfte beiſpielsweiſe die Erklärung des Un⸗ 
terſchieds zwiſchen Garantievertrag und Bürgſchaft (S. 14) für 
den Laien kaum begreiflich ſein. Doch iſt im allgemeinen dem 
Verſtändnis des Laien nicht zu viel zugemutet. Die gegebenen 
Löſungen ſind zuverläſſig und durchweg im Einklang mit der 
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höchſtrichterlichen Rechtſprechung, der auch die Tatbeſtände zumeiſt 
entnommen ſind. 

Manche Löſungen könnte man ſich anders denken. Aber das 
würde auf eine eingehende Auseinanderſetzung mit der Rechtſpre⸗ 
chung hinauslaufen, die hier nicht zur Diskuſſion ſteht. Einzelne 
Fälle ſind in der Art, wie ſie auf einen Ausnahmetatbeſtand ab- 
ſtellen (z. B. Nr. 2, Rücktritt vom Mietvertrag wegen Wegfalls 
der Geſchäftsgrundlage), nicht unbedenklich, weil ſie den oberfläch⸗ 
lichen Leſer zu unrichtigen Verallgemeinerungen verleiten. Doch 
ſolche Beanſtandungen ſind bei einem Buch, das vielerlei Kreiſe 
zu befriedigen und Wiſſenſchaft zu populariſieren ſucht, immer un⸗ 
ausbleiblich. Es bedeutet viel, wenn ein ſolches Werk auch „dem 
Richter und Anwalt ein Wegweiſer für die Praxis ſein“ kaun, wie 
es die Verf. mit einer gewiſſen Berechtigung erhoffen. Auch der 
Studierende vermag ſich mit dieſem Praktikum des Mietrechts gut 
zu ſchulen. 

Prof. Dr. Ruth, Frankfurt a. M. 


Dr. K. Schäfer, OSR. im RJM.: Das Polizeiver⸗ 
waltungsgeſetz v. 1. Juni 1931 und das Geſetz 
über die Geheime Staatspolizei v. 10. Febr 
1936 mit Ausführungsbeſtimmungen und ergänzenden Ge⸗ 
ſetzes⸗ und Verwaltungsvorſchriften. 4. vermehrte Aufl. Berlin 
1937. Kameradſchaft, Verlagsgeſ. 149 S. Preis broſch. 1,50 AM 

Die 4. Aufl. der JW. 1937, 1226 beſprochenen Schrift ent⸗ 
ſpricht dem Stande der Geſetzgebung, Verwaltungspraxis und 

Rechtſprechung vom Juni 1937. D. S. 


Grundriß der Angeſtelltenverſicherung. Von 
Dr. Erwin Gaber und Dr. Alfred Poſt, Regierungs⸗ 
räten bei der Reichsverſicherungsauſtalt für Angeſtellte, Ber⸗ 
lin. Berlin 1937. Verlag Langewort. 128 S. Preis geb. 
4,50 AM. 

Die Flut des Schrifttums in der Sozialverſicherung iſt 
ſeit einigen Jahren unüberſehbar. An Erläuterungsbüchern, 
Sammelwerken und Einzelaufſätzen iſt wirklich kein Mangel. 
Eigentümlicherweiſe iſt dabei gerade das wichtige Gebiet der 
Augeſtelltenberſicherung immer recht ſtiefmütterlich behandelt 
worden. Das Intereſſe faſt aller Schriftſteller konzentriert ſich 
auf die Krankenverſicherung. Jufolgedeſſen iſt der vorliegende, 
von zwei Praktikern auf dieſem Stoffgebiet verfaßte Grundriß, 
der ähnlich wie die Schäffer ſchen Lehrbücher, auch in der 
drucktechniſchen Anordnung, aufgebaut iſt, zu begrüßen. Er wird 
ſicher jedem, der ſich mit Fragen der Angeſtelltenverſicherung 
zu befaſſen hat, von großem Nutzen fein. Au einen erſten all- 
gemeinen Teil, der ſich mit dem Zweck, dem Weſen, der rechts⸗ 
geſchichtlichen Eutwicklung, den Rechts⸗ und wirtſchaftlichen 
Grundlagen der Angeſtelltenverſicherung befaßt, ſchließen ſich 
Abſchnitte über die Reichsverſicherungsanſtalt für Angeſtellte 
als Verſicherungsträger dieſes Teils der Sozialverſicherung, 
die Verſicherten (Verſicherungspflichtige und berechtigte), die 
Beiträge, die Leiſtungen und ihre Vorausſetzungen und das 
Verfahren (Abſchuitte 2 bis 6). Der 7. Abſchnitt behandelt 
die für alle Verſicherungszweige wichtige, in 88 1544 ff. RVO. 
neu geordnete Wanderverſicherung, d. h. die Rentengewährung 
an Verſicherte der Iuvaliden⸗, Angeſtellten⸗ und knappſchaft⸗ 
lichen Penſionsverſicherung. Der 8. Abſchnitt gibt einen ge- 
drängten (3 Seiten) Überblick über die Bedeutung der Angeſtell⸗ 
tenverſicherung für die deutſche Volkswirtſchaft. Die zahlreichen, 
den einzelnen Abſchnitten beigefügten Beiſpiele dienen dazu, 
dem Benutzer die an ſich oft recht ſchwer verſtändlichen gejeß- 
lichen Vorſchriften klarer zu machen. Die — ſchon erwähnte — 
drucktechniſche Anordnung erleichtert die Durcharbeitung des 
Stoffes und ebenſo wie das am Schluſſe befindliche Stichwort; 
verzeichnis (mehr als ein ſolches iſt es aber auch nicht) das 
Auffinden der für einzelne Fragen wichtigen Beſtimmungen. 

SenpPräſ. Kerſting, Berlin. 


RA. Dr. Wilh. Weimar, Köln: Die Dreiwochen⸗ 
arbeit in der Referendarprüfung. Eine prak⸗ 
tiſche Anleitung mit zahlreichen Beiſpielen und erprobten 
Grundregeln. Köln 1937. Verlag Balduin Pick. 70 S. Preis 
broſch. 2,70 AA. 

Das vorliegende kleine Buch iſt ein gutes Rüſtzeug für die 
Anfertigung der Hausarbeit in der erſten juriſtiſchen Staats⸗ 
prüfung. 

Der Verf., der bereits durch ſeine Schriftenreihe: „Die 
Rechtswahrerprüfung“ als ein Kenner des Prüfungsſtoffes der 
juriſtiſchen Prüfungen bekannt geworden iſt, trägt hier eine 
Summe von Natfchlägen zuſammen, die jeder Examenskandidat 
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zur Keuntnis nehmen und beachten ſollte. An Hand der typi⸗ 
ſchen Fehler, die bei der Vorbereitung auf die Dreiwochenarbeit 
und während ihrer Abfaſſung immer wieder zu beobachten ſind, 
wird eine Arbeitsmethode entwickelt, die eine Vermeidung gro⸗ 
ber Fehlerhaftigkeit garantiert. Mit Recht wird darauf hin⸗ 
gewieſen, daß die Vorbereitung gerade auf die häusliche Arbeit 
nicht früh genug während des Studiums einſetzen kaun. Die 
Vertrautheit mit dem Lehrmaterial der örtlichen Büchereien iſt 
unbedingte Vorausſetzung für jeden Kandidaten, der ſich zum 
Examen meldet. 

Die Art der Behandlung der Prüfungsarbeit ſelbſt wird, 
eutſprechend der zur Verfügung ſtehenden drei Wochen, in drei 
Abſchnitte eingeteilt. Der Examenskandidat muß ſich darüber 
klar ſein, daß jede dieſer drei Wochen eine beſondere Arbeits⸗ 
methode erfordert, wenn eine durchdachte und fertiggeſtellte Ar⸗ 
beit gewährleiſtet ſein ſoll. 

Der Verf. hat ſerner eine Anzahl junger Rechtswahrer in 
dem vorliegenden kleinen Werke zu Worte kommen laſſen, die 
diejenigen Schwierigkeiten der Dreiwochenarbeit hervorheben, 
die der Examenskandidat am meiſten als ſolche empfindet. 

Die theoretiſche Darſtellung wird ergänzt durch mehrere 
Tatbeſtände häuslicher Arbeiten, die zum Teil mit Löſungs⸗ 
ratſchlagen verbunden find. Die Löſungsanleitungen geben bis 
ins einzelne gehende Hinweiſe hinſichtlich der Durchdenkung 
und es Aufbaues der jeweiligen Arbeit. 

0 ie Herausſtellung beſtimmter „Grundregeln für den täg⸗ 
lichen Gebrauch“ während der ohe kurbelt 1015 8 
didaten über viele überflüſſige Schwierigkeiten hinweghelfen. 
ehe e ee 8 die häusliche Arbeit in der 
5 prüfung kann jedem Studie f 
das beſte empfohlen 1 59 „„ 


RA. Dr. Rilk, Berlin. 


Die Deutſche Erbpflege. Ein G i 
| e H 5 0 rundriß vo 
SE hard d 5 ie le und GerAſſ. Hansjoa 0 i 155 92 
DER Rene für Volksgeſundheitsdienſt beim Reichs⸗ 
n Pr dJ. Leipzig 1937. Verlag Georg Thieme. X und 
238 S. Preis kart. 4,80 . 


Das Buch ift eine allgemeinverſtändli i 

a das \ iche u 5 
eech einwandfreie Darſtellung der en 99 en 
Seen den bekannten großen Kommentaren, die dem 
8 1 iſten unentbehrlich bleiben, empfiehlt es ſich einem größeren 
Fun durch knappe Darſtellung und niedrigen Preis. Hier iſt 
ine vielbeſchäftigte Rechtsanwälte, Richter und Referen⸗ 
918 ie Möglichkeit geſchaffen, ſich neben ihrer ſonſtigen Tätig⸗ 
leit auch einen guten Einblick in die Erbpflege zu verſchaffen. Was 
un dieſem Buch geboten wird, ſollte Gemeingut unſerer Gebil⸗ 
1 u recht ſicherer Beſitz aller deutſchen Rechtswahrer wer⸗ 

Bu abei geht die Darſtellung der medizinischen und erbbiologi⸗ 
ſchen Zuſammenhänge niemals weiter, als für das Verſtändnis 
des geltenden Rechts auf dem Gebiet der Erbpflege unbedingt er⸗ 
forderlich iſt. Andererſeits bleibt fie ſtets wiſſonſchaftlich und artet 
niemals in das „Nürnberger⸗Trichter⸗Syſtem“ aus, das die Verf. 
mit Recht ablehnen. 

1 theoretische Einführung iſt kurz gehalten (40 Seiten). 
Hier gibt es keine langweiligen theoretiſchen Erörterungen, ſon⸗ 
dern kurz und klar werden die Grundlagen der Erbpflege erörtert, 
ſoweit ſie zum Verſtändnis des Buches erforderlich ſind. 

Teil I behandelt die Erbkrankheiten, die zur Unfruchtbar⸗ 
machung führen, und umfaßt auch die geiſtigen Störungen, die 
ein Ehehindernis nach dem Ehegefundh®. bilden können. Die Art 
jeder Krankheit wird gemeinverſtändlich beſprochen, die Erbgefahr 
im einzelnen dargeſtellt, die Bedeutung der Geſundheitslage der 
Sippe und das Verhältnis von Erbſchaden und Umweltſchaden 
werden erörtert und zu jedem Leiden genau alle anzuwendenden 
Erbpflegemaßnahmen beſprochen (Eheberatung, Eheverbot, Un⸗ 
fruchtbarmachung). Man kann ſich hier alſo über die geſamte 
Erbpflege zu einem Fall unterrichten, ohne erſt in verſchiedenen 
Kommentaren nach den Einzelheiten ſuchen zu müſſen, die der 
nicht ſtändig mit ſolchen Dingen Arbeitende nur gar zu leicht 
überſieht. Für beſonders wertvoll halte ich an dem Buch, daß 
es bei aller Kürze und Klarheit doch nicht nur einen Tatſachen⸗ 
bericht darſtellt, ſondern überall Probleme zeigt und kritiſch Stel⸗ 
lung nimmt. Die große Sachkunde der Verf. bewirkt, daß auch 
jeder, der ſtändig in der Erbpflege tätig iſt, das Buch mit gro⸗ 
zem Nutzen durcharbeiten wird. Die meiſten dieſer Probleme — 
wie z. B. die Fragen des „moraliſchen“ Schwachſinns, der Lebens⸗ 
bewährung der Schwachſinnigen oder die Erbgefährlichkeit des 
Alkoholismus ſind aber auch von allgemeinem Intereſſe und für 
die Beurteilung von Meuſchen und ihrem Tun — und das iſt ja 
doch der Kernpunkt der Tätigkeit des Rechtswahrers — auch dann 
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wichtig, wenn es ſich nicht unmittelbar um Maßnahmen der Erb⸗ 
pflege handelt. i 

Teil II behandelt das Verfahren zur Erlangung des Ebe⸗ 
tauglichkeitszeugniſſes und das Verfahren wegen Unfruchtbar⸗ 
machung. Auch das Verfahren iſt in ſeiner Ganzheit dargeſtellt, 
wie es wirklich beginnt und wie es wirklich endet, nicht nur der 
beim ExbgefGer. laufende Ausſchnitt des Verfahrens, den Rechts⸗ 
wahrer und Öffentlichkeit meiſt nur bot Augen haben. Gerade 
dieſe Ganzheit der Darſtellung charakteriſtert das Buch als echt 
nationalſozialiſtiſch. Hier werden nicht erdachte Probleme erörtert, 
jondern hier wird das Leben dargeſtellt, wie es in tatſächlichen Wir 
kungen abläuft. Gerade dieſes hebt das Buch in ſeiner Bedeutung 
über den unmittelbaren Zweck, dem er dienen ſoll, hinaus. Es 
kann jedem eine wertvolle Hilfe für die Erfaſſung der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Rechtslehre überhaupt werden. 

Zum Schluß des Buches werden noch kurz die Verfahren bei 
Bewilligung von Eheſtandsdarlehen und verſchiedenen Kinder⸗ 
beihilfen beſprochen und alle einſchlägigen Geſetzestexte zur Erb. 
pflege im Wortlaut wiedergegeben. 

AR. C. G. Meinhof, Hamburg. 


IR. Dr. Franz Ripfel, Notar, Durlach: Die Grund. 

ſtücksverkehrsbekanntmachung w. 26. Jan. 1937 
(RGBl. I, 35 ff.). Eine Erläuterung. Karlsruhe 1937. Verlag 
Eugen Harſch. 79 S. Preis kart. 2,60 Hl. 


Prof. Dr. Th 
der Rechts⸗ und Wirtſchaftswi 
ſchaft.) Hamburg 1937. Hanſeatiſche Verlagsanſtalt. 
Preis kart. 5,50 AM, geb. 6,50 A. 


Das Buch bringt eine Darſtellung der Grundzüge des deut⸗ 
ſchen Verwaltungsrechts. Seine beſondere Kennzeichnung liegt in 
dem Bemühen des Verf., dem nationalſozialiſtiſchen Denken die 
wiſſenſchaftlichen Ausgangsſtellungen des deutſchen Verwaltungs 
rechts zu ſichern. 

Dieſe Zielſetzung wird ſchon an der Art erkennbar, in der 
der Verf. den Begriff und das Weſen der Verwaltung beſtimmt. 
Gemeinſchaftsdenken und politiſche Führung geben der öffentlichen 
Verwaltung in der Darſtellung des Verf. ihr Gepräge. Offent⸗ 
liche Verwaltung iſt danach zunächſt „Tätigkeit . als Hand⸗ 
lung der Gemeinſchaft“ (S. 9), alſo ein Ablauf ſinn⸗ 
voller Handlungen und Geſchehniſſe, die die Aufgabe haben, „einer 
Gemeinſchaft zu dienen“ (a. a. O.). Daraus folgt, daß die Ver⸗ 
waltung „keinen Eigenwert“ beſitzt: „Sie iſt nicht für ſich da, 
ſondern für die Gemeinſchaft, der ſie dient“ (S. 10). Dieſe Sach- 
waltung für die Gemeinſchaft erhält ihre grund⸗ 
legende Richtung von der über die Verwaltung gebietenden poli⸗ 
tiſchen Führung. „Verwaltung . iſt Geſtaltung ... nach einem 
vom Führer der Gemeinſchaft aufgeſtellten Plan“ (S. 11). Das 
innere Geſetz der Verwaltung iſt alſo der Plan des Führers, der 
ſeinerſeits in den Lebensgeſetzen des Volkstums vorgezeichnet iſt. 
Die öffentliche Verwaltung läuft daher nicht nach einer eigen⸗ 
geſetzlichen Zielſetzung, ſondern nach einem vom Fuhrer aufgeſtell⸗ 
ten Plane ab (a. a. O.). Die Gemeinſchaftsarbeit der Verwaltung 
iſt alſo inſofern „Durchführung“, als fte ſich „nicht ſelbſt die 
Leitgedanken gibt“ (S. 12). Gleichwohl iſt fte nicht bloßer 
ſeelenloſer „Vollzug“, vielmehr läßt ihr Weſen innerhalb der Ziele 
der politiſchen Führung ein mitgeſtaltendes Schopfertum nicht 
nur zu, ſondern fordert es ſogar unumgänglich. Zutreffend weiſt 
der Verf. auf ein Wort des Reichsſchatzmeiſters Schwarz hin, 
nach dem „Verwaltung ... Unterſtützung des Geplanten und Er⸗ 
haltung des Gewordenen“ iſt (S 114). Zweck der Verwaltung 
iſt es, „den Plan des Führers Geſtalt und Wirklichkeit werden 
zu laſſen“ (S. 182). Sie iſt alſo ein am Plan der Führung und 
an den inneren Geſetzen des Volkstums ausgerichtetes ſchöpfe⸗ 
riſches Mitgeſtalten der völkiſchen Ordnung. Dieſer Verwaltungs⸗ 
begriff beanſprucht ſelbſtverſtändlich keine allgemeine Gultigkeit; 
er iſt nur eine Beſchreibung unſerer konkreten nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Verwaltung, alſo, wie der Verf. ſelbſt erkennt, „ein zeit⸗ und 
volksbezogener Berwaltungsbegriff, ein gegenwartsbezogener und 
deutſcher Begriff“ (©. 15) und darauf aufgebaut, daß das Volk 
eine in Untergemeinſchaften gegliederte konkrete Gemeinſchaft iſt“ 
(S. 39). 

Dieſes „konkrete Denken“ des Verf. zeigt ſich auch in ſei⸗ 
nem Rechtsbegriff. Er ſtellt den „Rechtsbegriff der konkreten Ge⸗ 
meinſchaft in den Mittelpunkt des Rechts“ (S. 19) und führt aus: 
„Das Recht beſteht in den Ordnungen der Gemeinſchaften. in 
die das Volk eingegliedert iſt“ (a. a. O.). Recht in dieſem Sinne, 
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io jagt der Verf. in einem anderen Zuſammenhang, „iſt nicht 
ein ordnender Befehl, ſondern ein geordneter Zuſtand. Aus ihm 
erſt ſind die Rechtsregeln zu entnehmen, nicht umgekehrt“ (S. 39). 
Die Ausrichtung dieſes Denkens an der Schrift von Carl 
Schmitt, „Über die drei Arten des rechtswiſſenſchaftlichen Den⸗ 
kens“ liegt auf der Hand. So unbeſtreitbar die befruchtende Wir⸗ 
kung ift, die von dieſer Schrift ihren Ausgang nahm, jo berech⸗ 
tigt erſcheint mir doch der Einwand von Mezger (Akad. 1937, 
417 ff.), „daß die Antitheſe von Normativismus und konkretem 
Ordnungsdenken im letzten Grunde lebens⸗ und rechtsfremd und 
daher in Wahrheit nicht begründet iſt. Denn das Recht iſt beides: 
lebendige und zugleich verpflichtende Ordnung, . konkrete Ord⸗ 
nung und Norm“. „Es würde des Rechtes nicht bedürfen, wenn 
alle Wirklichkeit immer ſchon konkrete Ordnung wäre ... Das 
Recht iſt immer auch eine verpflichtende Ordnung gegenüber einer 
der Ordnung widerſtrebenden Welt. Das Recht iſt alſo ſeinem 
Weſen nach immer auch ein ‚Sollen‘ und damit eine Norm“ 
Deshalb läßt ſich der Normativismus als ſolcher vom Weſen des 
Rechts nicht trennen“ (Mezger a. a. O.). Das Verdienſt des 
„konkreten Ordnungsdenkens“ beſteht darin, an die Stelle der in⸗ 
neren Dürftigkeit des ſich auf die Gegebenheit geſetzter Normen 
beſchränkenden poſitiviſtiſchen Rechtsdenkens die ergiebige Frucht⸗ 
barkeit einer von der Wirklichkeit des Lebens inſpirierten Rechts⸗ 
anſchauung geſetzt zu haben. Dieſe Auflockerung unſeres Den⸗ 
kens iſt zweifellos ein dringendes Erfordernis geweſen. Es iſt 
aber falſch, ſtatt einer wechſelſeitigen Befruchtung der juriſtiſchen 
Denkmethoden einem methodiſchen Monismus das Wort zu reden. 

Ahnliche Bedenken ſind gegenüber einer anderen Grundhal⸗ 
tung des Verf. zu erheben: ſeiner bedingungsloſen Gegnerſchaft 
gegen irgendwelche „allgemeinen Lehren“. Er meint, es müſſe „mit 
allem Nachdruck betont werden, daß es keine allgemeinen Lehren 
des Verwaltungsrechts gibt und geben kann“ (S. 14). Der Grund 
dieſer Gegnerſchaft iſt an ſich völlig geſund: „Eine generaliſierende 
Schilderung läuft Gefahr, in Abſtraktionen und Konſtruktionen 
zu verſanden“ (S. 26). Aus dieſer Befürchtung erklärt der Verf.: 
„Das Streben, einen allgemeinen Teil“ des Verwaltungsrechts 
nicht nur in Lehrbüchern aufzuſtellen, ſondern ſogar als Geſetz zu 
erlaſſen, die Bemühungen, ‚Verwaltungsrechtsordnungen“ heraus⸗ 
zugeben, die für alle Zweige und Organiſationen der öffentlichen 
Verwaltung einheitliche Regeln ſchaffen oder ſammeln, liegen in 
der Linie dieſer Entwicklung zum Allgemeinen, Generellen, Ab⸗ 
ſtrakten“ (S. 33). Es kommt dem Verf., wie er in anderem Zu⸗ 
ſammenhang, aber aus der gleichen Grundhaltung heraus aus⸗ 
führt, darauf an, „die konkrete Wirklichkeit ſtatt der Fiktion zu 
ſetzen“ (S. 57). Er meint daher, „daß abſtrakte und ee Nor⸗ 
men, die für das Verwaltungsleben aller konkreten Gemeinſchaften 
gelten würden, nicht aufgeſtellt werden können“ (S. 194/195). Es 
iſt bemerkenswert, daß „die erfahrenen Sachbearbeiter des RMd J.“ 
(S. 202), auf die der Verf. (a. a. O.) ſeine Hoffnung ſetzt, kraft 
ihrer Erfahrung in dieſem wichtigen Punkt offenſichtlich durch⸗ 
aus anders denken. MinR. Dr. Danckwerts, ein beſonders 
hervorragender Sachkenner des Verwaltungsrechts, nimmt in 
einem Aufſatz „Das Verwaltungsverfahren“ (DVerwalt. 1937, 
74 ff.) mit erfreulicher Entſchiedenheit gegen jede Art von „Sach⸗ 
partikularismus“ (Danckwerts a. d. O. S. 75) Stellung. Er 
tritt dabei nicht nur für das ſelbſtverſtändliche Erfordernis der 
Denkökonomie ein, „beſtimmte Ausdrücke ſtets für die gleichen Be⸗ 
griffe zu verwenden“, ſondern ſpricht auch mit beachtlichen Grün⸗ 
den von der Notwendigkeit der „Schaffung eines allgemeinen Teils 
des Verwaltungsxechts“, der ſich allerdings „in weiſer Selbſt⸗ 
beſchränkung“ nur auf das „Normalhandwerkszeug der Verwal⸗ 
tung“ erſtrecken dürfe (S. 76). Dieſe Schaffung eines „allgemeinen 
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„Einheitsregelung“ und „Normung der Vorſchriften“ ſtehen deut- 
lich im Mittelpunkt der erwähnten Ausführungen von Danck⸗ 
werts. Auch im neueren Schrifttum des Verwaltungsrechts wer— 
den beachtliche Gegenmeinungen vertreten. So ſagt z. B. Lafo⸗ 
ret (DVerwaltungsrecht): „Als Ziel muß die Rechtsordnung 
verfolgen, für das geſamte Recht den Rechtsbegriffen und Rechts⸗ 
bezeichnungen den gleichen Inhalt zu geben“ (S. 101; vgl. auch 
daſelbſt S. 215: „Es wird und muß Ziel der Geſetzgebung, der 
Rechtsauslegung durch die Gerichte wie der Wiſſenſchaft ſein, das 
Gemeinſame zu finden md klarzuſtellen“). Es handelt ſich hier in 
der Tat um „zwei Fronten“, die ſich heute deutlich voneinander 
abſcheiden laſſen. Wenn man dieſe Fronten bisweilen durch die 
Gegenüberſtellung von Begriffsbindung und Begriffsfeindſchaft zu 
kennzeichnen ſucht (val. etwa: Freiherr von Schwerin: Akad. 
1937, 456), ſo begeht man hierbei den Fehler, die Anerkennung 
der Nützlichkeit der Begriffsbildung für unſeren „geiſtigen Haus» 
halt“ in den völlig unbegründeten Ruf der Begriffsknechtſchaft zu 
bringen. Begriffe find Formen, mit denen unſer Denken die Wirk- 
lichkeit bewältigt; kein geſunder Denker braucht unter dieſen For⸗ 


men die Subſtanz verkümmern zu laſſen und aus einer Be wäl 
tigung der Wirklichkeit deren Über wältigung zu machen. Wer 
Begriffe als bloße Behelfe des ordnenden Geiſtes betrachtet, wird 
ſtets ihr Herr bleiben und nicht zu ihrem Götzendiener werden! 
Es wäre zu begrüßen, wenn dieſe Erkenntnis ſtärker als bisher 
in das Bewußtſein unſerer Zeit Eingang fände. Dann würden ſich 
die oben gekennzeichneten „Fronten“ zum Nutzen der Sache auf⸗ 
löſen, indem einerſeits die Nützlichkeit eines begrifflich diſtzipli⸗ 
nierten Denkens erkannt und verwandt, aber andererſeits jede 
Deſpotie der Begriffe über die Vielgeſtaltigkeit des Lebens unter⸗ 
bunden würde. 

g Daß der Verf. ſoſche grundſätzlichen Fragen in ſeinem Buch 
überhaupt aufwirft, iſt ohne Zweifel verdienſtlich, denn wir ver⸗ 
langen heute vom wiſſenſchaftlichen Schrifttum mit Recht, daß ihm 
eine beſtimmende geiſtige Grundhaltung Form und Gepräge gibt. 
Allerdings beherrſchen die allgemeinen Fragen weltanſchaulich⸗ 
grundſätzlicher Art zu ſehr weite Teile des Buches. Da dies auf 
Koſten der unumgänglich notwendigen poſitiven Einzelheiten 
des Verwaltungsrechts geſchieht, wäre es ein Verdienſt des Verf., 
wenn er bei einer Neuauflage des Werkes darauf achten könnte, 
daß die geiſtige Grundhaltung ſeiner wiſſenſchaftlichen Arbeit 
weniger „ex cathodra“ verkündet, als vielmehr in der Art der 
Löſung konkreter Fragen ſpürbar gemacht würde. Die Weltanſchau⸗ 
ung iſt zwar Ausgangspunkt und Grundlage unſerer Wiſſenſchaft, 
aber nicht ihr ausſchließlicher oder auch nur vorherrſchender Gegen⸗ 
ſtand. Deshalb muß ſie auch nicht ſo ſehr ausdrücklich beſchrieben, 
als vielmehr in den praktiſchen Problemen des Rechtslebens und 
der Rechtswirklichkeit fruchtbar gemacht werden. Damit iſt dem 
Sieg einer Idee auch ſicher am eheſten gedient. Der Verf. hat dies 
an ſich auch keineswegs verkannt, aber er hat ſeiner richtigen Er⸗ 
kenntnis noch nicht genügend Rechnung getragen. Die praktiſchen 
Einzelfragen der verſchiedenen Gebiete des weitverzweigten deut⸗ 
ſchen Verwaltungsrechts ſind im Hinblick auf den beachtlichen Ge⸗ 
ſamtumfang des Werkes zu kurz gekommen. Der angehende Rechts⸗ 
wahrer, der das Buch aus Anlaß eines konkreten Falles zu Rate 
zieht, wird in ihm oft keine rechte Handhabe für deſſen Löſung 
finden. Das aber müßte von dem Buch billigerweiſe gefordert 
werden. Wir erleben es leider oft genug, daß das neuere Schrift⸗ 
tum den Ratſuchenden bei konkreten, der Wirllichkeit des Rechts⸗ 
lebens entſtammenden Fragen ohne rechte Hilfe läßt und ihn auf 
dieſe Weiſe dazu veranlaßt, zu wiſſenſchaftlichen Hilfsmitteln der 
Vergangenheit zu greifen, die den veränderten Grundanſchauungen 
unſerer Zeit nicht entſprechen. Das iſt eine große Gefahr, denn 
es iſt bekanntlich auch in geiſtigen Dingen ſo, daß auf die Dauer 
derjenige den Sieg erringt, der die Alltagsſorgen meiſtert und das 
tägliche Brot verteilt. Am Weiterwirken des Geiſtes der Vergan⸗ 
genheit trägt alſo nicht zuletzt die Unvollkommenheit unſeres 
neueren Schrifttums Schuld, weil dieſes zu ſehr im Grundſätzlichen 
verharrt, ſtatt den Bedürfniſſen des Alltags von der neuen 
wiſſenſchaftlichen Grundanſchaunung her Rechnung zu tragen. Ge⸗ 
rade dieſe Erkenntnis zeigt die Dringlichkeit einer am weltanſchau⸗ 
lichen Denken unſerer Zeit ausgerichteten wiſſenſchaftlichen Arbeit, 
die den drängenden Problemen des Alltags mit eindringlicher Ge 
dankenſchärfe auf den Grund geht. In dieſer Richtung enthält 
das hier beſprochene Buch ſchon erfreuliche Anſatzpunkte, genügt 
aber den berechtigten Erwartungen noch nicht. Allerdings iſt es 
ſelbſtverſtändlich, daß ein einzelnes Buch dieſe Aufgabe ſtets nur 
unvollkommen meiſtern kann. Es müſſen aber wenigſtens „die 
Einſtiegſtellen zur Löſung einer Frage gegeben werden“ (jo rich⸗ 
tig: Laforet a. a. O., Vorwort). Dieſer Forderung müßte auch 
das vorliegende Buch in vollkommenerer Weiſe genügen. Der wiſ⸗ 
ſenſchaftliche „Apparat“, mit dem es ausgeſtattet iſt, iſt unzurei⸗ 
chend: es fehlt eine genügende Querverbindung zum allgemeinen 
und zum monographiſchen Fachſchrifttum. Dieſes iſt zwar jeweils 
im Eingang der einzelnen Abſchnitte zuſammengeſtellt, aber nicht 
genügend durch eine fortlaufende Verarbeitung in den Text der 
Darſtellung einbezogen und durch entſprechende Fußnotenhinweiſe 
zu ihm in eine jeweils konkrete Beziehung geſetzt. Das Buch iſt 
alſo wiſſenſchaftlich nicht genügend „ausgebaut“. Dabei ſoll aller⸗ 
dings nicht verkannt werden, daß der Verf. nicht den Anſpruch er⸗ 
hebt, ein eigentliches „Lehrbuch“ mit entſprechend umfaſſender 
Zielſetzung zu bieten. Er will das dargeſtellte Gebiet vielmehr, 
entſprechend der Bezeichnung der Sammlung, in der es erſcheint, 
offenbar nur in ſeinen „Grundzügen“ behandeln. Aber auch bei 
dieſer Zielſetzung könnte den hier aufgezeigten Bedenken — be⸗ 
ſonders im Hinblick auf den erheblichen Umfang des Buches — 
ſtärker Rechnung getragen ſein. Bei dem wiſſenſchaftlichen Anſehen 
des Verf. wird es vor allem unvermeidlich ſein, daß der Benutzer 
des Buches, insbeſ. der Student, an deſſen Inhalt mit höheren 
Erwartungen herantritt und von ihm eine größere Hilfe erwartet, 
als ſie der Verf. bietet. 

RA. Reuß, Berlin. 
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1. RG. — $ 95 BGB. Wird ein Gebäude ü 

. . 3 5 vom Pächter 
th = Maßgabe errichtet, daß es nach dem Willen des Verpäch⸗ 
15 1 ei Beendigung des Pachtverhältniſſes entweder vom Päch⸗ 
010 ejeitigt werden muß oder aber vom Verpächter zum eigenen 
8 2 5 i werden kann, ſo iſt die Verbindung nicht 
5 inem vorübergehenden Zweck“ erfolgt und § 95 Ab 
Satz 1 BGB. nicht anwendbar. Be . ra 


Durch Vertrag verpach i in i 
. tete die Bekl. an den Kl. ein ih 
gehörendes Gelände i jährli ins. J > 
Sertages i besten 11 einem jährlichen Zins. In § 3 des 
„Dem Kaufmann J. (dem Kl.) ſteht das R 
ya N . . echt 
9 Bi ee Gelände ein Geſchöftshaus Hr u 
1 ichtvertrags zu errichten. Das Proi i 
Ausführung, inſonderheit ie V ee 
e e n auch die Verdeckung des 9 - 
I e tn. Sal 
7 Eigentüme ür Die 5 2 
Pachtvertrags errichteten Gebäudes 8 95 5 De 
Beendigung des Pachtvertr 3. Er iſt verpflichtet, bei 
g des Pachtvertrags das Gebäude oh ſchädi 
gung zu entfernen. Die Stadt (Bekl.) iſt b chtigt, W 
auch die Überlaſſung des Gebäudes gege 1 1 ad 
zu verlangen, deren Höhe fi gegen eine Entſchädigung 
im Zeitpunkt der en en ae 
5 3 ng bemißt und die, falls eine Eini⸗ 
gung über ſie nicht zu er { 11 0 7 
em den A — 27 iſt, durch drei Sachverſtändige 
er Kl. errichtete auf Grund d 
hi 2 - 8 des Vertrages 
Kane ein Geſchäftshaus und en e e 
tand 10 peaeit mit der Zahlung des Pachtzinſes in Rück⸗ 
rekt ee die Bekl. gegen ihn ein Verſäumnis⸗ 
dieſes Titels 1 u ‚von rückſtändigem Pachtzins. Auf Grund 
no a ie Bekl. das vom Kl. errichtete Geſchäfts⸗ 
Kar a bruch“ pfänden und verſteigern. Sie erhielt als 
a ieterin den Zuſchlag für 1000 AM, die ſie auf ihre 
Swe ing verrechnete. Sie benutzt das Gebäude ſeitdem für 
5 W betriebenen Gasanſtalt. 
., Der Kl. iſt der Anſicht, daß die Bekl. durch die Ver⸗ 
RD and Da Ergebnis das Gebäude für ſich über⸗ 
domm her die in §8 3 des P 5 i 
erging een mie 8 es Pachtvertrags beſtimmte 
hat feiner Klage egebe ie K 
wen N. hb hi ſtattgegeben, KG. hat die Klage 
ährend das LG. angenommen h ö 
8 : hatte, daß das vom Kl. 
a dent Pachtgelände errichtete Gebäude von vornherein 
ns Beſtandteil des Grundſtücks geworden, die vom 
15 htsvollzieher vorgenommene Verſteigerung des Gebäudes 
er bewegliche Sache daher nichtig geweſen ſei, hält das BG. 
den 00 des 8 95 Abſ. 1 Satz 1 BGB. für gegeben, wonach 
150 den Beſtandteilen eines Grundſtücks ſolche Sachen nicht 
105 hören, die nur zu einem vorübergehenden Zweck mit dem 
rund und Boden verbunden ſind. Der Errichtung zu einem 
vorübergehenden Zwecke ſtehe, ſo führt das BG. aus, nicht 
1 De daß das Gebäude maſſiv errichtet und feſt mit dem 
Grund und Boden verbunden worden ſei. Es komme darauf 
an, daß bei der Verbindung die ſpätere Treunung beabſichtigt 
geweſen ſei, wobei es ohne Bedeutung ſei, ob die Trennung 
erſt nach längerer oder kürzerer Zeit erfolge. Entſcheidend 
ſei, ob ſie von vornherein mit Sicherheit habe erwartet wer⸗ 
den können. Dies habe aber als Wille der Parteien in dem 
Vertrage eindeutig Ausdruck gefunden. Sei hiernach das vom 
Kl. errichtete Gebäude als bewegliche Sache anzuſehen, ſo 


habe es im Wege der Molbiliarzwangsvollſtreckung verwertet 
werden können. Die Zwangsvollſtreckung habe nicht anders als 
„auf Abbruch“ erfolgen können und ſei ordnungsmäßig durch⸗ 
geführt worden. Der Erwerb im Wege der Zwangsvollſtreckung 
unterfalle nicht der Beſtimmung in 8 3 des Vertrags, deren 
Anwendbarkeit den Ablauf des Vertrags oder eine Kündigung 
in den dafür vorgeſehenen Fällen vorausſetze. Auch eine ent⸗ 
ſprechende Anwendung dieſer Beſtimmung auf den Fall des 
Erwerbes im Wege der Zwangsvollſtreckung ſei nicht angängig. 
Die Frage, ob die Verbindung einer Sache mit einem 
Grundſtück vorübergehend oder dauernd iſt, iſt keine rein tat⸗ 
ſächliche Frage und daher vom Rev. rechtlich nachzuprüfen 
(Nc. 55, 284; Warnftipr. 1923/24 Nr 119) Die Aus- 
führungen des BG., auf Grund deren es die Vorausſetzungen 
des 8 95 Abſ. 1 Satz 1 BGB. als gegeben. angeſehen hat, 
halten der rechtlichen Nachprüfung nicht ſtand. Das BG. hat 
die in $ 3 des Vertrags enthaltene Beſtimmung, daß die Bekl. 
bei Beendigung des Vertrags zum Verlangen nach Über⸗ 
laſſung des Gebäudes gegen eine Entſchädigung berechtigt ſein 
ſollte, rechtsirrtümlich außer acht gelaſſen. 

Auszugehen iſt von dem in 8 94 Abi. 1 Satz 1 B00. 
aufgeſtellten Grundſatze, wonach zu den weſentlichen Beſtand⸗ 
teilen eines Grundſtücks u. a. die mit dem Grund und Boden 
feſt verbundenen Sachen, insbeſondere Gebäude gehören. Als 
eine Ausnahme von dieſem Grundſatze ſtellt ſich die Ber 
ſtimmung des 8 95 Abſ. 1 Satz 1 BGB. dar, nach der zu den 
Beſtandteilen eines Grundſtücks ſolche Sachen nicht gehören, 
die nur zu einem vorübergehenden Zwecke mit dem Grund und 
Boden verbunden ſind. Um die Beſtandteilseigenſchaft eines 
Gebäudes verneinen zu konnen, muß alſo feſtſtehen, daß ſeine 
Verbindung mit dem Grundſtück nur zu einem vorübergehen⸗ 
den Zweck erfolgt iſt. Das iſt nach der ſtändigen Rſpr. des 
RG. dann der Fall, wenn der Wegfall der Verbindung von 
vornherein beabſichtigt oder nach der Natur des 
Zweckes ſich er iſt (vgl. u. a. RG. 62, 410, 411; 63, 421; 
Warn Rſpr 1913 Nr. 39, 1923/24 Nr. 119). So liegt es, wenn 
ein Mieter Sachen mit dem Grund und Boden in der Abſicht 
verbindet, daß die Verbindung nur für die Dauer des Miet⸗ 
verhältniſſes beſtehen ſoll (RZ. 87, 51 = JW. 1915, 911). 
Hier verhält es ſich aber anders. Der Bekl. war im Vertrage 
das Wahlrecht eingeräumt worden, bei Beendigung des Ver⸗ 
trags entweder die Entfernung des Gebäudes oder aber ſeine 
käufliche Überlaſſung zu verlangen. Die Verbindung des Ge⸗ 
bäudes mit dem Grund und Boden war alſo nicht „nur zu 
einem vorübergehenden Zweck“, nämlich zum Zwecke der Be⸗ 
nutzung durch den Pächter während der Dauer des Pachtver⸗ 
trags, ſondern gegebenenfalls auch zu dem Zweck erfolgt, daß 
die Bekl. als Grundſtückseigentümerin das Gebäude nach Be⸗ 
endigung des Pachtvertrags ſelbſt in Gebrauch nahm. In 
einem ſolchen Falle iſt für die Anwendung des § 95 Abſ. 1 
Satz 1 BGB. kein Raum (vgl. auch En neccerus⸗Nip⸗ 
perdey, Allg. Teil, 13. Bearb., 8118 Anm. 19 a. E, 
S. 376; Oertmann, Allg. Teil, 3. Aufl., Anm. 2 zu 8 95, 
S. 286; RGRͤomm., Bent 2 zu 8 95, S. 112). Ein End⸗ 
punkt ſtand für die nach Ablauf des Pachtvertrages gegebenen⸗ 
falls eintretende Benutzung des Gebäudes durch die Bekl. be⸗ 
grifflich nicht feſt, auch nicht auf Grund der Tatſache, daß 
für das in Betracht kommende Gelände ein Fluchtlinienplan 
aufgeſtellt war und das Pachtgrundſtück von der Fluchtlinie 
geſchnitten wurde. Sowohl aus dem Vertrage (8 4) wie auch 
aus dem eigenen Vortrage der Bekl. ergibt ſich, daß die 
Durchführung des Fluchtlinienplanes vom Eintritt unberechen⸗ 
barer zufälliger Ereigniſſe, nämlich vom Brand oder Einſturz 
der Nachbargebäude oder von der Möglichkeit ihres käuflichen 
Erwerbs durch die Bekl. abhängig war (vgl. RZ. 61, 192; 
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66, 89; Warngiſpr. 1923/24 Nr. 119). Der Beſtimmung des 
Vertrags, daß der Pächter Eigentümer des Gebäudes bleibe, 
kommt gegenüber den zwingenden geſetzlichen Vorſchriften 
keine Bedeutung zu (RG. 62, 410, 411). 

Die Anſicht des BG., daß das Gebäude als bewegliche 
Sache anzuſehen ſei, läßt ſich hiernach nicht aufrechterhalten. 
Vielmehr iſt dem LG. darin beizutreten, daß das Gebäude 
durch die Verbindung mit dem Grund und Boden weſentlicher 
Beſtandteil des Grundſtücks geworden iſt. Daraus ergibt ſich 
weiter, daß es nicht im Wege der Zwangsvollſtreckung in be⸗ 
wegliche körperliche Sachen (88 808 ff. ZPO.) vom Gerichts⸗ 
vollzieher gepfändet und verſteigert werden konnte. Die gleich⸗ 
wohl erfolgte Vollſtreckung iſt nichtig, da dem Gerichtsvoll⸗ 
zieher die Zuſtändigkeit zur Vornahme der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung in Gegenſtände des unbeweglichen Vermögens mangelt 
(Jonas, ZRD., Vorbem. V, 4 vor 8 704; vgl. auch RGZ. 
61, 331). Auf Grund der Verſteigerung durch den Gerichts⸗ 
vollzieher konute die Bekl. mithin kein Recht an dem Ge- 
bäude erlangen. 

Nicht gefolgt werden kann aber dem Kl. und dem OG. 
darin, daß die Bekl. auf Grund der tatſächlich erfolgten In⸗ 
beſitznahme des Gebäudes zur Zahlung der in § 3 des Ver⸗ 
trags vorgeſehenen Entſchädigung verpflichtet ſei. Die Rechts⸗ 
lage ift vielmehr die, daß die Bekl., folange nicht das Pacht⸗ 
verhältnis beendigt iſt und fie nicht von ihrem Übernahmerecht 
Gebrauch gemacht hat, das Gebäude ohne Rechtsgrund innehat 
und nutzt. Eine Kündigung des Pachtverhältniſſes iſt un⸗ 
ſtreitig nicht erfolgt. Die Parteien ſind zwar bisher davon 
ausgegangen, daß es mit der Verſteigerung und der daraufhin 
erfolgten Inbeſitznahme des Gebäudes durch die Bekl. tat⸗ 
ſächlich ſein Ende gefunden habe. Das wäre aber nur dann 
der Fall geweſen, wenn die Verſteigerung wirkſam geweſen 
wäre. Beſteht hiernach das Pachtverhältnis mangels einer 
Kündigung oder eines ſonſtigen Beendigungsgrundes noch 
fort, ſo fehlt es für den Beſitz der Bekl. und für ihre Nutzung 
des Gebäudes an einem Rechtsgrunde. Der Kl. iſt daher be⸗ 
rechtigt, von der Bekl. die Herausgabe des Gebäudes und der 
von ihr gezogenen Nutzungen auf Grund der Vorſchriften 
über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung zu 
verlangen. Da die Bekl. das Gebäude ſelbſt benutzt hat, in⸗ 
ſoweit alſo eine Herausgabe nicht möglich iſt, hat ſie dem 
Kl. nach 8818 Abs. 2 BGB. den abzuſchätzenden Geldwert der 
rechtloſen Benutzung zu erſetzen. 


(R., IV. ZivSen., U. v. 7. Juni 1937, IV 92 7155 
25. 


* 
a 2. RG. — 8 242 BGB. Verwirkungseinwand. 

Der Kl. behauptet, im Aug. 1923 bei der Depoſitenkaſſe 
der bekl. Bank in B. eine Million Mark „Vorkriegspfandbriefe“ 
dieſer Bank „gekauft“ zu haben. Die Bell. habe ihm aber nicht 
Vorkriegs⸗, ſondern einen Nachkriegs⸗ bzw. Inflationspfandbrief 
zu dieſem Nennwert geliefert. Er habe dieſen nur unter Vor⸗ 
behalt aller Rechte angenommen und in der Folge wiederholt 
vergebens verſucht, von der bekl. Bank Schadloshaltung zu er⸗ 
langen. Die Bekl. wendet u. a. ein, der Kl. habe durch ver⸗ 
zogerliche Behandlung der Angelegenheit einen Anſpruch, wenn 


ihm ein ſolcher zugeſtanden hätte, verwirkt. 


Das LG. B. hat die Klage abgewieſen, das OLG. jedoch 
den geltend gemachten Schadenerſatzanſpruch dem Grunde nach 
für gerechtfertigt erklärt. Es ſteht auf dem Standpunkt, daß 
der „Verwirkungs“⸗Einwand nicht durchgreife. Die Bekl. hat 
Rev. eingelegt, der ſtattzugeben war. 

Die Ausführungen, die der Vorderrichter zu dem Verwir⸗ 
kungseinwand bringt, ſind ungenügend. Er beruft ſich auf das 
Urt. des erk. Sen. v. J7. April 1934 (RGZ. 144, 22 = JW. 
1934, 18491, 1829). Er entnimmt daraus die Beſchränkung des 
Verwirkungsgedankens auf die Sondergebiete des Aufwertungs⸗, 
Wettbewerbs⸗ und Arbeitsrechts. Zunächſt überſieht er aber 
dabei den dort ausgeſprochenen Satz, der Verwirkungsgedanke 
gehöre im weſentlichen der Zeit der Geldentwertung und den 
ihr folgenden Jahren an, die durch die wirtſchaftliche Unſicher⸗ 
heit ihr Gepräge erhalten haben. Dieſen Gedanken ſcheint das 
BG. nicht verfolgt zu haben, weil es ſich hier nicht um Auf— 


wertung handle, ſondern um Schadenserſatz wegen Nichterfül⸗ 
lung eines Kaufvertrages. Das iſt aber inſofern rechtsirrig, als 
die Anſprüche, die hier geltend gemacht werden, auch wenn ſie 
auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung gerichtet ſind, nicht bloß 
der Zeit der Geldentwertung und den ihr folgenden Jahren ent⸗ 
ſtammen, die durch die wirtſchaftliche Unſicherheit ihr Gepräge 
erhalten haben, ſondern ſich ebenſo wie Aufwertungsanſprüche 
aus den beſonderen Verhältniſſen und Wirkungen der Geldent⸗ 
wertung herleiten. Auf ſie trifft deshalb die Grunderwägung, 
aus welcher der erk. Sen. den Einwand der Verwirkung jeden 
falls im Aufwertungsrecht gelten laſſen wollte, uneingeſchränkt 
zu. Der Ber R. hat aber weiter ausgeführt, aus dem Verhalten 
des Kl. habe nicht geſchloſſen werden können, daß er ſeine Rechte 
nicht mehr geltend machen wolle. Er habe mit der Bekl. „lange 
genug korreſpondiert“. Die ſpäte Erhebung der Klage beruhe 
darauf, daß er wegen Liquidation ſeines Handelsunternehmens 
und wegen Vermoͤgensverfalls nicht in der Lage geweſen ſei, 
die Anſprüche früher gerichtlich geltend zu machen. Auch dieſe 
Erwägungen können der rechtlichen Nachprüfung nicht ſtand⸗ 
halten. 

Der Gedanke, daß unter beſonderen Umſtänden einer ver⸗ 
ſpäteten Geltendmachung von Anſprüchen die rechtliche Wir⸗ 
kung verſagt werden müſſe, weil darin ein Verſtoß gegen Treu 
und Glauben zu finden ſei, iſt nicht neu; er entſpricht einer 
ſeit langem gefeſtigten, ſchon vom ROß. bekundeten Rechts⸗ 
überzeugung (vgl. die Nachweiſe im Urteil des 2. ZivSen. des 
RG. v. 1. Febr. 1935: JW. 1935, 1841). Vielfach iſt im 
Schrifttum das angeführte Urt. des erk. Sen. v. 17. April 1934 
als Einſchränkung des oben wiedergegebenen Grundſatzes auf⸗ 
gefaßt und unter dieſem Geſichtspunkt bekämpft worden (vgl. 
Siebert: JW. 1937, 612 — und dort angeführte Nachweiſe, 
ſowie die eingehende Zuſammeuſtellung von Schrifttum und 
Rſpr. zu dieſer Frage in dem Urteil des KG. v. 4. Nov. 1936: 
JW. 1937, 320 5). Dieſe Auffaſſung it nicht richtig. Der erk. 
Sen. hat ſich in einem ſpäteren Urteil (v. 16. Nov. 1936: JW. 
1937, 610) mit der Abgrenzung des Anwendungsbereiches der 
Verwirkung neuerdings befaßt. Dort wird klar, daß er mit 
dem Urt. v. 17. April 1934 den oben wiedergegebenen, zum 
feſten Beſtand der Rſpr. gehörigen Rechtsſatz (vgl. die bereits 
erwähnten Nachweiſe im Urteil des KG.: JW. 1937, 320 1) 
nicht eingeſchränkt hat. Denn nach dieſem Rechtsſatz werden 
ganz allgemein „beſondere Uniſtände“ vorausgeſetzt, unter denen 
die verſpätete Geltendmachung von Anſprüchen der rechtlichen 
Wirkſamkeit entbehre. Solche werden immer dann vorliegen, 
wenn die verſpätete Geltendmachung als Verſtoß gegen Treu 
und Glauben empfunden wird. Das wird dann der Fall ſein, 


wenn der Schuldner aus dem Verhalten des Gläubigers hat 


entnehmen müſſen, daß dieſer den Anſpruch nicht mehr geltend 
machen wolle, wenn er ſich alſo darauf einrichten durfte, daß 
er mit dieſem Auſpruch nicht mehr zu rechnen brauche. Damit 
iſt aber der Kreis der beſonderen Umſtände, unter denen die 
verſpätete Geltendmachung gegen Treu und Glauben verſtößt, 
nicht erſchöpft. Der Geſichtspunkt der Rechtsſicherheit, der Ge⸗ 
meinſchaftsgedanke, die billige Rückſicht auf die Lage des Ver⸗ 
pflichteten, die Verkehrsſitte, der „Vertrauensſchutz, die konkrete 
Rechtspflicht zur rechtzeitigen Geltendmachung des Anſpruchs“ 
(Siebert a. a. O.) erfordern, daß der einzelne ſich hinſicht⸗ 
lich der Verwirklichung von Rechten ſo verhalte, wie das Ver⸗ 
halten jedes einzelnen der Gemeinſchaft am zuträglichſten 
wäre. Es iſt Siebert beizupflichten dahin, daß es ſich bei 
der ſog. „Verwirkung“ nur um einen Sonderfall der unzuläſ⸗ 
ſigen Rechtsausübung handelt. Betrachtet man den vom BG. 
feſtgeſtellten Sachverhalt unter dieſen rechtlichen Geſichtspunk⸗ 


ten, ſo erhellt, daß das, was der Vorderrichter ausführt, um 


die Ablehnung der „Verwirkung“ zu begründen, die Sachlage 
nicht erſchöpft. Es ſieht davon ab, die einzelnen Vorgänge und 
deren Zeitabſtand irgendwie feſtzuſtellen und zu erörtern. Des⸗ 
halb muß für die Rev Inſt. nach der Darſtellung der Bekl. von 
folgenden Einzelheiten ausgegangen werden: Mitte Sept. 1923 
iſt der Pfandbrief geliefert worden; noch im Jahre 1923 und 
Anfang 1924 find „Reklamationen“ des Kl. wegen des Pfand⸗ 
briefes erfolgt; der Kl. iſt dann im Dez. 1926 und Jan. 1927 
ſelbſt unter Klageandrohung und im Mai 1927 durch einen 
Anwalt bei der Bekl. vorſtellig geworden, er hat durch den An 


e 
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walt am 18. Mai 1927 neuerdings, und zwar unter Friſtſetzung 
Klage angedroht, die Bekl. hat das Verlangen des Kl. mit 
Schreiben v. 24. Mai 1927 dieſem Anwalt gegenüber endgül⸗ 
tig abgelehnt; daraufhin iſt nichts geſchehen, bis ſich Anfang 
Sept. 1934 der Kl. ſelbſt neuerdings an die Bekl. gewandt hat; 
dieſe hat mit Schreiben v. 2. Okt. 1934 ihre Ablehnung vom 
Jahre 1927 wiederholt; im Mai 1935 hat ſich der Kl., wieder 
durch einen Anwalt, unter Klageaudrohung und Friſtſetzung 
15 Bekl. gewandt und ſchließlich im No v. 1935 Klage er- 
n. 

„Der Vorderrichter hätte dieſe hier nur zu unterſtellenden 
Einzelheiten erörtern und feſtſtellen, er hätte ſodann unter dem 
Geſichtspunkt des § 242 BGB. prüfen muſſen, wann der Kl. 
von der Aufwertung von Vorkriegspfandbriefen (3. StNotB O. 
v. 14. Febr. 1924) erſtmals einigermaßen ſichere Kenntnis er⸗ 
langt haben mußte; an der Hand des Schriftwechſels und un⸗ 
ter Berückſichtigung der zeitlichen Abſtände hatte er dann die 
Frage prüfen müſſen, ob es ſich mit Treu und Glauben im 
Geſchäftsverkehr zwiſchen Kaufleuten (denn auch der Kl. war 
Kaufmann), mit der Rechtsſicherheit, mit dem Gemeinſchafts⸗ 
gedanken, mit der billigen Rückſicht auf die Lage des Verpflich⸗ 
teten und weiteren, z. T. oben hervorgehobenen Geſichtspunkten 
vereinbaren ließ, daß er nach ſolchem zeitlichen Abſtand mit 
ſeinen Anſprüchen noch hervortrat. Dabei konnte nicht außer 
Betracht bleiben, daß dieſe Anſprüche aus einem Auftrag auf 
Geſchäftsbeſorgung für einen Wert von (wie für die RevInſt 
entſprechend der Behauptung der Bekl. zu unterſtellen iſt) 
1,80 GM hergeleitet wurden, aus deſſen Nichterfüllung dem 
Kl. ein Schaden von mehreren hunderttauſend Reichsmark ent⸗ 
ſtanden fein ſoll; das alles unter der unmittelbaren Einwirkung 
des Währungsverfalls und der wirtſchaftlichen Verwirrung und 
Unklarheit der Herbſtmonate des Jahres 1923. Der Gemein⸗ 
ſchaftsgedanke, der dem § 242 BGB. zugrunde liegt, erfordert 
wie erwahnt, daß der einzelne ſich ſo verhalte, wie das Ver⸗ 
halten jedes einzelnen der Gemeinſchaft am zuträglichſten 
wier, Es iſt auch ein durchaus zutreffender Gedanke von 
Rothe (JW. 1937, 1449 ff.), daß Schadenserſatzanſprüche be⸗ 
ſonders vom Gemeinſchaftsgedanken aus beurteilt werden müſ⸗ 
Ir Deshalb mußte der Vorderrichter auch erwägen, ob der Kl. 
9 195 Erforderniſſen genügte, wenn er den ihm gelieferten 
1 N. Pfandbrief aunahm und ſich vorbehielt, „wenn etwas 
äme“, Anſprüche an die Bekl. zu ſtellen, wenn er alſo den ihm 
günſtigeren Ausfall der Entwicklung für ſich ausnutzen, die Ge⸗ 
fahr aber auf die Bekl. abwälzen wollte. Auch ob ein ſolcher 
Vorbehalt deutlich, beſtimmt und ernſtlich geung nicht bloß 
gemeint, ſondern auch erklärt war (vgl. R.: JW. 1937, 1479, 
mußte beſonders geprüft werden. Weiter war zu erwägen, ob 
dem Kl. nicht zuzumuten war, im Armenrecht ſeine Anſprüche 
geltend zu machen, falls ihm wirklich die Mittel zur Erhebung 
der Klage gefehlt haben ſollten; inwiefern die Liquidation ſei⸗ 
nes Handelsgeſchäfts ihn davon abgehalten haben ſollte, einen 
nach ſeiner Anſicht in ſeiner Auswirkung auf Hunderttauſende 
von Reichsmark ſich errechnenden Anſpruch zu erheben, iſt ohne⸗ 
hin nicht erſichtlich. 


Das angefochtene Urteil mußte daher aufgehoben werden. 
(RG., VII. ZivSen., U. v. 4. Juni 1937, VII 321/36.) [N.] 
* 


3. NO. — 8242 BGB. Fälſchungen oder gar Betrüge⸗ 
reien ſchließen die Möglichkeit einer ſtillſchweigenden Vollmacht 
oder Genehmigung nicht ohne weiteres aus. 


Wenn jemand für einen Kaufmann ein Rechtsgeſchäft ab⸗ 
ſchließt und ſich der Kaufmann dem Handelnden gegenüber der⸗ 
art verhält, daß der Geſchäftsgegner aunehmen muß, er kenne 
das Tun des Handelnden und dulde es, ſo muß der Kaufmann 
das Rechtsgeſchäft gegen ſich gelten laſſen (RG. 117, 164 = 
JW. 1927, 2417; RG. 118, 234 = JW. 1927, 2999; RGurt. 
v. 24. Juni 1926, II 49/6 JW. 1927, 1249 = RGWarn. 1926, 
154; RGUrt. v. 16. April 1930, 133/30: Recht 1930 Nr. 1232). Die 
verkl. Genoſſenſchaft gilt als Kaufmann ($ 17 Abs. 2 Geng); die⸗ 
ſer Satz iſt alſo auf ſie anzuwenden. Auch das KG. geht von die⸗ 
ſem Satze aus. Es meint aber, er könne nicht gelten, wenn ſich der 


Handelnde Betrügereien oder Fälſchungen habe zuſchulden kom⸗ 
men laſſen. Das kann in dieſer Allgemeinheit nicht anerkannt 
werden. Aus beurkundeten Rechtsgeſchäften, bei denen die Unter⸗ 
ſchrift gefälſcht iſt, kann der wahre Namensträger allerdings 
nicht in Anſpruch genommen werden. Wie aber ein Wechſel, 
deſſen Unterſchrift gefälſcht iſt, durch die Genehmigung desjeni- 
gen, deſſen Name gefälſcht iſt, wirkſam werden kann (NOS. 
145, 87 ff. = JW. 1934, 2550 °), fo kann auch bei anderen Fal⸗ 
ſchungen gegebenenfalls die Sachlage ſo ſein, daß ein Vertrags⸗ 
gegner nach dem Gebaren des wahren Namensträgers anneh⸗ 
men muß, dieſer ſei mit dem Tun des Handelnden, wenn auch 
nicht mit der Fälſchung, einverſtanden (RchUrt. v. 10. Juli 
1929, I1114/29: &3. 1930, 1238; RGurt. v. 19. Febr. 1929, 
11 390/28 JW. 1930, 3763) Fälſchungen oder gar Betrüge⸗ 
reien ſchließen alſo die Möglichkeit einer ſtillſchweigenden Voll⸗ 
macht oder Genehmigung nicht ohne weiteres aus. 


Was das Gebaren der Bekl. anlangt, ſo hat ſich das KG. 
im weſentlichen nur mit dem Auftrage des Vorſtandes an A. — 
dem die techniſche und kaufmänniſche Leitung des Betriebes 
der Bekl. übertragen war, und der Unterſchlagungen, Fälſchun⸗ 
gen und weitere Veruntreuungen begangen hatte — im Dez. 
1932, Verhandlungen über Darlehnsbeſchaffung mit der im 
vorl. Rechtsſtreit durch ihren Konkursverwalter vertretenen, 
klagenden Kreditgenoſſenſchaft weiter zuführen, befaßt und 
führt aus, damit ſei nur Vollmacht zur Vorbereitung von Ver⸗ 
trägen, aber nicht zu deren Abſchluß gegeben. Wenn A. aber 
Vollmacht zur Weiterführung von Verhandlungen hatte, wenn 
alſo der Vorſtand die Verhandlungen ſelbſt eingeleitet hatte und 
durch A. nur weiterführen ließ, ſo hätte es ganz außerordentlich 
nahegelegen, daß ſich der Vorſtand darum gekümmert hätte, 
welches Ergebnis dieſe Fortführung der Verhandlungen gehabt 
hat. Wenn A. in der Öffentlichkeit ganz beſonderes Vertrauen 
genoß, ſo überhob dies den Vorſtand nicht jeglicher Kontrolle. 
Die Kreditgenoſſenſchaft hat der Bekl. ganz erhebliche Beträge 
dargeliehen auf Grund der von A. vorgenommenen Falſchun⸗ 
gen. Auch deshalb lag die Annahme nahe, daß ſich der Vorſtand 
darüber unterrichtet hatte, woher dieſer Kredit komme, der doch 
mindeſtens nicht nur dem A. perſönlich zugute gekommen iſt. Die 
Kreditgenoſſenſchaft hatte ferner behauptet, es habe ſich ein 
Brieſwechſel von drei Aktenbänden bei der Bekl. befunden und 
das ganze Bureau der Bekl. habe von dem Kreditverhältnis 
gewußt. Ob nicht aus den Bilanzen der Bekl. der Geſchafts⸗ 
verkehr mit der Kreditgenoſſenſchaft hervorging, hat das KG. 
nicht erörtert. Alles dies war aber von Bedeutung, ſoweit es 
die Kreditgenoſſenſchaft zu dem Glauben führen mußte, der Vor⸗ 
ſtand der Bekl. kenne das Verhalten des A. und billige es, außer 
etwa wenn A. den Verkehr mit der Kreditgenoſſenſchaft betrüge⸗ 
riſch vor dem Vorſtand geheim gehalten hat. 
(RG., VII. Ziv Sen., U. v. 16. April 1937, VII . 


* 


4. RG. — 8242 BGB.; 89 PatG. Im Falle verſpäteter 
Geltendmachung von Anſprüchen aus einem gegenſeitigen Ver⸗ 
trage iſt ein grundſätzlicher Unterſchied zwiſchen dem Verwir⸗ 
kungseinwand und der Einrede der gegenwärtigen Argliſt nicht 
anzuerkennen. 


Kündigung eines Ltzenzvertrages aus wichtigem Grunde 
gibt es nur bei geſellſchaftsähnlichen Verträgen oder ſolchen, 
bei denen zur Erreichung des Zwecks ein dauerndes gutes Ein⸗ 
vernehmen zwiſchen den Vertragsparteien nötig iſt. 


Im Anſchluß an die Urteile des II. Senats des RG. 
v. 1. Febr. 1935, II 223/34: JW. 1935, 18411 » Warn⸗ 
Rſpr. 1935 Nr. 49, und v. 1. Marz 1935, II 246/34: JW. 
1935, 24902 — Warnftipr. 1935 Nr. 73, iſt der Bergt. 
davon ausgegangen, daß unter beſonderen Umſtänden die 
verſpätete Geltendmachung von Anſprüchen, und zwar auch 
ſolcher aus gegenſeitigen Verträgen, ein Verhalten darſtellen 
könne, das gegen Treu und Glauben verſtoße, und daß dann 
der Geltendmachung ſolcher Anſprüche die Wirkung verſagt 
werden müſſe. Im Hinblick auf den Streitfall hat er ſodann 
bemerkt, die Rechtsverfolgung der Kl. würde dann gegen 


284* 


2208 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Treu und Glauben verſtoßen, wenn ſie oder früher ihr 
Ehemann dem Bekl. gerechtfertigten Anlaß zu der Annahme 
gegeben hätte, daß ſie an den Anſprüchen auf die Lizenz⸗ 
gebühr nicht mehr feſthalten wolle, und weun weiter unter 
dem Einfluß dieſer Annahme die wirtſchaftliche Lage des 
Bekl. ſich ſo geſtaltet hätte, daß er infolge der verſpäteten 
Geltendmachung der erwähnten Anſprüche einen weſentlichen 
Schaden erleiden würde, der bei einer rechtzeitigen Rechts⸗ 
verfolgung nicht eingetreten wäre. 

Der Ausgangspunkt dieſer Erwägungen iſt nicht zu 
beanſtanden. Es iſt zwar nicht unzweifelhaft, ob das vom 
BerR. als Einwand der Verwirkung bezeichnete Verteidi⸗ 
gungsmittel nicht richtiger als Einrede der Argliſt gemäß 
§ 242 BGB. zu würdigen iſt, oder ob, was ebenfalls denk⸗ 
bar iſt, dieſe Einrede neben dem Einwande der Verwirtung 
in Betracht zu ziehen iſt. In ſeinem ebenfalls Anſprüche 
aus einem Lizenzvertrage betreffenden Urteil v. 11. Mai 
1935, 1324/34: JW. 1935, 2946? GRUR. 1935, 948, 
hat der Senat die Notwendigkeit einer Unterſcheidung zwi⸗ 
ſchen dem Verwirkungseinwande und der Einrede der gegen⸗ 
wärtigen Argliſt betont. Grundſätzlich hat er bemerkt, die 
Einrede der gegenwärtigen Argliſt greife immer dann durch, 
wenn das gegenwärtige Verhalten des einen Teils, iusbeſ. 
ſein Vorbringen im Rechtsſtreit, mit Rückſicht auf ſein 
früheres Verhalten gegen Treu und Glauben verſtoße. Hier⸗ 
bei handle es ſich um einen Tatbeſtand, der ſich weſentlich 
von dem der Verwirkungseinrede zugrunde liegenden unter⸗ 
ſcheide. Zur Kennzeichnung des Unterſchiedes hebt das Urteil 
hervor, für die Einrede der gegenwärtigen Argliſt komme 
es nicht darauf an, ob der Gläubiger dem Schuldner be⸗ 
wußt in den Glauben verſetzt habe, daß er ſich mit deſſen 
Erfüllungsweigerung endgültig abgefunden habe. Aus ben 
weiteren Ausführungen des Urteils ergeben ſich für die 
Einrede der Argliſt folgende Tatbeſtandsmerkmale: Die Um⸗ 
ftände, unter denen der Gläubiger geſchwiegen hat, müſſen 
den Schuldner zu der Aunahme berechtigen, daß Vertrags- 
erfüllung nicht mehr verlangt werde. Zur Begründung des 
Verſtoßes gegen Treu und Glauben muß aber hinzukommen, 
daß der Schuldner ſich durch das Schweigen des Gläubigers 
zu geſchäftlichen Maßnahmen hat beſtimmen laſſen, die er 
ſonſt nicht getroffen hätte und die ihn ſchädigen würden, 
wenn er dem Klageverlangen genügen müßte. Im Grunde 
enthalten die Merkmale, die in dieſem Urteil als ein die 
Einrede der gegenwärtigen Argliſt begründender Sonder⸗ 
tatbeſtand aufgefaßt werden, die gleichen Erforderniſſe, die 
der II. Senat des RG. in den vom Ber R. in Bezug ge⸗ 
nommenen Urteilen in den Fällen der verſpäteten Geltend⸗ 
machung von Anſprüchen, insbeſ. aus gegenſeitigen Ver⸗ 
trägen, für den Verwirkungseinwand aufgeſtellt hat. In 
dem Urteil v. 1. März 1935 (WarnRſpr. 1935, 150 Nr. 73) 
betont der II. Senat mit Recht, daß der Begriff der Ver⸗ 
wirkung bisher keine einhellige Deutung erfahren habe. Aus 
dem Schrifttum hat Lehmann (vgl. JW. 1936, 2193 
den Tatbeſtand der Verwirkung als einen Unterfall des die 
Argliſteinrede begründenden, gegen Treu und Glauben ver⸗ 
ſtoßenden gegenſätzlichen Verhaltens angeſehen. Zu dem glei⸗ 
chen Ergebnis iſt Werner bei Staudinger (9. Aufl., 
Bd. II 1. Teil 1930 S. 656 ff. und Bene. III Ziff. 1 zu 
§ 242 BGB.) gelangt. Hiernach iſt in dem für die Entſch. 
allein in Betracht kommenden Fall verſpäteter Geltend⸗ 
machung von Auſprüchen aus einem gegenſeitigen Vertrage 
ein grundſäßtzlicher Unterſchied zwiſchen dem Verwirkungsein⸗ 
wande und der Einrede der gegenwärtigen Argliſt nicht an⸗ 
zuerkennen, insbeſ. auch nicht im Hinblick auf die Frage, ob 
die Lizenzgebühren für die Zeit nach Erhebung der Klage 
noch verlangt werden können. Ob die Rechtslage bei wider⸗ 
rechtlichen Eingriffen in gewerbliche Ausſchließungsrechte eine 
andere iſt und insbeſ. dann für die Verwirkung ſtets das 
Bewußtſein des Rechtsinhabers davon zu erfordern iſt, daß 
ſeine Untätigkeit als Zuſtimmung zu den Verletzungshand⸗ 
lungen gedeutet werde, kann auf ſich beruhen. Im Streitfall, 
in dem es ſich darum handelt, ob die Kl. für den durch 
Vergleich als Patentbenutzung feſtgelegten und geſtatteten 
Betrieb einer Vergnügungseinrichtung trotz jahrelangen Still 


ſchweigens die vereinbarte Lizenzgebühr verlangen kann, iſt 
in Übereinſtimmung mit der angeführten Rſpr. davon aus⸗ 
zugehen, daß nach $ 242 BGB. die verſpätet geltend ge⸗ 
machten Auſprüche verwirkt ſind, wenn einerſeits die Un⸗ 
tätigkeit der Kl. oder ihres Mannes geeignet war, bei dem 
Bekl. den Eindruck zu erwecken, er brauche keine Lizenz⸗ 
gebühren mehr zu zahlen und andererſeits der Bekl. im Ver⸗ 
trauen hierauf ſich in ſeinem Geſchäftsbetriebe ſo eingerichtet 
hat, daß ihm weſentliche Nachteile entſtehen würden, wenn 
die hinausgezögerte Rechtsverfolgung Erfolg haben würde. 
Es lägen dann im Sinne der angeführten Entſch. des 
II. Senats beſondere, das verſpätete Vorgehen der Kl. 
als einen Verſtoß gegen Treu und Glauben kennzeichnende 
Umſtände vor. (Wird aus tatſächlichen Gründen verneint.) 


Gegenüber den noch nicht fälligen Lizenzgebührenan— 
ſprüchen kommt der Verwirkungseinwand fehon deshalb nicht 
in Betracht, weil ſich auf ſie der Vorwurf einer Treu und 
Glauben widerſtreitenden verzögerten Rechtsverfolgung nicht 
erſtrecken kann. 


Mit Recht hat der Berg. auch den Einwand des Bekl. 
für unbegründet erachtet, daß er zur Kündigung des Lizenz⸗ 
vertrages aus wichtigem Grunde berechtigt ſei. Der Lizenz⸗ 
vertrag iſt für die Dauer des Patentes abgeſchloſſen. Seine 
Kündigung aus wichtigem Grunde käme nach der Rſpr. des 
Senats (Urteil v. 4. Jan. 1936, 1155/35) nur dann in 
Frage, wen er geſellſchafts rechtlichen Einſchlag hätte oder 
doch ſo geſtaltet wäre, daß ein perſönliches, ein dauerndes 
gutes Einvernehmen vorausſetzendes Zuſammenwirken der 
Parteien zur Erreichung ſeines Zweckes erforderlich wäre. 
Beides trifſt hier nicht zu, fo daß unerörtert bleiben kann, 
für welchen Zeitpunkt die Kündigung möglich wäre. 


(NG., 1. ZivSen. U. v. 22. Mai 1937; 1251/36.) 
[ 
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5. RG. — 88 325, 326 BGB. Poſitive Vertragsverletzung. 


Die Rev. bringt vor, die Kl. habe ſich nie entſchieden ger 
weigert, den Standpunkt der Bekl. anzuerkennen. Daß ſie am 
Vertrag habe feſthalten wollen, zeige deutlich das Schreiben 
v. 2. April. Wegen einer Meinungsverſchiedenheit und eines 
Wortgefechts habe die Bekl. nicht ſofort zurücktreten dürfen, 
zumal die Kl. gutgläubig gehandelt habe und auch beim Ver⸗ 
Hi der ſofortige Rücktritt ohne Friſtſetzung die Ausnahme 
ilde. 


Eine bloße Meinungsverſchiedenheit der Parteien über den 
Vertragsinhalt reicht allerdings zur Annahme einer poſitiven 
Vertragsverletzung durch den hierbei im Unrecht befindlichen 
Bertragsteil nicht aus. Die Geltendmachung anderer Vertrags⸗ 
bedingungen als vereinbart kann vielmehr nur dann eine, den 
anderen Teil gegebenenfalls zur Ausübung der Maßnahmen 
nach 88 325, 326 BGB. berechtigende poſitive Vertragsver⸗ 
letzung darſtellen, wenn der Vertragsteil, der zu Unrecht das 
Beſtehen nicht vereinbarter Bedingungen behauptet, zum Aus⸗ 
drucke bringt, unter anderen Bedingungen werde er ſeine Gegen⸗ 
leiſtung (3. B. Zahlung, Abnahme) nicht machen (RG. bei Gru⸗ 
chot 54, 631). 


Aus der vom BG. ohne Rechtsirrtum feſtgeſtellten erheb— 
lichen und ſchuldhaften poſitiven Vertragsverletzung der Kl. 
erwuchs der Bekl. das Recht zum Rücktritt, ohne daß fie gehal- 
ten war, der Kl. vorher eine Friſt mit entſprechender An⸗ 
drohung zu ſetzen. Der Hinweis der Rev. darauf, daß beim 
Verzug der ſofortige Rücktritt ohne Friſtſetzung nur ausnahms⸗ 
weiſe zuläſſig ſei, kann nicht zu einer anderen Beurteilung 
führen. Bei der poſitiven Vertragsverletzung können die Rechte 
aus 88 325, 326 BGB. regelmäßig shne vorherige Friſtſetzung 
ausgeübt werden. 


(RG., II. Ziv Sen., U. v. 13. April 1937, II 30/6.) [.] 
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Anfechtungsgeſetz 
r 6. RG. — 8 11 Abſ. 2 AnfG, Die Aufechtbarkeit nach § 11 
Abſ. 2 AnfG. ſetzt voraus, daß die Anfechtung gegen den Erſt⸗ 
erwerber und gegen ſämtliche Zwiſchenerwerber begründet iſt. 


Die Rev. wirft die Frage auf, ob die Anfechtung gegen 
F nach § 11 Abſ. 2 AnfG. bei oe 
echtsnachfolge wirklich vorausſetze, daß die Anfechtung nicht 
nur gegen den Erſterwerber, ſondern auch gegen ſämtliche Zwi⸗ 
ſchenerwerber begründet ſei. Die Bejahung dieſer Frage ergibt 
ſich jedoch aus der Entſtehungsgeſchichte des Geſetzes. Die ur 
ſprüngliche Faſſung des § 11 Gef. betr. die Anfechtung von 
Rechtshandlungen eines Schuldners außerhalb des Konkurs- 
verfahrens v. 21. Juli 1879 hatte zu der Auffaſſung Anlaß ge⸗ 
geben, daß der gutgläubige Erwerb eines Sonderrechtsnachfol⸗ 


gers die Aufechtung gegen ſpätere Sonderrechtsnachfolger nicht. 


ausſchließe. Um dieſe Auffaſſung unmöglich zu machen, wurde 
dem 8 11 Abſ. 2 durch das Einführungsgeſetz zu dem Gef. betr. 
Anderung der KO. v. 17. Mai 1898 die jetzt geltende Faſſung 
gegeben. Aus der neuen Faſſung ergibt ſich deutlich, daß die 
Anfechtung gegen den ſpateren Rechtsnachfolger des Erſterwer⸗ 
bers bei mehrfacher Rechtsnachfolge vorausſetzt, daß er die An⸗ 
fechtbarkeit des Erwerbes ſeines unmittelbaren Rechts⸗ 
vorgängers kennt. Der Erwerb dieſes Rechtsvorgängers iſt aber 
nur dann anfechtbar, wenn er wiederum die Anfechtbarkeit des 
Erwerbes feines Rechtsvorgängers keunt. Die Anfechtbar— 
keit des §11 Abſ. 2 AnfG. ſetzt demnach voraus, daß die An— 
fechtung gegen den Erſterwerber und gegen ſämtliche Zwiſchen⸗ 
hen in e 115 Dieſe Regelung der Anfechtbarkeit ſteht 
a rchaus im Einklang mit der ſonſtigen Regel i 

Sogar beim Erwerbe von einem Mig ger e 


gutgläubige € ei iſt ; 
Kane ge Erwerb eines Zwiſchenerwerbers alle ſeine Nach— 


N Die Entſch. des Rechtsſtreits hängt deshalb 

155 nach den rechtlich unbedenklichen en) Berg 
egründete Anfechtung gegen Fran B. und die Kreditanſtalt 
an gegen deren Rechtsnachfolger im Pfandrecht an dem Nach⸗ 
1 1 Ehemanns der Frau B., die Genoſſenſchaftsbank 
al u ekl., begründet iſt. Denn wenn die Genoſſenſchaftsbank 
an ER auch die Bekl. — denen die Genoſſenſchaftsbank 
an mtlichen Forderungen gegen die Firma B. nebſt allen 
1 0 anch dem Pfandrecht an dem Nacherbanteil, ver⸗ 
5 1 und übertragen hat — das Pfandrecht unanfechtbar er⸗ 
1 en haben, kann die vom Bert. feſtgeſtellte Anfechtbarkeit 
er Übertragung des mit dem Pfandrecht belaſteten Nacherb- 
anteils ſelbſt von der Ehefrau B. an die Bekl. der Klage nicht 
zum Siege verhelfen. Zwar iſt das Pfandrecht an dem Nach⸗ 
Gu mit dem Hauptrecht an dieſem bei den Bekl. durch den 
des des Nacherbanteils von der Ehefrau B. in derſelben 
Perſon zuſammengetroffen. Trotzdem gilt aber das Pfandrecht 
nach 88 1256 Abſ 2, 1273 BOB. als nicht erloſchen, weil die 
Bekl. mit Rückſicht auf die Anfechtbarkeit des Erwerbes des 
Nacherbanteils ſelbſt ein rechtliches Intereſſe an dem Fort: 
beſtehen des Pfandrechts haben. In der Geltendmachung die— 
ſes Intereſſes liegt kein Verſtoß gegen Treu und Glauben; es 
wäre eine unberechtigte Bevorzugung des Kl., wenn er durch 
den Wechſel im Gläubigerrecht aus dem Nacherbanteil im Wege 
der Anfechtung mehr erhalten würde, als er von dem Vorgän⸗ 
ger hätte erhalten konnen. Daß der Wert des Nacherbanteils 
durch die Belaſtung mit dem Pfandrecht völlig aufgezehrt wurde, 
ſtellt der Berg. ohne Rechtsverſtoß feſt. Die Anfechtbarkeit der 
Übertragung des Nacherbanteils ſelbſt kann dem Kl. daher keine 
Befriedigung wegen feiner Forderung verſchaffen. Er kann des⸗ 
halb auch keinen Werterſatz verlangen, nachdem die Bekl. ſich 
wegen der Erbſchaft auseinandergeſetzt haben. Daraus ergibt ſich 
auch weiter, daß dem Kl. durch die Abtretung des Nacherbanteils 
von der Frau B. an die Bekl. kein Schaden entſtanden iſt und 
daß er deshalb auch aus dem Geſichtspunkt der S$ 826 und 823 
Abſ. 2 BGB., § 288 StGB. keine Anſprüche erheben kann. 


(RG., VII. Ziv Sen., U. v. 11. Mai 1937, VII 304/36.) [N. 
(Kc. 154, 378.) 
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Handelsrecht 


7. LG. — 8 12 HGB.; 8 13 FG. Eine Generalvollmacht 
en auch für die Anmeldung zum Handelsregiſter ausreichend 

Alleiniger Geſellſchafter und Geſchäftsführer der Gmbh. iſt 
der Kaufmann Willy Sch. Dieſer hält ſich zur Zeit im Auslande 
auf und hat in notariell beglaubigter Urkunde dem Kaufmann 
Georg Sch. folgende Generalvollmacht erteilt: 
1 Ermita deuntecheige ich Herrn Georg Sch., für mich in 
allen Grundſtücks⸗ und Hypothekenſachen Erklärungen aller Art, 
ſei es anderen Perſonen, ſei es dem GBA. gegenüber, abzugeben, 
insbeſ. für mich löſchungsfähige Quittungen und Löſchungsbewil⸗ 
Ham gen eee ee een, Abtretungen ſowie Abänderun⸗ 
5 des Inhalts beſtehender Rechte auszustellen und entſprechende 
1 an das GBA. zu ſtellen. Der Bevollmächtigte ſoll von 
e e eden des § 181 frei fein. Ferner bevollmächtige 
10 en oben genannten Herrn Georg Sch., mich in allen ſonſtigen 
Rechtsgeſchäften rechtsverbindlich zu vertreten und ſolche in jeder 
Bun für mich abzuſchließen, ebenſo alle rechtlichen Handlungen 
orzunehmen, zu denen ich ſelbſt befugt bin.“ 
& Georg Sch. hat auf Grund dieſer Vollmacht eine Geſell⸗ 
ſchafterverſammlung abgehalten und in dieſer die Umwandlung 
der GmbH. durch Übertragung ihres Vermögens auf die ſeinem 
Vollmachtgeber gehörige Firma .. beſchloſſen. Die von Georg 
Sch. als Bevollmächtigten vorgenommene Anmeldung har das 
Regiſtergericht in der angefochtenen Verfügung beanſtandet, weil 
die vorgelegte Vollmacht nicht ausreichend ſei. Die hiergegen in 
zuläſſiger Weiſe eingelegte Beſchw. iſt von Erfolg. ; 

Die von dem Regiſtergericht vertretene Auffaſſung, daß eine 
Generalvollmacht zur Vornahme von Anmeldungen zum Handels⸗ 
regiſter durch den Bevollmächtigten nicht genüge, dieſer vielmehr 
ausdrücklich zur Anmeldung ermächtigt werden müſſe, wird vom 
Schrifttum überwiegend, aber nicht ausſchließlich geteilt. Der Auf 
faſſung, daß es in jedem Falle einer Spezialvollmacht fur die 
Anmeldung bedürfe, vermag das BeſchwG. nicht beizutreten. § 12 
HGB. läßt die Stellvertretung bei der Anmeldung zum Handels⸗ 
regiſter, ſoweit damit keine Zeichnung verbunden iſt, bei der die 
Stellvertretung begrifflich unmöglich iſt, ausdrücklich zu. Er ſchreibt 
für die Vollmacht zur Anmeldung lediglich öffentlich beglaubigte 
Form, alſo dieſelbe Form wie für die Anmeldung, vor. Aus dieſer 
Beſtimmung iſt aber nicht als Wille des Geſetzgebers zu ent⸗ 
nehmen, daß die Vollmacht ausdrücklich eine ſolche zur Anmeldung 
ſein müſſe. Wollte der Geſetzgeber dies anordnen, dann hätte er 
es im Geſetz ausgeſprochen (vol. KJ. 33, A 148). Andererſeits 
brauchen aber die Erwägungen, die zum Verlangen einer Spezial» 
vollmacht geführt haben, nämlich die Gefährdung der Rechtsſicher⸗ 
heit durch Zulaſſung einer generellen Vollmacht, nicht vollig un⸗ 
berückſichtigt zu bleiben. Der Umfang einer Vollmacht iſt nach 
ihrem Inhalt zu beurteilen. Es iſt deshalb eine reine Auslegungs⸗ 
frage, ob die vorgelegte Vollmacht als ausreichend zur Anmeldung 
angeſehen werden kann. Bei der Auslegung des Inhalts einer 
Vollmacht wird einmal im Intereſſe der Rechtsſicherheit zu pru⸗ 
fen ſein, ob die Vornahme von Anmeldungen zum Handelsregiſter 
dem Willen des Vollmachtgebers tatſächlich entſpricht und dies 
in hinreichender Weiſe zum Ausdruck gekommen tft, Es wird bei 
der Auslegung ferner zu berüdfichtigen fein, daß der Geſchäfts⸗ 
führer einer GmbH. nicht ſeine geſamten Befugniſſe durch General⸗ 
vollmacht auf eine andere Perſon übertragen kann, weil er ſonſt 
in der Lage wäre, den Geſellſchaftern gegen ihren Willen einen 
anderen Geſchäftsführer aufzuzwingen (KJ. 48, A 130). Be 
ſtehen Zweifel über den Umfang der Vollmacht oder ihre Zu⸗ 
läſſigkeit, dann ſteht es im pflichtgemäßen Ermeſſen des Gerichts, 
eine Erklärung des Vollmachtgebers perſönlich zu verlangen (§ 13 
FGG.). Dieſe Beſtimmung gilt auch für die Fälle des ſchriftlichen 
Verkehrs, ſo daß das Regiſtergericht den Verkehr mit dem Bevoll⸗ 
mächtigten ablehnen und in unmittelbaren Verkehr mit dem Voll⸗ 
machtgeber treten kann, um den Umfang der Vollmacht klar zu 
ſtellen (KC HJ. 33, A 148/49). 

Im vorl. Falle hat das Beihw®. keine Bedenken, die vor⸗ 
gelegte Vollmacht für ausreichend auch zur Vornahme von An⸗ 
meldungen anzuſehen. Der Vollmachtgeber iſt alleiniger Geſell⸗ 
ſchafter der GmbH. Er iſt auch einziger Geſchaftsführer. Er be⸗ 
herrſcht alſo wirtſchaftlich die Geſellſchaft. Die Generalvollmacht 
laßt erkennen, daß der Geſchäftsfuhrer vor feinem Wegzuge in 
das Ausland bemüht geweſen iſt, dem BeſchwF. eine möoglichſt 
umfaſſende Vollmacht zu erteilen. Das geht insbeſ. aus dem 
letzten Satz der Vollmachtsurkunde hervor, in welchem der 
Beſchwe. nicht nur zur Vertretung in allen ſonſtigen Rechts⸗ 
geſchäften ermächtigt worden iſt, ſondern auch zur Vornahme aller 
rechtlichen Handlungen, zu deren Vornahme der Vollmachtgeber 
ſelbſt befugt ſein würde. Es beſtehen auch keine Bedenken aus 
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dem Geſichtspunkte, daß die Anmeldung nicht für den Vollmacht⸗ 
geber ſelbſt, ſondern für die GmbH. abgegeben wird, oder daß 
die Rechtsſtellung des Geſchäftsführers einer GmbH. nicht im 
ganzen auf eine dritte Perſon übertragen werden kann. Da der 
Vollmachtgeber alleiniger Geſellſchafter und Geſchäftsführer zu⸗ 
gleich ift, beſtehen rein wirtſchaftlich betrachtet, keine Unter chiede 
zwiſchen der Geſellſchaft und ihrem Geſchäftsführer. Die Inter⸗ 
eſſen beider decken ſich. Der BeſchwF. würde auch kraft der Gene⸗ 
ralvollmacht befugt geweſen fein, ſich ſelbſt in einer Geſellſchafter⸗ 
verſammlung an Stelle der neben ſeinem Vollmachtgeber zum 
alleinvertretungsberechtigten Geſchäftsführer zu beſtellen. In die⸗ 
ſem Falle würde er ohne weiteres die Befugnis zur Vornahme 
von Anmeldungen zum Handelsregiſter haben. Wenn der Beſchwß. 
aber eine ſo weit gehende Vollmacht erhalten hat, dann muß er 
auch als ermächtigt gelten, ohne Umweg über ſeine eigene for⸗ 
melle Beſtellung zum Geſchäftsführer unmittelbar Anmeldungen 
zum Handelsregiſter vorzunehmen. 


(28. Berlin, Beſchl. v. 11. Juni 1937, 408 T 5182/37.) 
2 

* 8. RG. — 88 25, 27 HGB.; § 393 BGB. Zu den im Be⸗ 
triebe des Geſchäftes begründeten Verbindlichkeiten gehören alle 
Verpflichtungen, die nicht in den privaten Beziehungen des Ge⸗ 
ſchäftsinhabers ihren Grund haben, ſondern ſich als natürliche 
innere Folge aus dem Geſchäftsbetriebe ergeben, einerlei, ob ſie 
aus Rechtsgeſchäft, Delikt oder einem anderen Rechtsgrunde 
beruhen. Das Aufrechnungsverbot des § 393 BGB. trifft auch 
den Dritten (Geſchäftsübernehmer), der für den Anſpruch haftet, 

obſchon er ſelbſt die unerlaubte Handlung nicht begangen hat. 
Der Kl. und der Vater der Bekl., Carl M., waren ſeit 
1899 Geſellſchafter der OHG. Carl M. & Co. Im Jahre 1925 
beſchloſſen ſie die Auflöſung der Geſellſchaft. Nach einem ſchrift⸗ 
lichen Vertrag v. 7. Dez. 1925 ſchied der Kl. aus und Carl M. 
übernahm das Geſchäft mit Aktiven und Paſſiven und mit der 
Firma. Das Auseinanderſetzungsguthaben des Kl. ſollte durch 
eine auf 31. Dez. 1925 aufzuſtellende Auseinanderſetzungsbilanz 
ermittelt werden. Am 22. Febr. 1927 wurde die Schlußabrech⸗ 
nung feſtgelegt. Danach ſind ſämtliche ſchwebenden Differenzen 
durch Zahlung von 13 000 RA erledigt. In der Jahresſchluß⸗ 


bilanz wie in der Auseinanderſetzungsbilanz iſt eine Forderung 


einer Lieferantin des Unternehmens, der Firma Müller, um 
100 000 2, zu hoch angegeben. Dadurch wurde der Gewinn des 
Jahres 1925, an dem der Kl. zur Hälfte beteiligt war, um 
100 000 %% zu nieder. 

Mit der Klage behauptete der Kl., die Bilanzen ſeien 
auf Veranlaſſung des Carl M. abſichtlich in dem bezeichneten 
Punkt falſch aufgeſtellt worden, um ihn bei der Auseinander⸗ 
ſetzung zu benachteiligen. 

Mit der Klage fordert er die ihm entgangenen 50 000 AM 
von den Bekl., die nach dem im Juli 1929 erfolgten Tode des 
Carl M. das Geſchäft mit Firma übernommen und fortgeführt 
haben. 

Der Kl. errichtete nach dem Ausſcheiden aus der Firma 
Carl M. & Co. ein Geſchäft, durch das er mit dieſer Firma in 
Wettbewerb trat. Nach dem Tode Carl Mes einigten ſich die 
Parteien dahin, ihre beiden Unternehmen zu vereinigen. Die 
Vereinigung erfolgte durch Gründung einer Altiengeſellſchaft, 
der Carl M. & Co. Aktiengeſellſchaft. In dieſe brachten beide 
ihre Unternehmen ein. Die Beteiligung ſollte nach dem Werte 
der eingebrachten Unternehmen erfolgen. Es kam ſchließlich eine 
Einigung zuſtande, nach der von dem Aktienkapital von 
500 000 & jeder der Bekl. 200 000 RA und der Kl. 100000 AM 
übernimmt, der Kl. aber von jedem der Bekl. 33 000 % nom. 
Aktien zum Preiſe von 187 / / erwirbt, fo daß jeder ein Drit⸗ 
tel der Aktien beſitzt. Die Aktiengeſellſchaft hatte erhebliche Ver⸗ 
luſte. 1932 wurde das Grundkapital auf 250 000, 1934 auf 
125 000 % herabgedetzt. Schon vor der zweiten Kapitalherab⸗ 
fegung war ein Abkommen zwiſchen dem Kl. und den Bekl. zu⸗ 
ſtande gekommen. Es ging davon aus, daß die Aktiengeſellſchaft 
ihre Forderungen an den Kl. in Höhe von 91 555,69 K au 
die Bekl. abgetreten hatte und daß der Kl. nur das in einer 
Anlage bezeichnete Vermögen beſitze. Der Kl. verkaufte danach 
ſeine Aktien von nom. 83 000 zum Preiſe von 35 000 N an 
die Bekl. Der Kaufpreis ſollte auf die Schuld des Kl. verrechnet 
werden. 


Rechtſprechung 
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Juriſtiſche Wochenſchriſt 


Der Kl. behauptet, die Bekl. hätten ihn bei der Fuſion 
argliſtig getäuſcht. Sie hätten den Gewinn der Jahre 1927 und 
1929, der der Bewertung des von ihnen eingebrachten Unter⸗ 
nehmens zugrunde gelegt worden ſei, um 100 000 %% zu hoch 
angegeben. Der Kl. kommt zu dem Ergebnis, daß die Bekl. 
ihm noch 44537 e ſchulden, ſtatt daß er ihnen nach dem Abs 
kommen 1933 noch etwas ſchulde. 

Mit der Klage forderte er aus ver argliſtigen Täuſchung 
bei der Auseinanderſetzung der OHG. zunächſt 25 000 %% aus 
der Fuſion 10 000 RM. 

Die Bekl. beſtritten die Behauptung des Kl. über die Aus⸗ 
einanderſetzung der OHG. Als Übernehmer des Geſchäftes ſeien 
ſie nicht haftbar, da es ſich nicht um eine Geſchäftsſchuld handle. 
Sie hafteten auch nicht als Erben. Der Nachlaß ſei auseinander⸗ 
geſetzt. Mittel des Nachlaſſes ſeien nicht mehr vorhanden. Zu 
dem zweiten Anſpruch beſtritten ſie auch die tatſächlichen Be⸗ 
hauptungen des Kl. Habe der Kl. aber noch Forderungen gegen 
die Bekl., ſo ſeien ſie berechtigt, ihre Forderungen denen des 
Kl. entgegenzuſtellen. Ihre Forderungen aus der Auseinander⸗ 
ſetzung beim Ausſcheiden des Kl. aus der Aktiengeſellſchaft be⸗ 
trügen noch 41 121,31 N. 

Das LG. verurteilte die Bekl., „dem Kl. zu bezahlen 
50 000 2.4 unter Gegenrechnung von 41 121,31 ,. Das Teil⸗ 
urteil hat nur den Anſpruch des Kl. aus den Vorgängen bei der 
Auseinanderſetzung der OHG. zum Gegenſtande. Die Gegenfor⸗ 
derung von 41 131,31 % hält das LG. noch nicht für ſpruchreif. 
Gegen das Teilurteil haben nur die Bekl. Berufung eingelegt. 
Dieſe iſt durch Urteil des OLG. zurückgewieſen worden. 

Die Bekl. beſtreiten ihre Haftung aus 88 25, 27 HGB. ſchon 
deshalb, weil es ſich nicht um eine im Betriebe des Handels⸗ 
geſchäfts begründete Verbindlichkeit des früheren Inhabers 
handle. Die von Carl M. übernommene Verpflichtung beruhe 
lediglich auf der freiwillig zwiſchen ihm und dem Kl. getroffenen 
Auseinanderſetzungsvereinbarung, ſtelle aber keineswegs eine 
durch den Geſchäftsbetrieb begründete Verbindlichkeit dar. Es 
ſei nicht angängig, daß Carl M. die OHG. plötzlich ohne jedwede 
Gegenleiſtung mit der Verpflichtung einer ſolchen Auszahlung, 
die etwa 600 000 % betragen mochte, hätte belaſten können. 
Wenn beiſpielsweiſe die Firma überſchuldet geweſen wäre oder 
in Konkurs gegangen wäre, ſo hätten ſich die Gläubiger kaum 
gefallen zu laſſen brauchen, daß der Kl. etwa den Anſpruch auf 
die Auszahlung ſeines Geſchäftsguthabens als eine im Geſchäft 
begründete Verbindlichkeit anſah und etwa zur Konkurstabelle 
anmeldete. Schon dieſe Erwägung zeige, daß man bei der Ver⸗ 
pflichtung, dem Kl. ſein im Geſchäft ſteckendes Guthaben zu ver⸗ 
güten, nicht von einer im Geſchäftsbetriebe begründeten Ver⸗ 
bindlichkeit ſprechen könne. 

Dieſe Ausführungen der Bekl. beruhen auf Rechtsirrtum. 

Eine Belaſtung einer OHG. durch die Auseinanderſetzungs⸗ 
vereinbarungen der bisherigen Geſellſchafter kommt überhaupt 
nicht in Frage. Durch das Abkommen v. 7. Dez. 1925 wurde 
die OHG. aufgelöſt. Carl M. wurde alsbald Alleininhaber des 
Unternehmens. Er ſchuldete dem Kl. nur das nach der Ausein⸗ 
anderſetzungsbilanz zu berechnende Abfindungsguthaben. Aber 
auch wenn noch eine Och. beſtehen geblieben wäre, bildete 
die Abfindungsſchuld eine im Betriebe des Unternehmens be⸗ 
gründete Verbindlichkeit, ebenſo wie wenn ein einzelner das Ge⸗ 
ſchäft übernimmt. Die Abfindung erfolgt im einen wie im an⸗ 
deren Falle, damit das Handelsunternehmen fortgeführt werden 
kann, damit es alſo nicht abgewickelt werden muß. Es fehlt auch 
nicht an einer dem Unternehmen zukommenden Gegenleiſtung. 
Die Werte, die bei der Abwicklung veräußert werden müſſen, 
bleiben im Unternehmen. Dieſes bleibt als ſolches, als lebendes 
Unternehmen, mit dem damit zuſammenhängenden Geſchäfts⸗ 
wert erhalten. Die Gewinnausſichten kommen dem neuen Un⸗ 
ternehmen oder Firmeninhaber zugute. Es iſt auch im Schrift⸗ 
tum und in der Rſpr. anerkannt, daß es ſich bei der einem frü⸗ 
heren Geſchäftsinhaber oder Teilhaber geſchuldeten Abfindung 
um eine im Geſchaäftsbetriebe des Unternehmens begründete 
Verbindlichkeit handelt (Ritter, 525 HGB. A. 4; RG. 102, 
244). Die Vermutung des 8344 HGB. gilt auch für die Über: 
nahme eines Handelsgeſchäfts (RZ. 59, 213). Was aber von 
der vertragsmäßig feſtgelegten Abfindungsſumme gilt, gilt auch 
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von anderen Anſprüchen, die aus dem Auseinanderſetzungsver⸗ 
fahren entſtanden ſind, auch von dem Anſpruch aus einer mit 
dem Auseinanderſetzungsverfahren verbundenen unerlaubten 
Handlung. Zu den übernommenen Verbindlichkeiten eines Han⸗ 
e gehören nicht nur vertragsmäßige Geſchäftsſchul⸗ 
en, ſondern alle diejenigen Verpflichtungen, die mit dem Ge⸗ 
r in einer ſolch engen Verbindung ſtehen, daß ſie 
85 eine Folge dieſes Geſchäftsbetriebes erſcheinen. Zu den im 

1 0 des Geſchäfts begründeten Verbindlichkeiten gehören 
alle Verpflichtungen, die nicht in den privaten Beziehungen des 
Geſchäftsinhabers ihren Grund haben, ſondern ſich als natür⸗ 
liche innere Folge aus dem Geſchäftsbetriebe ergeben, einerlei ob 
fie auf Rechtsgeſchäft, unerlaubter Handlung oder einem az 
deren Rechtsgrunde beruhen. 

Die Haftung der Bekl. wird auch nicht berührt durch ihre 
erbrechtliche Stellung zu dem bis zu ſeinem Tode alleinigen In⸗ 
haber des Handelsunternehmens Carl M. Die Bekl. haben vor⸗ 
getragen: Carl M. ſei zu je von jedem der Bekl., zu ½ von 
ſeiner Ehefrau beerbt worden, fpäter ſei dann die Mutter ge⸗ 
ſtorben und von den beiden Bekl. je zur Hälfte beerbt worden; 
die Anteile der Mutter am Geſchäft ſeien den Bekl. von der 
Mutter überlaſſen worden. 

Die Rev. bittet um Prüfung, ob § 27 HGB. nur Anwen⸗ 
dung findet, wenn alle, nicht aber, wenn 1 7 einzelne Miterben 
das Geſchäft fortführen. Es iſt kein Grund einzuſehen, warum 
die Haftung für im Betriebe des Handelsgewerbes entftandene 
Verbindlichkeiten nicht gelten ſoll, wenn ein einzelner Miterbe 
das Geſchäft fortführt. §8 25 und 27 HGB. ergänzen ſich. 825 
1 1 5 5 1 8 15 wenn das Handelsgeſchäft mit u 

ur echtsgeſchäft unter Lebenden von ein d 
erworben wird. § 27 regelt den Fall des Erwerb bon J 0 
wegen in gleicher Weiſe; der Grund für die ft 5 bist Bi 
den Fallen derſelbe. Die Fortführung des Gesche dt Et 
ſpricht für die Vermutung, daß der Erwerber an die Stelle des 
früheren Inhabers getreten iſt und damit auch das Vermögen 
ae hat, das der Befriedigung der Geſchäftsgläubiger zu 
W Dieſer Grund beſteht, auch wenn einer von mehreren 
115 erben das Geſchäft mit der Firma fortführt. Hat aber ein 

iterbe das Geſchäft in der Auseinanderſetzung unter den Mit⸗ 
BL übernommen, ſo liegt ein Erwerb unter Lebenden vor und 
525 HGB. findet unmittelbar Anwendung. Wenn die Witwe 
des Carl M. als Miterbin ihres Mannes ihren Anteil am Ge⸗ 
wat den 0 als einzigen Miterben überlaſſen hat, ſo liegt 
1 ein Rechtsgeſchäft unter Lebenden, durch das die Bell. 
en des Geſchäfts geworden find. 

a ſtellt feſt, daß die geſchilderten Falſchbuchungen 
nicht verſehentlich unterlaufen And, K Mn 9 — M. dem 
Zeugen H. den Auftrag erteilt hat, bei der Aufſtellung der Aus⸗ 
einanderſetzungsbilanz falſche Additionen zu machen und den 
ll auf diefe Weiſe um 100 000 7% zu ſchmälern. Wegen 

er Eigenſchaft des Anſpruchs als eines ſolchen aus einer un⸗ 
Gegen Handlung erklärt das BG. die Aufrechnung mit einer 
Gegenfprderung der Bekl. für unzuläſſig. 

Die Rev. glaubt, daß durch die Verſagung der Aufrechnung 
die Bekl. inſofern beſchwert feien, als dem Kl. der ſich nach Ab: 
zug der in erſter Inſtanz geltend gemachten Gegenforderung 
von 41 121,31 ,, ergebende Betrag zugeſprochen ſei Denn die 
ir 72 5 Zr an 185 zuerſt geltend gemachten Betrag hin⸗ 

ehende egenforderung, mindeſt i I 
50 000 Run oda ; Ka 

Nach Anſicht der Rev. kommt eine Forderung aus un⸗ 
erlaubter Handlung nicht in Frage. Der Kl. ſei durch das 
Verhalten des Carl M. bei der Ermittelung ſeines Abfindungs⸗ 
guthabens gar nicht geſchädigt, denn auf Grund ſeines Ausſchei⸗ 
dens aus dem Unternehmen und des Vertrages v. 7. Dez. 1925 
habe er immer noch den Anſpruch auf das Abfindungsguthaben, 
wie es ſich aus einer richtig aufgeſtellten Auseinanderſetzungs⸗ 
bilanz ergebe, alſo auf 50 000 2% mehr, als er bisher erhalten 
habe. Aber auch wenn eine Vermögensbeſchadigung angenom⸗ 
. 55 DE a des Kl. auf § 393 BGB. 

aran, daß es ſich um Anſprüche aus einer Vertra 
handle (RGZ. 56, 321). 1 


Der Angriff iſt nicht begründet. Würde der Kl. ſich lediglich 


auf den Vertrag v. 7. Dez. 1925 berufen, jo würden die Bekl. 
dem Kl. entgegenhalten, daß die Auseinanderſetzung auf Grund 
beiderſeitigen Einverſtändniſſes vollzogen ſei und daß der Kl. 
darnach nichts mehr zu fordern habe. Der Kl. kann alſo mit 
der Klage nur durchdringen, wenn er dartut, daß er bei der 
Auseinanderſetzung hintergangen worden iſt, daß alſo eine zum 
Schadenserſatz verpflichtende unerlaubte Handlung vorliegt. Die 
von der Rev. angerufene Entſch. RG. 56, 321 ſpricht auch nicht 
zu ihren Gunſten. Iſt der Anſpruch auf die Behauptung einer 
unerlaubten Handlung geſtützt, fo genügt dies zur Berufung auf 
das Aufrechnungsverbot des § 393 VOL. Nur iſt die bloße vor⸗ 
ſätzliche Vertragsverletzung noch keine unerlaubte Handlung. Zur 
Anwendung des $ 393 BGB. iſt alſo weiter erforderlich, daß auch 
der Tatbeſtand einer unerlaubten Handlung gegeben Mt. Wird 
der Anſpruch lediglich auf Nichterfüllung eines Vertrages und 
argliſtiges Verſchweigen eines Mangels hierbei geſtützt, jo han⸗ 
delt es ſich nur um einen Anſpruch aus Vertrag. Wird aber der 
Anſpruch auch auf eine dabei begangene unerlaubte Handlung 
geſtützt und iſt er unter dieſem rechtlichen Geſichtspunkt begrün⸗ 
det, ſo beſteht auch das Aufrechnungsverbot. 

Nach der Auffaſſung der Rev. richtet ſich das Aufrechnungs⸗ 
verbot des § 393 BGB. nur gegen den, der die unerlaubte Hand⸗ 
lung begangen hat, nicht gegen den, der auf Grund der 88 25, 
27 HGB. für die Forderung haftet. Sie beruft ſich auf den 
Satz der Motive zum BGB. 2, 112: „Der Grund der Vorſchrift 
iſt unverkennbar der, daß dem Übeltäter ausnahmsweiſe das 
2 der Aufrechnung allgemein und ſchlechthin entzogen wer⸗ 

en ſoll.“ 

Auch mit dieſem Einwand können die Bekl. keinen Erfolg 
haben. § 393 BGB. knüpft die Unzuläſſigkeit der Aufrechnung 
lediglich daran, daß die Forderung durch eine unerlaubte Hand. 
lung entſtanden iſt. Hätte man nur dem Täter die Aufrechnung 
verſagen wollen, ſo hätte dies durch andere Faſſung des Geſetzes 
klar zum Ausdruck gebracht werden können. Mag auch der in 
den Motiven angegebene Grund die Beſtimmung des 8 393 
BGB. veranlaßt haben, jo ſpricht doch [dom die Entſtehungs⸗ 
urſache des Anſpruchs dafür, dem Beſchädigten eine verſtärkte 
Möglichkeit der Wiedergutmachung auch dann zu geben, wenn 
ein Dritter für den Anſpruch haftet, dem nicht eigene vorſätzliche 
Begehung zur Laſt fällt. Der Anſpruch aus einer unerlaubten 
Handlung ſollte dadurch bevorzugt werden, daß zunächſt der ge⸗ 
ſtörte Rechtsfrieden durch Wiedergutmachung wiederhergeſtellt 
wird, ohne daß dem Verletzten zugemutet werden ſoll, ſich vor 
Erfüllung des Wiedergutmachungsanſpruchs wegen einer For⸗ 
derung anderer Art mit dem Schuldner auseinanderzuſetzen. Daß 
der Täter im Falle des § 25 nach wie vor in Anſpruch genom⸗ 
men werden und ſelbſt nicht aufrechnen kann, ſpricht nicht über⸗ 
zeugend für die Anſicht der Rev. Daß der Geſckaftserwerber 
für die fortbeſtehende Schuld des Übernehmers haftet, bedeutet, 
daß die Schuld ſich nicht ändert, ſondern daß nur ein weiterer 
Schuldner hinzukommt. Warum dieſer trotzdem nur in beſchränk⸗ 
terem Umfange haften ſoll, iſt nicht erkennbar. Der Umſtand, 
daß der Geſchäftserwerber in der Regel auch die Befriedigungs⸗ 
mittel, das Vermögen, erwirbt, ſpricht gegen die Beſchrantung 
ſeiner Haftung. Die gegenteilige Auffaſſung wurde es dem Täter 
oft ermöglichen, durch Veräußerung des Geſchafts und damit 
ſeines Vermögens ſich dem Verbot des 8393 BGB. zu ent⸗ 
ziehen. Dies würde aber dem Zweck des $ 25 HGB. widerſpre⸗ 
chen, der dem Gläubiger einen erhöhten Schutz gewähren will. 
Daraus folgt, daß auch der Geſchäftsübernehmer ſo erfüllen 
muß, wie es von dem (bergeber verlangt werden kann. Daß 
die Interventionswirkung einer vom Glaubiger ausgebrachten 
Streitverkündung (868 3PO) ſich nicht auf den Übernehmer 
erſtreckt, ergibt nichts für die hier zu entſcheidende Frage. 

Gilt das Aufrechnungsverbot des 8393 BGB. für den Ge⸗ 
ſchäftserwerber nach 825 HGB, ſo gilt es erſt recht für den 
Erben nach 827 HGB. Gegenüber den Erben, die in die recht⸗ 
liche Stellung des Erblaſſers einrücken und deshalb, abgeſehen 
von der Möglichkeit der Beſchrankung auf den Beſtand des 
Nachlaſſes, für die Verbindlichkeiten des Erblaſſers haften, be⸗ 
ſteht noch weniger als für einen dritten Erwerber eines Teils 
des Nachlaſſes, des Handelsgeſchäfts, ein Anlaß zur Anderung 
des Charakters der einzelnen Verpflichtung, jedenfalls wenn es 
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ſich nur um eine in Geld zu erfüllende Schadenserſatzverpflich⸗ 
tung handelt. Die Haftung des Erben nach 827 HGB. iſt ihrem 
Weſen nach eine erbrechtliche. Sie iſt nur dadurch verſtärkt, daß 
die Beſchränkung auf den Nachlaß wegfällt. 
(RG. II. Ziv Sen., U. v. 20. April 1937, 1 233/36.) 
(= RG. 154, 334.) 
* 

9. RG. — 88 271, 260, 261 HGB. Die bloße objektive 
Unrichtigkeit der auf Schätzung beruhenden Wertberichtigung 
genügt nicht zur Anfechtung eines Bilanzgenehmigungsbeſchluſ⸗ 
ſes der Gen Verſ. Die Unrichtigkeit muß auf abſichtlichem, will⸗ 
kürlichem oder kaufmänniſch nicht vertretbarem Verhalten der 
Verſammlungsmehrheit beruhen. 

Die Rev. wendet ſich gegen die Ausführungen, mit 
denen das BG. auch eine Anfechtbarkeit der Gen VerſBe⸗ 
ſchlüſſe wegen einer mit dem Geſetz nicht zu vereinbarenden 
Überbewertung des Anlagevermögens der Geſellſchaft verneint. 
Das BG. hat in erſter Linie erörtert, ob und inwieweit die 
vom Kl. in den Vordergrund geſtellte Behauptung zutreffe, 
es ſei in der Bilanz der Wert der Gebäude nicht in der in 
§ 261 Nr. 1 HGB. vorgeſchriebenen Weiſe durch ausreichende 
Abſchreibungen berichtigt worden. Es hat hierbei folgendes er⸗ 
wogen: 

Da nach $ 260 HGB. die Gen Verſ. darüber zu entſchei 
den habe, in welcher Höhe ein nach § 261 Nr. 1 HGB. zu 
berückſichtigender Wertverluſt zum Ausgleich zu bringen ſei, 
liege ein Verſtoß gegen geſetzliche Vorſchriften nicht ſchon 
dann vor, wenn ſie dabei von einer objektiv unrichtigen Wert⸗ 
minderung ausgehe. Denn ſie handle auch dann noch im 
Rahmen der geſetzlichen Bewertungsgrundſätze. Eine abwei⸗ 
chende Beurteilung ſei auch nach heutiger Rechtsauffaſſung 
nicht geboten. Es müſſe zu einer kaum tragbaren Rechts- 
unſicherheit führen, wenn jeder GenVerſBeſchluß um des⸗ 
willen ſolle angefochten werden können, weil in dieſem oder 
jenem Punkte zu wenig abgeſchrieben worden ſei. Um eine 
Anfechtung nach § 271 HGB. zu begründen, müſſe deshalb 
zu der objektiven Unrichtigkeit der Abſchreibung ein Umſtand 
hinzutreten, der eine Geſetzesverletzung ergebe. Ein ſolcher 
liege ohne weiteres vor, wenn die Mehrheit der Gen Verſ. 
bewußt und abſichtlich eine zu niedrige Abſchreibung be⸗ 
ſchließe. Hiervon abgeſehen könne eine ungenügende Wert⸗ 
berichtigung nur dann als mit der Vorſchrift des 8 261 Nr. 1 
HGB. nicht im Einklang ſtehend angeſehen werden, wenn 
ihre Unrichtigkeit auf der Hand liege und ſich als Ergebnis 
einer willkürlichen oder mit kaufmänniſchen Grundſätzen nicht 
zu vereinbarenden Schätzung darſtelle. 

Das BG. iſt mit Recht der Meinung, daß ſich dieſe 
Auffaſſung mit den in der Rſpr. des RG. entwickelten Grund⸗ 
ſätzen decke. Zu der Frage, ob eine von der Gen Verſ. ge⸗ 
nehmigte Bilanz angefochten werden könne, weil an An⸗ 
lagen und Betriebsgegenſtänden zu wenig abgeſchrieben wor⸗ 
den ſei, hat der erk. Sen. in RG. 72, 33 ausgeführt, daß 
der in früheren Entſch. des RG. vertretene Standpunkt, 
dem Aktionär ſtehe im Falle zu hoher Abſchreibungen ein 
Anfechtungsrecht nach § 271 HGB. nur bei argliſtigem Ver⸗ 
halten oder offenbarer Willkür zu, auch dann gelten müſſe, 
wenn die GenVerſ eine Bilanz mit zu geringen Abſchrei⸗ 
bungen genehmigt habe. Um zu verhindern, daß die Bilanz 
durch Einſetzung höherer als der wahren Werte Gläubiger 
und Aktionäre ſchädige und zur Täuſchung Dritter diene, 
ſtelle das Geſetz in den 88 261 Nr. 1 bis 3 und 40 HGB. 
(a. F.) beſtimmte Grundſätze über die höchſte Bewertung der 
in die Bilanz aufzunehmenden Vermögenswerte auf. Zu⸗ 
widerhandlungen gegen dieſe im öffentlichen Intereſſe ge⸗ 
gebenen Vorſchriften, über die ſich weder der Geſellſchafts⸗ 
vertrag noch der GenVerſBeſchluß hinwegſetzen könne, ſeien 
nichtig, ohne daß es einer Anfechtung nach § 271 HGB. be⸗ 
dürfe. Es ſei alſo, ſoweik' der für Anlagen und Betriebs- 
gegenſtände aufgeſtellte Bewertungsgrundſatz des § 261 Nr. 3 
„GB. in Betracht komme, zwingendes Recht, daß ihr An⸗ 
ſchaffungs⸗ oder Herſtellungspreis nicht ohne Berückſichti⸗ 
gung der Abnutzung in der Bilanz erſcheine. Weiter gehe 
aber das öffentliche Intereſſe, das dieſem Bewertungsgrund⸗ 


ſatz zwingenden Charakter aufpräge, nicht. Über den infolge 
der Abnutzung abzuſchreibenden Betrag, alſo über das Ver⸗ 
hältnis der durch die Abnutzung bewirkten Wertminderung 
zum Auſchaffungs⸗ oder Herſtellungspreis entſcheide die Gen⸗ 
Verſ., die gemäß 8 260 HGB. eine Abſchreibung nach dem 
Ermeſſen der Mehrheit vornehme, oder der Geſellſchaftsver⸗ 
trag, der das Maß der Abſchreibung etwa beſtimme. Ein Ver⸗ 
greifen in dieſer Schätzung ſei keine Verletzung der zwingen⸗ 
den Bewertungsgrundfätze des § 261 Nr. 3, ſondern eine in 
Anertennung dieſer Grundſätze vorgenommene tatſächlich zu 
hohe Bewertung. Denn die Berechnung der Abuutzung hänge 
von kaufmänniſcher Erfahrung und von den tatſächlichen 
Umſtänden ab. Habe die GenVerſ. eine Bilanz mit zu ge⸗ 
ringen Abſchreibungen genehmigt, fo verfahre ſie wirtſchaftlich 
unrichtig; ſie verletze aber keine Rechtsgrundſätze und kein 
Geſetz, wenn ſie das Verhältnis der Abnutzung zum Anſchaf— 
fungs- oder Herſtellungspreis unrichtig beurteile. Der Ak— 
tionär könne deshalb, wenn nicht die aus § 260 herzulei— 
tende alleinige Maßgeblichkeit der Schätzung der Mehrheit 
befeitigt werden ſolle, nicht mit der Behauptung gehört wer⸗ 
den, die von der GenVerſ. im geordneten Verfahren inner⸗ 
halb der Höchſtvorſchriften des 8 261 HGB. getroffene Be⸗ 
wertung ſei materiell unrichtig. Ebenſo wie bei einer den 
Dividendenanſpruch des Aktionärs beeinträchtigenden über⸗ 


mäßigen Abſchreibung ſei vielmehr auch in dem umgekehrten 


Falle zu geringer Abſchreibung eine Anfechtung gem. § 271 
HGB. nur zuzulaſſen, wenn eine Argliſt nachzuweiſen ſei 
oder wenn die Bilanz als eine willkürliche, nach kaufmän⸗ 
niſchen Grundſätzen offenbar irrtümliche erſcheine. An dieſer 
Rechtsauffaſſung hat der Senat auch weiterhin feſtgehalten 
(RGZ. 120, 28 = ZW. 1928, 1552; N63. 120, 363 JW. 
1928, 2852; RZ. 131, 141 = ZW. 1931, 297617; JW 
1936, 9198). Von ihr abzugehen, bietet die Abänderung der 
geſetzlichen Bewertungsvorſchriften durch die Aktienrechts⸗ 
novelle v. 19. Sept. 1931, insbeſ. die des § 261 HGB., 
keinen Anlaß. Nach § 261 Nr. 1 HGB. n. F. ſind bei An⸗ 
lagen, die zu den Anſchaffungs- oder Herſtellungskoſten an⸗ 
geſetzt werden, Wertminderungen nicht nur, wie bisher, im 
Umfange eines der Abuntzung gleichkommenden Betrags zu 
berückſichtigen, ſondern es muß der Anteil an dem etwaigen 
Wertverluſt ausgeglichen werden, der ſich bei ſeiner Ver⸗ 
teilung auf die mutmaßliche Geſamtdauer der Verwendung 
oder Nutzung für den einzelnen, Bilanzabſchnitt ergibt. Es 
iſt alſo die erforderliche Wertberichtignng nicht nur nach dem 
körperlichen Verbrauch des zu bewertenden Gegenſtandes, fei- 
ner techniſchen Abnutzung, ſondern nach ſeiner wirtſchaft⸗ 
lichen Lebensdauer zu bemeſſen. Das ändert nichts darau, 
daß auch die Höhe der hiernach zu berichtigenden Wertntin- 
derung nur durch Schätzung ermittelt werden kann. Hängt die 
wirtſchaftliche Nutzungsdauer eines Anlagewerts von Ein⸗ 
flüſſen ab, deren Eintritt oder Wirkung unſicher iſt und nur 
mutmaßlich beurteilt werden kann, ſo hält ſich die Gen Verf. 
im Rahmen der ihr obliegenden geſetzlichen Aufgaben, wenn 
ſie auf Grund vernünftiger wirtſchaftlicher Erwägungen eine 
Wertberichtigung für geboten und ausreichend erachtet, die 
nach den tatſächlichen Umſtänden kaufmänniſch vertretbar 
iſt, mag ſie ſich auch der Sache nach als ungenügend erweiſen. 
Der Rev. kann nicht gefolgt werden, wenn ſie glaubt, es 
müſſe nach heutigem Recht der Gen Verſ. eine hierüber hin⸗ 
ausgehende Verantwortung dahin auferlegt werden, daß ihre 
Eutſchließung objektiv das Richtige treffe. Auch der Grund— 
ſatz der Bilanzwahrheit und Bilanzklarheit, dem die Aktien- 
rechtsnovelle zu verſtärkter Geltung verhelfen will, findet 
ſeine Grenzen dort, wo eine Bewertung nicht anders als 
durch Betätigung freien Ermeſſens innerhalb eines durch 
die Art und Verwendungsweiſe des zu bewertenden Gegen⸗ 
ſtandes gegebenen, vom Geſetz zugelaſſenen Spielraums vor⸗ 
genommen werden kann. Von einer Verletzung der geſetzlichen 
Bewertungsvorſchriften könnte erſt dann die Rede ſein, wenn 
die GenVerſ. zu einer Überbewertung des Aktivvermögens ge⸗ 
langt wäre, weil fie von einer Schätzung des zu berichtigen⸗ 
den Wertverluſtes überhaupt abgeſehen hat. Dann wäre ihre 
Eutſchließung willkürlich und nicht geeignet, die vom Geſetz 
geforderte Erhaltung des Grundkapitals durch Verſagung 
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jeglicher Gewinnausſchüttung auf Koſten des Geſellſchaftsver⸗ 
mögens zu gewährleiſten. In gleicher Weiſe verſtieße die 
Gen Verſ. gegen das Geſetz, wenn fie ſich zwar einer Schätzung 
unterzogen, hierbei aber die Gepflogenheiten geſunder kauf⸗ 
männiſcher übung dermaßen außer acht gelaſſen hätte, daß 
aus dieſem Grunde von einer dem Sinne des Geſetzes ge- 
mäßen Wertermittlung nicht mehr geſprochen werden könnte. 
In beiden Fällen, aber auch nur dann, wäre ein Sachver⸗ 
halt gegeben, der eine Anfechtung der Bilanzgenehmigung 
wegen zu hoher Bewertung des Aktivvermögens zuließe. 
(RG., II. Ziv Sen., U. v. 4. Juni 1937, II 181/36.) [K.] 
* 

10. RG. — 8308 HGB. 

1. Hat eine Kapitalgeſellſchaft nach dem Umwandlungs⸗ 
geſetz die übertragung ihres Vermögens auf den Hauptgeſell⸗ 
ſchafter beſchloſſen und iſt die Umwandlung im Handelsregiſter 
eingetragen worden, jo iſt ein gegen die Kapitalgeſellſchaft au⸗ 
hängiger aktienrechtlicher Anfechtungsprozeß gegen den Haupt⸗ 
geſellſchafter als Geſamtrechtsnachfolger in entſprechender An⸗ 
wendung des § 308 HGB. weiterzuführen. 

2. Die Befugnis der Aktionäre zur Aufechtung von Gene⸗ 
ralperſammlungsbeſchlüſſen der durch die Umwandlung erloſche⸗ 
nen Aktiengeſellſchaft beſteht nur inſoweit weiter, als es ſich 
um Beſchlüſſe handelt, die au ſich geeignet find, den Anſpruch 
der Minderheitsaktionäre gegen den Hauptgeſellſchafter auf an⸗ 
gemeſſene Abfindung unter Berückſichtigung des Wertes ihrer 
Aktien zu beeinträchtigen. 


F 3. Ablehnende Generalverſammlungsbeſchlüſſe können nach 
Übertragung des Vermögens von dem Hauptgeſellſchafter nicht 
mehr angefochten werden. +) 

1. 


Die Kl. war früher die H.-Geſellſchaft des „J.“ Kon⸗ 
Re und beſaß bis November 1931 die Mehrheit der Aktien 
ub zu dem Konzern gehörigen Verſicherungsgeſellſchaften, 
Rn mlich der J. ©. Allgemeine und der J. G. Leben. In den 
Verwaltungen der drei Geſellſchaften beſtand eine weit⸗ 
gehende Perſonengleichheit. Aus verſchiedenen Geſchäften war 
gegen Ende 1931 die Kl. der J. G. Allgemeinen und der 
15 G. Leben mehrere Millionen Reichsmark ſchuldig gewor⸗ 
Ver Außerdem beſtanden für eine andere Geſellſchaft noch 
findlſich tungen auf Volleinzahlung der in ihrem Beſitz be— 
Cee et Aktien der J. G. Allgemeinen und der J. G. 
5 en dieſen gegenüber, und zwar in Höhe von insgeſamt 
1 0 2,5 Millionen Reichsmark. Zur Sicherheit für dieſe 
volddahlungspflichten hatte die Kl. der J. G. Allgemeinen 
5 ‚einbegahite Aktien der J. G. Leben im Nennwert von 
8 53 000 AM in ein Sperrdepot bei der Dibank mit der 
Ane gegeben, daß darüber nur mit Zuſtimmung des 
N ufſAPrivVerſ. verfügt werden duͤrfe. Weiter hatte die Kl. 
Ritt; Sicerſtellung der ihr gewährten Kredite der J. G. Leben 

tien der J. G. Allgemeinen von nennwertlich 4401 500 AM 
908 der J. G. Allgemeinen Aktien der J. G. Leben im 
i von 763000 AM zur Verfügung geſtellt. Im 
cov. 1931 entſtanden innerhalb der Verwaltung der drei Ge⸗ 
ſellſchaften Unſtimmigkeiten wegen einer Reihe von Geſchäf⸗ 
1 welche die J. G. Allgemeine und die J. G. Leben auf 
5 eranlaſſung des Generaldirektors K. der Kl. getätigt hatten. 
inter Billigung des RAuffAPrivVerſ., das von Vorſtands⸗ 
mitgliedern der drei Geſellſchaften über die Geſchäftsvorfälle 
5 worden war, kam es ſchließlich zur wirtſchaft⸗ 
15 0 Treunung der J. (6. Leben und der J. G. Allgemeinen 
von der Kl. Im Zug dieſer Trennung erwarben die J. G. 
Leben und die J. G. Allgemeine die wechſelſeitige Aktien⸗ 
mehrheit. Im Jahr 1930 beſaß die J. G. Leben 32,13% 
895 Grundkapitals der J. G. Allgemeinen. Sie erwarb aus 
gent Veſitz der Kl. dazuhin in einer Verſteigerung vom 
„tar 1932 weitere 1800 und gemäß des Generalvergleichs 
vom 11./14. Juni 1932 fernere 44,57%, ſo daß ſich ſchließ⸗ 
lich ihr Geſamtbeſitz auf 94,70% des Aktienkapitals der 
. G. Allgemeinen belief. Die J. G. Allgemeine hatte ihrer- 
ſeits i. J. 1930 9,99% der Aktien der J. G. Leben im Be- 
lis; hierzu erwarb fie aus dem Beſitz der Kl. in der Ver⸗ 
ſteigerung vom Mai 1932 weitere 63,45%, in der Ver⸗ 
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ſteigerung vom Juni 1932 nochmals 6,25% und auf Grund 
des ſchon erwähnten Generalvergleichs vom ſelben Monat 
14,92%, fo daß fie ſchließlich über 94,61% des Grund⸗ 
kapitals der J. G. Leben verfügte. 

Am 24. Juni 1935 fand nun die ordentliche GenVerſ. 
der J. G. Leben für das Geſchäftsjahr 1934 ſtatt. Von dem 
Aktienkapital von 4000000 AM waren 3 963 500 RM durch 
34 Aktionäre mit 7927 Stimmen vertreten, darunter die Kl. 
mit einer Aktie zu 500 RM und einer Stimme; fie vertrat 
außerdem noch weitere Geſellſchaften, deren Stimmführer der 
Generaldirektor K. war. Neben einer Anzahl von Klein⸗ 
aktionären war ferner die J. G. Allgemeine mit 6800 Aktien 
zu je 500 N und zuſammen 6800 Stimmen ſowie die 
J. G. Lebensverſicherungsgeſellſchaft auf Gegenſeitigkeit in Ber⸗ 
lin mit 765 Aktien zu je 500% und 765 Stimmen vertreten. 
Die 6800 Stimmen der J. G. Allgemeinen wurden von dem 
Geh. IR. 9. geführt, der auf Anregung des RAuffAPrivVerſ. 
zum Treuhänder für die Stimmrechtsausübung beſtellt wor⸗ 
den war. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung beantragte General- 
direktor K. namens der Kl. unter Bezugnahme auf 8 226 
HGB., zu beſchließen, daß die Aktien der J. G. Allgemeinen 
nicht mitſtimmen dürften. Dieſer Antrag wurde bei Stimm⸗ 
enthaltung des Aktionärs K. mit allen übrigen Stimmen 
gegen die der Kl. und zwei anderer Geſellſchaften abgelehnt. 
Daraufhin beantragte K. namens der Kl. wiederum unter 
Hinweis auf 8 226 HGB., zu beſchließen, daß der Treu⸗ 
händer H., der als ſolcher nicht mehr Rechte habe, als die 
Geſellſchaft, deren Aktienbeſitz er vertrete, mit den der J. © 
Allgemeinen gehörigen Aktien nicht mitſtimmen dürfe. Auch 
dieſer Antrag verfiel mit der gleichen Stimmverteilung wie 
der erſte Antrag der Ablehnung. Zu Punkt 4 der Tagesord⸗ 
nung: „Ermächtigung des Vorſtandes zur Übertragung des 
Verſicherungsbeſtandes auf einen Verſicherungsverein auf 
Gegenſeitigkeit“ ſtellte K. namens der Kl. den Antrag, zu 
beſchließen, die Arbeitsfront zu bitten, eine Stelle zu be⸗ 
ſtimmen, welche den Übernahmepreis für den Verſicherungs⸗ 
beſtand feſtzuſetzen habe. Auch dieſer Antrag wurde mit dem⸗ 
ſelben Stimmverhältnis wie die früheren Anträge abgelehnt, 
dagegen der auf der Tagesordnung ſtehende Antrag gleicher⸗ 
weiſe angenommen. Zu Punkt 5 der Tagesordnung: Auf⸗ 
ſichtsratswahlen wurden mit demſelben Stimmverhältnis die 
ausſcheidenden Aufſichtsratsmitglieder wiedergewählt und die 
Wahl der Aufſichtsratsmitglieder G. und Sch. beſtätigt. Der 
Antrag des Stimmführers der Kl., andere von ihr benannte 
Perſonen in den Aufſichtsrat zu wählen, wurde gegen die 
Stimme der Kl. ſowie zwei weitere Geſellſchaften und des 
Aktionärs K. abgelehnt. Gegen die vorſtehend aufgeführten 
Beſchlüſſe, mit Ausnahme der zu Punkt 5 der Tagesordnung 
gefaßten, haben die Kl. und zwei andere Geſellſchaften Wider⸗ 
ſpruch zu Protokoll erklärt. Die Kl. behauptet, dies ſei auch 
bezüglich der letztgenamiten Beſchlüſſe geſchehen, obwohl ein 
ſolcher Widerſpruch in dem GenVerſ.⸗Protokoll zu Unrecht 
nicht beurkundet worden ſei. 

Die Kl. hat in der Folge gegen die J. G. Leben die 
Anfechtungsklage aus $ 271 HGB. erhoben mit dem An⸗ 
trag, die auf Ablehnung lautenden Beſchlüſſe der Gen Verſ. 
v. 24. Juni 1935 zu den Anträgen, welche die Kl. zur Ge⸗ 
ſchäftsordnung gemäß den Anlagen 3 und 4 des Gen Verſ.⸗ 
Protokolls geſtellt habe, ſowie die Beſchlüſſe zu Punkt 4 
und 5 der Tagesordnung betreffend die Übertragung des Ver⸗ 
ſicherungsbeſtandes und die Wahl der Aufſichtsratsmitglieder 
für nichtig zu erklären. Sie hat zur Begründung u. a. gel⸗ 
tend gemacht: Die J. G. Allgemeine und die J. G. Leben 
hätten eine wirtſchaftliche Einheit gebildet und ſich gegen⸗ 
ſeitig beherrſcht; deshalb habe nach $ 226 HGB. die J. G. 
Allgemeine nicht mitabſtimmen dürfen. Das gleiche gelte für 
den Treuhänder der Verſicherungsgeſellſchaften, der über⸗ 
dies auch nach 8 252 Abſ. 3 HGB. nicht ſtimmberechtigt ge⸗ 
weſen ſei. Bei der Beſchlußfaſſung zu Punkt 4 der Tages⸗ 
ordnung (Ermächtigung des Vorſtands zur Übertragung des 
Verſicherungsbeſtandes auf einen Verſicherungsverein auf 
Gegenſeitigkeit) hätlen nach § 252 Abſ. 3 HGB. die neu 
gegründete Iduna⸗Germania-Lebensverſicherungsgeſellſchaft 
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a. G. und die J. G. Allgemeine nicht mitſtimmen dürfen; 
denn der Beſchluß habe die Vornahme von Rechtsgeſchäften 
mit beiden Geſellſchaften betroffen, weil der Verſicherungs⸗ 
beſtand auf die erſtgenannte Geſellſchaft habe übertragen 
werden ſollen und dieſer die J. G. Allgemeine hierzu die 
Geldmittel zur Verfügung geſtellt habe. Die J. G. All- 
gemeine ſei auch gar nicht Eigentümerin der Aktien geweſen, 
mit denen für fie in der GenVerſ. geſtimmt worden ſei. 
Die J. G. Allgemeine und die J. G. Leben hätten der Kl. 
faſt ihr ganzes Vermögen widerrechtlich weggenommen. Die 
Rechtsgeſchäfte, durch welche die J. G. Allgemeine den Be⸗ 
ſitz der Kl. an Aktien der J. G. Leben an ſich gebracht habe, 
feien geſetz⸗ und ſittenwidrig und deshalb nichtig; es handle 
ſich um unlautere, ſittenwidrige Machenſchaften von Vor⸗ 
ſtandsmitgliedern der J. G. Leben und der J. G. Allgemeinen 
mit früheren Vorſtandsmitgliedern der Kl. 

Die beklagte J. G. Leben hat Klageabweiſung beantragt. 

Das LG. hat die Klage abgewieſen. Die Kl. hat Ber. 
eingelegt. Das RG. hat die Ber. der Kl. zurückgewieſen. 

Die Rev. wurde zurückgewieſen. 

1. Zutreffend geht das KG. davon aus, daß die ur⸗ 
ſprünglich verklagte J. G. Leben mit der am 30. Dez. 1935 
erfolgten Eintragung ihrer Umwandlung in das Handels⸗ 
regiſter durch Übertragung ihres Vermögens auf den Haupt⸗ 
geſellſchafter, d. h. die J. G. Allgemeine, gemäß Art. 2 
86 Abſ. 2 und Art. 5 § 11 der 1. DurchfVO. zum Um⸗ 
wandlG. v. 14. Dez. 1934 (RGBl. I, 1262) ſowie Art. 2 
8 2 der 2. DurchfVoO. zu dieſem Geſetz v. 17. Mai 1935 
(RG Bl. I, 721) i. Verb. m. § 8 vgl. mit 88 2ff. Umwandlö. 
v. 5. Juli 1934 (RG Bl. I, 569) nicht bloß aufgelöſt, ſondern 
auch untergegangen iſt. Ihre Firma iſt erloſchen, ihr Ver⸗ 
mögen mitſamt den Schulden ohne Liquidation im Wege der 
Geſamtrechtsnachfolge auf die J. G. Allgemeine überge⸗ 
gangen, und zwar mit der rechtsbegründend wirkenden Ein⸗ 
tragung der Umwandlung im Handelsregiſter. Die Rechts⸗ 
gültigkeit der Umwandlung iſt nicht bemängelt, insbeſ. nicht 
in der Richtung, daß ſie mit einem abſoluten Nichtigkeits⸗ 
grund behaftet wäre. Hiernach iſt der weiteren rechtlichen 
Beurteilung zugrunde zu legen, daß die zunächſt beklagte 
J. G. Leben als Aktiengeſellſchaft und als Rechtsträgerin 
überhaupt endgültig zu beſtehen aufgehört hat. Dieſer ihr 
Untergang als Rechtsperſönlichkeit ift, wie der Vorderrichter 
zutreffend hervorhebt, eingetreten, nachdem der gegenwärtige 
Prozeß in der VBerInft. erwachſen und in dieſem Rechtszug 
ſchon die beklagte J. G. Leben durch einen Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten vertreten war. In dem UnmandlG. und den 
hierzu erlaſſenen Durchf VO. fehlen Vorſchriften über das 
Schickſal der für und gegen die umgewandelte Geſellſchaft 
anhängigen Rechtsſtreitigkeiten im allgemeinen und von An⸗ 
fechtungsprozeſſen gegen GenVerſ.⸗Beſchlüſſe der umgewan⸗ 
delten Geſellſchaft im beſonderen. Im Schrifttum iſt jedoch 
überwiegend die Anſicht vertreten, daß inſoweit prozeßrecht⸗ 
lich mit dem Zeitpunkt des Wirkſamwerdens der Umwandlung 
die Vorſchriften der 88 239 ff. ZPO. zur entſprechenden 
Anwendung zu kommen haben (j. a. Qu aſſo w 3 ki: DNotz. 
1934, 562 unter e a. E.; Böttcher⸗Meilicke, „Um⸗ 
wandlung und Auflöſung von Kapitalgeſellſchaften“, Anm. II 
5 zu § 4 Ummandl®.; desgleichen Criſolli⸗Groſchuff, 
„Umwandlung und Löſchung von Kapitalgeſellſchaften“, Anm. 
7 zu 8 4 Ummandl®.). Dem iſt beizutreten. Prozeßr echt⸗ 
lich müſſen die Vorſchriften der 88 239 ff. ZPO. auch für 
Anfechtungsprozeſſe gelten. Dann greift aber auch § 246 
3PO. ein mit dem Ergebnis, daß hier, wie das KG. wie⸗ 
derum mit Recht hervorhebt, das Verfahren nicht unter⸗ 
brochen worden iſt, weil im Zeitpunkt des Wirkſamwerdens 
der Umwandlung die dadurch untergegangene J. G. Leben 
im zweiten Rechtszug durch einen Prozeßbevollmächtigten 
vertreten geweſen iſt. Nie J. G. Allgemeine iſt fo die Ge⸗ 
ſamtrechtsnachfolgerin der J. G. Leben geworden. Die J. G. 
Allgemeine und nur ſie iſt nunmehr auch die richtige Bekl. 
im Anfechtungsprozeß. 8 308 HGB. ſchreibt dies für die 
Klage auf Anfechtung des — die Übertragung des Vermögens 
bei Vollverſchmelzung oder Einverleibung — betreffenden 
Beſchluſſes ausdrücklich vor. Der dieſer Vorſchrift zugrunde 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 
liegende Rechtsgedanke muß auch für einen Fall der jetzt 
vorl. Art, ſoweit die prozefinale Geſtaltung der Verhältniſſe 
in Frage kommt, entſprechende Anwendung finden. Endlich 
betont das KG. mit Recht, daß in dem nun gegen die J. G. 
Allgemeine weiterlaufenden Rechtsſtreit hinſichtlich ihrer ge⸗ 
ſetzlichen Vertretung nicht mehr die Sonderbeſtimmung des 
§ 272 Abſ. 1 HGB., ſondern die allgemeine Regel des 8 231 
daſ. — Vertretung durch den Vorſtand — gilt, da nicht 
GenVerſ.⸗Beſchlüſſe der bekl. J. G. Allgemeinen angegriffen 
ſind. Nach all dieſen Richtungen ſind auch Reviſionsangriffe 
nicht erhoben. 

2. Das BG. hat ſodann weiter geprüft, welchen Ein⸗ 
fluß ſachlich-rechtlich die Umwandlung der J. G. Leben 
auf das Anfechtungsrecht der Kl. gehabt hat. Es iſt der Mei⸗ 
nung, daß mit der und durch die Umwandlung der J. G. 
Leben die Anfechtungsbefugnis der Kl. erloſchen und deshalb 
die Klage ohne weiteres abzuweiſen ſei, zumal die angegrif- 
fenen GenVerſ.⸗Beſchlüſſe jedenfalls nicht mit einem unheil⸗ 
baren Mangel behaftet ſeien. Dieſer letzten Erwägung iſt ohne 
weiteres beizutreten. Die angegriffenen Beſchlüſſe ſind ihrem 
Inhalt nach an und für ſich betrachtet ſittlich durchaus „ins 
different“. Eine Sittenwidrigkeit könnte nur aus der Art und 
Weiſe ihres Zuſtandekommens und den mit ihnen von der 
Mehrheit etwa verfolgten Zielen und Zwecken hergeleitet 
werden. Nach der ſtändigen Rſpr. des erk. Sen. würden 
Sittenverſtöße dieſer Art nicht zur abſoluten Nichtigkeit der 
davon betroffenen Beſchlüſſe, ſondern nur zur Anfechtbarkeit 
nach 8 271 HGB. führen. Auch die ſonſt behaupteten Be⸗ 
ſchlußmängel, Verſtöße gegen Stimmrechtsverbote des 8 252 
Abſ. 3 und 8226 Abf. 5 HGB., ferner angebliches Mit⸗ 
ſtimmen von Nichtaktionären, find nur Anfechtungs⸗, nicht 
abſolute Nichtigkeitsgründe. Die Nichtigkeitsfeſtſtellungsklage 
könnte deshalb von vornherein keinen Erfolg haben. Inſo⸗ 
weit ſind von der Rev. auch beſondere Angriffe nicht erhoben. 
Im übrigen hat das BG. zur Begründung feines Stand⸗ 
punkts, daß die Kl. ihres Aufechtungsrechts durch die Um⸗ 
wandlung der J. G. Leben verluſtig gegangen ſei, des 
näheren ausgeführt, daß dieſes Recht auf der Mitgliedſchaft 
bei der J. G. Leben beruht habe; mit deren Erlöſchen ſei 
daher auch das Geſellſchaftsrecht der Kl. erloſchen. In dieſem 
Zuſammenhang weiſt das KGG. auf das Urteil des erk. Sen. 
v. 7. Jan. 1929, II 605/28: JW. 1929, 294618 und auf 
88 5 und 6 Abſ. 2 der 1. DurchfVO. zum Ummwandl®. hin, 
wonach der Kl. gegen die J. G. Allgemeine lediglich noch ein 
Anſpruch auf angemeſſene Abfindung unter Berückſichtigung 
des Werts ihrer Aktien zuſteht. Die Aktien verbrieften, ſo 
fährt das KG. fort, nicht mehr ein Mitgliedſchaftsrecht, ſon⸗ 
dern bloß ein Forderungsrecht gegenüber dem Geſamtrechts⸗ 
nachfolger der J. G. Leben. Damit habe die Anfechtungs- 
befugnis der Kl. ihre rechtliche Grundlage verloren, nach⸗ 
dem die Friſt zur Anfechtung des Umwandlungsbeſchluſſes 
ungenützt verſtrichen ſei und Tatſachen, die eine abſolute 
Nichtigkeit der Umwandlung nach ſich ziehen würden, nicht 
dargetan ſeien. Das zu § 308 HGB. ergangene Urteil des 
erk. Sen. v. 11. Jan. 1927, II 178/26: RG 3. 115, 378 ff. 
— JW. 1927, 1348 ſtehe dieſer Rechtsauffaſſung nicht ent⸗ 
gegen. Denn in dem damaligen Fall ſei gegen die früheren 
GenVerſ.⸗Beſchlüſſe die Nichtigkeitsfeſtſtellungsklage erhoben 
und zugleich auch der Beſchluß auf Genehmigung des Ver⸗ 
ſchmelzungsvertrags angefochten geweſen, während es ſich hier 
lediglich noch um eine Anfechtungsklage gegen der Umwand⸗ 
lung vorausgegangene GenVerſ.-Beſchlüſſe der untergegan⸗ 
genen J. G. Leben handele, der Umwandlungsbeſchluß ſelbſt 
aber nicht angegriffen worden ſei. 

Gegenüber dieſem erſten rechtlich felbftändigen Entſchei⸗ 
dungsgrund rügt die Rev. Verletzung des 8 271 HGB. und 
des § 5 der 1. DurchfVO. zum Umwandl®. Sie macht gel⸗ 
tend, durch die mit der Eintragung des Umwandlungsbeſchluſ⸗ 
ſes im Handelsregiſter eingetretene Auflöſung der J 
Leben habe das Aufechtungsrecht der Kl. keineswegs ſeine 
rechtliche Grundlage verloren. Als der Anfechtungsprozeß 
rechtshängig geworden ſei, habe die J. G. Leben noch be⸗ 
ſtanden. Die Kl. ſei als Aktionärin berechtigt geweſen, die 
im Widerſpruch zu Geſetz und Satzung ergangenen GenVerſ.⸗ 
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Beſchlüſſe mit der Anfechtungsklage zu bekämpfen. Habe ſie 
einmal eine ſolche Klage erhoben, fo könne fte ihren gericht⸗ 
lichen Widerſpruch verfolgen ohne Rückſicht darauf, welches 
Schictſal die Gefelticaft im Laufe des Prozeſſes erleibe. Die 
in der GenVerſ. gefaßten Beſchlüſſe lägen vor und könnten 
nur mit der Anfechtungsklage aus der Welt geſchafft werden, 
wenn ſie nicht ſchlechthin unheilbar nichtig ſeien. Schon die 
Exiſtenz der Beſchlüſſe rechtfertige die Zulaſſigkeit der Klage. 
Sie könne nicht von der Fortdauer der Mitgliedſchaft ab ⸗ 
hängig ſein. Die Minderheitsaktionäre der J. G. Leben 
müßten ſich mit dem Hauptgeſellſchafter auseinanderſetzen. 
Für dieſe Auseinanderſetzung könne es aber von entſcheiden⸗ 
der Bedeutung fein, daß GenVerſ.⸗Beſchlüſſe der umgewan⸗ 
delten Geſellſchaft vom Gericht für ungeſetzlich oder ſatzungs⸗ 
widrig erklärt würden. Zur Stütze dieſes Rechtsſtandpunktes 
hat die Rev. weiter eine Ausfertigung des in einer Handels- 
regiſterſache ergangenen Beſchluſſes des 1. Ziv Sen. des KG. 
v. 3. Dez. 1936 zu 1 W 265/36: JW. 1936, 3202 “ vor⸗ 
gelegt, in welchem zu der ſtreitigen Rechtsfrage ebenfalls 
Stellung genommen wird. Det 1. ZivSen. des KG. geht 
1 dieſem Beſchluß davon aus, daß grundſätzlich die Anfech⸗ 
fn des 8 271 HGB. nur den Aktionären — und 
loch tft, unter Umſtänden dem Vorſtand und Auf⸗ 
in er der Geſellſchaft bzw. Mitgliedern dieſer Organe — 
ie das Recht zu ihrer Erhebung und — wie 
Veräußer einzuſchalten iſt — auch ihrer Weiterführung durch 
An Be Aktien erliſcht, daß ferner grundſätzlich die 
deten ir age gegen die Aktiengeſellſchaft zu richten iſt, 
daß dieſe 1 den anzufechtenden Beſchluß gefaßt hat, und 
. eſellſchaft hier infolge ihres mit der Eintragung 
ga bl) im Handelsregiſter eingetretenen Unter⸗ 
J. Sen 75 mehr beſteht. Man würde aber, fo fährt der 
geſchaff es N. fort, der beſonderen durch die Umwandlung 
eher HR Rechtslage nicht gerecht werden, wenn daraus 
fell chf würde, daß die Aktionäre der umgewandelten Ge⸗ 
Geſescsc mit dem Verſchwinden dieſer und dem Verluſt ihrer 
Fed ſchaftereigenſchaft ſchlechthin auch das Recht zur An⸗ 
Daß 5e früherer Beſchlüſſe der Gen Verſ. eingebüßt hätten. 
er em nicht ſo ſein könne, ergebe ſich aus folgenden Er⸗ 
e Ze der Hauptgeſellſchafter, d. h. derjenige, der 
Nea lit /10 des Aktienkapitals beſitze, die Geſellſchaft 
15 ertragung des Vermögens auf ihn umwandeln, ſo 
f Be dies die übrigen Geſellſchafter durch ihren Wider⸗ 
5 ) allerdings nicht hindern. Sie hätten aber nach § 6 
8 95 5 1. DurchfVO. zum Umwandlch verglichen mit 
ar af. Anſpruch auf eine angemeſſene Entſchädigung unter 
erückſichtigung des Werts ihrer Aktien. Sie ſollten alſo im 
wirtſchaftlichen Ergebnis keinesfalls benachteiligt werden. Es 
15 aber ſehr wohl möglich, daß der Wert der Aktien durch 
e früherer geſetzes⸗ oder ſatzungswidriger Gen⸗ 
erſ.⸗Beſchlüſſe erheblich gemindert werde. Wollte man ſol⸗ 
ar den bisherigen Aktionären von der Eintragung der 
Imwandlung ab das Anfechtungsrecht verſagen, ſo würde 
man ihnen damit entgegen dem Grundgedanken des 85 
15 1 der 1. Durchf VO. zum UmwandlG. den wirtſchaft⸗ 
ichen Wert ihrer Aktien teilweiſe entziehen. Das könne nicht 
die Abſicht des Geſetzgebers geweſen ſein. Vielmehr müſſe 
angenommen werden, daß die bisherigen Aktionäre inſoweit 
155 Anfechtungsrecht behalten ſollten, als es dazu dienen 
önne, Gen Verſ.⸗Beſchlüſſe zu befeitigen, welche den für die 
Bemeſſung der Abfindung maßgebenden Wert der Aktien zu 
mindern geeignet ſeien. Die Anfechtungsklage müſſe alsdann, 
wie dies im Fall der Anfechtung von Fuſionsbeſchlüſſen 
$ 308 HGB. vorſehe, gegen den Rechtsnachfolger der Geſell⸗ 
ſchaft, d. h. den bisherigen Hauptgeſellſchafter, gerichtet wer⸗ 
den, gleichviel ob dies eine Aktiengeſellſchaft oder eine andere 
juriſtiſche oder eine natürliche Perſon ſei. 

Bei der Entſch. der hier ſtreitigen Rechtsfrage iſt der 
Rechtsauffaſſung des 1. ZivSen. des KG. der Vorzug zu 
geben. Vorab iſt hervorzuheben, daß durch die Umwandlung 
die urſprünglich beklagte J. G. Leben nicht bloß aufgelöſt, 
ſondern als Rechtsträgerin überhaupt ein für allemal unter⸗ 
gegangen iſt. Soweit die Rev, etwa anderer Meinung ſein 
ſollte, wäre dies rechtsirrig. Entſcheidend kann ſodann nicht 
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fein, daß die Geſamtrechtsnachfolgerin hier nach der Um⸗ 
wandlung wiederum eine Aktiengeſellſchaft, nämlich die J. G. 
Allgemeine, geworden iſt. Das iſt eine Zufälligkeit; rechts⸗ 
grundſätzlich hätte es ebenſogut eine naturliche Perſon oder 
eine Perſonalgeſellſchafſt oder irgendeine andere juriſtiſche 
Perſon ſein können. Auch dies hat der 1. ZivSen. des KG. 
zutreffend betont. Es fragt ſich alſo zunöchſt, ob dem Um⸗ 
ſtand allein, daß Geſamtrechtsnachfolger bei einer Umwand⸗ 
lung der hier vorl. Art Rechtsträger der verſchiedenſten Art 
ſein können, entſcheidende Bedeutung beizumeſſen iſt. Dies 
iſt mit dem 1. ZivSen. des KG. zu verneinen. Gewiß iſt die 
Aufechtungsklage eine Einrichtung des Aktienrechts, auf dieſes 
zugeſchnitten und entſprechend den beſonderen Bedürfniſſen 
dieſer Geſellſchaftsform ausgeſtaltet. Immerhin findet ſie ſich 
z. B. kraft Geſetzes in entſprechender Ausgeſtaltung auch im 
Recht der eingetragenen Genoſſenſchaften (§ 51 Gen®.); Te 
iſt ferner durch die Rſpr. auch für die Rechtsform der 
Gmbch. in entſprechend abgewandelter Form anerkannt. Ganz 
abgeſehen davon ergibt ſich aber aus § 308 HÖR. mittel⸗ 
bar, daß das Anfechtungsrecht nicht unter allen Umſtänden 
als Paſſivbeteiligten eine Aktiengeſellſchaft vorausſetzt, ſon⸗ 
dern jedenfalls in dem daſelbſt geregelten Sonderfall — 
Anfechtung des den Vermögensübergang betreffenden Be⸗ 
ſchluſſes der GenVerſ. — auch dann fortbeſteht, wenn auf 
der Gegenseite nicht mehr eme Aktiengeſellſchaft, ſondern, 
wie z. B. in den Fällen des § 304 HGB., das Reich, ein 
Land oder ein inländiſcher Kommunalverband ſteht. Es iſt 
alſo für den Fortbeſtand der Anfechtungsbeſugnis nicht 
ſchlechthin erforderlich, daß der Anfechtungsgegner wiederum 
eine Aktiengeſellſchaft iſt. Dieſer Rechtsgedanle muß aber, 
obwohl 8 308 HGB. eine Ausnahmevorſchrift darſtellt, ent · 
ſprechend gelten auch für die Umwandlung einer Aktien 
geſellſchaft durch übergang ihres Vermögens auf den bis⸗ 
herigen Hauptgeſellſchafter, weil die Rechtslage infofern der 
im Fall der Einverleibung und Vollverſchmelzung nach 
88 304, 308 HGB. eintretenden ähnelt. Damit iſt aller 
dings die Streitfrage noch nicht entſchieden. Das Anfech- 
tungsrecht der 88 271 fl. Hes. iſt ein Ausfluß des geſell⸗ 
ſchafterlichen Mitgliedſchaftsrechts und grundſätzlich an deſſen 
Beſtand und Fortbeſtand geknüpft. Es geht mit und durch 
die übertragung des Aktienrechts verloren mit der Folge. 
daß, wenn ein anfechtender Aktionär während der Dauer des 
Anfechtungsprozeſſes ſeine ſämtlichen Aktien, mit denen er in 
der GenVerſ., deren Beſchlüſſe von ihm angefochten ſind, 
aufgetreten iſt, überträgt, damit auch des Anfechtungsrechts 
verkuſtig geht. Solchenſalls muß alsdann die Anfechtungs⸗ 
klage abgewieſen werden (ſ. a. Rö. 66, 135 ff. — JW. 
1907, 490 und Hueck, „Anfechtbarkeit und Nichtigkeit von 
GenVerſ.⸗Beſchlüſſen bei Aktiengeſellſchaften“ S. 137, 138 
mit weiteren Nachweiſen). Nun iſt im vorl. Fall die Kl. 
zweifellos ihres Aktienrechts ebenfalls endgültig verluſtig 
gegangen. Denn die J. G. Leben, deren Aktionärin die Kl. 
war, iſt wie dargelegt mit der Eintragung der Umwandlung 
im Handelsregiſter endgültig untergegangen. Damit ſind 
untergegangen auch die geſellſchafterlichen Mitgliedſchafts⸗ 
rechte der Kl., deren Ausfluß das Anfechtungsrecht iſt. Es 
kommt ferner in Betracht, daß anders als in den Fällen der 
88 304, 305, 308 HGB. die Kl. gem. § 6 Abſ. 2 verglichen 
mit § 5 der 1. DurchfVO. v. 14. Dez. 1934 und Art. 2 
8 2 der 2. DurchfVO. v. 17. Mai 1935 rechtlich nicht in 
der Lage war, die Umwandlung durch ihren Widerſpruch zu 
hindern, ſofern überhaupt nur die Vorausſetzungen für die 
Umwandlung der Geſellſchaft durch den ſog. Hauptgeſell⸗ 
ſchafter vorgelegen haben. Nach der ausdrücklichen Vorſchrift 
der 88 5, 6 Abſ. 2 der 1. DurchfVoO. haben die Minder⸗ 
heitsaktionäre gegen den Hauptgeſellſchafter vielmehr nur 
Anſpruch auf angemeſſene Abfindung unter Berückſichtigung 
des Werts ihrer Aktien. An Stelle des bisherigen geſell⸗ 
ſchafterlichen Beteiligungsrechts iſt alſo ein ſchuldrechtlicher 
Anſpruch auf Abfindung gegen den Hauptgeſellſchafter ge⸗ 
treten. Weitere Anſprüche ſtehen den Minderheitsaktionären 
nicht mehr zu. Die Anfechtungsklage richtet ſich auch hier 
gar nicht gegen die Umwandlung als ſolche; dieſe iſt über⸗ 
haupt nicht angegriffen und mit dem Tag ihrer Eintragung 
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im Handelsregiſter rechtswirkſam geworden. Inſofern liegt 
der Fall auch nicht etwa rechtsähnlich dem in § 308 HGB., 
der Vorſorge trifft nur für eine Anfechtungsklage, die ſich 
richtet gerade gegen die Rechtsgültigkeit des Verſchmelzungs⸗ 
beſchluſſes als ſolchen und damit gegen ein der zur Rechts⸗ 
wirkſamkeit der Verſchmelzung unerläßliches Tatbeſtandsſtück 
mit der Folge, daß, wenn dieſer Beſchluß vernichtet wird, 
die Verſchmelzung oder Einverleibung ſelbſt hinfällig iſt, die 
bisherigen Aktienrechte alſo gerade nicht untergegangen ſind, 
ſondern weiterbeſtehen. Der $ 308 HGB. iſt ſodann eine 
Ausnahmebeſtimmung, die auf andere Beſchlüſſe, ſofern nicht 
mindeſtens gleichzeitig auch der Übertragungsbeſchluß ſelbſt 
angegriffen iſt, nicht ohne weiteres entſprechende Abwendung 
ſinden kann. Für eine ſolche ausdehnende Auslegung beſteht 
auch vom Standpunkt des Aktionärs aus kein Anlaß, da ſich 
ſachlich⸗rechtlich ſeine Abfindung nach dem einen Beſtandteil 
des Einverleibungsbeſchluſſes bildenden Übertragungsvertrag 
richtet. Gegenteiliges iſt auch in dem Urteil des erk. Sen. 
v. 11. Jan. 1927, II 178/26: RG. Ae eee 5,3 
1927, 1348 nicht ausgeſprochen. Denn dort war eben der 
Übertragungsbeſchluß ſelbſt mit der Nichtigkeitsfeſtſtellungs⸗ 
und Anfechtungsklage angegriffen. Es kann ſich alſo nur 
noch darum handeln, ob ſich etwa aus 88 5 Abſ. 1, 6 Abſ. 2 
der 1. DurchfVoO. v. 12. Dez. 1934 eine Ausnahme von 
der Regel des Erlöſchens der Anfechtungsbefugnis der Aktio⸗ 
näre hinſichtlich ſolcher GenVerſ.⸗Beſchlüſſe herleiten läßt, 
die ſich nicht auf die Umwandlung beziehen. Inſoweit iſt dem 
1. ZivSen. des KG. vorab darin beizutreten, daß ſich ſehr 
wohl Beſchlüſſe der Gen Verſ. denken laſſen, die, wenn ſie 
rechtsbeſtändig ſind, den Wert der Aktien und damit die Höhe 
des Abſchichtungsguthabens der Minderheitsaktionäre nach⸗ 
teilig beeinfluſſen können, ſo z. B. Beſchlüſſe, durch welche 
die nachmals umgewandelte Aktiengeſellſchaft ohne entſpre⸗ 
chende Gegenleiſtung ſich gewiſſer Anſprüche, z. B. begrün⸗ 
deter Erſatzanſprüche gegen Verwaltungsorgane, begeben hat. 
Werden ſolche Beſchlüſſe durch Nichtanfechtung rechtsgültig 
und ſo für die ſpäter umgewandelte Geſellſchaft und damit 
auch ihrem Geſamtrechtsnachfolger, d. h. hier dem umwan⸗ 
delnden Hauptgeſellſchafter, rechtsverbindlich, ſo wäre die 
Folge die, daß die fraglichen Anſprüche eben keinen Beſtand⸗ 
teil des übergegangenen Geſellſchaftsvermögens mehr bilden. 
Dadurch kann ſich unter Umſtänden der Wert der Aktien der 
Minderheitsaktionäre ganz erheblich vermindern. Den einzig 
ſicheren Weg, eine ſolche Benachteiligung der abgeſchichteten 
Aktionäre hintanzuhalten, bietet die fortbeſtehende Möglichkeit 
der Anfechtung derartiger Beſchlüſſe, die ohnehin nicht ſelten 
gerade mit Hilfe der Stimmen des Hauptgeſellſchafters zu⸗ 
ſtande gekommen ſein werden. Inſofern iſt dem 1. Sen. des 
KG. durchaus beizupflichten. Dann rechtfertigt ſich aber auch 
der Schluß, daß für Fälle dieſer Art als Ausfluß des 
früheren, im übrigen untergegangenen Mitgliedſchaftsrechts 
zur Sicherung des Abſchichtungsanſpruchs das Anfechtungs⸗ 
recht der abzuſchichtenden Aktionäre ausnahmsweiſe als fort⸗ 
beſtehend anerkannt wird, da ſonſt die Umwandlung der Ge⸗ 
ſellſchaft allerdings zu einer angeſichts des 8 5 Abi. 1 der 
1. Durchf VO. von dem Geſetzgeber erſichtlich nicht gewollten 
Verkümmerung und Verkürzung ihres geſetzlich anerkannten 
Abſchichtungsanſpruchs führen könnte und führen müßte. In⸗ 
ſoweit läßt ſich auch poſitivrechtlich auf den dem 8 308 HGB. 
zugrunde liegenden Rechtsgedanken zurückgreifen, der, ſoweit 
die Aufechtungsbefugnis der Aktionäre in Betracht 
kommt, ihnen offenſichtlich gerade auch die Möglichkeit geben 
will, ſich gegen eine Vollverſchmelzung oder Einverleibung 
zu wenden, die ihren Belangen in Abſicht auf die Höhe ihrer 
Abfindung nicht genügend Rechnung trägt. Iſt demnach 
rechtsgrundſätzlich davon auszugehen, daß durch die voll⸗ 
wirkſame Umwandlung einer Aktiengeſellſchaft ſeitens des 
Hanptgeſellſchaftens die Anfochtungsbefugnis der früheren 
Aktionäre gegen vorausgegangene GenVerſ.⸗Beſchlüſſe 
der umgewandelten Aktieugeſellſchaft nicht ſchlechthin aus⸗ 
geſchloſſen iſt und iſt inſoweit dem grundſätzlich gegenteiligen 
Standpunkt des BU. nicht beizutreten, jo kann anderſeits die 
Anfechtungsbefugnis im Fall rechtsbeſtändiger Umwandlung 
als fortbeſtehend nur inſoweit in Betracht kommen, als es 
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ſich um Veſchlüſſe handelt, die an ſich geeignet ſind, den 
Abfindungsanſpruch der Minderheitsaktionäre zu beeinträch⸗ 
tigen. Nur in dieſem Umfang iſt der Fortbeſtand des An⸗ 
fechtungsrechts angeſichts der Umwandlungsvorſchriften zu 
rechtfertigen. Auf dieſem Rechtsboden ſteht offenbar auch der 
1. ZivSen. des KG. mit dem oben wiedergegebenen Beſchluß 
v. 3. Sept. 1936. Die Anſicht der Rev., daß hinſichtlich des 
Fortbeſtands der Anfechtungsbefugnis der abzuſchichtenden 
Minderheitsaktionäre der vollzogenen Umwandlung über⸗ 
haupt keine Bedeutung beizumeſſen ſei, iſt fehlſam und 
beruht letzten Endes auf einer Verkennung des § 271 HGB. 
einerſeits, der SS 5 Abſ. 1, 6 Abſ. 2 der 1. DurchfVO. vom 
12. Dez. 1934 und des Art. 2 § 2 der 2. DurchfVD. vom 
17. Mai 1935 anderſeits. 

3. Von dem vorſtehend vertretenen grundſätzlichen Stand⸗ 
punkt aus iſt mit der vollzogenen Umwandlung der J. G. 
Leben ſachlich-rechtlich die Aufechtungsbefugnis der Kl. ent⸗ 
fallen, einmal bezüglich ſämtlicher, in der GenVerſ. vom 
24. Juni 1935 gefaßten ablehnenden Beſchlüſſe. Dies 
gilt gleicherweiſe für die Beſchlüſſe, durch welche die Ans 
träge der Kl. hinſichtlich der Stimmberechtigung der J. G. 
Allgemeinen und des Treuhänders dieſer Aktien abgelehnt 
worden ſind, wie auch hinſichtlich des Beſchluſſes über die 
Wahl der von der Kl. vorgeſchlagenen Aufſichtsratsmit⸗ 
glieder, nicht minder aber auch für den Beſchluß über den 
Autrag der Kl. auf Benennung eines Schätzers durch die 
Arbeitsfront, zur Bemeſſung der Gegenleiſtung für die Über 
tragung des Verſicherungsbeſtauds der J. G. Leben auf eine 
Verſicherungsgeſellſchaft a. G. Inſoweit würde auch ein Er 
folg der Anfechtungsklage an dem Vermögensſtand der um 
gewandelten Geſellſchaft nichts ändern; die Vernichtung der 
ablehnenden Beſchlüſſe würde keineswegs zugleich die An⸗ 
nahme der abgelehnten Anträge der Kl. bedeuten, und für 
eine Wiederholung dieſer Anträge in einer neuen Gen Verſ. 
iſt kein Raum, da die umgewandelte J. G. Leben ein für 
allemal und endgültig mit dem Zeitpunkt des Wirkſamwer⸗ 
dens der Umwandlung reſtlos untergegangen iſt. Nicht anders 
verhält es ſich aber auch mit dem Beſchluß, durch welchen 
der Vorſtand ermächtigt worden iſt, den Verſicherungsbeſtand 
auf eine Verſicherungsgeſellſchaft a. G. zu übertragen. Da⸗ 
bei kann unterſtellt werden, daß als Dritter damals ſchon 
die J. G. Lebensverſicherungsgeſellſchaft a. G. in Ausſicht ge⸗ 
nommen war. Der Beſchluß enthält auch dann nicht mehr als 
die Ermächtigung des Vorſtandes zur Übertragung des Be 
ſtands; er verpflichtet ihn nicht zu dieſer und enthält kein 
Wort von den Bedingungen, insbef. der Höhe der dafür der 
J. G. Leben zu gewährenden Vergütung. Deren Bemeſſung 
war vielmehr dem pflichtmäßigen Ermeſſen des Vorſtands 
überlaſſen. Hat der Vorſtand etwa inſoweit die ihm ob⸗ 
liegenden Pflichten zu gewiſſenhafter und forgjamer Wah 
rung der Geſamtintereſſen der J. G. Leben und ihrer Ak 
tionäre im beſonderen ſchuldhaft verabſäumt, ſo find un⸗ 
ter Umſtänden gegen ihn Schadenserſatzanſprüche der Ge⸗ 
ſellſchaft begründet, die einen Beſtandteil des Vermögens der 
J. G. Leben gebildet und möglicherweiſe auch finanziell bei 
der Bewertung der Aktien der Minderheitsaktionäre und da⸗ 
mit der Höhe ihres Abſchichtungsanſpruchs Verückſichtigung 
finden müßten. Dieſe Anſprüche würden aber in ihrem Be⸗ 
ſtand durch den angefochtenen Ermächtigungsbeſchluß in keiner 
Weiſe betroffen. Ebenſowenig kann endlich anerkannt wer 
den, daß der Abfindungsauſpruch der Kl. durch die an 
gegriffenen Wahlen zum Aufſichtsrat irgendwie beeinflußt iſt. 

Nach alledem muß es zwar nicht hinſichtlich der Be⸗ 
gründung, wohl aber im Ergebnis bei dem angefochtenen 
Urteil fein Bewenden haben. Damit erübrigt ſich auch ein 
Eingehen auf die weiteren Reviſionsangriffe. Vielmehr war 
das Reck smittel ſchon nach dem bisher Ausgeführten als 
unbegründet zurückzuweiſen. 

(Rh., II. Ziv Sen., U. v. 29. Jan. 1937, II 155/36.) 
W. R.] 


Anmerkung: Die Eutſch. befaßt ſich mit intereſſanten 
Fragen aus dem Gebiet der Umwandlungsgeſetzgebung und 
hat, wenn ihre praktiſche Bedeutung auch wegen der geringen 
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Zahl gleich oder ähnlich liegender Fälle nicht groß ſein dürfte, 
doch erhebliches wiſſenſchaftliches Intereſſe. 
Soweit der Sachverhalt für die in der 
wickelten Rechtsgrundſätze von Erheblichkeit iſt, ſieht er ſich 
verwickelter an, als er in Wirklichkeit iſt. Es handelt ſich 
um folgendes: Jun der ordentlichen HV. einer Verſiche 
rungsaktiengeſellſchaft werden gegen die Stimmen dreier 
Minderheitsaktionäre von der Mehrheitsaktionärin mehrere 
Beſchlüſſe (Ermächtigung des Vorſtaudes zur Übertragung 
des Verſicherungsbeſtandes; Aufſichtsratswahlen) gefaßt und 
mit dem gleichen Stimmenverhältnis verſchiedene Minder⸗ 
heitsanträge (Feſtſtellung, daß die Mehrheitsaktionärin bei 
der Erledigung der Tagesordnung nicht mitſtimmen dürfe; 
Beſtimmung einer neutralen Stelle, die den bernahmepreis 
I den Verſicherungsbeſtand feſtſetzen ſoll; Wahl anderer 
a abgelehnt. Die Kl., die in der O. 
f 1 5 zu Protokoll erklärt hat, erhebt Anfechtungs 
1 ie in erſter Jnſtanz abgewieſen wird. Während der 
5 e wird in einer ao HP. auf Grund des UmwandlG. 
Se ertragung des Vermögens der Aktiengeſellſchaft auf die 
11 e e die ebenfalls eine Aktiengeſellſchaft iſt, 
Beſch e ee ohne Widerſpruch beſchloſſen; der 
19 wird in das Handelsregiſter eingetragen. 
Mane HE 1275 Bu die damit gemäß 8 4 des 
den ache aus? eee eee 
h ei der Beantwortung dieſer teils au ii 
an € in Gebiet liegenden Frage gebt SH 
a dem als Vorinſtanz tätigen KG. 
„Kechtsträ ee ie umgewandelte Aktiengeſellſchaft als 
abe i gerin überhaupt endgültig zu beſtehen aufgehört 
) nd „ein für allemal untergegangen iſt“. Dami llt 
ſich das Rö. auf den Stan ag e 
vechtlch geſeſ f den Standpunkt, daß die ſog. Umwandlung 
die bie geſehen eigentlich gar keine Umwandlung iſt. Denn 
Neale u un: Rechtsperſon wird nicht etwa unt- 
10 Ka umgewandelt, ſondern ſie wird zum Verſchwin⸗ 
ſiehende acht und durch eine andere entweder bereits be⸗ 
1 e — fo im vorl. Falle — oder eine erſt neu er⸗ 
nn Aal Von einer wirklichen Umwandlung im Rechts- 
Be önnte man aber nur dann ſprechen, wenn nicht die 
115 e ſelbſt, ſondern lediglich die Rechtsform 
feln 15 9 vor weiterbeſtehenden Rechtsperſönlichkeit wech⸗ 
beugt 1105 e. Wenn trotzdem die Bezeichnung „Umwandlung“ 
Wee legale ſo nur aus einer wirtſchaftlichen Betrachtungs⸗ 
ie a Für dieſe ſteht das Unternehmen an erſter 
50 5 5 ein Rechtsträger iſt für ſie nur eine beſtimmte 
5 er rechtlichen Organiſation, die gewechſelt werden 
11 05 ohne daß, dadurch die Identität des Unternehmens be⸗ 
rührt würde. Von hier aus geſehen iſt die Umwandlung 
fa wirklich eine bloße Umwandlung. Es iſt vereinzelt ver⸗ 
h ht worden, dieſe wirtſchaftliche Betrachtung zur recht 
ichen zu machen, wobei die im früheren Schrifttum bis⸗ 
11 7 gemachten Verſuche eines einheitlichen Rechts der 
uternehmungen Paten geſtanden haben dürften. Für das 
geltende Recht muß dieſer Verſuch als verfehlt bezeichnet 
werden. Denn dieſes kennt nur eine juriſtiſche Perſon, eine 
Perſonalgeſellſchaft oder eine Einzelperſon, die ein Unter⸗ 
nehmen betreiben, kennt aber nicht das Unternehmen als 
ſelbſtändige privatrechtliche Einrichtung. Vielleicht werden wir 
Er unſer Rechtsſyſtem gerade in dieſem Punkte einmal um⸗ 
an und auch rechtlich das Unternehmen als das Wejent- 
iche, die Rechtsträgerſchaft als eine bloße Organiſationsform 
betrachten muſſen, eine Entwicklung übrigens, die an der 
juriſtiſchen Erfaſſung des Staates in mancherlei Hinſicht einen 
Vorläufer hätte. Solange aber ein derartiger Umbau nicht 
erfolgt iſt, muß man rechtlich die Umwandlung als ein Er⸗ 
löſchen der bisherigen Rechtsperſon und ihre Erſetzung durch 
eine andere erfaſſen. Das wird in der amtl. Erl. zum Um⸗ 
1 1 1 15 eee hervorgehoben und 
D tu überwiegend anertar 5 
RG. 1 Rietz Entſch. aus. eee ee 
„ ., Von ieſer grundſätzlichen Auffaſſung aus kann kein 
a daran beſtehen, daß Werfah nens tech geſehen auf 
en anhängigen Anfechtungsprozeß die Beſtimmungen der 


Entſch. ent⸗ 
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88 239 ff. ZPO. zur Anwendung zu bringen find. Weder 
im Ummwandl®. noch in der 3PO. findet ſich zwar eine aus⸗ 
drückliche Regelung. Sucht man aber nach rechtsähnlichen 
Tatbeſtänden, ſo ſind ſolche zu ſehen im Erbfall, im Anfall 
des Vereinsvermögens an den Fiskus (8 43 BGB.). in der 
Verſchmelzung von Aktiengeſellſchaften und der Eingemein⸗ 
dung; auch in dieſen Fällen kommt ähnlich wie bei der Um⸗ 
wandlung der bisherige Rechtsträger teils durch ein phyſi⸗ 
ſches Ereignis, teils durch einen Rechtsakt ganz in Wegfall, 
während das ihm zuſtehende Vermögen auf eine andere 
Perſon als Geſamtrechtsnachfolgerin übergeht. Der erſte die⸗ 
fer rechtsähnlichen Fälle iſt in 88 239 ff. 3PO. ausdrücklich 
geregelt, die andern werden von Rſpr. und Schrifttum 
analog behandelt (RG. 56, 331; OLG. 19, 92; Jonas, 
§ 239 Anm. I 3). Infolgedeſſen muß man auch den Fall der 
Umwandlung in gleicher Weiſe behandeln. 

Tritt aber eine ganz neue Rechtsperſon in den Prozeß 
ein, ſo kann auch die Sondervorſchrift des 8 272 bj. 1 
HGB. nicht mehr angewendet werden. Denn nachdem die 
Aktiengeſellſchaft, deren Beſchlüſſe angefochten werden ſollen, 
überhaupt nicht mehr beſteht, entfällt nicht nur die Mög⸗ 
lichkeit, ſondern auch jeder innere Grund für die Anwendung 
dieſer Sondervorſchrift, nach der die Anfechtungsklage gegen 
die Aktiengeſellſchaft, vertreten durch Vorſtand und Auf⸗ 
ſichtsrat, zu richten iſt. Daß im vorl. Falle die Über⸗ 
nehmerin zufällig auch Aktiengeſellſchaft war, vermag daran 
nichts zu ändern. 

2. Wichtiger und auch ſchwieriger iſt aber die Frage, ob 
die Anfechtungsbefugnis überhaupt noch beſtehl. Die kon⸗ 
ſequente Durchführung der oben dargelegten rechtlichen Be⸗ 
deutung der Umwandlung muß zu einer bedingungsloſen Ver⸗ 
neinung dieſer Frage führen. Denn wenn die Aktiengeſell⸗ 
ſchaft durch die Umwandlung völlig verſchwindet, erliſcht das 
Mitgliedſchaftsrecht des Aktionärs, das die Grundlage ſeiner 
Anfechtungsbefugnis bildet, und entfällt der geſamte Organ⸗ 
aufbau der Aktiengeſellſchaft, ohne den die Anfechtungsbe⸗ 
fugnis, die ein Gegengewicht gegen Übergriffe in der Willens⸗ 
bildung der Aktiengeſellſchaft darſtellen ſoll, ihren Sinn und 
Zweck verliert. Etwas anderes kann von dieſem grundſätz⸗ 
lichen Standpunkt aus nur gelten, wenn der der Umwand-⸗ 
lung zugrunde liegende Beſchluß ſelbſt Gegenſtand einer An⸗ 
ſechtungsklage iſt. Das iſt aber mehr eine Beſtätigung der 
Richtigkeit des Grundſaßzes als eine Ausnahme. Denn wenn 
die Anfechtungsklage durchdringt, wird ja oſſenſichtlich, daß 
der Umwandlungsbeſchluß nichtig iſt und die Aktiengeſellſchaft 
noch weiterbeſteht. Infolgedeſſen iſt in einem derartigen Falle 
die Feſtſtellung des Erlöſchens der Aktiengeſellſchaft ohne 
materielle Nachprüfung der Anfechtungsklage überhaupt nicht 
möglich. Hier iſt dann die Rechtslage die gleiche wie bei der 
Aufechtung des Fuſionsbeſchluſſes, To daß die dieſen Fall 
behandelnde Beſtimmung des § 308 HB. (= 5 246 Alt.) 
inſoweit auch als poſitivrechtliche Stütze herangezogen wer. 
den kann. Werden zuſammen mit dem Umwandlungsbeſchluß 
weitere Veſchlüſſe angefochten, jo hängt hinſichtlich dieſer 
Beſchlüſſe die materielle Nachprüfung der Anfechtung davon 
ab, ob die Anfechtung des Umwandlungsbeſchluſſes durch⸗ 
greift. Da im vorl. Falle lediglich der Umwandlung vor- 
ausgegangene Beſchlüſſe angefochten werden, die Rechtswirk⸗ 
ſamkeit der Umwandlung aber außer Zweifel ſteht, können 
dieſe Beſonderheiten hier nicht zum Zuge kommen. Man 
muß vielmehr bei einer ſtrikten Durchführung der grund⸗ 
ſätzlichen Auffaſſung der Umwandlung das Anfechtungsxecht 
als erloſchen betrachten. Dieſe im Grundſätzlichen durchaus 
einwandfreie Auffaſſung hat der 9. Ziv Sen. des KG. als 
BerJInſt. vertreten. 

Im Anſchluß an einen Beſchluß des 1. Ziv Sen. des KG. 
v. 3. Sept. 1936 (JW. 1936, 3202) lehnt das RG. aber 
den grundſätzlichen Ausſchluß des Anfechtungsrechts ab und 
läßt es inſoweit fortbeſtehen, als es ſich um Beſchlüſſe han⸗ 
delt, die an ſich geeignet ſind, den Abfindungsanſpruch der 
Minderheitsaktionäre zu beeinträchtigen. Da ſich nach der 
Umwandlung das Intereſſe der an der übernehmenden Ge— 
ſellſchaft nicht beteiligten Aktionäre in dem Abfindungs⸗ 
anſpruch erſchöpft, läuft dieſe Rſpr. des RG. darauf hin⸗ 
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Gewerkſchaft iſt durch SS 9 ff. der 3. Durchf. 
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aus, daß das Anfechtungsrecht nur inſoweit erloſchen iſt, 
als keinerlei ſchutzwürdiges Intereſſe mehr beſteht. Nachdem 
aber nach heutiger Auffaſſung ganz allgemein eine Anfech⸗ 
tungsklage, au der die Aktionäre überhaupt kein ſchutzwür⸗ 
diges Intereſſe haben können, als mißbräuchliche und damit 
unzuläſſige Rechtsausübung angeſehen wird (RGZ. 146, 385 
= JW. 1935, 1550: m. Ann.), enthält von der Auffaſſung 
des RG. aus der Fall der Umwandlung hinſichtlich der 
Anfechtung eigentlich keinerlei Beſonderheit mehr. Das RG. 
begründet ſeine Auffaſſung damit, daß der Wegfall des 


Anfechtungsrechts, ſoweit es ſich auf Beſchlüſſe beziehe, die 


den Abfindungsanſpruch berührten, zu einer Beeintcächtigung 
der Rechte der Minderheitsaktionäre führen könne und daß 
der einzig ſichere Weg, eine ſolche Benachteiligung hintan zu 
halten, die fortbeſtehende Anfechtungsbeſugnis darſtelle. Es 
iſt nun in der Tat nicht zu verkennen, daß ein recht erheb- 
liches und ſchutzwürdiges Intereſſe des Aktionärs daran be 
ſteht, daß HV.⸗Beſchlüſſe, die ſich auf die finanzielle Lage 
der Geſellſchaft ungünſtig auswirken, die Bemeſſung ſeines 
Abfindungsanſpruches nicht beeinträchtigen dürfen. Es fragt 
ſich aber — und das ſcheint mir die entſcheidende Frage zu 
ſein, auf die das RG. überhaupt nicht eingeht —, ob man 
zur Verhinderung der Benachteiligung überhaupt die Fort⸗ 
führung des Anfechtungsprozeſſes braucht. Über den Abfin⸗ 
dungsanſpruch des Aktionärs muß, ſofern keine Verſtändi⸗ 
gung zuſtande kommt, vor den ordentlichen Gerichten pro⸗ 
zeſſiert werden. Nur für den Fall der Umwandlung einer 
Aktiengeſellſchaft, KommdGeſ. a. A. oder einer bergrechtlichen 
D. v. 2. Dez. 
1936 ein beſonderes Spruchverfahren geſchaffen worden, das 
aber nur von der übernehmenden Geſellſchaft oder Einzel⸗ 
perſon anhängig gemacht werden kann. Da das RG. den 
Zweck der Fortführung des Aufechtungsprozeſſes gerade darin 
ſieht, eine Beeinträchtigung des Abfindungsanſpruches zu 
verhindern, iſt es doch das naheliegendſte und natürlichſte, 
daß man die Entſch. der Frage, ob eine derartige Beein⸗ 
trächtigung überhaupt vorliegt und, wenn fie vorliegt, ob fie 
rechtswirkſam iſt, dem Verfahren zuweiſt, das ſich feiner 
Beſtimmung gemäß gerade mit der Feſtſetzung der Abfindung 
zu beſchäftigen hat. Andernfalls müßten zwei Verfahren 
durchgeführt werden, nämlich zunächſt einmal der Anfech⸗ 
tungsprozeß und alsdann noch der Prozeß über die Höhe der 
Abfindung, während, wenn man die Entſch. über die Rechts⸗ 
wirkſamkeit angefochtener die Abfindung beeinfluſſender Be⸗ 
ſchlüſſe dem Abfindungsverfahren zuweiſt, ein Verfahren 
genügt. Hinzukommt, daß in dieſem Verfahren die Ver⸗ 
mögensverhältniſſe der Geſellſchaft ſowieſo eingehend unter⸗ 
ſucht werden müſſen und mithin die in dieſem Verfahren 
tätigen Richter ſehr viel beſſer beurteilen können, ob und 
inwieweit irgendein Beſchluß die vermögensrechtlichen Ver⸗ 
hältniſſe beeinträchtigt. Man kann gegen dieſe Auffaſſung 
auch nicht einwenden, daß ſie den bisherigen Anfechtungs⸗ 
prozeß völlig nutzlos mache. Denn einmal wird ſelbſtver⸗ 
ſtändlich der in dene Abfindungsverfahren urteilende Richter 
das bisherige Ergebnis des Anfechtungsprozeſſes berückſich⸗ 
tigen. Hinzukommt, daß in dem änhängigen Anfechtungs⸗ 
prozeß, der durch die Eintragung der Umwandlung in der 
Hauptſache erledigt wird, über die Koſten in gleicher Weiſe 
zu entſcheiden iſt, wie dies auch ſonſt bei Erledigung der 
Hauptſache der Fall iſt, d. h. alſo, daß die Koſten dem 
Aktionär aufzuerlegen ſind, wenn er mit ſeiner Anfechtungs⸗ 
klage ohne die Umwandlung unterlegen wäre, während die 
Koſten im umgekehrten Falle von der Geſamtrechtsnach⸗ 
folgerin der Aktiengeſellſchaft zu tragen find. Dieſe Koſten⸗ 
entſch. gewährleiſtet ebenfalls, daß die in dem Anfechtungs⸗ 
prozeß geleiſtete Arbeit nicht vergeblich war. Erwähnt ſei 
übrigens, daß die Anfechtbarkeit von Beſchlüſſen in dem Ab⸗ 
findungsverfahren ebenſo wie in einem Anfechtungsprozeſſe 
nur geltend gemacht werden kann, wenn bis zum Zeitpunkt 
der Auflöſung der Aktiengeſellſchaft, alſo bis zur Eintragung 
der Umwandlung in das Handelsregiſter, alles getau iſt, 
was zur Erhaltung des Anfechtungsrechts erforderlich iſt 
(Widerſpruch zu Protokoll, rechtzeitige Klagerhebung). 
Beſteht ſomit die Möglichkeit, die Entſch. über Anfech⸗ 


tungsprozeſſe, ſoweit ſie den Abfindungsanſpruch betreffen, 
in das die Abfindung betreffende Prozeßverfahren zu ver⸗ 
weiſen, jo entfällt jeder Grund für einen Fortbeſtand der 
Anfechtungsbefugnis, fo daß nicht einzuſehen iſt, warum man 
nicht auch hinſichtlich des Anfechtungsrechts die ſich aus der 
grundſätzlichen Beurteilung der Umwandlung ergebenden Fol⸗ 
gerungen ziehen und die Aufechtungsbefugnis als mit der 
Eintragung der Umwandlung erloſchen betrachten ſoll. 
RA. Dr. Carl Hans Barz, Frankfurt a. M. 
E 


11. RG. — 8 459 HGB.; § 88 EVO. 

Auch für die Frage, ob mit der Beförderung von Um⸗ 
zugsgut im Möbelwagen auf offenem Wagen die Brandgefahr 
durch Kurzſchluß auf elektriſch betriebener Strecke verbunden iſt, 
gilt der Grundſatz, daß es ſich bei der Beförderung im offenen 
Wagen um eine Gefahrerhöhung handeln muß, die nach ver⸗ 
ſtändiger Auffaſſung und nach der Anſchauung des Verkehrs ſich 
als eine wirklich beachtliche und nicht bloß unweſentliche dar⸗ 
ſtellt 

Bei der Beurteilung der Gefahrenlage iſt auch der Un⸗ 
terſchied zu berückſichtigen, daß bei der Beförderung im offenen 
Wagen das ſchüßende Dach des gedeckten Eiſenbahnwagens fehlt. 
Ob dieſer Unterſchied für die Erhöhung der Gefahr weſentlich 
iſt, läßt ſich im Einzelfall nur unter Würdigung aller die Kurz⸗ 
ſchlußgefahr begünſtigenden oder ihr entgegenwirkenden Um⸗ 
Hände, iusbeſ. der getroffenen Schutzmaßnahmen entſcheiden. 


Am 12. Mai 1934 wurde ein von der Firma T. auf 
offenem Eiſenbahnwagen verladener und zur Beförderung auf⸗ 
gegebener Möbelwagen, der Umzugsgut enthielt, in der Nähe 
der Station Go. mit Inhalt durch Feuer vernichtet. Der 
Brand eutſtand durch Kurzſchluß mit der Starkſtromleitung 
der elektriſch betriebenen Strecke. 

Die klagenden Verſicherungsgeſellſchaften haben den 
Eigentümer des Umzugsguts eutſchädigt. Die Erſtkl. hat auch 
der Firma T. den Wert des Möbelwagens erſetzt. Beide Kl. 
haben ferner gewiſſe Beträge für die Schätzung des Schadens 
durch Sachverſtändige aufgewendet. Sie haben von der Bekl. 
Erſatz der aufgewendeten Beträge verlangt. 

LG. und KG. haben die Klage abgewieſen. Auf die Rev. 
der Kl. wurde die Sache an das KG. zurückverwieſen. 

1. Der Berg. ſtellt feſt, es habe ſich ein Teil der Zink⸗ 
bedachung des Möbelwagens auf der Fahrt gelöſt, ſei gegen 
die Starkſtromleitung geſchlagen und habe dadurch den Kurz⸗ 
ſchluß und den Brand des Möbelwagens und des Umzugs⸗ 
guts verurſacht. Im Hinblick auf die Anwendbarkeit von 
3 83 Abf. 1a EVO. (8 459 Abſ. 1 Nr. 1 HGB.) erwägt er 
ſodann, bei auf offenem Wagen verladenen Möbelwagen ſei 
die Gefahr des Kurzſchluſſes weſentlich größer als bei ge⸗ 
deckten Eiſenbahnwagen, weil ihre Ladehöhe das Profil ge⸗ 
deckter Eiſenbahnwagen gewöhnlich überſchreite. Bei dem ge⸗ 
ringen Abſtand zwiſchen dem Möbelwagendach und der Stark⸗ 
ſtromleitung ſei die Möglichkeit einer Berührung viel leichter 
gegeben. Dahingeſtellt läßt der BerR., ob das Dach des 
Möbelwagens bei der Aufgabe zur Beförderung von mangel⸗ 
hafter Beſchaffenheit geweſen ſei. Er begnügt ſich in dieſer 
Hinſicht mit dem Ergebnis, bei dem Alter des i. J. 1919 her⸗ 
geſtellten Möbelwagens ſei eine einwandfreie gegenüber dem 
Fahrwind ausreichende Befeſtigung nicht ohne weiteres vor⸗ 
auszusetzen. Er weiſt auch darauf hin, daß der Möbelwagen 
hinſichtlich feiner Beſchaffenheit nicht ohne weiteres den unter 
ſtändiger Aufficht der Eifenbahnbedienfteten ſtehenden gedeckten 
Eiſenbahnwagen gleichgeſtellt werden könne. Aus dieſen Er⸗ 
wägungen folgert er die Möglichkeit, daß das Dach des 
Möbelwagens gegen den Fahrwind weniger geſichert geweſen 
ſei als das Dach eines gedeckten Eiſenbahnwagens. Abſchlie⸗ 
ßend ſtellt er feſt, der Brandſchaden habe nicht nur aus einer 
mangelhaften Beſchaffenheit des Daches, ſondern auch aus der 
durch die Verladung in einem offen gebauten Wagen beding⸗ 
ten größeren Ladehöhe des Möbelwageus entſtehen können. 
Mangels eines Verſchuldens der Bekl. hält er danach deren 
Haftungsbefreiung im Hinblick auf die Vermutung des 8 83 
Abſ. 2 EVO. für gegeben. 

Dieſe Ausführungen ſind nicht frei von Rechtsirrtum. 
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Nicht zu beanſtanden iſt, daß der BerR. bei dem durch Brand 
eingetretenen Verluſt des Wagens und ſeines Inhalts einen 
die Haftungsbefreiung aufhebenden Verluſt ganzer Stücke nicht 
angenommen hat (RGZ. 70, 174 JW. 1909, 171). Gegen⸗ 
über der von der Rev. erbetenen Nachprüfung iſt auch ſeine 
im Einklang mit der Rſpr. des RG. (RG. 34, 42; 104, 47) 
ſtehende Anſicht zu billigen, daß es ſich im Streitfall um eine 
Beförderung auf offen gebautem Wagen gehandelt habe. 
75 Die Folge der tarif⸗ und vereinbarungsgemäß im offenen 
5 erfolgenden Beförderung iſt, daß die Reichsbahn für 
A5 mit dieſer Beförderungsart verbundene Gefahr nach 8 83 
. 14 EVO. (8 459 Abf. 1 Nr. 1 HGB.) nicht haftet. Ge⸗ 
meint iſt hiermit nur eine wirklich beſtehende beſondere Ge⸗ 
ei Es muß ſich daher bei der Beförderung im offenen 
u im Vergleich mit der im gedeckten Wagen um eine 
\ efahrerhöhung handeln, die nach verſtändiger Auffaſſung und 
lb Anſchauungen des Verkehrs ſich als eine wirklich beacht⸗ 
a = nicht bloß unweſentliche darſtellt (NG. 104, 49). 
dan 0 eſſen hat die Reichsbahn, wie der Zuſammenhang 
968) 1 und 2 des § 83 EVO. (8 459 Abſ. 1 und 2 
e zunächſt zu beweiſen, daß die Gefahr des 
e Bu durch Kurzſchluß bei der Beförderung im 
Maße erhöht m in dem angeführten Sinne in beachtlichem 
ee Dr —.— Hierbei iſt zu beachten, daß das Erforder- 
digkeit eines a vorhandenen Gefahrerhöhung die Notwen- 
Wen ingehens auf die Beſonderheit des jeweils vor⸗ 
Falle zu er in ſich ſchließt. Es ift alſo in jedem 
Peso nher 101 575 Fer den gegebenen Verhältniſſen, ins⸗ 
Gefahr der Inbra er tt der Verladung und Verpackung, bie 
offenen Wagen — ſetzung durch Kurzſchluß für das Gut im 
gebeckten W. eſentlich groͤßer war, als wenn es in einem 
— JW 19236122 ſöndert worden wäre (Kc 105, 288 f. 
En 9, rei Mit der hiernach gebotenen Prüfung hat 
Zieht fich ul des 5 83 Abs. 2 EVD. nichts zu tun. Sie be⸗ 
Aae Er Wer nur auf den urſächlichen Zuſammenhang 
Gefahr = 5 es als beſtehend vorausgeſetzten beſonderen 
Reichsbah em Eintritt des Schadens. Inſoweit hat die 
ſtänden l zu beweiſen, daß der Schaden den Um⸗ 
1 1 5 aus der in Rede ſtehenden Gefahr entſtehen 
1 ri ihr auch dieſer Beweis, ſo greift die Ver⸗ 
bang Er dem Erfolge ein, daß der urſächliche Zuſammen⸗ 
it 58 105 5 eines Gegenbeweiſes als gegeben anzuſehen 
Reich A daß 05, 285). In dem Umfange, in dem hiernach die 
nie — ahn beweispflichtig iſt, dürfen allerdings die Anforde⸗ 
5 75 5 70 Beweisführung nicht überſpannt werden. Ins⸗ 
. re können ihr geeigneten Falles die Regeln des Be⸗ 
iſes vom erſten Anſchein zuſtatten kommen. 
1 Kan Ausführungen des Berg. laſſen nicht erkennen, daß 
En } 10 8 getrennt zu behandelnden Fragen hin 
3 de Beachtung geſchenkt hat. Zunächſt hätte geprüft wer⸗ 
diefe allen: ob für das Umzugsgut im Möbelwagen und für 
Hu 97 A die Gefahr der Inbrandſetzung durch Kurzſchluß 
dedlt W erladung im offenen Wagen gegenüber der im ge⸗ 
N agen weſentlich geſteigert worden ift. Dieſe Prüfung 
5 m entbehrlich durch die Tatſache, daß die Beförderung 
Wa cöbelwagens mit oder ohne Inhalt in einem gedeckten 
N 82 an ſich nicht möglich iſt, denn daraus würde nur zu 
s en ſein, daß der Abſender eine etwa mit der Beförderung 
l en Wagen verbundene beſondere Gefahr mit der 
a Haſtungsbefrelung der Reichsbahn auf ſich nehmen 
Fan N 3. 34, 45). Bei einem Vergleich beider Beförde⸗ 
Bei 5 en ergibt ſich zunächſt der Unterſchied, daß bei der 
Wa erung von Möbelwagen und Umzugsgut im offenen 
falt Aut ſchützende Dach des gedeckten Eiſenbahnwagens 
In Auch dieſer Unterſchied iſt bei der Beurteilung der Ge⸗ 
A zu berückſichtigen, weil ſich aus dem gewiſſermaßen 
1 atzlichen Schutz, den das Dach eines gedeckten Eiſenbahn⸗ 
agens geboten haben würde, für Möbelwagen und Umzugs- 
1 eine größere Sicherheit gegen einen Brandſchaden durch 
Furzſchluß ergeben konnte, und zwar ſowohl im Hinblick auf 
15 Verhinderung der Jubrandſetzung als auch auf die Mög⸗ 
en ag einer rechtzeitigen Entdeckung und Löſchung des Bran⸗ 
8 ende d, 45; RG. 111, 335 JW. 1925, 2756). 
Auch hierbei darf indeſſen nicht überſehen werden, daß 8 83 
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Abſ. 1a EBD. eine wirklich vorhandene und nach der Ver⸗ 
kehrsanſchauung wefentlihe Gefahrerhöhung vorausſetzt. Es 
läßt ſich daher im Einzelfall nur unter Würdigung aller die 
Kurzſchlußgefahr begünſtigenden oder ihr entgegenwirkenden 
Umſtände, insbeſondere der getroffenen Schutzmaßnahmen, 
entſcheiden, ob ſchon der angeführte Geſichtspunkt zur An⸗ 
nahme einer weſentlichen Erhohung dieſer Gefahr für Möbel⸗ 
wagen und Umzugsgut im offenen Wagen ausreicht. Zu be⸗ 
mängeln iſt, daß der Berg. dahingeſtellt gelaſſen hat, ob das 
Dach des Möbelwagens bei der Aufgabe zur Beförderung von 
nicht einwandfreier Beſchaffenheit geweſen iſt, gleichwohl aber 
bei der Beurteilung der Gefahrenlage unterſtellt hat, daß die 
Ablöſung eines Dachteils bei dem Möbelwagen zufolge man⸗ 
gelhafter Unterhaltung oder einer gegen den Angriff des 
Fahrwindes weniger widerſtandsfähigen Befeſtigung des Daches 
leichter möglich geweſen ſei als bei einem ſtaudiger Aufſicht 
der Reichsbahn unterliegenden gedeckten Eiſenbahnwagen. 
Hierbei verkennt der Verdi, daß die Reichsbahn beweispflich⸗ 
tig iſt, ſoweit fie eine Gefahrerhöhung für die Beförderung im 
offenen Wagen daraus herleitet, daß das Dach des Mobel⸗ 
wagens im Hinblick auf die Kurzſchlußgefahr eine geringere 
Sicherheit geboten habe als das Dach eines ordnungsmaäßig 
unterhaltenen gedeckten Eiſenbahnwagens. Eine andere vom 
Berg. noch zu prüfende Frage iſt, ob mit Rückſicht auf den 
Hergang des Schadensfalles und die für die Ablöſung eines 
Dachteils während der Fahrt in Betracht kommenden Mög- 
lichkeiten bei dieſer Beweisführung zugunſten der Reichsbahn 
die Regeln des Beweiſes vom erſten Anſchein herangezogen 
werden können (RGZ3. 112, 231 JW. 1926, 1438). Zu 
beanſtanden iſt weiter, daß der Berg. auch darüber keine Feſt⸗ 
ſtellungen getroffen hat, in welchem Maße die Ladehöhe des 
Möbelwagens das Profil gedeckter Eiſenbahnwagen überſchrit⸗ 
ten hat, obwohl die Parteien hierüber beſtimmte Behaup⸗ 
tungen aufgeſtellt haben. Insbeſondere erhellt aus ſeinen 
Ausführungen nicht, bei welchem Abſtande des Daches von 
der Starkſtromleitung überhaupt mit einem Funkenüberſchlag 
zu rechnen war, ob es in dieſer Hinſicht einen Unterſchied 
machte, daß das Dach des Möbelwagens im Gegenſatz zu dem 
Pappdach eines gedeckten Eiſenbahnwagens aus Zinkblech be⸗ 
ſtand, und ob ferner die Ablöſung eines Dachteils als mit⸗ 
wirkende Urſache hinzukommen mußte, um die Brandgefahr 
durch Kurzſchluß für Möbelwagen und Umzugsgut auf dem 
offeuen Wagen wirkſam zu machen. Von der Beantwortung 
dieſer Fragen ſowie weiter von der Art, der Schnelligkeit und 
dem Umfang der Entzündung bei Inbrandſetzungen von der 
elektriſchen Leitung aus wird es abhängen, ob die Brand⸗ 
gefahr durch Kurzſchluß ſich für Möbelwagen und Umzugsgut 
nach der Verkehrsanſchauung weſentlich gemindert haben 
würde, wenn ſie in einem ſie vollſtändig umſchließenden ge⸗ 
deckten Eiſenbahnwagen befördert worden wären. Sollte der 
BerR. wiederum zu einer Bejahung dieſer Frage kommen, ſo 
wäre weiter zu prüfen, ob den Umſtänden nach der Brand⸗ 
ſchaden aus der beſonderen Gefährdung von Möbelwagen und 
Umzugsgut im offenen Wagen entſtehen konnte ($ 83 Abf. 2 
EVO.; § 459 Abi. 2 HGB.). 

2. Auch die Behandlung der Frage, ob die Berufung der 
Bekl. auf den erörterten Haftbefreiungsgrund durch ein ihr 
zur Laſt fallendes Verſchulden ausgeſchloſſen wird (8 83 
Abſ. 3 EV O.; § 459 Abſ. 3 HGB.), iſt zu beanſtanden. Der 
Bert. hat dabei rechtsirrig außer Betracht gelaſſen, daß der 
Bekl. als Frachtführerin die Sorgfaltspflicht für die Geſtel⸗ 
lung eines zweckmäßig ausgewählten Eiſenbahnwagens oblag. 
Fällt ihr in dieſer Hinſicht durch Stellung eines zu hohen, als 
Transportmittel auf elektriſch betriebener Strecke ungeeigneten 
Beförderungsmittels ein Verſchulden zur Laſt, durch das die 
Inbrandſetzung von Möbelwagen und Umzugsgut verurſacht 
oder auch nur im Sinne einer mitwirkenden Urſache erleich⸗ 
tert worden iſt, ſo hat ſie gemäß § 83 Abſ. 3 EVO. dafür 
einzuſtehen (RGZ. 111, 337 JW. 1925, 2756). Dem Spe⸗ 
diteur als Abſender kann allerdings ein nach 8 254 BGB. 
hinſichtlich ſeiner Urſächlichkeit für den Brandſchaden gegen⸗ 
über dem Verſchulden der Reichsbahn abzuwägendes Mitver⸗ 
ſchulden zur Laſt fallen, wenn er als Abſender bei der von 
ihm übernommenen Verladung des Möbelwagens die man⸗ 
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gelnde Eignung des geſtellten offenen Wagens hätte erkennen 
konnen. Grundſatzlich nicht zu bemängeln iſt die Anſicht des 
BerR., daß der Spediteur ſich darüber hätte vergewiſſern 
müſſen, über welche Strecke die Beförderung ging, und ob 
dafür eine ſolche mit elektriſchem Betrieb in Frage kam. Ob 
aber der Spediteur beſonderen Anlaß hatte, die Ladehöhe des 
Möbelwagens nachzuprüfen und von der Bekl. die Stellung 
eines niedrigeren Wagens zu verlangen, obwohl er an ſich 
davon ausgehen durfte, daß die mit den Betriebsverhältniſſen 
beſſer vertraute Bekl. bei der Wahl des Beförderungsmittels 
den elektriſchen Betrieb der in Rede ſtehenden Strecke berück⸗ 
ſichtigen werde, hängt im weſentlichen von Art und Umfang 
der dem Möbelwagen und dem Umzugsgut im Falle einer 
Profilüberſchreitung drohenden Gefahr und ihrer Erkennbar 
keit für den Spediteur ab. Ein bei der Abwägung nach § 254 
BGB. zu berückſichtigendes Mitverſchulden des Spediteurs 
könnte auch darin beſtehen, daß er einen Möbelwagen zur 
Beförderung aufgegeben hat, deſſen Dach ſich nicht in ord⸗ 
nungsmäßigem Juſtand befunden hat. Sollte die von der 
Bekl. erſt in der Reviſionsbeantwortung aufgeſtellte und daher 
im Reviſionsverfahren nicht zu berückſichtigende Behauptung 
zutreffen, daß bei allen für die Beförderung von Möbelwagen 
in Betracht kommenden Wagen die Entfernung von der Schie⸗ 
nenoberkante bis zum Wagenboden die gleiche ſei, ſo würde 
dieſer Umſtand die Bekl. dennoch nicht ohne weiteres von der 
Verantwortung für einen mit der Profilüberſchreitung in ur⸗ 
ſächlichem Zuſammenhang ſtehenden Brandſchaden entlaſten. 
Es würde vielmehr alsdann zu erörtern ſein, ob ſie den 
Möbelwagen mit dem Umzugsgut zur Vermeidung einer Ge⸗ 
fährdung infolge der Profilüberſchreitung über eine Strecke 
mit Dampfbetrieb hätte befördern können und müſſen. War 
dies ohne Mehrkoſten nicht ausführbar, ſo käme in Frage, ob 
ſie den Spediteur hierauf hätte hinweiſen müſſen. 

3. Soweit der Ber. ſich mit der Frage befaßt hat, ob 
die Eiſenbahn nach $ 82 Abſ. 1 EVO. (8 456 HGB.) von der 
Haftung befreit iſt, hat er überſehen, daß für den Möbelwagen 
ein nicht erkennbarer Mangel der Verpackung nicht in Frage 
kommt, ſoweit er Frachtgut iſt, da er als ſolches un verpackt 
iſt. Sowohl für das Umzugsgut als auch für den Möbelwagen 
bedarf dagegen der Erörterung, ob den Spediteur ein die 
Haftung der Eiſenbahn ausſchließendes Verſchulden trifft, 
weil er einen Möbelwagen mit nicht ordnungsmäßig unter⸗ 
haltenem Dach zur Beförderung aufgegeben Hat. Auch im 
Rahmen des § 82 Abſ. 1 EVO. kommt es auf eine Abwägung, 
des beiderſeitigen Verſchuldens gemäß 8 254 BGB. an, wenn 
beiden Vertragsteilen hinſichtlich der Eignung des Eiſenbahn⸗ 
wagens als Beförderungsmittel ein Verſchulden zur Laſt 
fallen ſollte. 


(RG., I. ZivSen., U. v. 29. Mai 1937, 1236/36.) 
* 


12. 86. — 88 2, 12 UmwandlG. Eine GmbH. kaun auch 
dann in eine KommGel. umgewandelt werden, wenn ſich alle Ge⸗ 
ſchäftsanteile in der Hand der KommGeſ. und ihrer Geſellſchafter 
befinden. 7) 

Die Ausführungen des LG. beruhen auf einer zu engen Aus⸗ 
legung des § 2 UmwandI®. Nach dieſer Vorſchrift in Verbindung 
mit $ 12 Ummandl®. kann die Geſellſchafterverſammlung einer 
GmbH. die Übertragung des Vermögens auf eine Kommceſ. be⸗ 
ſchließen, wenn ſich alle Geſchäftsanteile in der Hand der Komm⸗ 
‚Gef. befinden. Rein wörtlich genommen liegen dieſe Voraus⸗ 
ſetzungen hier allerdings nicht vor. Nachdem die Umwandlung der 
übrigen Geſellſchaften vollzogen iſt, und jetzt nur noch die 
Grundſtücksgeſellſchaft und die U.. verlag Kommseſ. beſtehen, iſt 
die Rechtslage folgende: Geſellſchafter der GmbH. ſind Dr. H., 
Ho. und M. mit zuſammen 75% des Stammkapitals und die aus 
denſelben drei Perſonen beſtehende KommGeſ. mit 25% des 
Stammkapitals. Die Geſchäftsanteile befinden ſich alſo nicht 
ſämtlich in der Hand der KommGeſ., wohl aber ſämtlich in 
der Hand der Geſellſchafter, welche die KomncGeſ. bilden. 
Die Frage, ob in ſolch einem Sonderfalle die Umwand⸗ 
lung zuläſſig it, wird im Schrifttum nicht ausdrücklich be⸗ 
handelt. Böttcher⸗Meilicke (8 2 Anm. II 1) vertreten die 
Anſicht, daß § 2 ſtreng auszulegen iſt, un Umgehungen zu ver⸗ 
bindern. Das mag richtig ſein inſofern, als die Umwandlungs- 
vorſchriften nicht dazu dienen ſollen, eine Vermogensverſchiebung 
von den bisherigen Geſellſchaftern auf dritte ee zu ermog⸗ 


lichen. Die 88 3, 4 und 6 der 1. DurchfV O. ſtehen mit dieſem 
Grundſatz im Einklang; denn ſie enthalten Sondervorſchriften zur 
Ausſchaltung einer geringen Minderheit. Wenn aber B öttcher⸗ 
Meilicke weiterhin der Anficht find, daß kein Geſchäftsanteil in 
der Hand eines Geſellſchafters der Kommceſ. fein dürfe, jo kann 
einer ſo ſtrengen Auslegung nicht beigepflichtet werden. Dann 
könnte in einem Fall der vorl. Art die GmbH. in die bereits be⸗ 
ſtehende KommGeſ. in erleichterter Form, alſo ohne Abtretung 
von Geſchäftsanteilen, nicht umgewandelt werden. In erleichter⸗ 
ter Form ließe ſich die GmbH. dann nur in eine neu zu 
errichtende zweite KommGeſ. umwandeln, au welcher die drei 
natürlichen Perſonen und die U. . verlag Stomnef. beteiligt 
wären (§ 9 UmtvandI®.). Die hier vorgenommenen einheitlichen 
Umwandlungsmaßnahmen bezweckten, die dreizehn miteinander 
verſchiedenartig verſchachtelten Geſellſchaften derart aufzulöſen, daß 
die drei Anteileigner dieſer Geſellſchaften nur noch eine einzige 
Geſellſchaft, nämlich eine Kommceſ., bildeten. Dieſes Ziel wurde 
I nach Anſicht des LG. in erleichterter Form nicht erreichen 
aſſen. 

Dies liegt aber nicht i. S. des Umwandlcß. Dieſes bezweckt 
gerade, für Klarheit und Ülberſichtlichkeit in der Gliederung der 
Konzerne zu ſorgen und alle überflüſſigen Verſchachtelungen ab⸗ 
zubauen (Schlegelberger: DJ. 1936, 1649). Dafür, die Be⸗ 
teiligung einer KommöGeſ. an einer anderen KommcGeſ. aufrechte 
zuerhalten, wenn Geſellſchafter beider Kommceſ. dieſelben natur⸗ 
lichen Perſonen ſind, beſteht kein triftiger Grund. Es iſt deshalb 
anzunehmen, daß durch das UmwandlGl. die Moglichkeit geſchaffen 
werden ſollte, auch ſolche Verſchachtelungen in erleichterter Form 
aufzulöſen. Das führt dazu, den 8 2 Unmandl®. in einem weite⸗ 
ren Sinne auszulegen. Die Umwandlung muß auch dann zulaſſig 


ſein, wenn die Anteile der Gmbß. nicht ausſchließlich der Komm 


Geſ., ſondern zum Teil deren Geſellſchaftern perſönlich zuſtehen. 
Die Umwandlung wird al (von $$ 3ff. der 1. Durchf VO. ab- 
geſehen) nur dann ausgeſchloſſen, wenn dritte, nicht an der Komm⸗ 
Gef. beteiligte Perſonen, Anteile der Gmbh. beſitzen. Für dieſe 
weitere Auslegung ſprechen folgende Erwägungen: Das Um⸗ 
wandläß. bezweckt, worauf in dem Vorſpruch ausdrücklich hinge⸗ 
wieſen wird, die Abkehr von anonymen Kapitalformen zur Eigen⸗ 
verantwortung des Unternehmers zu erleichtern. Dieſer Zweck 
wird aber viel unmittelbarer erreicht, wenn in einem Fall der 
vorl. Art die Gmbh. in die an ihr beteiligte KommGeſ, umge⸗ 
wandelt wird, als wenn die Gmb. in eine neue KommcGeſ. unt⸗ 
gewandelt werden müßte, in welche eine andere Komnceſ. 
eingeſchachtelt iſt. Die Umwandlungsvorſchriften bezwecken ferner, 
die Gläubiger der umzuwandelnden Geſellſchaft zu ſchützen. Denn 
nur dann, wenn dieſe keinen Schaden erleiden, ird der Wegfall 
der Liquidation gerechtfertigt (vgl. Böttch er-Meilicke, 89 
UmwandlGG. Anm. 2). Aber auch von dieſem Geſichtspunkt aus be- 
ſteben gegen die weitere Auslegung des 8 2 für Sonderfälle der 
vorl. Art keine Bedenken. Den Gläubigern der GmbH. haftet bis⸗ 
her nur das Geſellſchaftsvermögen. Wird das geſamte Vermögen 
der umzuwandelnden Geſellſchaft auf die Komuceſ. übertragen, 
fo erleiden die Gläubiger keine Nachteile. Die Übertragung wirkt 
ſich fogar infofern zu ihrem Vorteil aus, als ihnen nunmehr 
9955 dem Geſellſchaftsvermögen die Geſellſchafter perſonlich 
aften. 
(KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 5. Mai 1937, 1 WX 150/37.) [H.] 
Anmerkung: Der Entſch. des KG. wird nicht beizutreten 
ſein, ſo ſehr man die Tendenz begrüßen muß, die Umwandlungs- 
vorſchriften im Rahmen des geſetzlich Zuläſſigen ausdehnend zu 
interpretieren. Die Annahme des Kg., daß die Frage, „ob in 
ſolch einem Sonderfall die Umwandlung zuläſſig it ... im 
Schrifttum nicht ausdrücklich behandelt“ wird, dürfte nicht zu⸗ 
treffend ſein. Nicht nur Böttcher⸗Meilicke erörtern fie in 
§ 2 Nr. 2, ſondern insbeſ. auch Groſchuff⸗Kaſemmel zu 
5 2 Anm. Abſ. 2 und Laß § 2 Nr. II 3. Groſchuff⸗Kaem⸗ 
mel weiſen an der zitierten Stelle auf 8 105 Abſ. 2 HGB., der 
auf die OH. die Vorſchriften des BOB. über die Geſellſchaft zur 
Anwendung bringt, und damit auf § 738 Abſ. 1 BOB. hin, nach⸗ 
dem im Falle des Ausſcheidens eines Geſellſchafters deſſen Anteil 
am Geſellſchaftsvermögen den übrigen Geſellſchaftern zuwachſt. 
Groſchuff⸗Kaemmel führen dazu aus, daß, wenn die 
Geſellſchafter der Kapitalgeſellſchaft nur die Geſellſchafter der 
OH®. find, die Umwandlung in dieſe beſtehende OHG. nur nach 
vorheriger Abtretung der Aktien oder Geſellſchaftsanteite an die 
OG. erfolgen kann, „um zu verhüten, daß ſich die Perſonen der 
Übernehmer des Vermögens und der OHG. nicht decken. Andern⸗ 
falls würde hier die Umwandlung nur erfolgen konnen durch „Er⸗ 
richtung“ einer weiteren (aus den gleichen Perſonen beſtehenden) 
OSG. gemäß & 9 Umwandl g., was aber Betriebstrennung zur 
Vorausſetzung hat (vgl. Groſchuff: JW. 1936, 3259 zu I und 
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III), oder nach Einſtellung des Betriebes der Kapitalgeſellſchaft 
durch Errichtung einer BGB.⸗Geſellſchaft (85 1, 2 ur 
Groſchuff⸗Kaemmel legen weiter dar, daß bei meh⸗ 
. Kapitalgeſellſchaften, an denen die völlig gleichen Geſell⸗ 
6 beteiligt ſind, in entſprechender Weiſe zu verfahren iſt. 
10 im alſo nach § 2 umwandeln zu konnen, müſſen die Aktien (Ge⸗ 
äftsanteile) abgetreten werden an die aus einer der Kapital⸗ 
aten nach 8 9 umgewandelte und nach § 11 Abſ. 2 ent⸗ 
10 und unn beſtehende Perſonalgeſellſchaft (vgl. Erl. zu § 9). 
ede 8 Fall des § 8 bilden natürlich eine Aus⸗ 
ahne, rt da ermögen au ingeſ per? 
ee e wird.“ . B 
15 emgegenüber dürfte die Begründung des KG. aus dem 
. an Zweck des Unwandl®. nicht den Kern der Frage 
dend iſt allein, daß das Geſetz ſtrikt erfordert, daß die⸗ 
IE 11 echtsperſon, auf die die Kapitalgeſellſchaft übergehen ſoll, 
bunte ie nun Einzelperjon oder OHG. oder KonimGeſ. ſein, Eigen: 
Durchfü der Anteile der Kapitalgeſellſchaft iſt; denn mit der 
an kein g d des Umwandlungsbeſchluſſes verlieren die Geſchafts⸗ 
ne zw. die Aktien der umgewandelten Kapftalgeſellſchaft die 
Sage igene rechtliche Bedeutung. Dies kommt der Rechtsperſon 
deshalb 10 die die Kapitalgeſellſchaſt umgewandelt wird; es wird 
fe Eigentün ihr auch erfordert und muß erfordert werden, daß 
Aktien od ümexrin der durch die Umwandlung hinfällig werdenden 
ſonders er ene iſt. Nur in dem vom Geſetzgeber be⸗ 
mb ne ten Falle der Kapitalumwandlung durch Ver⸗ 
pee Ni die ung auf den Hauptgeſellſchafter braucht die Rechts⸗ 
zu haben. ie umgewandelt wird, nicht alle Geſellſchaftsanteile 
fuhrung des a in dieſem Falle werden zwar mit der Durch⸗ 
anteile als fol mwandlungsbeſchluſſes die Aktien und Geſchäfts⸗ 
Abfindungsan che hinfallig, an ihre Stelle tritt ausſchließlich der 
geſehene e Es iſt dies aber der einzige im Geſetz vor⸗ 
nicht eigenen die ee auf die umgewandelt wird, 
5 T 2 4 
tale änft uhr un 9 Er nteile der umzuwandelnden Kapi 
em vom SG. entſchiedenen Fall wäre alſo fo vorzu⸗ 

e : u 
Hel neren, daß die Geſellſchafter zuvor ihre Anteile der b 
handen a hätten; alsdann wäre in der Umwandlungsver⸗ 
Anteile ie Kommcgheſ. die alleinige Eigentümerin ſämtlicher 
We umzuwandelnden Kapitalgeſellſchaft geweſen und die 
werden mung hätte nach $ 2 Umwandlez. auf fie vorgenommen 
dischen 1 Oder aber, man hätte die Umwandlung auf eine 
a 05 Kommcheſ. und den anderen Anteilsbeſitzern zu er 
19 rl ommckeſ. vornehmen müſſen. Mir ſcheint auch, daß der 
enn au zweckmäßigerweiſe gewählte erſtere Weg keine be⸗ 
Un eat ‘ Balung für die umwandelnden Geſellſchafter darſtellt. 
ae et deſſen läßt die vom Geſetz insbeſ. im Intereſſe der 
E der Kapitalgeſellſchaft verlangte Klarheit des Umwand⸗ 
Fall Wen es nicht als vertretbar erſcheinen, daß außer im 
Jan er Umwandlung durch Vermögensübertragung auf den 
5 p reden r eine Übertragung nach $ 2 Umwandlch. auf 
ſchaf echtsperſon vorgenommen wird die ſich erſt die Anteile be⸗ 
Hin 11 will, die in Verfolg der Durchführung des Umwand⸗ 
05 gsbeſchluſſes ihre rechtliche Bedeutung als Anteile verlieren, 
w e „ daß die Beſchaffung dieſer Anteile grundſaätzlich 
de im Einverſtändnis mit den bisherigen Anteilseignern und 
11110 Zahlung des von ihnen verlangten Gegenwertes möglich 


RA. Dr. Hugo Dietrich, Berlin. 
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13. RG. — 1. Löschung einer Kapitalgeſellſchaft, die ihren 
Geſchäftsbetrieb dauernd eingeſtellt hat, ohne Auflöſungsbeſchluß 
und ohne förmliche Abwicklung. 

N a der Anfechtung nach 8 2 AnfG. 
3. Zur Frage der Vernichtung der Rechtsperſönli eit 
einer Kapitalgeſellſchaft. f) Ki e 

Die beiden Kl. ſind Gläubigerinnen der Firma Kieswerk 
Gmb, welche in das Handelsregiſter eingetragen geweſen, aber 
im Juni 1932 gelöſcht worden iſt. Sie haben wegen ihrer Schuld: 
forderungen im Febr. 1935 Vollſtreckungsbefehle gegen die ge⸗ 
nannte Geſellſchaft erwirkt, und zwar beide am 26. Febr. 1935, 
und auf Grund dieſer Schuldtitel im gegenwärtigen Verfahren 
dahin geklagt, daß die Bekl. verurteilt werde, die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung aus den gegen die Kieswerk Gmbb. erwirkten Voll 
ſtreckungsbefehlen wegen der bezeichneten Forderungen in eine 
Anzahl von Betriebsmitteln und Anlagen der Schuldnerin zu 
dulden mit der Begründung, die Übereignung dieſer Gegenſtände 
auf die Bekl., eine Sicherungsübereignung v. 31. Okt. 1930, ſei 
wegen Gläubigerbenachteiligung anfechtbar. Während das LG. 
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am 5. Dez 1935 den beiden im Aug. 1935 erhobenen Klagen 
ſtattgegeben hatte, hat das OLG. die beiden Klagen abgewieſen. 
RG. hob auf. 

Am 19. Mai 1932 ſchrieb die Induſtrie⸗ und Handelskam⸗ 
mer an das Regiſtergericht, der Geſchäftsbetrieb der genannten 
Firma ruhe ſchon ſeit längerer Zeit; die Eröffnung des Kon⸗ 
kursverfahrens ſei am 17. Okt. 1931 mangels Maſſe abgelehnt 
worden: die Vorausſetzungen für die Löſchung der Firma im 
Handelsregiſter lägen deshalb vor und dieſe möge zu einem 
entsprechenden Antrag angehalten werden. Die Akten enthalten 
dann einen Vermerk des Regiſterführers, wonach eine Geſell⸗ 
ſchaft aufgelöſt werde durch die Eröffnung des Konkursverfah⸗ 
rens (860 SmbH®.); nach Beendigung des Konkursverfahrens 
ſchließe ſich erforderlichenfalls eine Liquidation an; dieſe komme, 
weil der Konkursantrag mangels Maſſe abgewleſen ſei, nicht 
in Betracht. Am 13. Juni 1932 meldeten die Geſchäftsführer 
der Geſellſchaft zur Eintragung in das Handelsregiſter an, daß 
die Firma erloſchen ſei. Am 19. Juni 1932 wurde in das Han⸗ 
delsregiſter eingetragen, daß die Firma erloſchen ſei. Eine Li⸗ 
quidation der Geſellſchaft hat demnach nicht ſtattgefunden. 

Der BerR. hat die Klagen nur deshalb abgewieſen, weil 
ihnen kein gultiger vollſtreckbarer Schuldtitel (82 Anfcz) au 
grunde liege; denn die Kieswerk Gmbß. habe bei Erlaß der 
von den Kl. gegen ſie erwirkten Zahlungs und Vollſtreckungs⸗ 
befehle als Rechtsperſönlichkeit nicht mehr beſtanden. Er geht 
bei ſeinen Erörterungen davon aus, daß die Löſchung der Ge⸗ 
ſellſchaft im Handelsregiſter — auch ohne Geſellſchafterbeſchluß 
oder ſonſtigen Auflöſungsgrund (8 60 GmbHG.) und ohne vor ⸗ 
gängige Liquidation (8 66 daſelbſt) — gerechtfertigt geweſen ſei, 
weil die Geſellſchaft ſchon damals fein Vermögen mehr gehabt 
habe. Für die Frage der Wirkſamkeit der Schuldtitel lomme es 
aber nicht auf den Zeitpunkt der Löſchung, ſondern auf den 
Zeitpunkt der Erwirkung der Schuldtitel (Febr. 1935) an. 

Der Vorderrichter ſtellt dann weiter feſt, daß die Gefell- 
ſchaft in dieſem Zeitpunkt mangels Vermögens keine Rechts- 
perſönlichkeit mehr gehabt habe. 

1. Der Ausgangspunkt des BerR. iſt an ſich richtig. Denn 
die Rſpr. hatte es [hun zur Zeit der Loſchung der Geſellſchaft 
im Handelsregiſter (Juni 1932) für zuläſſig erklärt, daß eine 
Kapitalgeſellſchaft, die ihren Geſchäftsbetrieb danernd eingeſtellt 
hat, beim Fehlen jeglichen Attivvermögens auch ohne beſon⸗ 
dere Beſchlußfaſſung und ohne förmliche Abwicklung als auf⸗ 
gelöſt gelten und im Handelsregiſter gelöſcht werden kann (Kg., 
Beſchl. v. 28. März 1927, 1b X 12 78/7: JW. 1927, 1383 ). 
Das RG. hat dieſe Auffaſſung gebilligt (RG. 149, 293 [296] 
JW. 1936, 4469). Das Geſetz über die Auflöfung und Lö⸗ 
ſchung von Geſellſchaften und Genoſſenſchaften v. 9. Okt. 1934 
(NG Pl. I, 914) hat — worauf dieſes Urteil hinweiſt — in 
feinent 82 dieſen Rechtszuſtand nicht neu geſchaffen, ſondern 
nur klargeſtellt, indem es ausſpricht, daß u. a. Kapitalgeſellſchaf⸗ 
ten, die kein Vermögen beſitzen, auf Antrag oder von Amis 
wegen im Handelsregiſter gelöjcht werden konnen; die Löſchung 
habe aber keine rechtsſchaffende Wirkung in dem Sinne, daß 
ſie nun die Geſellſchaft endgültig zum Erlöſchen bringe; ſte 
habe vielmehr nur die Bedeutung der Bekundung einer Tatſache. 
Erwies ſich in einem ſolchen Falle die aus der Einſtellung des 
Geſchäftsbetriebes und dem in die Erſcheinung tretenden Man⸗ 
gel an Vermögen folgende Vermutung, daß das Geſellſchafts⸗ 
verhältnis vollſtändig abgewickelt ſei, nachträglich als unrichtig, 
weil ſich das Vorhandenſein von Vermögen und die Notwendig 
keit, es zur Befriedigung der Gläubiger zu verwenden und den 
Uberſchuß an die Geſellſchafter zu verteilen, herausſtellten, ſo 
konnte ſchon vor Erlaß des bezeichneten Geſetzes die Eintra⸗ 
gung des Erlöſchens auch von Amts wegen im Verfahren nach 
142 Rig. wieder gelöſcht werden. Es konnte dann ebenſo, 
wie wenn eine Liquidation ſtattgefunden hatte und dann die 
Firma gelöſcht worden wäre, ſich aber nachträglich zu vertei⸗ 
lendes Vermögen herausgeſtellt hatte, eine Liquidation ſtattfin⸗ 
den. Auch 82 Abf. 3 Gel. v. 9. Okt. 1934 gibt nur den bis⸗ 
berigen Rechtszuſtand wieder, indem er anordnet, daß die Li⸗ 
quidation ſtattfindet, wenn ſich nach der Löſchung das Vorhan⸗ 
denſein von Vermögen herausſtellt, das der Verteilung unter⸗ 
liegt. 
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Nach 52 Abſ. 1 Satz 1 Gef. v. 9. Okt. 1934, das auf den 
vorl. Fall keine unmittelbare Anwendung findet, weil hier die 
Löſchung ſchon vor dem Inkrafttreten des Geſetzes (12. Okt. 
1934) ſtattgefunden hat, gilt mit der Löſchung die Geſellſchaft 
als aufgelöſt. Eine förmliche Abwicklung findet nur ſtatt, wenn 
ſich nach der Löſchung das Vorhandenſein von Vermögen heraus⸗ 
ſtellt, das der Verteilung unterliegt (82 Abſ. 1 Satz 2 Abſ. 3). 
Es handelt ſich hierbei um eine der Maßnahmen der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Staats⸗ und Wirtſchaftsführung, welche die Be 
ſchränkung der namenloſen Geſellſchaftsform auf ſolche Fälle be⸗ 
zwecken, wo größere Kapitalien durch eine Vielzahl von Per⸗ 
ſonen aufgebracht werden ſollen, und die amtliche Begründung 
des Geſetzes (RAnz. 1934 Nr. 243 v. 17. Okt. 1934, abgedr. bei 
Bergmann, „Umwandlung, Auflöſung und Löſchung von 
Kapitalgeſellſchaften“, 1935, S. 34 ff.) beſagt in Abſ. 2, die Be⸗ 
deutung der neuen Beſtimmung liege weniger in einer Anderung 
des beſtehenden Zuſtandes als vielmehr darin, der Rſpr. eine 
klare geſetzliche Grundlage zu ſchaffen und ihr den weiteren 
Weg zu ebnen. Dies weiſt darauf hin, daß die Geſellſchaft nach 
ihrer Löſchung zwar als aufgelöſt „gelten“ ſoll, daß aber die 
Auflöſungswirkung nicht eintreten kann, wenn die Vermögens— 
loſigkeit der Geſellſchaft in Wirklichkeit nicht beſtanden hat. 
Stellt ſich heraus, daß die Löſchung zu Unrecht erfolgt iſt, weil 
nämlich der Verteilung unterliegendes Vermögen vorhanden 
war, ſo findet noch nachträglich eine Liquidation ſtatt (Begr. 
Abſ. 6). Dies wäre nicht denkbar, wenn die Geſellſchaft, ungeach— 
tet ihrer förmlichen Löſchung, nicht tatſächlich noch vorhanden 
wäre. Für dieſe Annahme ſpricht auch der Umſtand, daß das 
AktG. v. 30. Jan. 1937 (RGBl. IJ, 107) zwar den geſetzlichen 
Auflöſungsgründen einen neuen (die Rechtskraft des Beſchluſ— 
ſes, durch den die Eröffnung des Konkursverfahrens mangels 
einer den Koſten des Verfahrens entſprechenden Konkursmaſſe 
abgelehnt wird [8203 Abf. 1 Nr. 4]) hinzugefügt hat, aber die 
Tatſache der Löſchung der Geſellſchaft im Handelsregiſter als 
ſachlichen Auflöſungsgrund nicht erwähnt. 

2. Für die Anfechtungsfrage kann es nun aber grundſätz⸗ 
lich nur darauf ankommen, daß der Anfechtungsgläubiger für 
feine Forderung einen Vollſtreckungstitel gegen ſeinen Schuld» 
ner erlangt hat, nicht auch darauf, daß er ihn mit Recht er⸗ 
langt hat. Insbeſ. iſt es ohne Belang, ob der Gläubiger nach 
der rechtmäßigen Erwirkung des Schuldtitels in der Lage iſt, 
den vollſtreckbaren Titel zu vollſtrecken, ob alſo alle Formerfor⸗ 
derniſſe ſolcher Vollziehung gegeben ſind oder nicht. Denn daß 
die Zwangsvollſtreckung in die dem Schuldner ſelbſt noch zu 
Gebote ſtehenden Mittel ſchon fruchtlos verſucht worden wäre, 
iſt nicht zu erfordern; es genügt die begründete Annahme, daß 
ſie zu einer vollſtändigen Befriedigung des Gläubigers nicht füh— 
ren würde. Dieſe Annahme iſt aber ſchon dann gerechtfertigt, 
wenn der Schuldner zur Zeit der letzten Streitverhandlung im 
Anfechtungsprozeß keine zur Befriedigung des Gläubigers ge- 
eigneten Vermögenswerte mehr beſeſſen hat, wenn vielmehr 
ſolche — z. B. durch die erfolgreiche Durchführung des Anfech— 
tungsſtreites — erſt wieder beſchafft werden müſſen. Die Frage 
aber, ob der vom Gläubiger begehrte Vollſtreckungstitel ihm ge— 
währt werden kann, iſt ausſchließlich von dem dazu berufenen 
und zuſtändigen Prozeßgerichte zu entſcheiden. Dem Gericht, das 
über den Anfechtungsprozeß zu befinden hat, ſteht grundſätzlich 
nicht die Befugnis zu, eine Prüfung förmlicher oder ſachlicher 
Art nachzuholen, die ſchon der Prozeßrichter im Streit über die 
Forderung des Gläubigers gegen ſeinen Schuldner vorzuneh⸗ 
men hatte, und es kann hierbei, den förmlichen Erlaß des Schuld— 
titels vorausgeſetzt, nicht darauf ankommen, ob der Prozeßrich— 
ter, der ihn erlaſſen hat, die dafür geltenden Vorausſetzungen 
zu prüfen unterlaſſen oder ob er ihr Vorliegen zwar geprüft, 
aber zu Unrecht bejaht hat. Es kann hier auch keinen Unter: 
ſchied begründen, ob der Schuldtitel auf Grund ſtreitiger Ver⸗ 
handlung oder etwa im Verſäumnisverfahren erwirkt worden 
iſt. Denn es iſt in allen Regel Sache des Prozeßrichters, die 
Vorausſetzungen der Zuläſſigkeit des Erlaſſes eines Verſäum⸗ 
nisurteils, insbeſ. die Ordnungsmäßigkeit der Ladungen und 
Zuſtellungen, von Amts wegen zu prüfen (8335 ZPO.). Der 
Vollſtreckungsbefehl ſteht einem für vorläufig vollſtreckbar er⸗ 
klärten, auf Verſäumnis erlaſſenen Endurteile gleich (§ 700 
Satz 1 ZPO.). Aus ihm findet die Zwangsvollſtreckung wie aus 


einem für vorläufig vollſtreckbaren Endurteile ſtatt ($ 704 Abſ. 1, 
§ 794 Abf. 1 Nr. 4 ZPO.). Für die Verfolgung des Anfechtungs⸗ 
anſpruchs genügt das Vorhandenſein eines Vollſtreckungstitels; 
daß er rechtskräftig ſei, iſt ebenfalls nicht zu erfordern; dies 
ergibt ſich ohne weiteres aus der Vorſchrift des § 10 Anfch., 
wonach der Umſtand der nur vorläufigen Vollſtreckbarkeit erſt 
bei der Faſſung des den Anfechtungsanſpruch für begründet ev- 
klärenden Urteils zu beachten iſt. Auch einer vollſtreckbaren 
Ausfertigung (88 724 ff. ZPO.) bedarf es zur Verfolgbarkeit des 
Anfechtungsanſpruchs nicht. Ebenſowenig bedeutet das Titel- 
erfordernis, daß der Schuldtitel (hier die Vollſtreckungsbefehle) 
zugeſtellt, daß die Vorausſetzungen der 88 750—752, 795 38D. 
erfüllt ſein müßten. Denn für die Frage der Vollſtreckbarkeit 
eines Schuldtitels, das heißt die Frage ſeiner Fähigkeit, die 
Grundlage der Zwangsvollſtreckung im engeren Sinne zu bil⸗ 
den, iſt es ohne Belang, ob ſchon die förmlichen Vorausſetzun— 
gen vorliegen, von denen der Beginn der Zwangsvollſtreckung 
( 750 Abſ. 1 ZPO.) abhängig gemacht iſt. Für die Eutſch. des 
vorl. Falles iſt es deshalb auch einerlei, ob die Vollſtreckungs 
befehle der Kl. ordnungsmäßig, insbeſ. an einen ausgewieſenen 
Vertreter der Schuldnerin, ja ob ſie überhaupt ſchon zugeſtellt 
worden find. Es genügt das Vorliegen des ordnungsmäßig voll⸗ 
zogenen Vollſtreckungsbefehls ($ 699 ZPO.). Daß im vorl. Falle 
die von den Kl. erwirkten Schuldtitel (Vollſtreckungsbefehle) 
einen förmlichen Mangel aufwieſen, iſt nicht geltend gemacht. 
Weſentlich für den Erlaß der Vollſtreckungsbefehle war aber 
die Ordnungsmäßigkeit der Zuſtellung der Zahlungsbefehle und 
der geſetzliche Friſtablauf (88 692, 693, 699 ZPO.); ob dieſe Vor 
ausſetzungen für den Erlaß der Vollſtreckungsbefehle vorlagen, 
hatte der UrkB. der Geſchäftsſtelle des AG., bevor er die Boll- 
ſtreckungsbefehle auf die Zahlungsbefehle ſetzte, zu prüfen, und 
zwar nur er. Der Erlaß des Vollſtreckungsbefehls ſchafft die 
förmliche Vorausſetzung für die Verfolgbarkeit des Anfechtungs⸗ 
anſpruchs, ohne daß — außerhalb des dafür geordneten beſon— 
deren Rechtsmittelverfahrens (88 700, 338 ff. ZPO.) — der zur 
Entſch. des Anfechtungsſtreits berufene Richter die Befugnis 
hätte, den einmal erlaſſenen Vollſtreckungsbefehl — etwa wegen 
eines feſtſtellbaren Mangels in den förmlichen Vorausſetzungen 
— aufzuheben oder für rechtsunwirkſam zu erklären. 

Von dieſen Grundſätzen kaun nur eine Ausnahme in 
Erwägung gezogen werden; nämlich der Fall, daß es ſich um 
einen nichtigen Urteilsſpruch handelte, deſſen Unwirkſamkeit 
von jedem Dritten geltend gemacht werden könnte. In der 
Rechtslehre wird die Meinung vertreten, daß einem gegen eine 
nicht beſtehende Partei ergangenen Urteil der Mangel urſprüng⸗ 
licher Unwirkſamkeit anhafte, und daß es ſich hierbei um einen 
Mangel handle, der zu jeder Zeit und von jedermann geltend 
gemacht werden könne, wie auch die Parteien befugt ſeien, den 
Mangel mit den ordentlichen Rechtsmitteln geltend zu machen 
(Jonas, ZPO., Vorbem. vor 8578 J, 2b, und bei Fuß: 
noten 7 und 8; $50 VII 2). Ein ſolches Urteil würde — jo 
wird geltend gemacht — mangels irgendeiner Beziehung zu 
einer Perſönlichkeit keinerlei Wirkung ausüben, ſomit würde es 
ins Leere fallen, ohne daß damit aber das Urteil etwa auch 
als Akt der Staatsgewalt ſelbſt unbedingt nichtig wäre. Das 
iſt auch der Standpunkt, den der Vorderrichter in der vorl. 
Sache einnimmt. Ob aus dieſer grundſätzlichen Auffaſſung auch 
für den gem. § 2 AnfG. zu erfordernden Schuldtitel die Folge— 
rung unbedingter Unwirkſamkeit gezogen werden müßte, be— 
darf aber beſonderer Prüfung. 

3. Es iſt zu fragen, wie die Grenzen des Beſtehens oder 
des Nicht(mehr)beſtehens einer (juriſtiſchen) Perſönlichkeit zu 
ziehen ſind. Die Auflöſung einer Kapitalgeſellſchaft wie auch die 
Löſchung einer ſolchen wegen Vermögensloſigkeit und wegen 
Einſtellung ihres Geſchäftsbetriebes vernichten die Rechtsper⸗ 
ſönlichkeit nicht in der vollkommenen und jeden Reit einer Le⸗ 
bensbetätigung völlig zerſtörenden Weiſe wie z. B. die Eingriffe 
der Staatsgewalt, die in den Geſetzen v. 26. Mat 1933 und 
14. Juli 1933 (RGBl. I, 293, 479) vorgeſehen ſind. Während 
dieſe Geſetze eine gänzliche abwicklungsloſe Vernichtung der 
Rechtsperſönlichkeit ermöglichen (vgl. RG. 148, 65 = JW. 
1935, 2625 8 m. Anm.), wird in den vorbezeichneten Auflöſungs⸗ 
und Löſchungsfällen die Schuldnerrechtsperſönlichkeit nicht gänz⸗ 
lich, nicht bis auf den letzten Reſt der Möglichkeit einer Lebens» 
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betätigung vernichtet (RGG3. 153, 340 [342] = IW. 1937 
75 1 ide 12, 296 [299]; RGGurt. v. ner 1936, VI 40/36). 
mine ſchaft geht durch die Löſchung allein noch nicht voll- 
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ee Orchtsperſönlichkeit endet erſt dann, wenn nach Wegfall 
8 ee durchaus kein Vermögen und keine Schul 
Er 2 vorhanden ſind (ogl. Quaſſowski bei Pfundt⸗ 
1 „Das neue deutſche Reichsrecht“, Ua b 31 
Wenn e Becker, „Gmbc.⸗Rundſchau“, 1934 S. 1123). 
Falle . zuständige Prozeßrichter in einem derartigen 
wiclun ohne Auflöſungsbeſchluß und ohne förmliche Ab 
für e = im Handelsregiſter gelöſchte Schuldnergeſellſchaft 
beſtehend 10 ihm anhängig gewordene Klage noch als fort— 
1 8 oe und behandelt hat, etwa deshalb, weil er 
— 0 das Geſellſchaftsvermögen im ganzen zwar ver 
2 r 12 irgendwelche einzelne Vermögensſtücke noch 
. ae: N aus deren Verwertung der Gläubiger 
Erlaß re ag zu finden vermöchte, und wenn er bei 
ſtelung d erſäumnisurteils (des Vollſtreckungsbefehls) die Zu: 
e en 
zeſell fur zuläſſig und ausreichend ge 
0 weil dieſer nicht auf dem A . Wege 
(867 das) wo des und nicht durch einen Abwickler erſetzt 
gel; feet ein 1 5 Io fit zu fragen, ob ein derartiger Man⸗ 
— e ſo cher überhaupt vorliegt, ſtark genug wäre 
laſſes des Wa freenet P 5 We er. 
mögens lastet see gs beſehls) wirklich beſtehende völlige Ver— 
Far es ar Schuldnergeſellſchaft die * 
ſicht darauf zuldtitels zu begründen. Dies ift ſchon mit Rüd- 
titels 55 AH verneinen, daß das Erfordernis des Schuld. 
ach lich a ein retu förmliches iſt. Es darf hierbei 
nn e bleiben, daß es in aller Regel im 
MR Veit unkte des Urteilserlaſſes mehr oder weniger 
vermögenslos * die Schuldnergeſellſchaft wirklich völlig 
ers Greigniff id für alle Zeiten und ohne Rückſicht auf ſpa⸗ 
Pein und Entwicklungen jede wirtſchaftliche Lebens 
er vollig ausgeſchloſſen iſt. Unter derartigen 
Argen ungen wird es gemeinhin Aufgabe des in den Streit 
ſchaſt ſein au hen Vertreters der (ruhenden) Schuldnergeſell⸗ 
B — dem zur Eutſch. über die gegen dieſe erhobene 
105 3 Prozeßrichter die völlige Vermögensloſig⸗ 
Rene: ie 115 Unfähigkeit der Geſellſchaft zu irgendwelcher 
NR 9 etatigung geltend zu machen und gleichzeitig 
ne und inwiefern ſeine Vertretungsbefugnis trotz 
l erufung erloſchen ſei. Wenn er dies verſäumt und 
firviliche np eines vollſtreckbaren Schuldtitels oder gar deſſen 
Prozeß 5 echtskraft eintreten läßt, oder wenn der berufene 
Fertbeſte er 90 ſich aus keine Bedenken dagegen findet, das 
ber e er (ruhenden) Geſellſchaft und der Vertretungs- 
5 ihrer ale geſetzlichen Vertreter anzunehmen, 
Verhelt gemäß den beantragten Schuldtitel erteilt, ſo iſt unter 
— niſſen der vorl. Art das zur Entſch. des Anfechtungs- 
ſtreites zuſtandige Gericht nicht befugt, dem dergeſtalt im ge⸗ 
ordneten Verfahren erwirtten Schuldtitel jegliche rechtliche Wirk- 
N abzufprechen und ihn als überhaupt nicht erlaſſen zu be: 
Befeht 15 Von einem ordnungsgemäß erlaſſenen Vollſtreckungs⸗ 
9 l kann in dieſer Hinſicht nichts anderes gelten als hinſichtlich 
mes richterlichen Verſäumnis⸗ oder Streiturteils. Unter den 
ieee Vorausſetzungen ſind alſo keine rechtlichen Bedenken 
ie zu erheben, daß die von den Kl. erwirkten Vollſtrek⸗ 
| 93 efehle als vollſtreckbare Schuldtitel i. S. des § 2 Anfch. 
dem Aufechtungsſtreite zugrunde gelegt werden. 
hu 5 N et der Vollſtreckungsbefehle anlangt, die 
0 Si hervorgehoben — erſt für die Faſſung des zu er— 
610 m Endurteils, ſofern es der Anfechtungsklage ftattgibt 
510 Auch), bedeutſam fein kaun, fo wird die fortdauernde 
Vertretungsbefugnis der früheren Geſchäftsführer mangels 
einer förmlichen Abberufung unbedenklich augenommen wer⸗ 
den können, nachdem der zum Erlaſſe der erwirkten Vollſtrek— 
kungsbefehle zuftandige UrkB. einmal von dem Fortbeſtehen der 
Schuldnerperſönlichkeit ausgegangen iſt und inſoweit keine Nach 
prüfung im Anfechtungsſtreite ſtattzufinden hat. Daß übrigens 
ein etwaiger Mangel in der geſetzlichen Vertretung einer Partei 
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dem Eintreten förmlicher Rechtskraft eines gegen fie erlaſſenen 
Urteilsſpruchs nicht hinderlich iſt, ergibt die Vorſchrift des § 579 
Abſ. 1 Nr. 4 ZPO. 

(RG., VII. Ziv Sen., U. v. 27. April 1937, VII 331/86.) [N.] 


Anmerkung: Die Bedeutung der Entſch liegt auf zivil⸗ 
prozeſſualem Gebiete. In dieſer Hinſicht iſt ihr zuzuſtim⸗ 
men. Sie enthält aber auf regiſter rechtlichem Gebiete 
Ausführungen, die zu folgenden Bemerkungen Anlaß geben: 

1. Daß die Löſchung einer Kapitalgeſellſchaft im Handels⸗ 
regiſter dieſe nicht materiell zum Erlöſchen bringen kann, iſt 
kein neuer Grundſatz, ſondern anerkannten Rechtes, da die Lo⸗ 
ſchung nicht konſtitutive, ſondern lediglich deklaratoriſche Wir⸗ 
kung hat. Das gilt ſowohl für Löſchungen, die ohne vorgängige 
Liquidation auf Grund des 831 Abſ. 2 HGB. nach früherer 
Rſpr. erfolgt find (J§ch. 4, 178 ff. = JW. 1927, 1383) als 
auch für Löſchungen, die auf Grund des $2 des letzt maßgeben⸗ 
den Geſetzes b. 9. Okt. 1934 (RG Bl. 1, 914) ſtattfinden (RO.: 
JW. 1936, 4468). Nach letzterem iſt aber — was obige Entſch. 
offenbar verkennt — Löſchungsvorausſetzung nicht auch „Be- 
triebseinſtellung“, ſondern ausſchließlich „Vermogensloſigkeit“. 
Indem das Geſetz „der Rſpr. eine klare geſetzliche Grundlage 
ſchaffen und ihr den weiteren Weg ebnen“ will, geht es alſo 
zunächſt weiter als die bisherige Ripr., mag auch die „Bedeu⸗ 
tung“ der genannten Beſtimmung inſofern „weniger in einer 
Anderung des beſtehenden Zuſtandes liegen“, als Vermögens 
loſigkeit Betriebsloſigkeit infolge mangelnder Betriebsmittel 
zur Folge zu haben pflegt. Inſofern iſt auch die amtliche Be⸗ 
gründung des Geſetzes durchaus vereinbar mit dem hier vertre⸗ 
tenen Standpunkt (vgl. Criſolli⸗Groſchuff⸗Kaem⸗ 
mel, „Umwandlung und Löſchung von Kapitalgeſellſchaften“, 
3. Aufl., Anm. 1—5 zu § 2 LöſchungsG., S. 194 f., und amt⸗ 
liche Begründung, die gleichfalls ebenda S. 182 ab⸗ 
gedruckt iſt). 

2. Findet ſich nach Löſchung ohne vorgängige Liquidation 
Vermögen der Kapitalgeſellſchaft an, ſo iſt nach dem alten 
Rechtszuſtand der Löſchungsvermerk nach $ 142 FGG. zu löſchen: 
die Geſellſchaft erſcheint dann im Handelsregiſter alſo wie⸗ 
der als Erwerbs geſellſchaft. In den Liquidationszuſtand 
kann ſie nur treten, wenn gleichzeitig oder ſpäter die Auflöſung 
von der Geſellſchafterverſammlung „beſchloſſen“ wird, was er⸗ 
fahrungsmäßig bisher ſelten geſchah und vom Regiſtergericht 
nicht erzwungen werden konnte (vgl. IF G. a. a. O.). Dagegen 
82 Abſ. 3 Gef. v. 9. Okt. 1934 geht wiederum weiter 
als die Rſpr., und zwar hier ſehr einſchneidend: die Kapital⸗ 
geſellſchaft kann nur als Liquidations geſellſchaft wie⸗ 
der im Handelsregiſter erſcheinen. Die Löſchung hat 
alſo inſofern auch konſtitutive Wirkung ge⸗ 
habt, als nach ausdrücklicher Vorſchrift des §2 Abſ. 1 S. 1 H. 2 
a. a. O. „mit der Löſchung die Geſellſchaft als aufgelöſt 
gilt“ (gl. Criſolli⸗Groſchuff⸗Kaemmel a. a. O. 
S. 201, Anm. 14 und 15 zu § 2 LöſchungsG.). Nach KG.: JW. 
1937, 173938 bedarf es nicht einmal der förmlichen Löſchung 
des Löſchungsvermerks im Verfahren nach § 142 FGG., um 
dieſe Auflöſungs wirkung der regiſterrechtlichen Löſchung 
ſichtbar zu machen; die Geſellſchaft iſt und bleibt „aufgelöſt“. 
Die obige Entſch. iſt dieſem Rechtszuſtand gegenüber mindeſtens 
in der Ausdrucksweiſe ungenau: ſie behauptet unzutreffend ein⸗ 
mal, daß 82 Abſ. 3 Gef. v. 9. Okt. 1934 den „bisherigen“ 
Rechtszuſtand widergebe, „indem er anordnet, daß die Li⸗ 
quidation ſtattfindet“; ſie ſtellt weiterhin unzutreffend die 
„Auflöſungs wirkung“ der Erlöſchens wirkung gleich, 
obwohl dieſe in der „Löſchung“ und jene in der „Liquidation“ 
beſteht. 

3. Es iſt anerkannten Rechts, daß die letzten Geſchäftsfüh⸗ 
rer oder Liquidatoren einer gelöſchten GmbH. infolge der le⸗ 
diglich deflarato. chen Bedeutung der Löſchung im Amt geblie⸗ 
ben ſind, wenn ſich nachträglich ein Vermögensſtück der Geſell⸗ 
ſchaft vorfindet (vgl. Rſpr. bei Groſchuff, „Gmb.“ S. 32, 
alphab. Überſicht unter „Liquidation“, Nr. 3). Die obige Entſch. 
geht zutreffend von der gleichen Auffaſſung aus. Eine Ausnahme 
beſteht natürlich dann, wenn der Vertreter der GmbH. ab⸗ 
berufen oder verſtorben oder unbekannten Aufenthalts iſt oder 
fein Amt niedergelegt hatte. Gleiches nimmt die Praxis des Ber⸗ 
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liner Regiſtergerichts an bei Aktiengeſellſchaften im Fall des 
8302 Abf. 4 HGB. und im Fall des 8 2 Gef. v. 9. Okt. 1934 
bei GmbH. und Aktiengeſellſchaften, doch muß in dieſen Fäl⸗ 
len dann, wenn ein dahingehender „Antrag“ geſtellt wird, vom 
Gericht ein Liquidator beſonders ernannt werden (vgl. über 
dieſe Fragen: Groſchuff: JW. 1936, 746 51, Anm.; Nebe⸗ 
lung: Dotz. 1935, 454; Peus: JW. 1935, 1585 , Anm.; 
Crifolli⸗Groſchuff⸗Kaemmel a. a. O. S. 203, An⸗ 
merk. 17 zu 8 2 LöſchungsG.). 
O AR. Groſchuff, Berlin. 


* 

14. RG. — 88 15 Abſ. 2, 16 Abi. 3, 17, 19, 22, 24, 25 
Gmb. 

1. Der Erwerber der kaduzierten Geſchäftsanteile einer 
GmbH. haftet nicht für den bei dieſen durch den Zuſchlag in 
der Verſteigerung entſtandenen Ausfall. 

2. Jeder Geſchäftsanteil einer GmbH. it ſelbſtändig und 
behält dieſe Eigenſchaft auch dann, wenn im Wege der Ver⸗ 
äußerung mehrere Geſchäftsanteile in der Hand eines Geſell⸗ 
ſchafters zuſammenkommen. 

3. Wird ein mit der Haftung für den Ausfall eines anderen 
kaduzierten Geſchäftsanteils belaſteter Geſchäftsanteil rechts⸗ 
geſchäftlich oder im Wege der Zwangsverſteigerung veräußert, 
ſo haftet der Erwerber für den Ausfall des anderen Geſchäfts⸗ 
anteils nach § 24 GmbHG. anteilmäßig. 

4. Die Vorſchriften über die Aufbringung des Fehlbetra⸗ 
ges auf einen Geſchäftsanteil (§25 GmbHG.) find zwingenden 
Rechts. Parteivereinbarungen vor oder nach dem Erwerb von 
Geſchäftsanteilen können dieſe Vorſchriften nicht außer Kraft 
ſetzen. 

5. Auch für den Geſellſchafter, der ſeine eigene Stamm⸗ 
einlage bezahlt hat, und nur für den auf eine andere Stamm⸗ 
einlageſchuld entſtandenen Fehlbetrag anteilmäßig haftet, gilt 
das Aufrechnungsverbot des § 19 Abſ. 2 S. 2 GmbHG. 

6. Die Hingabe eines Darlehns an die Geſellſchaft befreit 
den für den Ausfall eines anderen kaduzierten Geſchäftsanteils 
haftenden Geſellſchafter nicht von dieſer Haftung. f) 

Über das Vermögen der Schuhfabrik van Sch. Gmbh. 
war das Konkursverfahren eröffnet worden. Als Auffang⸗ 
geſellſchaft für das zuſammengebrochene Unternehmen wurde 
durch notariellen Vertrag v. 27. Juli 1932 unter der Firma 
„Van « Sch.» Modell- Schuhfabrik GmbH.’ eine neue Geſell⸗ 
ſchaft (im folgenden kurz „Geſellſchaft“ genannt) gegründet. 
Ihre Geſellſchafter waren der RA. K. als Verwalter im 
Konkurſe der van Sch. Gmb. mit einer Stammeinlage von 
15 000 AM, die Ehefrau G. mit einer Stammeinlage von 
40 000 AM, die Ehefrau St. mit einer Stammeinlage von 
25 000 AM und die Geſellſchafter Sch., de Br. und St. mit 
Stammeinlagen von 1000 , 14 000 2.1 und 5000 AM. 
Das Stammkapital der neuen Geſellſchaft betrug alſo zu⸗ 
ſammen 100000 Rt. Die Geſellſchafter K. und St. hatten 
nach dem Geſellſchaftsvertrage ihre Geſchäftsanteile durch 
Sacheinlagen zu leiſten, K. durch Einlage der ſämtlichen vor⸗ 
handenen Materialien und Vorräte, der Leiſten, Schnitte und 
Modelle der alten Geſellſchaft, St. durch Einbringung ſeiner 
Rechte an den Leiſten, Schnitten und Modellen der alten 
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ſollten durch das Sacheinbringen voll geleiſtet ſein. Die 
übrigen Geſellſchafter verpflichteten ſich zur ſofortigen Bar⸗ 
zahlung ihrer Stammeinlagen. Nach $ 7 des Geſellſchaftsver⸗ 
trages ſollte die Veräußerung von Geſchäftsanteilen an Dritte 
und an andere Geſellſchafter nur mit Genehmigung aller 
Geſellſchafter zuläſſig ſein: doch ſollte de Br. berechtigt ſein, 
feine Anteile ohne Genehmigung der Geſellſchafter an den 
Geſellſchafter Sch. absigeben, und RA. K. ſollte bei einer 
Veräußerung ſeiner Anteile ebenfalls nicht an die Genehmi⸗ 
gung der Geſellſchafter gebunden ſein. Sch. hat den Ge⸗ 
ſchäftsanteil des Geſellſchafters de Br. erworben, der Ge⸗ 
ſchäftsanteil des Geſellſchafters K. iſt je zur Hälfte, alſo zum 
Nennwert von je 7500 RM, auf die Geſellſchafterinnen G. 
und St. übertragen worden. 

Die Geſellſchafterinnen G. und St. hatten die auf ihre 
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Stammeinlagen von 40000 und 25 000 RM fälligen Zah⸗ 
lungen nur teilweiſe geleiſtet. Sie ſind deshalb dieſer Ge⸗ 
ſchäftsanteile und der darauf geleiſteten Zahlungen verluſtig 
erklärt worden. Auf Betreiben des Geſchäftsführers der Ge⸗ 
ſellſchaft ſind die Geſchäftsanteile am 11. Juli 1933 öffent⸗ 
lich verſteigert worden. Die bekl. Bank hat die beiden Ge⸗ 
ſchäftsauteile, auf die nach dem Verſteigerungsprotokoll nur 
22000 und 10000 %% eingezahlt worden waren, um die 
Meiſtgebote von 10000 AM und 7500 RAM erworben. In 
der Folge hat die Geſellſchaft für ihre Ausfallforderungen 
auf die beiden Stammeinlagen Vollſtreckungstitel gegen die 
Geſellſchafterinnen G. und St. erlangt und die von K. auf 
ſie übergegangenen Geſchäftsanteile von je 7500 AM ges 
pfändet. Entſprechend der gerichtlichen Anordnung in den 
Pfändungsbeſchlüſſen wurden die gepfändeten Geſchäftsanteile 
am 22. Sept. 1933 öffentlich verſteigert. Auch dieſe Go⸗ 
ſchäftsanteile erwarb die Bekl. (um das Gebot von ie 
100 Rn). 

Am 8. Febr. 1934 wurde über das Vermögen der Van⸗ 
Sch.⸗Modell⸗Schuhfabrik GmbH. das Konkursverfahren exe 
öffnet. Der beſtellte Konkursverwalter hat von der Bekl. als 
Inhaberin der voll einbezahlten Geſchäftsanteile G. und St. 
von je 7500 AM die anteilsmäßige Deckung des Ausfalles 
auf die Stammeinlagen G. und St. verlangt und Klage auf 
den Teilbetrag von 6000 RM des von ihm auf 6642,86 AM 
errechneten Ausfallsanteils der Bekl. erhoben. Die Bekl. hat 
die Abweiſung der Klage beantragt und Widerklage auf Feſt⸗ 
ſtellung erhoben, daß dem Kl. ein Anſpruch auf Bezahlung 
des in der Klageſchrift errechneten Ausfallsanteils von 
6642,86 AM nicht zuſtehe. Sie hat zur Begründung dieſer 
Auträge geltend gemacht, ſie habe ſchon der früheren van⸗ 
Sch.⸗Gmbh. einen erheblichen Kredit gewährt gehabt. Der 
Geſchäftsführer der neuen Geſellſchaft habe ſich bei Eintritt 
der finanziellen Schwierigkeiten in dieſer Geſellſchaft an ſie 
(Bekl.) um Unterſtützung gewandt; ſie habe ſich entſchloſſen, 
30000 %% zur Verfügung zu ſtellen gegen die Einräumung 
einer maßgebenden Beteiligung an der Geſellſchaft. Ent⸗ 
ſprechend den getroffenen Vereinbarungen ſei das Kaduzie⸗ 
rungsverfahren gegen die Geſellſchafterinnen G. und St. und 
die Verſteigerung der kaduzierten Anteile durchgeführt und 
dann auch die Pfändung und Verſteigerung der in den Beſitz 
der beiden Geſellſchafterinnen gekommenen voll einbezahlten 
Geſchäftsauteile K.s bewirkt worden. Als Erſteherin der kadu⸗ 
zierten Auteile habe die Bekl. der Geſellſchaft 17500 AM 
zur Verfügung geſtellt. Die voll eingezahlten Anteile G. 
und St. habe ſie, einer Verabredung mit dem Geſchäftsführer 
der Geſellſchaft entſprechend, wegen der Anſprüche Dritter 
auf den Erlös für nur 100 3 je Anteil erſteigert und der 
Geſellſchaft einen weiteren Betrag von 12 500 AM in der 
Rechtsform eines Darlehns gegeben. Nach den getroffenen 
Vereinbarungen habe dieſer Betrag als Kaufpreis für die voll 
einbezahlten Geſchäftsanteile zu gelten; er müſſe auf den 
Ausfall voll angerechnet werden. Die beiden Verſteigerungs⸗ 
verfahren ſeien als Einheit zu betrachten. Die Geſellſchaft 
habe der Bekl. gegenüber darauf verzichtet, ſie wegen des 
Ausſalls weiter in Anſpruch zu nehmen. Die von der Klage 
behauptete Höhe des Ausfalls beſtreitet ſie. 

Der klagende Konkursverwalter hat zur Erwiderung und 
zur Begründung ſeines Antrages auf Abweiſung der Wider⸗ 
klage geltend gemacht: Der Verſteigerungserlös ſei verrechnet. 
Die von der Bekl. weiter bezahlten 12 571,90 AM ſeien von 
ihr als Darlehn gegeben und von der Bekl. auch im Konkurs 
der Geſellſchaft als Konkursforderung angemeldet worden. 

Das LG. hat die Bekl. nach dem Klageantrage verurteilt 
und die Widerklage abgewieſen. 

Die Bekl. hat Ber. eingelegt und in der BerInſt. vor⸗ 
gebracht, zur Zeit der Abmachungen mit dem Geſchäftsführer 
der Geſellſchaft ſei ſie noch nicht Geſellſchafterin geweſen; ſie 
ſei im Intereſſe der Gläubiger der Geſellſchaft eingeſprungen; 
es verſtoße gegen Tren und Glauben, wenn die Geſellſchaft, 
die ſie (die Bekl.) unter Verzicht auf weitergehende For⸗ 
derungen veranlaßt habe, die Geſellſchaft in der verabredeten 
Weiſe zu unterſtützen, ſie jetzt, nachdem ſie Geſellſchafterin 
geworden ſei, auf Grund geſetzlicher Vorſchriften in An⸗ 
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ſpruch nehme. Die für das Kaduzierungsverfahren geltenden 
n müßten entſprechend auf den Erwerb von Ge⸗ 
ee in der Zwangsvollſtreckung Anwendung finden. 
pa Verabredung mit der Geſellſchaft hätte die Bekl. 
5 560 am 22. Sept. 1933 verſteigerten Geſchäftsanteile 
— 1 5 Gebot gelegt. Die Geſellſchaft handle argliſtig, 
bie 8 1 00 der getroffenen Vereinbarungen Anſprüche gegen 
ſellſch erhebe. Die Bekl. ſei durch die Organe der Ge⸗ 
a in den Irrtum verſetzt worden, daß weitere An⸗ 
ber ee fie nicht erhoben würden. Der Kl. beſtritt den 
ia a 5 Verzicht, der auch unzuläſſig geweſen wäre. Durch 
Geſellſch⸗ ehen der Bekl. ſei der Einlageausfallanſpruch der 
des 2 0 nicht getilgt. Die Bekl. habe ſich zur Sicherung 
fi 910 ehns Forderungen der Geſellſchaft abtreten laſſen 
ie abgetretenen Forderungen für ſich verwertet. 
Sk hat die Ber. zurückgewieſen. 
blieb agegen richtet ſich die Rev. der Vekl., die erfolglos 
I. Das Bag. geht davon aus, daß di i 
fl „daß die Beſtimmungen der 
er 1 das Stammkapital der fene ment 
. 5 3 24 des Gef. hätten, falls eine Stammeinlage 
a Wert olungSpflichtigen eingezogen und auch nicht 
See eng a 
8 di r den Fehlbetr e 
b N 255 Geſchäftsanteile e Mi 5 
Kü fe Am Sejellihaftern nicht zu erlangen ſeien müßten 
werden N 5 Verhältnis auf die übrigen verteilt 
Wir aa den 1855 33 Otiehes könnten die Geſellſchafter 
befreit werden Die Bekl 4 bezeichneten Rechtsfolgen nicht 
e e eee fei als Erwerberin der kaduzierten 
he wi — für den Ausfall bei dieſen Geſchäfts⸗ 
a ee haftbar geweſen; denn § 24 GmbHG. ſpreche 
Bekl. habe ee Haftung der „übrigen“ Geſellſchafter. Die 
de aber auch den voll eingezahlten, urſprünglich von 
me ee und ſpäter auf die Geſell⸗ 
ſchästsanteil ie St. je zur Hälfte übergegangenen Ge⸗ 
Je delaßtet zu 5000 AM erworben. Dieſer Geſchäftsanteil 
für die 2 - 9 mit der anteilsmäßigen Ausfallhaftung 
ame m 2 Geſellſchafterinnen G. und St. aus ihren 
ſei die 8 Mit dem Erwerbe dieſes weiteren Anteils 
aten d erl. in die Reihe der „übrigen“ Geſellſchafter ge- 
vie 1 für den Ausfall das Geſetz zwingend 
2 Pillen Daraus ergebe ſich die Haftung der Bekl. für 
N er Klage berechneten Betrag. Die Berechnung des 
Bett etrages ſei nicht zu beanſtanden. Die Einwendungen der 
ts nn e Die Bekl. behaupte, daß ſie die Ge⸗ 
I 100 eile der Geſellſchaft nur auf Grund von Finanzie⸗ 
ER 1 (mit der Geſellſchaft) erworben habe; ſie be⸗ 
25 bie, aß die Geſellſchaft auf die mit der Klage verfolgte 
\ 5 Aa verzichtet habe. Die Kl. habe ſolche Abreden be⸗ 
5 ten. Es könne unterſtellt werden, daß entſprechende Ab⸗ 
90 getroffen worden ſeien. Auf ſie könne ſich aber die 
hip ” Rückſicht auf die zwingende Geſetzesbeſtimmung 
Be 15 5 Gmb. nicht berufen. Auf die Rechte aus dieſer 
rl eh habe die Geſellſchaft nicht verzichten können. 
45 an nicht gegen Treu und Glauben, wenn ſie ihre 
1 aus § 24 GmbHG. geltend mache. Die Bekl. behaupte 
5 nicht, daß fie etwa von der Geſellſchaft auf unred⸗ 
12 Weiſe zur „Finanzierung“ beſtimmt worden ſei. Viel 
Be liege die Aunahme, daß die Beteiligten bei ihren Be⸗ 
mach aden an die geſetzliche Vorſchrift des 8 24 GmbHG. 
Zeit Saat hätten. Es jet auch belanglos, ob die Bekl. zur 
ſei, d er behaupteten Abreden ſchon Geſellſchafterin geweſen 
1 7 ann vor dem Erwerbe der kaduzierten Anteile (d. i. 
vel „Juli 1933) getroffene Abreden hätten ihre Wirkſamkeit 
rloren in dem Zeitpunkte, in dem die Bekl. durch den Er⸗ 
werb der voll eingezahlten Geſchäftsanteile K.s Geſellſchaf⸗ 
terin geworden ſei. Nur die Tatſache dieſes Erwerbes, mit 
dem die Bekl. in den Kreis der „übrigen“ Geſellſchafter ge⸗ 
treten ſei, ſei von Bedeutung, nicht die Art des Erwerbs 
(in öffentlicher Verſteigerung). Die Bekl. könne die Berück⸗ 
ſichtigung ihrer unſtreitigen weiteren Zahlungen nicht ver⸗ 
langen; durch die Gewährung von Darlehen habe die Ver⸗ 
pflichtung zur Einzahlung der Stammeinlage nicht erfüllt 


werden können. Daß aber die weiteren Zahlungen Darlehen 
geweſen ſeien, beſtreite die Bekl. nicht ernſtlich; es könne auch 
nicht beſtritten werden; denn die Bekl. habe ſich das gegebene 
Geld durch Abtretung von Forderungen der Geſellſchaft 
ſichern laſſen. 

II. Die Rev. rügt Verletzung des ſachlichen Rechts und 
bezeichnet beſonders als verletzt die Beſtimmungen der 88 17, 
19, 22 und 25 GmbHG. Sie macht weiter geltend, mit dem 
Vortrage der Bekl., daß ſchlümmſteufalls das Darlehn von 
(rund) 12 500 K auf den Ausfall voll angerechnet werden 
müſſe, ſei eine Aufrechnungserklärung beabsichtigt und wirk⸗ 
ſam abgegeben worden; nötigenfalls wäre das auf Frage des 
Gerichts von der Bekl. bejaht worden; vorſorglich werde da⸗ 
her auch Verletzung des § 139 30. gerügt. Richtiger liege 
nach dem Vorbringen der Bekl. ſogar Verrechnungsvertrag 
vor. Die Teilung des Kſchen Geſchäftsanteils ſei nach Geſetz 
und Satzung überhaupt unzuläſſig geweſen. Dieſe Angriffe 
können den Beſtand des angef. Urteils nicht gefährden. 

1. In den Inſtanzen ſind keine Zweifel gegen die Zu⸗ 
läſſigkeit der Teilung des Geſchäftsanteils Kis erhoben wor⸗ 
den. In der Klage war vorgetragen, der Geſchaftsanteil des 
RA. K. ſei den Geſellſchafterinnen G. und St. je zur Hälfte 
noch am Tage der Gründung der Geſellſchaft in, notarieller 
Urkunde angeboten worden. In Verbindung mit der Be⸗ 
ſtimmung des 8 7 Abſ. 2 Saß 4 des Geſellſchaftsvertrags, 
daß RA. K. bei einer Veräußerung ſeiner Anteile nicht an 
die Genehmigung der Geſellſchaft gebunden fein ſollte, wies 
dieſe Tatſache ohne weiteres darauf hin, daß ſchon bei den 
Gründungsverhandlungen damit gerechnet wurde, daß RA. K. 
den Geſchäftsanteil, deſſen Inhaber er nur in ſeiner Eigen⸗ 
ſchaft als Verwalter im Konkurſe der zuſammengebrochenen 
friiheren Geſellſchaft war, in naher Zukunft abgeben werde. 
Die Bekl. hat gegen dieſen Vortrag der Klage nicht nur keinen 
Widerſpruch erhoben, ſie geht ſelbſt von der Tatſache des 
Übergangs des Geſchäftsanteils K.s auf die Geſellſchafterinnen 
G. und St. aus mit dem Satz: „Beide Geſellſchafterinnen 
beſaßen damals (d. i. im Frühjahr 1933) 80.000 AM des 
100 000 % betragenden Stammkapitals.“ Es iſt auch nicht 
erſichtlich, worauf die Rev. die Behauptung der Unzuläſſigkeit 
der Teilung des Geſchäftsanteils ſtützen wollte. Aus 817 
Gmb. erhellt zwar, daß der Geſchäftsanteil vom Geſetz 
als ein einheitliches Geſetz betrachtet wird. Das Geſetz er⸗ 
ſchwert die Veräußerung von Teilen eines Geſchäftsanteils 
dadurch, daß es ſie von einer in ſchriftlicher Form zu er⸗ 
teilenden Genehmigung der Geſellſchaft abhängig macht und 
die Teilung nur für den Fall der Veräußerung (an ver⸗ 
ſchiedene Erwerber) und der Vererbung zuläßt und auch für 
dieſe Fälle die Möglichkeit des Ausſchluſſes der Teilung im 
Geſellſchaftsvertrage vorſieht. Der Geſellſchaftsvertrag vom 
27. Juli 1932 enthält keine dahingehende Beſtimmung. Die 
Bedenken der Rev. ſind deshalb nicht begründet. Wollte die 
Rev. behaupten, daß die nach 8 17 Abi. 1 GmbßG. für die 
Teilung notwendige Genehntigung der Geſellſchaft nicht ord⸗ 
nungsgemäß erteilt worden ſei, ſo handelte es ſich um neues 
tatſächliches, in der Rev Inſt. nicht zu beachtendes Vor⸗ 
bringen. Denn in den Inſtanzen waren beide Parteien davon 
ausgegangen, daß die Geſellſchafterinnen G. und St. je 
7500 AM des Kiſchen Geſchäftsauteils ordnungsmäßig er⸗ 
worben hatten. 

2. Das BG. ſtellt zugunſten der Bekl. feſt, daß fie als 
Erwerberin der kaduzierten Geſchäftsanteile der Geſellſchaf⸗ 
terinnen G. und St. zu 40000 und 25000 .“ durch den 
Zuſchlag in der Verſteigerung vom 11. Juli 1933 auf den 
bei dieſen Geſchäftsanteilen entſtandenen Ausfall nicht ge⸗ 
haftet habe. Nach der Anſicht des BG. ergibt ſich dieſe Fol⸗ 
gerung unmittelbar aus dem Wortlaut des § 24 Gmb. 
in ſeinem Satz 1: „Soweit eine Stammeinlage weder von 
dem Zahlungspflichtigen eingezogen noch durch den Verkauf 
des Geſchäftsanteils im Verfahren nach 88 21 ff. Gmbh.) 
gedeckt werden kann, haben die übrigen Geſellſchafter den 
Fehlbetrag nach Verhältnis ihrer Geſchäftsanteile aufzu⸗ 
bringen.“ Dieſe Anſicht entſpricht im Ergebnis der allgemein 
im Schrifttum — wenn auch teilweiſe mit einer anderen Be⸗ 
gründung — vertretenen Auffaſſung und der Rſpr. des RG. 
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Die Haftung der Bekl. für die Klageforderung wird vom 
BG. daraus abgeleitet, daß die Geſellſchafterinnen G. und 
St. zu den ſpäter kaduzierten Geſchäftsanteilen noch je zur 
Hälfte den Geſchäftsanteil Ks erworben haben. Dieſer Ge⸗ 
ſchäftsanteil ſei zwar durch Sacheinlagen voll einbezahlt, 
aber belaſtet geweſen mit der Ausfallhaftung für die Stamm⸗ 
einlageſchuld von 40000 und 25000 AM. Mit dem Erwerbe 
der Anteile in der Verſteigerung v. 22. Sept. 1933 ſei die 
Bekl. in die Reihe der „übrigen“ Geſellſchafter i. S. des 
8 24 GmbHG. eingetreten. Dieſen Darlegungen iſt in ihrem 
erſten Teile beizutreten. Denn jeder Geſchäftsanteil einer 
GmbH. iſt ſelbſtändig und behält dieſe Eigenſchaft auch dann, 
wenn im Wege der Veräußerung mehrere Geſchäftsanteile in 
der Hand eines Geſellſchafters zuſammenkommen (8 15 
Abſ. 2 GmbHG.). Die Kaduzierung der Geſchäftsanteile zu 
40 000 und zu 25000 AM ließ deshalb die in den Händen 
derſelben Geſellſchafterinnen G. und St. befindlichen weiteren 
Geſchäftsanteile zu je 7500 , (den früheren Anteil K.s) 
unberührt. Hinſichtlich dieſer Geſchäftsauteile zu je 7500 N 
gehörten die Gefelfichafterinnen G. und St. zu den „übrigen“ 
für den Fehlbetrag haftenden Geſellſchaftern i. S. des § 24 
Gmb. inſoweit, als ſich beim Verkauf ihrer weiteren Ge⸗ 
ſchäftsanteile zu 40 000 und 25000 % nach der Annahme des 

G. Ausfälle von (40000 — 22 000 [Anzahlung]! — 10000 
[Verſteigerungserlös, =) 8000 RM und (25 000 — 10000 
[Anzahlung] — 7500 [Berfteigerungserlös] =) 7500 RA er⸗ 
geben hatten. Die Geſellſchafteriunen G. und St. hatten dieſen 
Fehlbetrag von zuſammen 15 500 AM mit den weiteren Ge⸗ 
ſellſchaftern St. und Sch. nach dem Verhältnis der Geſchäfts⸗ 
anteile, alſo nach dem Verhältnis vou 7,5:7,5:5:15 aufzu⸗ 
bringen. Mit dieſer Verpflichtung blieben die Geſchäftsanteile 
der Geſellſchafterinnen G. und St. belaſtet, bis die Verpflich- 
tung durch Bezahlung des ſie treffenden Anteils des Fehl⸗ 
betrages getilgt war. Wenn die Bekl. die Geſchäftsanteile 
vor der Tilgung der Belaſtung erworben hat, ſo konnten 
nur die Anteile mit der ihnen anhaftenden Belaſtung auf 
ſie übergehen. Dabei war es belanglos, ob der Erwerb ſich 
im Wege der rechtsgeſchäftlichen Übertragung oder im Wege 
der zwangsweiſen Verſteigerung vollzog. Denn für eine 
unterſchiedliche Behandlung der beiden Falle fehlt, wenn zu⸗ 
nächſt die nach Meinung der Bekl. einer Fortdauer der Haf⸗ 
tung entgegenſtehenden Vereinbarungen zwiſchen der Bekl. 
und der Geſellſchaft unberückſichtigt gelaſſen werden, jeder 
Grund. $ 24 GmbHG. will der GmbH. das Stammkapital 
ſichern. Die zwangsweiſe Verſteigerung des Geſchäftsanteils 
kann jeder Gläubiger des Geſellſchafters betreiben, der einen 
Vollſtreckungstitel gegen den Geſellſchafter erlangt hat. Der 
Zweck der Beſtimmung des $ 24 GmbHG. wäre deshalb zum 
großen Teil vereitelt, wenn die Belaſtung des Anteils durch 
die Veräußerung im Zwangswege unterginge, und der Vor⸗ 
teil daraus fiele in allen Fällen, in denen die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung nicht von der Geſellſchaft betrieben wird, ohne Grund 
dem Erwerber des Anteils und durch die infolgedeſſen etwa 
eintretende Erhöhung des Gebotes dem dritten Gläubiger zu. 
Ganz abgeſehen davon fehlt aber für eine ſolche Annahme 
jede geſetzliche Grundlage. Es ſteht ihr die Beſtimmung des 
§ 16 Abi. 3 des Gef. entgegen, nach der für die zur Zeit 
der Anmeldung der Veräußerung bei der Geſellſchaft auf 
dem Geſchäftsanteil rückſtändigen Leiſtungen der Erwerber 
neben dem Veräußerer haftbar iſt. Es kann auf ſich beruhen, 
ob das BG. ſagen durfte, die Haftung der Bekl. aus der 
Belaſtung der am 22. Sept. 1933 von ihr erworbenen (früher 
K. ſchen) Geſchäftsanteile ergebe ſich daraus, daß fie durch den 
Erwerb „in die Reihe der übrigen Geſellſchafter“ i. S. des 
§ 24 GmbHG. eingetreten ſei. Denn die „übrigen“ Geſell⸗ 
ſchafter im Sinne dieſer Beſtimmung ſind die Geſellſchafter, 
die in dem Zeitpunkt, in dem ſich nach Durchführung des 
Verfahrens nach 88 21 und 23 GmbHG. der Ausfall bei 
einem Geſchäftsanteil ergibt, die Beſitzer der anderen Ge— 
ſchäftsanteile ſind. Die Haftung des ſpäteren Erwerbes eines 
dieſer anderen Geſchäftsauteile für den Ausfall ergibt ſich 
daraus, daß er einen mit der Ausfallhaftung noch belaſteten 
Geſchäftsanteil erwirbt. Das Ergebnis der Ausführungen des 
BGB., die Bekl. hafte auf Grund des Erwerbes der weiteren 


Anteile (am 22. Sept. 1933) für den bei den kaduzierten 
Anteilen entſtandenen Ausfall, iſt jedenfalls zutreffend. Es 
beſteht deshalb auch kein Anlaß, noch auf die in der Re⸗ 
viſionsverhandlung vom Rev Bekl. aufgeworfene Frage ein⸗ 
zugehen, ob die Haftung der Bekl. für den Ausfall — ent⸗ 
gegen der Meinung des BG. — etiva ſchon mit dem Exwerbe 
der kaduzierten Anteile ſelbſt eingetreten ſei. Das BG. war 
auch zur Feſtſtellung berechtigt, daß gegen die Berechnung 
der ſich jo für die Bekl. ergebenden Haftſumme von 6642,86 AM 
ein ſchlüſſiger Gegenbeweis nicht angeboten worden ſei. 

3. Die Verteidigung der Bekl. (auf Grund ihrer Finan⸗ 
zierungsabreden mit dem Geſchäftsführer der Geſellſchaft 
müſſe der Erwerb des früheren Geſchäftsauteils K.s durch ſie 
ebenſo behandelt werden, wie der Erwerb eines kaduzierten 
Anteils; es habe ſich um ein einheitliches Geſchäft gehandelt, 
nach den getroffenen Vereinbarungen müßten die von ihr 
nach dem Erwerbe der voll eingezahlten Anteile als Dar— 
lehen gegebenen 12500 2,1 als Kaufpreis gelten und auf 
den Ausfall voll angerechnet werden; die Geſellſchaft habe 
darauf verzichtet, die Bekl. wegen des Ausfalls weiter in 
Auſpruch zu nehmen) hat das BG. mit der Begründung 
zurückgewieſen, daß ſich aus $ 25 GmbHG. ergebe, daß die 
Vorſchriften über Aufbringung des Fehlbetrages auf einen 
Geſchäftsanteil zwingendes Rechts ſeien, die deshalb durch 
Parteivereinbarungen nicht hatten außer Kraft geſetzt werden 
können, daß im übrigen die von der Bekl. nach dem 22. Sept. 
1933 gegebenen Beträge als Darlehen gegeben worden ſeien 
und daß mit den ſo geleiſteten Beträgen die Verpflichtung 
zur Einzahlung des entſtandenen Fehlbetrags nicht habe er⸗ 
füllt werden können. Soweit es ſich dabei um Rechtsaus⸗ 
führungen handelt, beſtehen gegen ihre Richtigkeit keine Be— 
denken. Wenn die vom BG. unterſtellten Vereinbarungen 
ſo aufzufaſſen waren, wie das BG. fie auslegt, daß nämlich 
damit eine gänzliche oder teilweiſe Befreiung der Bekl. von 
ihrer Haftung aus § 24 GmbH. bezweckt war, dann mußte 
ihre Gültigkeit an der zwingenden Vorſchrift des § 25 des 
Geſ. ſcheitern. Denn nach dieſer der Erhaltung des Stamm⸗ 
kapitals dienenden Beſtimmung war jede Regelung unmöglich, 
die die Rechte der Geſellſchaft verkürzte. Es war ohne Be⸗ 
lang, ob dieſe Vereinbarungen getroffen worden ſind, che 
die Bekl. durch den Erwerb der kaduzierten Geſchäftsanteile 
Geſellſchafterin geworden war, oder nach dem 11. Juli 1933; 
es war auch ohne Belang, ob die Bekl. ſich zum Erwerb von 
Geſchäftsanteilen der Bekl. nur herbeigelaſſen hat, weil ihr 
vom Geſchäftsführer der Geſellſchaft zugeſagt war, daß ſie 
gegen die Einbringung des für nötig gehaltenen Betrages 
von 30000 AM die von ihr beanspruchte Mehrheit des 
Stammkapitals erwerben könne und weitere Zahlungen nicht 
zu leiſten habe. Die Rüge der Rev., das BG. habe nicht 
beachtet, daß die Bekl. mit ihrem Vortrage im Rechtsſtreit, 
daß ſchlimmſtenfalls das Darlehen von 12500 RA auf den 
Ausfall voll angerechnet werden müſſe, eine Aufrechnungs⸗ 
erklärung beabſichtigt und wirkſam abgegeben habe, und daß, 
wenn in dieſer Richtung Zweifel beſtauden hätten, das BG. 
fein Fragerecht aus § 139 3PO. habe ausüben müſſen, iſt 
ſachlich unbegründet; denn nach dem Tatbeſtand des angef. 
Urteils iſt eine Aufrechnung im Rechtsſtreit nicht erklärt 
worden und das BG. hatte keine Veraulaſſung, in dem Vor⸗ 
bringen der Bekl. die Erklärung einer Aufrechnung zu ver⸗ 
muten. Darauf braucht aber nicht weiter eingegangen zu 
werden. Denn die Möglichkeit einer Aufrechnung der Bekl. 
mit einer Darlehnsforderung in dieſem Rechtsſtreit beſtand 
micht. Auch für den Geſellſchafter, der feine eigene Stamm- 
einlage bezahlt hat und nur für den auf eine andere Stamm⸗ 
einlageſchuld entſtandenen Fehlbetrag anteilsmäßig haftet, 
gilt das Aufrechnungsverboͤt des 8 19 Abſ. 2 Saß 2 Gmb. 
(vgl. RG. 123, 8 = JW. 1929, 650). Einen Verrech⸗ 
nungsvertrag zwiſchen der Bekl. und dem klagenden Konkurs⸗ 
verwalter kann aber die Rev. ernſtlich nicht behaupten wol⸗ 
leu. Auch ein Aufrechnungsvertrag der Bekl. und der Geſell— 
ſchaft wäre bei der Verſchiedeuheit des Wertes der Forde— 
rungen nicht möglich geweſen. 

4. Es fragt ſich nur noch, ob das BG. der Verteidigung 
der Bekl. unter der von ihm unterſtellten Richtigkeit der von 
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der Bekl. behaupteten Abreden gerecht geworden iſt und ob 
ar die Berückſichtigung dieſer Abreden zu einer anderen 
Entſch. Aden mußte. Nach dem Vortrag der Bekl. über 
1 1 kalt diefer Vereinbarungen war in einer Beſprechung 
de ir 1933 zwiſchen den Vertretern der Geſellſchaft 
Bekl 5 ekl. eine Einigung dahin erzielt worden, daß die 
file, er Geſellſchaft den Betrag von 30000 RM zur Ver⸗ 
Belau ſtellen ſollte und daß ihr dafür zur Sicherung ihrer 
ſchafteri die in den Händen der zahlungsſäumigen Geſell⸗ 
W G. und St. befindlichen Geſchäftsauteile zu ins 
ſcchtlich d 00 2 verſchafft werden ſollten, und zwar hin⸗ 
17 = uin diefen Geſellſchafterinnen bei der Gründung 
ahn e Stammanteile von zuſammen 65000 24 im 
58 Rn e eee und hinſichtlich der von ihnen ſpäter 
hen 990 orbenen Geſchäftsanteile Ks im Wege der Ver⸗ 
11 19 9 3 im Vollſtreckungsverfahren. Dabei gingen alle Be— 
aunſumt, die, auch das BG. auf S. 9 (Ende des 3. Ab. 
Fehlbetra 2 aus, daß eine Haftung der Bekl. für den 
G. u 0 & er auf die Stammanteile der Geſellſchafterinnen 
= 8 t. entſtanden war, nicht beſtehe. 
125 Bln dieſer Meinung, ſo konnte ihre Vereinbarung 
Ziele ee "Sl. von geſetzlichen Beſtimmungen nicht zum 
dienenden zwi 5 — Schutze des Stammkapitals der Gmbh. 
rechtsgültige 99 en geſetzlichen Beſtimmungen ſchloſſen eine 
ſchlechthm 9e s. n barung bes behaupteten Inhalts auch nicht 
25000 % waren n die Seihäftsanteile von 40000 und 
zahlt. Der Fehlbetrn ar nur 22000 und 10000 K. einge⸗ 
ahlt. Der Fehlbetrag betr 8 
ſichtigt man, daß Ar den rug alſo noch 33 000 K.. Berück⸗ 
führung des Kaduzie I Fehlbetrag, der ſich bei der Durch⸗ 
Bekl. als künftf Perungsverfahrens ergab, nicht nur die 
dern ee 11 8 Erwerberin der Geſchäftsanteile K.s, ſon⸗ 
hafteten nr ie beiden anderen Geſellſchafter St. und Sch. 
keineswegs Fand jedenfalls zur Zeit der Abmachung noch 
S an daß die Rechte der Geſellſchaft auf ihr 
Geſellſchaſt al durch die Vereinbarung verletzt wurden. Die 
ihr der ae ee auf Grund des Abkommens, wenn 
bekommen as ſteerrag zugute kam, fo viel don der Bell. 
913 Inhaberin 1 auf Grund der geſetzlichen Ausfallhaftung 
une icht d. er früheren Anteile K.s zu leiſten hatte. Es 
wie der G a ankommen, daß die Bekl. ſich — ebenſo 
pflicht e ee der Geſellſchaft — dieſer Leiſtungs⸗ 
das Biel 5 a war und daß fie mit ihrer Zahlung nur 
auch en 975 85 die Geſellſchaft lebensfähig zu erhalten, 
wie die Bekl eweggrund für ihre Handlungsweiſe nicht, 
Gldubige Br vorgetragen hat, die Sorge für die (anderen) 
ſtr he 5 Geſellſchaft im allgemeinen, ſondern das Be⸗ 
Grundſch loft as von ihr ſelbſt auf das Fabrikgrundſtück gegen 
retten Er ns bewilligte hohe Darlehn teilweiſe zu 
als o b ie Geſchäftsanteile der notleidenden Geſellſchaft 
5 25 € 15 71 05 wertlos. Das Ergebnis der Verſteigerung 
Done ni 25 3 zeigt, daß niemand fie erwerben wollte. 
a 11 urch die vereinbarungsgemäß von der Bekl. 
Ste zahlenden 30000 AM der auf die Stammanteile G. und 
e e Ausfall bis auf den Betrag von etwa 
er e e be geweſen, und eine weitere Haftung der 
Sn on e nur dann entſtehen können, wenn die für den 
Nen Mes mit haftenden anderen Geſellſchafter Sch. und St. 
enn reffenden Auteil des Fehlbetrages nicht aufbringen 
Die Vereinbarung iſt aber nach dem eigenen Vortra 
der Bekl. vor der Verſteigerung 15 voll 5 Ge⸗ 
0 am 22. Sept. 1933 geändert worden. Die Bekl. 
ann der, Öchäftsführer der Geſellſchaft haben ſich mit Ruck 
2 10 die von einem anderen Gläubiger der Ehefrau G 
ee EinſtwVfg., nach der der Verſteigerungserlös zu 
en de war, nach der Behauptung der Bekl. dahin ge⸗ 
i ſie auf die beiden zur Verſteigerung gebrachten 
w ente von je 7500 RM nur je 100 AM böten 
N — nach Erwerb der kaduzierten Geſchäftsanteile — 
a eibenden Reſt des von der Bekl. einzubringenden Be- 
ſrages von 30000 RM, den die Bekl. angeblich ſonſt auf 
10 5 Geſchäftsanteile geboten hatte, der GmbH. in der 
11 echtsform eines Darlehns zur Verfügung ſtellten, womit 
Ne anſcheinend ausdrücken wollen, daß an dem Weſen der 


Zahlung von 12 500 RM im Sinne der früher getroffenen 
Abmachungen nichts geändert worden ſei. Das BG. jagt nun 
zwar nicht ausdrücklich, daß es die Behauptungen der Bekl. 
in dieſem Teile, nämlich hinſichtlich der am 21. Sept. 1933 
vereinbarten Anderungen der Vereinbarung, nicht mehr als 
wahr unterſtelle. Daß es aber tatſächlich auf dem Standpunkt 
ſteht, daß die behauptete Anderung des Abkommens nicht 
zuſtande gekommen oder daß doch dieſe weiteren Verein⸗ 
barungen von der Bekl. jedenfalls nicht gehalten worden ſeien, 
ergibt ſich aus den Ausführungen des BG., die Leiſtungen 
der Bekl. nach dem 22. Sept. 1933 ſeien nicht nur dem 
äußeren Anſchein nach, ſondern wirkliche Darlehen geweſen. 
Das wird nach der Meinung des BG. bewieſen nicht nur 
dadurch, daß die Vekl. es nicht ernſtlich beſtritten hat, ſon⸗ 
dern auch dadurch, daß die Bekl. die Behauptung des Kl. 
unwiderſprochen gelaſſen hat, ſie habe ſich das Darlehn durch 
Abtretung von Forderungen ſichern laſſen. Das BO. hätte 
dieſen Gründen noch beifügen können, daß die Bekl. wie der 
Kl. unwiderſprochen vorgetragen hat, aus der erwähnten 
Sicherung ihres Darlehns auch Befriedigung beanſprucht und 
durch Vergleich mit dem Kl. teilweiſe erreicht hat, daß ſie, 
wie durch die Vorlage einer Abſchrift der Anmeldung dar⸗ 
getan iſt, das zinsloſe Darlehn von 12 500 RM als Kon⸗ 
kursforderung im Konkurſe über das Vermögen der Gejell- 
ſchaft angemeldet hat, und daß ſich der Kl. auch auf den 
Schriftwechſel berufen hat, der ebenfalls ergibt, daß die 
Bekl. nach der Verſteigerung der voll eingezahlten Geſchafts⸗ 
anteile weitere Leiſtungen auf Grund der Abreden mit dem 
früheren Vertreter der Geſellſchaft nicht mehr machen, ſon⸗ 
dern der Geſellſchaft nur noch Darlehen bewilligen wollte. 
Die Auffaſſung des BG., daß mit dieſen Darlehen die 
Verpflichtung der Bekl. zur Leiſtung ihres Anteils an dem 
Fehlbetrage auf die Stammeinlagen G. und St., die damals 
noch nicht von ihr verlangt war, nicht erfüllt worden ſei, iſt 
hiernach nicht zu beanſtanden. Die Bekl. konnte nicht mit 
Erfolg geltend machen, daß ſie vom Kl. mit Rückſicht auf 
die behaupteten Finanzierungsabreden wegen des Fehlbetrages 
nicht in Anſpruch genommen werden könne, wenn ſie ſelbſt 
ſich, wie das BG. hiernach annimmt, von dieſem Verabreden 
losgeſagt und die verſprochenen weiteren Leiſtungen, die auf 
die Haftſumme der Bekl. aus $ 24 GmbHG. hatten an⸗ 
gerechnet werden können, nicht bewirkt und der Geſellſchaft 
nur noch Darlehen gegeben hat. 

Deshalb kann auch keine Rede davon ſein, daß der Kl. 
mit der Forderung des Fehlbetrages gegen Treu und Glauben 
verſtoße oder ſogar argliſtig handle. 

(RG., II. Ziv Sen., U. v. 19. Febr. 1937, . 
W. R. 


Anmerkung: Die Entf. iſt im Ergebnis zu billigen. 
Ihre Begründung gibt jedoch Anlaß zu einigen Bemer⸗ 
kungen. 

Ik 

Es handelt ſich u. a. um die Frage, ob der Erwerber 
zweier Geſchäftsanteile, deren einer kaduziert worden iſt, als 
Inhaber des anderen zu den „übrigen“ Geſellſchaftern nach 
§ 24 GmbHG. gehört und daher für den Ausfall mithaftet. 


Das RG. hat dieſe Frage im Einklang mit bisheriger, wenn 


auch im einzelnen nicht ganz unbeſtrittener Lehre (vgl. z. B. 
die Erläuterungsbücher von Brodmann, 8 24, Erl. 3; 
Scholz, § 24, Erl. III, 1) bejaht. 

Mit Recht führt das RG. aus, daß die „übrigen“ Ge⸗ 
ſellſchafter i. S. des § 24 Gmb. die Inhaber der an- 
deren Geſchäftsanteile ſind. Maßgebend iſt der Zeitpunkt, in 
dem nach Durchführung des Kaduzierungsverfahrens gemäß 
88 21, 23 GmbHG. die Höhe des Fehlbetrages feſtſteht. 
Dieſe Ausfallhaftung iſt mit der Geſellſchafterſtellung der 
„übrigen“ Geſellſchafter verbunden oder, wie das RG. an⸗ 
ſchaulich, aber rechtsterminologiſch wohl nicht ganz unan⸗ 
fechtbar ſagt, ſie „belaſtet“ deren Geſchäftsanteile. Der Er⸗ 
werber eines ſolchen Geſchäftsanteils haftet daher gleichfalls 
für den Ausfall. 

Hier kann ſich die auf den erſten Blick merkwürdig an⸗ 
mutende Folgerung ergeben, daß der Erwerber zweier Fadu- 
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zierter Anteile für den Ausfall auf beide Geſchäftsanteile 
in Anſpruch genommen wird, obwohl er beim Erwerb nur 
eines Geſchäftsanteiles für den hierauf entſtandenen Aus⸗ 
fall nicht haften würde. Dieſer ſcheinbare Widerſpruch löſt 
ſich einfach, wenn man berückſichtigt, daß auch der Erwerber 
nur eines kaduzierten Auteils zu den „übrigen“ Geſell⸗ 
ſchaftern im Hinblick auf die Ausfallhaftung bei anderen 
Geſchäftsanteilen gehört. 


Beiſpiel: Von den Anteilen a, b, c, d einer 
Gmbh. find Einzahlungen auf die Auteile a und b rück⸗ 
ſtändig. Die Anteile a, b werden kaduziert. Erwirbt E. 
nur den Anteil a, jo haftet er zwar nicht für den Aus- 
fall, deſſentwegen dieſer Anteil kaduziert worden iſt, wohl 
aber, als einer der „übrigen“ Geſellſchafter, für den 
Ausfall auf den Geſchäftsanteil b. Erwirbt er die An⸗ 
teile a und b, fo kann er als Inhaber des Anteils b 
für den Ausfall auf den Anteil a, als Inhaber des An: 
teils a für den Ausfall auf den Anteil b, alſo für die 
auf beiden Anteilen entſtandenen Ausfälle, nach 8 24 
GmbHG. in Anſpruch genommen werden. 


Das zeigt die ſcharfe Haftung der Geſellſchafter für 
die Einzahlung des Stammkapitals. Allerdings beſchränkt 
ſie ſich auf den Ausfall von Bareinzahlungen, nicht 
dagegen auf den Ausfall, der ſich daraus ergibt, daß Sach- 
einlagen nicht oder nicht vollſtändig oder nur untex⸗ 
wertig geleiſtet werden. Damit bleibt die Ausfallhaf⸗ 
tung der Geſellſchafter, die notwendiges Korrelat für den 
verhältnismäßig geringen Publizitätsſchutz bei der Gmbh. iſt, 
praktiſch Stückwerk. Es wäre deshalb eine Erweite⸗ 
rung der Vorſchrift des §S 24 GmbHG. auf den Ausfall 
auch bei Sacheinlagen de lege ferenda zu erwägen. 

Richtig iſt ferner, daß es keinen Unterſchied machen kann, 
ob der Geſellſchafter den Auteil, als deſſen Inhaber er für 
den Ausfall in Auſpruch genommen wird, rechtsgeſchäftlich 
oder im Wege der Zwangsvollſtreckung erworben hat. Wenn 
das RG. dieſes Ergebnis aus § 24 GmbHG. als einer 
das Stammkapital ſichernden Beſtimmung ableitet, ſo kann 
man ihm darin nur uneingeſchränkt folgen. 

N: 

Die Entſch. hält für nicht ſchlechthin ausgeſchloſſen eine 
rechtsgültige Vereinbarung zwiſchen dem Erwerber mehrerer, 
nur zum Teil voll einbezahlter Geſchäftsanteile und der 
Geſellſchaft, wodurch eine Ausfallhaftung des Erwerbers für 
nicht voll einbezahlte Geſchäftsanteile nicht oder nicht in 
voller Höhe des Ausfalls entſtehen ſoll. Dieſe Ausführungen 
dürften grundſätzlichen Bedenken unterliegen. 


Wie unter I ausgeführt, gehört der Erwerber mehrerer 
Geſchäftsanteile, unter denen ſich ein kaduzierter befindet, zu 
den „übrigen“ Geſellſchaftern des 8 24 GmbHG. Die in 
dieſer Beſtimmung geregelte ſubſidiäre Geſamthaftung des 
Geſellſchafters ſteht der geſamtſchuldneriſchen Haftung nahe, 
obwohl man im Schrifttum ganz überwiegend lediglich den 
Unterſchied der pro-rata-Haftung gegenüber einer geſamt⸗ 
ſchuldneriſchen Haftung hervorzuheben pflegte. 

Nach $ 24 GmbHG. haften die Geſellſchafter nach dem 
Verhältnis ihrer Geſchäftsanteile für den Fehlbetrag. Iſt 
der hiernach zu leiſtende Beitrag von einzelnen Geſellſchaf⸗ 
tern nicht zu erlangen, ſo wird auch er nach dieſem Ver⸗ 
hältnis auf die verbleibenden Geſellſchafter aufgeteilt. Da⸗ 
bei genügt, wie eine Gegenüberſtellung von § 24 Satz 2 
und § 22 Abſ. 2 GmbHG. erkennen läßt, für die Ver⸗ 
teilung dieſes weiteren Ausfalls der Nachweis, daß die Her⸗ 
anziehung einzelner, an ſich nach § 24 zahlungspflichtiger 
Geſellſchafter von vornherein ausſichtslos erſcheint. Die Haf⸗ 
tung der einzelnen Geſe schafter iſt alſo bei Ausfall der 
Einzahlung auf eine Stammeinlage zwar ſubſidiär, aber ſie 
beſteht trotz formal proratariſcher Mithaftung der übrigen 
Geſellſchafter (falls ſolche vorhanden find), batſäch lich 
u. U. für den geſamten Fehlbetrag. Es kann alſo, wie all⸗ 
gemein anerkannt, ſtets der Fall eintreten, daß ein zahlungs⸗ 
fähiger Geſellſchafter für den ganzen Ausfall in Anſpruch 
genommen wird. Dieſe Haftung iſt, wie $ 25 GmbHG. aus- 


drücklich hervorhebt, zwingenden Rechtes. Sie kann daher, 
entgegen den Ausführungen des vorl. Urteils, weder ganz 
noch zum Teil ausgeſchloſſen werden. Eine dahingehende 
Vereinbarung wäre nichtig. 

Daran ändert ſich nichts, wenn der in Auſpruch ge⸗ 
nommene Geſellſchafter die Geſchäſtsanteile — ſei es auf 
rechtsgeſchäftlichem, ſei es auf vollſtreckungs rechtlichem Wege 
— nur zur Sicherung erwarb. Sieht man einmal von der 
treuhandrechtlichen Frage ab, insbeſ. von Form und Zus 
läſſigkeit der Treugutbegründung, zu deren Unterſuchung der 
vorl. Fall ebenfalls Anlaß geben könnte, ſo ſcheitert eine 
Sonderbehandlung des Sicherungsnehmers jedenfalls daran, 
daß er, wie jeder Treuhänder, Rechte uur mit dem Inhalt 
und der Belaſtung erwerben kann, die ſie beim Treu⸗ und 
Sicherungsgeber hatten. Der Sicherungsnehmer wird Geſell⸗ 
ſchafter mit allen Rechten und Pflichten, alſo auch der Haf⸗ 
tung nach §8 24 Gmb.., derjenigen Geſellſchafterſtellung, 
in die er eintritt. 

Es hätte daher im vorl. Fall gar nicht des Umweges 
bedurft, der Erwerber habe ſich „von dieſem Verabreden los⸗ 
gejagt und die verſchiedenen weiteren Leiſtungen ... der Ge⸗ 
ſellſchaft nur noch als Darlehn gegeben“. Von feiner Haftung 
nah $ 24 GmbHG. kann ein Geſellſchafter ſich nicht los⸗ 
ſagen, weil fie unabdingbare Begleitorſcheinung feiner geſell⸗ 
ſchaftsrechtlichen Stellung iſt. 

III. 
Mit Recht verſagt das NG. dem Erwerber die Berufung 


auf argliſtiges Verhalten der GmbH. oder ihres Koukurs⸗ 
verwalters. Allerdings wird man der Begründung, nach dem 


- oben Geſagten, nicht ganz beipflichten können. Die Entſch. 


dieſer Teilfrage dürfte nicht ſo ſehr aus einer individual⸗ 
rechtlichen als vielmehr aus einer geſellſchaftsrechtlichen Be⸗ 
urteilung des Sachverhaltes zu begründen ſein. 

Die Geſellſchaft konnte dem Erwerber gegenüber nicht 
rechtswirkſam auf ihre Auſprüche aus § 24 GmbHG. ver⸗ 
zichten. Sie konnte ſich nach 8 25 GmbchG. und — dem 
jedenfalls entſprechend anzupendenden — 8 306 BGB. ihm 
gegenüber nicht einmal wirkſam verpflichten, ihn nicht in An⸗ 
ſpruch zu nehmen, denn $ 24 GmbHG. ſichert, wie das RG. 
zutreffend hervorhebt, die Einzahlung der Stammeinlage, und 
dieſe Sicherung wiederum dient den Belangen der Geſell⸗ 
ſchaftsgläubiger. 

Andererſeits kann der Erwerber von der Geſellſchaft 
einen Erſatz für den von ihm nach $ 24 GmbHG. zu leiſten⸗ 
den Beitrag ſelbſt dann nicht verlangen, wenn ihm die Ge⸗ 
ſellſchaft argliſtigerweiſe eine Nichtinanſpruchnahme zugeſagt 
haben ſollte. Dies ergibt ſich als notwendige Folgerung aus 
der rechtlichen Stellung des Geſellſchafters ſowie der geſell⸗ 
ſchaftsrechtlichen Natur ſeiner auf deren Erwerb abzielenden 
Vereinbarungen mit der Geſellſchaft. Es iſt geſichertes Er⸗ 
gebnis in Lehre und Rſpr., daß die dem geſellſchaftsrechtlichen 
Bereiche angehörenden Rechtsgeſchäfte eine andere Betrachtung 
als die individualrechtlichen erfordern, wofür als Beiſpiel 
nur an die Behandlung des Irrtums bei Beitritt oder Zeich⸗ 
nung erinnert ſei. Au ſich haftet die Geſellſchaft nach § 31 
BGB. für die Handlungen ihrer Verwaltungsträger. Im 
Verhältnis zwiſchen Geſellſchaft und Geſellſchafter muß jedoch 
dieſe Haftung entgegenſtehenden geſellſchaftsrechtlichen Grund⸗ 
ſätzen weichen. Der geſchädigte Erwerber iſt in dieſen Fäl⸗ 
len auf individualrechtliche Erſatzanſprüche gegen Geſchäfts⸗ 
führer, Vorſtandsmitglieder, Mitgeſellſchafter uſw. angewie⸗ 
ſen, die ihn zu der ſchädigenden Maßnahme beranlaßt haben. 
Die hier in Betracht kommenden geſellſchaftsrechtlichen 
Grundſätze ſind in den Vorſchriften der 88 21 ff., beſonders 
§ 24 GmbcG., enthalten; fie ſollen die Einzahlung des 
Stammkapitals als Mindeſt- Garantiefonds gewährleiſten. 
Könnte der Geſellſchafter von der Geſellſchaft Erſatz der Auf⸗ 
wendungen verlangen, die er gem. $ 24 Gmb. erbringen 
muß, ſo würde er auf dieſe Weiſe dasjenige erhalten, was 
er nach 88 24f. GmbchG. unabdingbar zu leiſten verpflichtet 
iſt. Damit aber würde dieſe zur Sicherung der Gläubiger⸗ 
belange gegebene Vorſchrift tatſächlich außer Kraft geſetzt. 

Prof. Dr. Fr. Klauſing, Frankfurt a. M. 


| 
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15. KG. — 8 74 Abſ. 2 GmbHG. ($ 302 Abſ. 2 HGB.; 8 93 
S. 3 Gencz.); § 33 86. (Art. 15, 17 Pröch.). Wenn dem Re⸗ 
giſtergericht vom Geſetz die Ermächtigung der Gläubiger (Aktio⸗ 
näre, Genoſſen) zur Einſicht der Bücher und Papiere der er⸗ 
loſchenen Geſellſchaft (Genoſſenſchaft) übertragen iſt, ſo iſt es auch 
für befugt zu erachten, dem Verwahrer dieſer Urkunden deren 
Vorlegung zur Einſicht oder die Geſtattung der Einſicht aufzu⸗ 
geben und die Befolgung dieſer Anordnung gemäß § 33 FGG. zu 
erzwingen. f) 

Die BeſchwF. iſt Gläubigerin einer nach Durchführung 
der Liquidation im Handelsregiſter gelöſchten Gmb. In 
einem früheren Verfahren hatte ſie gegen den Antragsgegner 
als angeblichen Verwahrer der Bücher und Schriften der Ge⸗ 
ſellſchaft einen Beſchluß des Regiſtergerichts erwirkt, durch den 
IE gem. 8 74 Abſ. 2 Gmbh. die Ermächtigung zur Einficht 
ieſer Urkunden erteilt wurde. Demnächſt ſtellte ſie beim Re⸗ 
ET den Antrag, gegen den Antragsgegner gemäß 
85 ee 17 Br366. zwangsweiſe vorzugehen, da ſie mit der 
Die Vong allein ohne Klagerhebung nicht zum Ziel komme. 
blie Vorinſtanzen lehnten den Antrag ab. Die weitere Beſchwerde 
ieb im Ergebnis ohne Erfolg. 

Gem LG. führt aus, die Beſchw§. müſſe den aus ihrer 
ſpruch an zur Einſicht gem. § 74 Gmb. folgenden An⸗ 
ber n den Beſitzer der Bücher und Schriften im Wege 
nicht Neis Klage geltend machen, wenn ihr die Einſicht 
durch das 92 gewährt werde. Eine Erzwingung der Einſicht 
Verpflichtun ſtegiſtergericht komme nicht in Frage, weil eine 
geſehen fel Ie desen u der Bücher in 8 74 nicht vor⸗ 
Aus dieſem Gr de auch nicht angeordnet werden könne. 
Die Anwendb I: e ſei Art. 15 BıTGG. nicht anwendbar. 
fein öffentliches eit des Art. 17 a. a. O. müſſe entfallen, weil 
rege. Im übri Jutereſſe an der Vorlegung der Bücher be⸗ 
geſtellt e könne der Verbleib der Bücher nicht feft- 
und e zer Autragsgegner habe fie nicht hinter ſich 
angeblichen Nom im Auslande auf. Der Verbleib des 
ſei 1 nicht a Ben lee e 
ieſe Ausführungen ſind nicht frei von rechtliche 

i, EEE en htlichen Ber 
am Gn dend it icht an bie Stelle der Art. 15—17 PrBOß, 
in r db er Art. 4, 7 der VO. z. Anderung des Verfahrens 
faſſu Ic uchjachen v. 5. Aug. 1935 (RG Bl. 1, 1065) die Neu: 
die 05 5 $ 33.366. mit Geltung v. 1. April 1936 getreten, 
55 ne ings mit den dadurch erledigten Art. 15—17 inhalt⸗ 
ne a ed und deshalb für Preußen eine Anderung 
e dne e nicht gebracht hat. Wem nach dieſer Vor⸗ 
lt Aa: Verfügung des Gerichts die Verpflichtung auf- 
5 ae Handlung vorzunehmen, die ausſchließlich von 
10 dul illen abhängt, oder die Vornahme einer Handlung 
15 u EN der kaun vom Gericht zur Befolgung der Anord- 
Beth urch Orduungsſtrafen angehalten werden (bisheriger 
auf c 15 15 ferner eine Sache vorgelegt werden, fo kann 
Win rund einer beſonderen Verfügung des Gerichts auch Ge⸗ 
ine gebraucht werden (bisheriger Art. 17). Durch dieſe Vor⸗ 
iu wird eine Befuguis der Gerichte, jemandem eine 
mg aufzuerlegen oder eine Anorduung der in Art. 17 
viel 3 33 Abſ. 2 erwähnten Art zu treffen, nicht begründet; 
Ar mehr iſt Vorausſetzung für die Anivendung früher der 
1 15, 17 und jetzt des 8 33, daß eine ſolche Befugnis an- 
erweit feſtgelegt ift, ſei es im Foßch., ſei es in anderen Ge⸗ 
ſetzen (KG.: RIA. 14, 57; 083. 32, A 41; Schlegel⸗ 
berger, „Freſw. (. S. 348). 

8 $ 74 Abi. 2 Satz 2 Gmbh, beſtimmt, daß Gläubiger der 
mbH. nach Beendigung der Liquidation vom Negiftergericht 
15 Einſicht der — einem Geſellſchafter oder einem Dritten in 
erwahrung gegebenen — Bücher und Schriften der Geſell⸗ 
Gent ermächtigt werden können. Er ſpricht alſo nur von einer 
rmächtigung der Gläubiger, die für dieſe das ihnen an ſich 
Gee zuſtehende Recht auf Einſicht begründet, wie es für die 
oe und deren Rechtsnachfolger bereits kraft Geſetzes 
De (8 74 Abſ. 2 Satz 1 GmbHG.) Ob mit der über⸗ 
e der Ermächtigung dem Regiſtergericht zugleich die 
8 efugnis verliehen iſt, dem Verwahrer der Bücher und Schrif⸗ 
Ei deren Vorlegung zur Einſicht oder die Geſtattung der 
inſicht aufzugeben, und es demgemäß in der Lage iſt, eine 
ſolche Vorlegung oder Geſtattung durch Ordnungsſtrafen oder 
Anwendung von Zwaug durchzusetzen ($ 33 GG.), kaun zwei 
felhaft fein. Es beſteht kein Streit darüber, daß das Negifter- 
gericht nicht berechtigt ift, auf Frund der Art. 15, 17 Proc. 
lebt des 8 33 Fh, das geſetzliche Recht der Geſellſchafter auf 
Einſicht der Bücher zu erzwingen. Vielmehr können die Ge- 
ſellſchafter und ihre Rechtsnachfolger ihr Recht gegen den 
widerſtrebenden Verwahrer der Bücher nur im Wege der 
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Klage verfolgen (Brodmaun, „Gubdgch.“, Bem. 2 zu 8 74; 
Scholz, „Gmb.“ Bem. II 2). Wo dem Geſetzgeber in 
anderen Fällen ein Tätigwerden des Regiſtergerichts bei der 
Verwirklichung des geſetzlichen Rechts von Geſellſchaftern auf 
Einſicht der Bücher und Papiere geboten erſchten, hat er eine 
dahingehende Befugnis neben dem Recht der Geſellſchafter 
ausdrücklich ausgeſprochen, ſo bei dem Kommanditiſten und 
dem ſtillen Geſellſchaſter (8 166 Abſ. 1, 3, § 338 bj. 1, 3 
HGB.). Demgemäß wird im Schrifttum auch für die Ermäch⸗ 
tigung der Gläubiger einer Gmb. nach 8 74 Gmb och. bie 
Auſicht vertreten, daß das Negijtergericht dem Aufbewahrer 
der Bücher gegenüber keine Machtbefugnis beſitze, der zur 
Einſicht ermächtigte Gläubiger vielmehr nur gegen jenen Hagen 
könne, weil das Geſetz ihn hinſichtlich des Rechts auf Einſicht 
nur dem Geſellſchafter gleich-, aber nicht habe beſſerſtellen 
wollen (Brod mann, Scholz a. a. O.). Diele Anſicht er 
ſcheint nicht berechtigt. 

Zwiſchen den Fällen, in denen die Einſicht dem Berechtig⸗ 
ten durch das Geſetz geſtattet iſt, und denſen gen, bei denen 
das Recht auf einer Ermächtigung des Gerichtes beruht, be⸗ 
ſteht ein weſentlicher Unterſchied inſoſern, als bei der erſten 
Art das Regiſtergericht überhaupt nicht tätig wird. Denn es iſt 
nicht allgemein ſeine Aufgabe, den geſeßlichen Rechten 2 
Beteiligten im handelsrechtlichen Verlehr oder auch nur bei den 
Handelsgeſellſchaften zur Verwirklichung zu verhelfen. Wenn 
dagegen das Recht auf Einſicht einem Beteiligten erſt Our) =. 
Regiſtergericht zugeſprochen wird, ſo liegt in dieſem Ausſpruch 
ohne weiteres auch die dem Rechte auf der einen Seite ent, 
ſprechende Verpflichtung des anderen Teiles dur Geftattung 
diefer Einſicht durch Vorlegung der Bücher Einer beſonderen 
geſetzlichen Ermächtigung des Regiſtergerichts, die Vorlegung 
der Bücher durch deren Verwahrer anzuordnen, bedarf es des⸗ 
halb hier nicht. Sie iſt in der Befugnis, den Gläubiger zur 
Einſicht zu ermüchtigen, bereits enthalten. Für die Anwen⸗ 
dung des 8 33 TSG. wird es allerdings nach deſſen Faſſung 
notwendig ſein, daß das Regiſtergericht neben der Ermächti⸗ 
gung des Gläubigers dem Verwahrer der Bücher ausdrücklich 
die Verpflichtung auferlegt, die Einſicht zu geſtatten oder die 
Bücher zur Einſicht vorzulegen (vgl. Schlegelberger 
a. a. O. S. 347), wozu es nach dem Geſagten berechtigt iſt. 
Iſt das geſchehen, jo beſtehen keine grundjäßlichen Bedenken, 
gegen den Verwahrer auch die Zwangsmittel des § 33 F. 
zur Verwirklichung des zuerkannten Rechtes auf Einſicht an⸗ 
zuwenden. Daß das Regiſtergericht, wenn es einen Gläubiger 
zur Einſicht ermächtigt hat, dieſe auch gem. $ 33 FGG. er⸗ 
zwingen darf, hat der Senat für den entſprechenden Fall des 
Ss 302 Abſ. 3 HGB. — Ermächtigung von Aktionären oder 
Gläubigern der At. (vgl. § 214 Abſ. 3 des neuen Aktien G. 
v. 30. Jan. 1937) — bereits früher angenommen (Beſchl. vom 
19. Jan. 1937, 1 Wx 76/37). 

Die Anwendbarkeit des 8 33 FGG. im vorl. Falle iſt 
hiernach grundſätzlich zu bejahen. Entgegen der Anſicht des 
LG. iſt die Auwendung des 8 33 Abf. 2 (früher Art. 17 Pre 
FGG.) auch nicht davon abhäugig, daß an der Vorlegung der 
Bücher ein öffentliches Intereſſe beſteht. Eine ſolche Voraus- 
ſetzung läßt ſich weder aus dem Geſetz ſelbſt noch ſonſt aus 
den Umſtänden entnehmen. 

Die Eutſch. des LG. wird aber durch die weitere Feſt⸗ 
ſtellung in dem angefochtenen Beſchluſſe getragen, daß der 
Sachverhalt für ein Einſchreiten gegen den Antragsgegner 
gem. 8 33 FGG. nicht hinreichend geklärt ſei. Während die 
Ermächtigung eines Gläubigers der GmbH. zur Einſicht der 
Bücher gem. $ 74 Abſ. 2 Satz 2 vom Regiſtergericht ſchon 
auszuſprechen iſt, wenn dieſer ein eigenes berechtigtes Inter⸗ 
eſſe an der Einſicht darlegt (Scholz a. a. O.), bedarf es für 
die gegen eine beſtimmte Perſon zu richtende Verfügung auf 
Geſtattung der Einſicht oder auf Vorlegung der Bücher und 
für die Anwendung der Zwangsmittel des § 33 FGG. zu 
ihrer Durchſetzung weiterer tatſächlicher Unterlagen. Aus⸗ 
drückliche Vorausſetzung für die Feſtſetzung von Ordnungs⸗ 
ſtrafen zur Erzwingung der Vornahme einer Handlung nach 
833 Abſ. 1 F. iſt, daß die Handlung ausſchließlich vom 
Willen des Verpflichteten abhängt. Entſprechendes muß, ob⸗ 
wohl das Geſetz es hier nicht beſonders ausſpricht, auch für das 
ſonſtige nach 8 33 zu erzwingende Verhalten der betroffenen 
Perſon gelten. Dieſe muß deshalb grundſätzlich in der Lage 
ſein, der ihr auſerlegten Verpflichtung nachzukommen. Han⸗ 
delt es ſich um die Vorlegung von Büchern und Schriften 
einer erloſchenen Gib, ſo wird ſich die Verfügung des Re⸗ 
giſtergerichts in der Regel gegen deren Verwahrer (§ 74 Abſ. 1 
Gmb.) richten oder gegen denjenigen, in deſſen unmittel⸗ 
baren oder mittelbaren Beſitz fie etwa ſonſt nachweislich ge⸗ 
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langt ſind und der deshalb zu ihrer Vorlegung imſtande iſt. 
Vor dem Erlaß einer Vorlegungsanordnung und der An⸗ 
drohung von Zwangsmaßnahmen gegen einen beſtimmten von 
dem Gläubiger der Geſellſchaft in Anſpruch genommenen An⸗ 
tragsgegner hat das Regiſtergericht dieſe Vorausſetzungen auf 
Grund ſeiner Pflicht zur Ermittlung des Sachverhalts gemäß 
812 366. feſtzuſtellen, wofür im Antragsverfahren der 
Antragſteller die erforderlichen Unterlagen bezeichnen muß 
(Schlegelberger a. a. O. S. 352; vgl. auch KJ. 38, 
A 291). Ob in einem ſolchen Verfahren unter Umſtänden be- 
reits die Feſtſtellung ausreicht, daß der Antragsgegner ſich 
einmal im vorlegungsfähigen Beſitz der Bücher und Schriften 
befunden hat und ſich weigert, ihren ſpäteren Verbleib an⸗ 
zugeben — wie der Senat es für die Erzwingung der öffent⸗ 
lich⸗ rechtlichen Pflicht zur Vorlegung eines Hypothekenbriefes 
gem. § 62 Abſ. 2 GBO. im Amtsverfahren angenommen hat 
(336. 14, 99) —, braucht hier nicht entſchieden zu werden. 
(KG., 1. ZivSen., Beſchl. v. 27. Mai 1937, 1 Wx we 
N. 


Anmerkung: Dieſe für die Regiſterrechtspraxis hochwichtige 
Entſch. deckt ſich vollkommen mit dem Standpunkt, den der 
Unterzeichnete andernorts bereits eingenommen hat (sgl. 
Groſchuff-Nebelung, „HGB.“ Bd. 1, alphabet. über- 
ſicht unter „Büchereinſicht“, „Bücherherausgabe“; Groſchuff, 
„Gmbccg.“, alphabet. Überlicht unter den gleichen Stichwor⸗ 
ten). Es war bisher ein dem Laien unverſtändlicher und dem 
Anſehen des Regiſtergerichts abträglicher Formalſtandpunkt, 
den Gläubiger zwar zu „ermächtigen“, ihn aber im Fall der 
Machtloſigkeit der Ermächtigung auf den Weg der Klage gegen 
den renitenten Verwahrer zu verweiſen. Die Ermächtigung des 
Gläubigers auf Büchervorlage u. dgl. ſchließt als ihr Spiegel⸗ 
bild ohne weiteres die Pflicht des Gegners ein, der Anordnung 
nachzukommen, wenn ſie ſich — was entſcheidet — verfahrens⸗ 
mäßig ausdrücklich gegen ihn als Antragsgegner ge⸗ 
richtet hat (88 145, 146 R§G.; 88 166 Abſ. 3, 302 Abſ. 3 
HGB.; 88 13 Abſ. 3, 74 Abſ. 3 GmbHG.). Mit überzeugender 
Begründung weiſt das KG. auf den Unterſchied hin zwiſchen 
dem geſetzlichen Recht des Geſellſchafters, dem ein Regiſter⸗ 
gericht keinen Nachdruck zu verleihen braucht, und dem erſt 
durch das Regiſtergericht zugebilligten Recht, das ohne ent⸗ 
ſprechenden Nachdruck ein Schlag ins Leere wäre. 

O AR. Groſchuff, Berlin. 
* 

16. LG. — Die Wirkungen des Unterlaſſens eines Wider⸗ 
ſpruchs gegen einen von einem Zweckſparunternehmen über⸗ 
ſandten Kontoauszug. Die Vorausſetzungen für die Anwendung 
des Vollſtreckungsmißbrauchgeſetzes bei der Zwangsvollſtreckung 
aus einem rechtskräftigen Verſäumnisurteil. f) 


I. Das aufgelöſte Zweckſparunternehmen änderte 8 14 
ſeiner allgemeinen Geſchäftsbedingungen dahin ab, daß ein 
dem Zweckſparer mit Einſchreibebrief überſandter Kontoauszug 
als anerkannt gilt, wenn der Zweckſparer nicht innerhalb 
von zwei Wochen Widerſpruch erhebt und binnen weiterer 
vier Wochen den von ihm behaupteten Mehrbetrag im Klage⸗ 
wege geltend macht. Der Reichsbeauftragte für Zweckſpar⸗ 
unternehmungen genehmigte dieſe Anderung. In der Begrün⸗ 
dung der Genehmigung wird u. a. ausgeführt, daß im In⸗ 
tereſſe einer beſchleunigten Abwicklung der Liquidation, die 
ſowohl zur Wahrung der Belange der Zweckſparer wie auch 
des Unternehmens ſelbſt geboten iſt, die Anderung zu ge⸗ 
nehmigen war. — Der Zweck der Satzungsänderung iſt die 
möglichſt ſchnelle Klärung aller Rechtsbeziehungen zwiſchen 
dem Sparer und dem Zweckſparunternehmen, damit die 
Liquidation raſch durchgeführt werden kann. In einem ver⸗ 
einfachten Verwaltungsverfahren ſollen die beſtehenden Ver⸗ 
pflichtungen der Mitglieder des beſchwerdeführenden Zweck⸗ 
ſparunternehmens geklärt und in entſprechender Erweiterung 
der Beſtimmung des § 4 Abſ. 2 AuflöſcG. v. 13. Dez. 1935 
mögliche Einwendungen ausgeichlojfen werden. Dagegen iſt 
nicht der Sinn und der Zweck der Verfügung v. 5. Febr. 
1936, neue Verbindlichkeiten der Sparer zu begründen. Des⸗ 
halb kann der Sparer auch nach dem Ablauf der Friſt von 
zwei und vier Wochen die Einwendung erheben, in dem 
Kontoauszug ſei er zu Unrecht mit Poſten belaſtet. Dieſe Ein⸗ 
wendung des Sparers iſt zu prüfen und kann nicht mit der 
Begründung abgelehnt werden, er habe es unterlaſſen, recht⸗ 


zeitig Widerſpruch und eine entſprechende Feſtſtellungsklage 
zu erheben. 

Die von der Beſchw. vorgelegten und angeführten Ent⸗ 
ſcheidungen behandeln die Frage, ob der Sparer nach dem Ab⸗ 
lauf der beiden Friſten mit Einwendungen gegen beſtehende 
Verbindlichkeiten gehört werden kaun. Das geht klar aus der 
Entſcheidung des OLG. Kiel v. 11. Mai 1936 und aus den 
Ausführungen in JW. 1936, 2373 ff. hervor. Die Unter- 
laſſung des Widerſpruchs und der Feſtſtellungsklage hat dein- 
nach nicht zur Folge, daß der Sparer und Darlehensnehmer 
nicht mehr einwenden kann, er ſchulde den im Kontoauszug 
angegebenen Saldo nicht, oder gewiſſe Poſten ſeien zu Unrecht 
in den Auszug aufgenommen worden. 

II. Die Verpflichtung des Schuldners zur Zahlung einer 
beſtimmten Geldſumme iſt die ſelbſtverſtändliche Voraus⸗ 
ſetzung und Grundlage jedes Urteils auf Zahlung dieſes Be⸗ 
trages. Fehlt eine ſolche Zahlungsverpflichtung, ſo entbehrt 
ein trotzdem ergangenes Urteil der ſachlichen Grundlage. Da 
die ZPO. die Möglichkeit vorſieht, gegen einen nicht ver⸗ 
tretenen Bekl. ein Verſäumnisurteil zu erlaſſen, kann es vor⸗ 
kommen, daß ein Urteil auf Zahlung einer Geldſumme trotz 
Fehlens einer entſprechenden Verpflichtung ergeht. Vollſtreckt 
der Kl. aus einem ſolchen Urteil, ſo nützt er unberechtigt zu 
ſeinen Gunſten eine Vollſtreckungsmöglichkeit aus, die er nicht 
hätte, wenn der Bekl. in der mündlichen Verhandlung an⸗ 
weſend geweſen wäre. — Die Prüfung, ob ein eingeklagter 
Anſpruch beſteht, iſt grundſätzlich im Prozeßverfahreu vor⸗ 
zunehmen und kann im Zwangsvollſtreckungsverfahren grund⸗ 
ſätzlich nicht nachgeholt werden. Deshalb muß der Schuldner 
im Prozeßverfahren in der mündlichen Verhandlung anweſend 
ſein, um dort eine Prüfung ſeiner Einwendungen zu er⸗ 
reichen. Unterläßt er dies aus Nachläſſigkeit, ſo hat er ſich 
die Folgen ſelbſt zuzuſchreiben. 

Die Vollſtreckung eines Zahlungsurteils, dem keine Zah- 
lungsverpflichtung des Bekl. zugrunde liegt, iſt nach den 
vorausgegangenen Ausführungen dann eine Härte gegen 
dieſen, wenn er aus beſonderen Gründen im Prozeßverfahren 
nicht die Möglichkeit hatte, ſeine Einwendungen vorzubringen. 
Hat er infolge ſeiner Nachläſſigkeit das Verſäumnisurteil ver⸗ 
urſacht, obwohl er dem Kl. nichts ſchuldet, ſo kann man nicht 
ſagen, daß die Zwangsvollſtreckung aus dem Urteil eine Härte 
bedentet. Um eine ſolche annehmen zu können, darf folglich 
den Bekl. kein Verſchulden daran treffen, daß das Urteil 
gegen ihn erging. Das Gericht kann nur mit dieſer Ein⸗ 
ſchränkung den Ausführungen des KG.: IW. 1935, 2072 
folgen. Würde man bei jedem Verſäumnisurteil die An— 
wendung des Vollſtreckungsmißbrauchgeſetzes mit der Begrün— 
dung ablehnen, der Schuldner hätte ſich im Prozeßverfahren 
vertreten laſſen können, jo würde man dem Sinn und Zweck 
dieſes Geſetzes nicht gerecht und ſeine Anwendung gerade in 
den Fällen ausſchließen, in denen bekanntermaßen eine Zwangs 
e eee am eheſten unberechtigt ausgenützt 
wird. 

Der Schuldner hat ſich im vorliegenden Fall, bevor das 
Verſäumnisurteil v. 19. Juni 1935 erging, verſchiedentlich 
an das AG. K. gewandt und dargelegt, daß er der Gläur 
bigerin nichts ſchulde. Er hat ſich demnach um die Angelegen⸗ 
heit gekümmert. Daß er nicht gehört wurde, lag daran, weil 
er keine Mittel hatte, ſich in K. vertreten zu laſſen, auch 
weil er nicht wußte, wie er dies anufaſſen ſolle. Eine Nach- 
läſſigkeit trifft ihn nicht. Er ging davon aus, ſeine Einwen⸗ 
dungen würden geprüft. Man muß hierbei berückſichtigen, daß 
der Schuldner 67 Jahre alt und in Gerichtsſachen un⸗ 
erfahren iſt. 

Durch die Vollſtreckung eines Zahlungsurteils ohne Be⸗ 
ſtehen einer Zahlungsverpflichtung verſchafft ſich der Kl. 
einen Vermögensvorteil, der ihm nicht zuſteht. Er bereichert 
ſich unberechtigt auf Koſten eines anderen unter Ausnützung 
einer formalen Vollſtreckungsmöglichkeit. Das verſtößt gegen 
das geſunde Volksempfinden. 

Da der Schuldner kein nennenswertes Vermögen beſitzt 
und auf eine kleine Rente angewieſen iſt, bedeutet die Voll⸗ 
ſtreckung aus dem Verſäumnisurteil v. 19. Mai 1936 eine 
dem gefunden Volksempfinden gröblich widerſprechende 
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Härte. Wäre der Schuldner in guten Vermögens- und Ein⸗ 
kommensverhältniſſen, jo wäre die Sachlage anders zu be⸗ 
urteilen. 

Q 1 rel 12 u am 14 
9980) Mannheim, 2. 3 K., Beſchl. v. 17. März 1937, 2 T 


5 Anmerkung: Die vom LG. Mannheim getroffene Entſch. 
efapt ſich zunächſt mit der Auslegung der für die auf⸗ 
1 Zweckſparunternehmungen durch eutſprechende Ge⸗ 
e eungen der Reichsaufſichtsbehörde (früher der 
Stelle ee für Zweckſparunternehmungen; an ſeine 
a aueh als zuſtändige Aufſichtsbehörde gemäß Durchf. 
Bl 1 der zum Zweckſparauflöſch. v. 18. Dez. 1936 (MÖ- 
8 13° 1) der Präſ. des RAuffAPrivVerſ. getreten) gemäß 
5,18 wechdarch v. 17. Mat 1033 verbindlich eingeführten 
Say e e über deren Rechtsgrundlagen ich in 
Ergebnis 1 e 2377 näheres ausgeführt habe. Im 
vn: en er Entſch. zugeſtimmt werden, obwohl betont 
N u aß ein außergewöhnlicher Sachverhalt vorliegt 
ee nic Rechtsfolge keineswegs verallgemeinert 
bungen da med nocht der auffichtsbehörblichen Berwval- 
Intereſſe der € die den geſetzlichen Abwicklungszwecken im 
derſagt bl bbs Sbarergemeinſchaften dienen ſollte, der Erfolg 
zugehen ge: Grundſätzlich wird man davon aus⸗ 
und der erte das Unterlaſſen eines Widerſpruchs 
gegen 5 9 ichen Geltendmachung von Einwendungen 
„auf Grund ei g binnen der beſtimmten Friſt ein 
nis i. S. des 8 100 gung erteiltes“ abſtraktes Anerkennt⸗ 
und dementſprechend GB. „ſtillſchweigend erklärt“ wird 
die mit einer Sald auch alle Rechtsfolgen ausgelöſt werden, 
find. Hierher 1 bauerkennung im allgemeinen verbunden 
des Anerkem . in erſter Linie die novierende Wirkung 
ſpruchs iſt all niſſes. Rechtsgrundlage des klägeriſchen An⸗ 
1 anerkannte Saldo, ohne daß der Gläu⸗ 
Demgegenübe e Rechtsverhältnis zurückzugreifen braucht. 
Nuracßt 8 r genügt nicht etwa, wie das LG. allerdings zu 
i e e ſcheint, lediglich der Einwand des 
ſelbſt kaun 1 i den Saldo nicht. Das Anerkenntnis 
wie Anfed un en üblichen materiellrechtlichen Rechtsbehelfen 
uſw betän: ng wegen Irrtums oder argliſtiger Täuſchung 
Abf. 2 —— oder mit dem Kondiktionsanſpruch aus 8 812 
OG. Recht zurückgefordert werden. Grundſätzlich iſt dem 
er. 5 geben, daß durch das ſtillſchweigende An⸗ 
re neue Verbindlichkeiten, die durch die vertraglichen 
Aan nicht geſtützt werden, für die Sparer oder 
1 A nicht begründet werden ſollten. Dies iſt aber 
ee nn praktiſche Fall, in welchem dem An⸗ 
1 den ieee Rechtswirkung zu verſagen iſt 
e Auffaſſu igen Rechtsſtreit zugrunde liegt. Die ver⸗ 
nung über 9 En deckt ſich auch mit der herrſchenden Mei⸗ 
Wan denz ie Anerkennung von Salden im allgemeinen. 
Feen e ine 92 5 Genehmigungsklauſeln in den Geſchäfts⸗ 
355 15 N er Banken, wonach ein Saldo oder Rechnungs⸗ 
d rote u gilt, wenn ihm nicht friſtgemäß wider⸗ 
Wel 9 615 jedoch nicht geſchuldete Rechnungspoſten nach 
Afäßt Werd e von dem Anerkenntnis grundſätzlich nicht 
ſätlich ft en. a der Auffaſſung des NG. kann grund- 
Wi 11 ſtets das Anerkenntnis des im Saldo enthaltenen in 

irklichkeit aber nicht geſchuldeten Einzelpoſtens nach un⸗ 
ee Bereicherung zurückgefordert werden (RG. 
2077; Ron JW. 1921, 891; NZ. 114, 269 JW. 1926, 
un: 8. 117, 34 — JW. 1927, 1837). Die Kondizier⸗ 
veska es Auerkenntniſſes eines Saldos im Kontokorrent⸗ 
face en a das Nichtbeſtehen des für feine Geltend⸗ 
Damit it bes früheren Schuldverhältniſſes voraus. 
Kr 5 1 0 er, insbeſondere in den Fällen der liquidieren⸗ 
1 Zweckſparunternehmungen, allen Einwendungen gegen 
ar ſtillſchweigend anerfannten Kontoauszug eine ſcharfe 
e geſetzt. Einwendungen gegen das frühere Schuld⸗ 
hne konnen wi: zugelaſſen werden, ſoweit ſolche nicht 
e RL Abſ. 2 Satz 1. ZweckſparauflöſcG. bereits 
Ausfühe ſen ſind (vgl. hierzu meine obengenannten früheren 
Zweck ungen). Dem Sparer oder Darlehnsuehmer einer 

eckſparunternehmung, dem im allgemeinen die Verfügung 


der Aufſichtsbehörde nebſt Begründung bekannt gemacht 
wurde, weiß, welche Bedeutung ſein Schweigen hat, ſo daß 
die Abſchneidung der Einwendungen im allgemeinen auch 
nicht gegen Treu und Glauben verſtößt. Die geſamte geſetzliche 
Konſtruktion der beſonderen Abwicklung aller geſetzlich auf⸗ 
gelöſten Zweckſparunternehmungen hängt mit der Aufrecht⸗ 
erhaltung der Anerkenntniſſe zuſammen. Die Sparer ſind 
auf Grund der feſtgeſtellten Forderungen gem 88 4, 7—9 
Zweckſparauflöſc G. von der erſuchten öffentlichen Sparkaſſe 
befriedigt worden. Etwaige Nachforderungen könnten kaum 
befriedigt werden, da das geſetzliche Pfandrecht der Spar⸗ 
kaſſe als dem Großgläubiger der abgelöſten. Zweckſparunter⸗ 
nehmung nunmehr vorgeht. Im gleichen Sinne iſt auch die 
Aufrechterhaltung der Darlehnsſalden wichtig, die die Be⸗ 
friedigungsobjekte der Sparkaſſen darſtellen. Der Ausſchluß 
der niateriellen Einwendungen ift daher ſowohl für die Belange 
der Sparergeſamtheit als auch im offentlichen Intereſſe (ogl. 
8010 Zweckſparauflöſch.) möglichſt weit zu erſtrecken. abgeſehen 
von der in der Friſtverſaumnis liegenden Vermutung, daß 
keine Tatſachen vorliegen, die eine zulaſſige Einwendung 
rechtfertigen. Praktiſch macht es keinen Unterſchied, ob man, 
wie das LG., annimmt, daß das Anerkennints ſich auf nicht 
beſtehende Verbindlichkeiten nicht erſtrecke oder daß das An⸗ 
erkenntnis in dieſem Fall kondiziert werden kann. Folgerichtig 
ſcheint die letzte Auffaſſung zu ſein. 

Die andere Frage, ob das VollſtrMißbrGG. im vorliegen⸗ 
den Fall anzuwenden war, iſt vom LO. zutreffend bejaht 
worden. Die Rechtslage iſt deshalb zweifelhaft, da von dem 
Vollſtreckungsſchuldner Einwendungen gegen den rechtskräftig 
durch Verſäumuisurteil entſchiedenen Anſpruch ſelbſt erhoben 
werden. Grundſätzlich iſt im Einklang mit der vom 26. ge⸗ 
nannten Entſch. des KG. davon auszugehen, daß das Geſetz 
nicht bereits dann angewendet werden kann, wenn lediglich 
die Unrichtigkeit des Urteils uſw. eingewendet wird (vgl. 
auch Volkmar: DJ. 1934, 1622). Es muß hinzukommen, 
daß die Erlangung des Titels und der hiermit verbundenen 
formalen Rechtsſtellung des Gläubigers von dem Schuldner 
aus von ihm nicht zu vertretenden Gründen nicht abgewehrt 
werden konnte und er im übrigen mittellos iſt. Dieſe Merk⸗ 
male hat das LG. geprüft und mit Recht bejaht. Es hat ſich 
hierbei nicht, wie es in ſeinen Gründen allerdings anzunehmen 
ſcheint, in Widerſpruch zum KG. geſetzt. Bei der Entſch. des 
KG. waren die Vorausſetzungen, die abgeſehen von dem un⸗ 
richtigen Urteil vorliegen müſſen, nicht gegeben. Das KG. 
führte für ſeinen ablehnenden Standpunkt durchaus zutreffend 
aus, daß es nicht darauf ankomme, ob der Vollſtreckungstitel 
nach mündlicher Verhandlung oder ſachlicher Erörterung er⸗ 
gangen iſt oder ob es ſich um ein Verſäumnisurteil oder 
Vollſtreckungsbefehl handelt. Jedenfalls dürfe das Verfahren 
nach dem Geſetz nicht einzig und allein auf die Eröffnung 
einer neuen Juſtanz hinauslaufen. Demgegenüber ſtellt der 
Beſchluß des LG. Mannheim zutreffend feſt, daß es auf 
die Art des Verfahrens weniger ankomme, wenn auch die 
ſonſtigen vorhandenen Gründe die Anwendung des Geſetzes 
rechtfertigten. Die viel zu enge Auffaſſung Baumbachs 
(vgl. ZPO., Anhang zu 8 802, 12. Aufl., S. 1002 ff. Anm. 2) 
läßt Fälle gleich dem vorliegenden unberückſichtigt und will 
die Anwendung des Geſetzes ſtets dann ausgeſchloſſen wiſſen, 
wenn der materiellrechtliche Inhalt des Titels ſelbſt an⸗ 
gegriffen wird. Die amtliche Begründung (DJ. 1934, 1605 ff.) 
erwähnt dieſe Fälle überhaupt nicht. Die Entſch. des LG. 
Maunheim bietet ſomit einen wertvollen Beitrag zu den be⸗ 
reits vorhandenen jedoch leider nur ſehr ſpärlich veröffent⸗ 
lichten Entſch. 

Aſſ. Kahlert, Berlin. 


* 


17. OSG. — 88 5, 6 AbzG. Erwirbt der Verkäufer den auf 
Abzahlung unter Eigentumsvorbehalt verkauften Gegenſtand 
im Wege der Zwangsvollſtreckung zurück, ſo iſt dieſer Erwerb 
wie die Ausübung des Rücktrittsrechtes nach 85 AbzG. zu 
behandeln. 

Bei einem Abzahlungsgeſchäft i. S. des 8 1 RAbzG. 
v. 16. Mai 1894 ſoll der Käufer den Kaufpreis für eine 
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ihm bereits übergebene bewegliche Sache mit der Zeit burch 
Teilzahlungen berichtigen, der Verkäufer aber bei Nicht⸗ 
erfüllung von dem Kaufe zurücktreten dürfen. Wenn ſich der 
Verkäufer dabei ſtatt eines Rücktrittsrechts gemäß §8 346 ff. 
BOB. das Eigentum gemäß $ 455 BGB. vorbehalten hat, 
ſo haben, weil auch da der Zweck eines Abzahlungsgeſchäftes 
verfolgt wird, die Beſtimmungen der 88 1—5 Az. — zum 
mindeſten nach 8 6 daſelbſt entſprechend — Anwendung 
zu finden. . 

Das AbzG. ſchreibt nun in feinen § 1 vor, daß im 
Falle des Rücktritts jeder Teil dem anderen Teile die emp⸗ 
fangene Leiſtung zurückzugewähren hat, um zu verhindern, 
daß der Käufer die Ware und die in der Hoffnung auf den 
Erwerb der Ware geleiſteten Zahlungen verliert. Erſt recht 
nicht liegt es i. S. des Geſetzes, daß, nachdem der Verkäufer 
die Ware zurückerhalten hat, noch weitere Zahlungen an ihn 
geleiſtet werden. Das würde dem gerechten Volksempfinden 
widerſprechen und kann daher ſchon deshalb nicht richtig ſein. 
Es würde aber auch dem AbzG. widerſprechen, durch das 
der Käufer vor Ausnutzung geſchützt werden ſoll und das 
in erſter Linie ſozialpolitiſche Zwecke verfolgt. Dieſe Zwecke 
haben allein bei der Auslegung des AbzG. maßgebend zu 
ſein, und die neue Rechtsentwicklung hat die Aufgabe, den 
ſozialpolitiſchen Inhalt des Geſetzes weiter auszubauen und 
zur vollen Wirkung zu bringen (Dr. Frank, „National- 
er Handbuch für Recht und Geſetzgebung“, 1935, 


Nun behauptet zwar die Bekl., ſie ſei weder vom Kauf⸗ 
vertrag zurückgetreten, noch habe ſie ihren Eigentumsvorbehalt 
geltend gemacht, ſondern den Wagen (den Gegenſtand des 
urſprünglichen Kaufvertrages) lediglich in der Zwangsver⸗ 
ſteigerung erſtanden. Das iſt aber belanglos. Die Eheleute 
K. waren mit der Zahlung des Kaufpreiſes im Verzug, und 
daher war die Bekl. zum Rücktritt berechtigt. Wenn ſie, ſtatt 
hiervon Gebrauch zu machen und ſo den Käufern die Rechte 
aus dem AbzG. zukommen zu laſſen, ihre eigene Sache pfän⸗ 
den ließ, zur Verſteigerung brachte und fie wieder ſelbſt er⸗ 
ſtand, damit die Käufer der ihnen bei einem Rücktritt zu⸗ 
ſtehenden Rechte verluſtig gehen ſollten, ſo widerſpricht das 
dem Anſtandsgefühl aller billig und gerecht Denkenden. Die 


Bekl. muß ſich deshalb jo behandeln laſſen, als ob ie den 


Rücktritt erklärt oder von ihrem Eigentumsvorbehalt Ge⸗ 
brauch gemacht hätte (Frank a. a. O. S. 1249 ff.). 

(OLG. Dresden, 8. Ziv Sen., Urt. v. 16. April 1937, 8 U 
292/36.) 


patentgeſetz 
* 18. RG. — 8 1 AH. 2 Nr. 2, § 13 Abi. 1 Nr. 1 u. 2 PatG. 
v. 5. Mai 1936. 

1. Die Rechtskraft einer früheren klageabweiſenden Ent⸗ 
ſcheidung ſteht der neuen Patentnichtigkeitsklage nicht entgegen, 
wenn zwar die zweite Klage von einem Strohmann des wahren 
Intereſſenten erhoben iſt, die erſte Klage aber ſelbſtändig, wenn 
auch auf Anregung des Intereſſenten durchgeführt worden iſt. 

2. Gegenſtände, die zum Teil genießbar, zu einem bedeuten⸗ 
den Teil aber ungenießbar ſind, ſind keine ſchutzunfähigen Nah⸗ 
rungs⸗ oder Genußmittel. 

Der Bekl. iſt Inhaber des ihm mit Wirkung vom 
22. Jan. 1930 erteilten DRP. 510 578. Der Kl. hat die Ver⸗ 
nichtung dieſes Patents beantragt. 

Der Bekl. hat zunächſt ausgeführt, daß die Klage unzu⸗ 
läſſig ſei, weil ſie auf Veranlaſſung und auf Koſten des 
Nebenintervenienten F. erhoben ſei, nachdem dieſer mit einer 
i. J. 1931 erhobenen Nicheigkeitsklage, bei der allerdings der 
Deutſche Konditorenbund in B. als Kl. vorgeſchoben geweſen 
ſei, rechtskräftig abgewieſen ſei. 

1. Das Pat A. hat das angefochtene Patent 510578 für 
nichtig erklärt, indem es den Einwand des Bekl., der Kl. ſei 
in dieſem Rechtsſtreit nur vorgeſchobene Perſon und konne 
deshalb nach Abweiſung der Nichtigkeitsklage i. J. 1931 nicht 
nochmals eine ſolche Klage erheben, als unbegründet zurüd- 


gewieſen hat. Dieſen Einwand hat der Bekl. im zweiten 
Rechtszug fallen laſſen. Doch war von Amts wegen zu 
prüfen, inwiefern dieſer Einwand durchgreifen könnte. Denn 
es handelt ſich dabei um die Frage, ob die rechtskräftige Ent⸗ 
ſcheidung des Pat A. vom Jahre 1931 eiuer nochmaligen 
Nichtigkeitsklage entgegeuſteht. Das könnte nur der Fall fein, 
wenn die Abweiſung der Klage durch die Entſcheidung von 
1931 in Wahrheit denſelben Kl. betroffen hätte, der jetzt 
durch einen Strohmann verdeckt als Kl. das Verfahren be⸗ 
treibt. In der Rſpr. iſt wiederholt zum Ausdruck gekommen 
(val. RG. 59, 133 und 139, 3), daß es unzuläſſig iſt, durch 
eine vorgeſchobene Perſon (Strohmann) nochmals die Nich⸗ 
tigkeitsklage zu erheben, nachdem derjenige, welcher auch jetzt 
der eigentliche Kl. iſt, mit einer früheren Nichtigkeitsklage ab⸗ 
gewieſen wurde. Dieſe Auffaſſung wird im Schrifttum ſowohl 
zum früheren PatG. wie zum geltenden Gef. v. 5. Mai 1936 
einmütig geteilt (vgl. Pietzcker, Anm. 3 zu 8 10 S. 379; 
Krauße, 2. Aufl., S. 203; Buſſe, Anm. 2 zu $ 13 Nr. 5 
S. 204; Klauer⸗Möhring, Aum. 3 zu § 13 S. 256). 
In allen dieſen Fällen iſt aber ein Tatbeſtand wie der jetzt 
vorliegende nicht erörtert worden. Die vorſtehend wieder⸗ 
gegebene Rechtsauffaſſung muß indeſſen auch für den Fall 
gelten, daß für den beim zweiten Verfahren durch einen Stroh⸗ 
mann verdeckten Kl. bereits bei der erſten Nichtigkeitsklage an 
Stelle des eigentlichen Kl. ein Strohmann aufgetreten war. 
Auch dann müßte die erſte Entſcheidung grundſätzlich als Ab⸗ 
weiſung deſſen angeſehen werden, der der eigentliche Kl. iſt 
und nur zur Vermeidung eines perſönlichen Auftretens einen 
Strohmann vorgeſchoben hat. Dem ſteht die Tatſache nicht 
entgegen, daß die Nichtigkeitsklage nach den Vorſchriften in 
8 10 Nr. 1 und 2 des bisherigen PatG. v. 7. April 1891 und 
7. Dez. 1923 und den gleichlautenden Vorſchriften in § 13 
Abſ. 1 Nr. 1 und 2 des jetzigen PatG. v. 5. Mai 1936 eine 
„Popularklage“ iſt, die von jedermann ohne Nachweis eines 
eigenen Intereſſes, alſo auch im fremden Intereſſe erhoben 
werden kann. Denn wenn in beiden Fällen von derſelben Per⸗ 
ſon je ein Strohmann als Kl. vorgeſchoben wird, ſo muß es 
unzuläſſig ſein, auf dieſem Wege wiederholt zu klagen und 
nach Abweiſung der erſten Klage erneut die Vernichtung des⸗ 
ſelben Patents aus demſelben Klagegrund zu betreiben. Im 
vorliegenden Fall iſt es daher vollkommen unerheblich, ob der 
jetzige Kl. möglichenfalls nur eine vorgeſchobene Perſon iſt, 
deren ſich der Konditormeiſter F. in L. bedient, um den 
Rechtsſtreit zu betreiben, falls nicht gleichzeitig nachgewieſen 
werden kann, daß auch bei der erſten Klage vom Jahre 1931 
F. der eigentliche, durch einen Strohmann verdeckte Kl. war. 
Letzteres iſt aber durch die Beweisaufnahme widerlegt. Der 
Konditorenbund mag zwar auf Anregung von F. vorgegangen 
fein, hat das Verfahren aber ganz ſelbſtäudig betrieben und 
kann daher nicht als vorgeſchobene Perſon angeſehen werden, 
deren ſich F. bedient hätte, um nicht perſönlich in Erſcheinung 
treten zu müſſen. Die Rechtskraft der patentamtlichen Ent⸗ 
ſcheidung vom Jahre 1931 ſteht deshalb der Erhebung der 
gegenwärtigen Klage nicht im Wege. 

2. Gegenſtand der Erfindung iſt nach dem Inhalt der 
Patentſchrift ein Behälter zur Aufnahme von Speiſeeis, bei 
dem zur Erhöhung des Wärmeſchutzes zwiſchen dem das Eis 
umgebenden Schokoladenüberzug und der äußeren Stanniol⸗ 
umhüllung eine Waffelſchicht eingefügt iſt. 

Zur Begründung der Klage hat der Kl. ſich in erſter 
Reihe darauf berufen, daß das Patent ſchon deshalb vernichtet 
werden müſſe, weil fein Gegenſtand ein Nahrungs- oder Ge⸗ 
nußmittel ſei. Schon das Pat A. hat dieſe Auffaſſung miß⸗ 
billigt, und es iſt ihm darin beizutreten. In § 1 Abſ. 2 
Nr. 2 PatG. iſt nichts Näheres darüber geſagt, wann im 
Sinne des Geſetzes ein Nahrungs- oder Genußmittel vor⸗ 
handen iſt. Zweifellos aber war der Zweck dieſer geſetzlichen 
Vorſchrift, daß man verhindern wollte, daß Nahrungs⸗ oder 
Genußmittel irgendwelcher Art durch das Ausſchließungs⸗ 
recht eines Patentinhabers der freien Verwertung entzogen 
würden. Es kommt alſo darauf an, ob in dieſer Art, ent» 
gegen der geſetzlichen Abſicht, ein Nahrungs⸗ oder Genuß⸗ 
mittel 1 Patentſchutz geſtellt iſt. Das iſt vorliegend nicht 
der Fall. 
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Nach der herrſchenden Anſicht ſind als Nahrungsmittel 
nur ſolche Mittel anzuſehen, die zur Ernährung des Men⸗ 
ſchen dienen, von ihm genoſſen werden, um in den Stoff⸗ 
wechſel des menſchlichen Organismus zum Zwecke der Er⸗ 
nährung einzutreten. Genußmittel ſind ſolche, die ebenfalls 
in den menſchlichen Körper aufgenommen werden, aber auf 
die Geſchmacks⸗, Geruchs⸗ oder Gefühlsnerven einzuwirken 
beſtimmt ſind, wie Tabak, Kaffee, vielleicht auch gewürzte 
Soßen u. ä. Daraus ergibt ſich, daß ein Gegenſtand, der in 
weſentlichen Teilen nicht vom Menſchen verzehrt werden 
kann, als Ganzes nicht Nahrungs- oder Genußmittel im 
Sinne des Geſetzes ſein kann. Wenn, wie im vorliegenden 
Fall, der Gegenſtand der Erfindung zu einem nicht un⸗ 
weſentlichen Teil aus Stanniol beſteht, ſo kann in dieſem 
ae das Ganze weder als Nahrungs- noch als Genußmittel 
ezeichnet werden. Genügend zur Verneinung einer Schuk- 
an nach § 1 Abſ. 2 Nr. 2 Patch. ift, daß ein weſent⸗ 
icher Beſtandteil des Gegenſtandes der ſtreitigen Erfindung 
nicht verzehrt werden kann und nur ein Teil des Erfindungs⸗ 
e ne 1 den menſchlichen Körper ge⸗ 

10 at das Pat A. fü i 
dem iſt zuzustimmen. Pat A. für entſcheidend erachtet, und 


(RG., I. Ziv Sen., U 19 1 
A0 . 154.328 v. 10. April 1937, 1211/36.) 


* 
u — $15 HebrMuſtG.; 8 51 Patch. Erſtattung der 
muſterprozeß Memingiehung eines Pat Anw. im Gebrauchs⸗ 
Seshanben j F e des Pat Anw. in der mündlichen 
Gebühr. g iſt nicht Vorausſetzung für die Entſtehung der 


Der Kl. iſt mit einem Auf 
7 pruch aus behaupteter Ge⸗ 
Ball ordert Cd erleben gegen die Bekl. unterlegen. Die 
ei ns Erſatz der ihr durch Hinzuziehung eines PalAnw. 
dieser Koster Koſten. Das 2G. hat die Erſtattungsfähigkeit 
der Einf en verneint, da die Zuziehung eines Pat Anw. bei 
11190 ane der Sache und Rechtslage dieſes Streites zur 
1 ſprechenden Rechtsverteidigung nicht erforderlich ge: 

eſen ſei. Die Beſchw. ift begründet. 

Er kann dahinſtehen, ob die Sach und Rechtslage des 
. es, in welchem die Grundfrage der Schutzfähigkeit des 
805 a des Kl. von einer Beurteilung des Standes 
ir echnik, insbef. eines vorveröffentlichten franzöſiſchen Pa⸗ 
ntes, abhängig war und ein Vorbenutzungsrecht der Bell. 
1 gemacht wurde, von vornherein ſo einfach war, 
dus ee al eine Abweiſung der Klage auch ohne Beratung 
urch einen Pat Anw. rechnen konnte. Vor der ſtreitigen Ver⸗ 
handlung der Sache und vor der Urteilsverkündung iſt das 
neue GebrMuſtch v. 5. Mai 1936 in Kraft getreten. Nach deſſen 
§ 19 Abſ. 5 ſind die durch die Mitwirkung eines PatAnw. ent 
ſtandenen Gebühren bis zur Höhe einer Gebühr nach 89 
RAGEHD. und außerdem die notwendigen Auslagen des Pat⸗ 
Anw. zu erſtatten. Dieſe Erſtattungsfähigkeit iſt nicht abhängig 
von einer Prüfung, ob die Zuziehung des Pat Anw. zur zweck- 
entſprechenden Rechtsverfolgung notwendig war. Andererſeits 
find höhere Koſten von der Erſtattung ſchlechthin ausgeſchloſſen 
(abweichend allein das Erlänterungsbuch von Genkar d: vgl. 
die amtlichen Begründungen zu $ 19 Gebr:Muft®. i. Verb. m. 
dem linſoweit gleichlautenden! 8 51 Pat.). Dieſe Regelung 
iſt gültig auch für Rechtsſtreitigkeiten, die am 1. Okt. 1936 be⸗ 
reits anhängig waren (§ 23 Abſ. 1 GebrMuſtGG.; vgl. auch 8 26 
Abſ. 3 GebrMufi®. und amtliche Begründung [Behinderungen 
anhängiger Verfahren]; Klauer⸗Möhring, „PatG. 1937“, 
ee zu § 19 GebrMuft®., Anm. 6 zu § 51 Pat®., S. 582, 
Dafür, daß eine (im vorl. Falle nicht erfüllte) Voraus⸗ 
ſetzung für die Entſtehung der Gebühr 1360 8 1 55 PatG. 
die Mitwirkung des PatAnw. in der mündlichen V erhand⸗ 
lung — nach 8 9 Abſ. 3 Pat Anw. — wäre (fo Klauer 
Mö hring, Anm. 50 zu 851), bietet der lediglich von der 
Mitwirkung des PatAnw. „in dem Rechtsſtreit“ ſprechende 
Wortlaut des Geſetzes keinen Anhaltspunkt. Es iſt auch nicht 
einzuſehen, weshalb eine Partei, um die Erſtattungsfähigkeit 
einer Gebühr (mehrere Gebühren werden ja nach § 51 Abſ. 5 
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PatG. niemals erſtattet) zu erreichen, den Pat Anw. unbedingt 
in einem Umfange heranziehen müßte, der im Innenverhält⸗ 
niſſe zwiſchen dem Auftraggeber und dem PatAnw. mindeſtens 
zwei Gebühren (Prozeß⸗ und Verhandlungsgebühr; vgl. B. I 
11 der RAGEO.) zur Entſtehung bringt. 

(OLG. Hamburg., Beſchl. v. 9. April 1937, 1 W 78/37.) 


Beamtenrecht 


4 20. RG. — 8 6 BBG. Verſetzung eines Wahlbeamten in 
den Ruheſtand auf Grund des 8 6 BBG. 

Der Sinn der Vorſchrift des 8 6 BBG. kann für den 
Regelfall nur dahin gehen, daß die bei einer Verſetzung in den 
Ruheſtand nach §6 BBG. betroffenen Beamten unter Gewäh⸗ 
rung von Ruhegeld nach den allgemeinen verſorgungsrecht⸗ 
lichen Beſtimmungen in den Ruheſtand verſetzt werben ſollen. 

Die Nichtanrechnung der Kriegsdienſtzelt bei der Ermitt⸗ 
lung der für die Gewährung von Ruhegehalt maßgeblichen 
Dienſtzeit verſtößt gegen zwingendes Reichsrecht. 

Der Kl. war 8 ½ Jahre Bürgermeiſter der Bekl. und tft 
mit Wirkung v. 1. Jan. 1935 auf Grund des 5 6 BBO. in den 
Ruhestand verſetzt worden. Die Bekl. hat ihm Kür das Jahr 1935 
noch ein monatliches Ruhegehalt von 197,4 AM ausgezahlt, 
v. 1. Jan. 1936 an aber die Auszahlung weiterer Bezüge ver · 
weigert. Sie beruft ſich darauf, daß der Kl. einem Bürgermeiſtet 
gleichzuſtellen ſei, der nach Ablauf ſeiner Amtsperiode nicht wie⸗ 
der gewählt wurde, ohne dienſtunfähig zu ſein, daß ſie nach 
8 5 Abſ. 2 des maßgebenden Ortsſtatuts einem ſolchen Bürger⸗ 
meiſter gegenüber nur zur Zahlung eines Ruhegehalts auf die 
Dauer von höchſtens einem Jahre verpflichtet ſei und daß ſie 
dieſe Verpflichtung erfüllt habe. 

Der Kl. iſt der Anſicht, daß ihm auf Grund der SS 6 
und 8 BBG. i. Verb. m. den einſchlägigen heſſiſchen Vorſchrif⸗ 
ten, insbeſ. auch nach § 5 Abſ. 1 des Ortsſtatuts, jedenfalls 
aber auf Grund einer beſonderen Vereinbarung ein Ruhe⸗ 
gehaltsanſpruch in der bisherigen Höhe auch über den 31. Dez. 
1935 hinaus zuſtehe. 

Das LG. hat dementſprechend der Klage ſtattgegeben, das 
OLG. die Klage abgewieſen. Das RG. bat das landgerichtliche 
Urteil wiederhergeſtellt. 

Das BG. nimmt an, daß für die Frage, ob für den Kl. 
ein Ruhegeldanſpruch entſtanden iſt, gem. $ 5 Abſ. 1 der maß⸗ 
geblichen Ortsſatzung die Vorſchriften des heſſiſchen Verſiche⸗ 
rungsgeſetzes für gemeindliche Beamte v. 18. Okt. 1923 (Heſſ⸗ 
RegBl. 329), insbeſ. deſſen Art. 12, maßgebend ſeien. Dort 
ſeien als Vorausſetzungen für den Ruhegeldanſpruch des Kl. der 
Eintritt der Dienſtunfähigkeit und die Zurücklegung einer zehn⸗ 
jährigen Dienſtzeit beſtimmt. Beide Vorausſetzungen habe der 
el. nicht erfüllt. Daß er fie etwa nicht habe zu erfüllen brau⸗ 
chen, ſei den Vorſchriften des BBG. und feinen DurchfBeſt. 
nicht zu entnehmen. Dem Kl. ſtehe daher ein Anſpruch aus $ 5 
Abſ. 1 der Ortsſatzung nicht zu. Soweit er einen Anſpruch 
auf 8 5 Abſ. 2 daſelbſt hätte ſtützen können, jet er bereits be⸗ 
friedigt. 

Die Verſetzung des Kl. in den Ruheſtand iſt auf Grund 
des $ 6 BGG. i. d. Faſſ. des AnderungsG. v. 23. Juni 1933 
(RGBl. I, 389) erfolgt. Dieſer beſtimmt, ſoweit er hier in 


Betracht kommt, daß zur Vereinfachung der Verwaltung oder 


im Intereſſe des Dienſtes Beamte in den Ruheſtand verſetzt 
werden können, auch wenn ſie noch nicht dienſtunfähig ſind. Die 
Vorſchrift durchbricht in erſter Linie allerdings lediglich die in 
Reichs⸗ und Landesgeſetzen zum Schutze der Beamten (vgl. 
Art. 129 Abſ. 2 Wein Verf.) erlaſſenen Vorſchriften, wonach fie 
— von der Altersgrenze und ſonſtigen Vorausſetzungen ab⸗ 
geſehen — nur im Falle der Dienſtunfähigkeit in den Ruheſtand 
verſetzt werden können. Ob einem auf Grund des 86 BBG. in 
den Ruheſtand verſetzten nicht dienſtunfähigen Beamten ein 
Ruhegeldanſpruch zuſteht, it im BBZ. — wenigſtens ausdrück⸗ 
lich — nicht geregelt. Inſoweit finden nach der 3. Durchf VO. 
zum BBG. v. 6. Mai 1933 (RG Bl. I, 245) Nr. 3 zu 86 nicht die 
einſchränkenden Vorſchriften der 88 8 ff. BBG. ſondern nach 


5 
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der 4. DurchfVO. dazu v. 18. Juli 1933 (RGBl. I, 515) Nr. 3 
zu §6 die allgemeinen verſorgungsrechtlichen Beſtimmungen 
Anwendung. Das iſt im vorl. Fall das für heſſiſche Gemeinde⸗ 
beamte geltende Landesrecht, deſſen Geltungsbereich ſich über 
den Bezirk des BG. nicht hinaus erſtreckt und deſſen Anwendung 
durch das BG. daher nach 8549 ZPO. in dieſer Inſtanz nicht 
nachgeprüft werden kann. Damit erledigen ſich die Rügen der 
Rev., die eine unrichtige Anwendung oder die Nichtanwendung 
von Vorſchriften des heſſiſchen Landesrechts beanſtanden. Ins⸗ 
beſondere können auch die hierauf bzgl. Verfahrensrügen, vor 
allem ſoweit ſie die Verletzung des § 286 ZPO. behaupten, nach 
der ſtändigen Rſpr. des RG. (RGZ. 95, 146/147; 150, 286 = 
JW. 1936, 1657 1; RGurt. III 110/36 v. 8. Jan. 1937 JW. 
1937, 1249 18) nicht beachtet werden. Zu prüfen bleibt vielmehr 
lediglich, ob das BG. bei feiner Rechtsanwendung gegen das in 
Frage kommende Reichsrecht, nämlich die 88 6 und 8 BBG. 
und die dazu von Reichs wegen ergangenen DurchfBeſt., ver⸗ 
ſtoßen hat und ob die von ihm angewendeten landesrechtlichen 
Rechtsſätze mit dem Reichsrecht vereinbar ſind. 

Mit Recht rügt in dieſer Hinſicht die Rev. die Verletzung 
des §86 BBG. Wenn dieſe Vorſchrift auch über die Frage, ob 
dem auf ihrer Grundlage in den Ruheſtand verſetzten Beamten 
ein Anſpruch auf Ruhegeld erwächſt, ſelbſt keine Regelung trifft, 
ſo erſchöpft ſich ihre rechtliche Bedeutung und Tragweite doch 
nicht darin, daß ſie die Verſetzung eines Beamten in den Ruhe⸗ 
ſtand geſtattet, auch wenn er nicht dienſtunfähig iſt. Aus ihrem 
Sinn und Zweck und dem Zuſammenhang mit den übrigen Be⸗ 
ſtimmungen des BBG. ergibt ſich vielmehr, daß, wenn auf ihrer 
Grundlage ein nicht dienſtunfähiger Beamter in den Ruheſtand 
verſetzt wird, ſeine Dienſtunfähigkeit nicht eine Vorausſetzung 
für die Entſtehung eines Ruhegeldanſpruchs bilden darf. Nach 
§ 6 BBG. ſollen Beamte, bei denen die für die Regelungen in 
den 88 2—4 daſelbſt maßgebenden perſönlichen Verhältniſſe nicht 
zutreffen, aus ſachlichen Geſichtspunkten vorzeitig in den Ruhe 
ſtand verſetzt werden können. Weil dabei ſachliche Geſichtspunkte 
ausſchlaggebend find, kann die Verſetzung in den Ruheſtand fol 
chenfalls nicht eine Art Strafmaßnahme für den betroffenen 
Beamten darſtellen. $ 6 BBG. kann alſo nicht die Bedeutung 
haben, daß einem ſolchen Beamten aus der Verſetzung in den 
Ruheſtand ein darüber hinausgehender Nachteil erwachſen ſoll. 
Der Sinn der Vorſchrift kann daher für den Regelfall nur 
dahin gehen, daß die betroffenen Beamten unter Gewäh⸗ 
rung von Ruhegeld in den Ruheſtand verſetzt werden 
ſollen. Das ergibt ſich auch daraus, daß ſogar den wegen 
ihrer perſönlichen Verhältniſſe entlaſſenen ($ 4 BBG.) oder in 
den Ruheſtand verſetzten (§3 BBG.) Beamten ein — wenn 
auch beſchränkter (88 ff. daſelbſt) — Ruhegeldanſpruch gewährt 
wird (vgl. RG. 149, 51 JW. 1936, 3818 m. Anm. und die 
Senatsentſcheidung III 18/35 v. 31. Jan. 1936, abgedr. ZUR. 7, 
90). Es iſt unvorſtellbar, daß der Geſetzgeber zwar Beamten, 
die z. B. nach ihrer bisherigen politiſchen Betätigung nicht die 
Gewähr dafür bieten, daß ſie jederzeit rückhaltlos für den natio⸗ 
nalen Staat eintreten und deswegen aus dem Dienſte entlaſſen 
werden, einen ſolchen Ruhegeldanſpruch gewährt hätte, nicht 
aber Beamten, bei denen ſolche beſonderen Umſtände nicht 
vorliegen und deren Ausſcheiden aus dem Dienſt lediglich zur 
Vereinfachung der Verwaltung oder im Intereſſe des Dienſtes 
erfolgen muß. Dieſen Beamten würde aber ein Ruhegeld⸗ 


anſpruch in der Regel wenigſtens nicht erwachſen können, wenn 


feine Entſtehung an die Vorausſetzung der Dienftunfähigteit 
geknüpft wäre. Die Entſtehung des Ruhegeldanſpruchs für die 
von § 6 BBG. betroffenen Beamten kann alſo von dem Vorlie⸗ 
gen der Dienſtunfähigkeit nicht abhangig ſein. Daraus ergibt 
ſich, daß ein ſolcher Beamter ſo zu behandeln iſt, wie wenn im 
Zeitpunkt ſeiner Verſetzung in den Ruheſtand Dienſtunfähigkeit 
eingetreten wäre. Das hat das BG. verkannt. Es will den Kl. 
denjenigen Wahlbeamten gleichſtellen, die nach Ablauf ihrer 
Dienſtzeit nicht wieder gewählt worden ſind und deswegen aus 
dem Dienſte ausſcheiden müſſen. Für dieſe Annahme fehlt es 
an jeder erſichtlichen rechtlichen Grundlage. S 6 BBG. knüpft 
ſelbſt an die Dienſtunfähigkeit an und macht inſoweit auch hin⸗ 
ſichtlich der Wahlbeamten keinen Unterſchied. Daß dabei auch an 
die Wahlbeamten gedacht worden iſt, ergibt ſein Abſ. 2, wo 
die Vorſchriften des Abſ. 1 Satz 2 daſelbſt als auf dieſe Beamten 


nicht anwendbar erklärt werden. Auch ſie ſind alſo im übrigen 
wie die ſonſtigen Beamten zu behandeln. Ohne geſetzliche Grund⸗ 
lage den Tatbeſtand der Nichtwiederwahl zu unterſtellen, iſt will⸗ 
kürlich. Das BG. bezieht ſich hierfür auch zu Unrecht auf die 
Entſch. des erk. Sen. in RZ. 149, 51 (60/61) = YW. 1936, 
3818 m. Aum. Dort ſtand in Frage, ob die in 85 des badiſchen 
Durchfch. zum BBG. v. 29. Jan. 1934 hinſichtlich der Höhe 
des Ruhegeldes ausgeſprochene Gleichſtellung der Entlaſſung 
nach $A BBG. mit dem Fall der Nichtwiederwahl i. S. des § 27 
Badcßem O. als eine nach $ 17 Abſ. 2 ſtatthafte ergänzende lau⸗ 
desrechtliche Vorſchrift angeſehen werden könne (vgl. RG. 
153, 244 JW. 1937, 1249 18). Das iſt damals allerdings be⸗ 
jaht worden. Es handelte ſich dabei aber, wie ohne weiteres 
erkennbar iſt, um eine ganz andere Frage als hier, und es geht 
nicht an, im Hinblick auf jene einen beſonderen Fall betr. Entſch. 
die Verſetzung eines Wahlbeantten in den Ruheſtand auf Grund 
des § 6 BBG. ſchlechthin mit dem Fall der Nichtwiederwahl 
gleichzuſetzen und dann die Entſtehung eines Ruhegeldanſpruchs 
eines ſolchen Beamten davon abhängig zu machen, ob und in 
welchem Umfang eine Ortsſatzung einem nicht wieder gewähl- 
ten Wahlbeamten einen Ruhegeldanſpruch gewährt. 

Dieſer Rechtsſtandpunkt findet durch die bereits erwähnte 
Beſtimmung in der 4. DurchfVO. Nr. 3 zu 86 BBG. jeine 
volle Beſtätigung. Danach ſollen bei einer Verſetzung in den 
Ruheſtand nach $ 6 BBG. die allgemeinen verſorgungsrecht⸗ 
lichen Beſtimmungen gelten. Hätte das den Sinn, daß ſolchen 
falls der Ruhegehaltsanſpruch an die Dienſtunfähigkeit des 
Beamten, die Erreichung der Altersgrenze uſw. geknüpft ſein 
ſollte, fo wäre in Wirklichkeit regelmäßig ein Ruhegehaltsan⸗ 
ſpruch verſagt, weil Dienſtunfähigkeit, Erreichung der Alters- 
grenze uſw. bei einer Verſetzung in den Ruheſtand nach $ 6 
BBG. ja gerade nicht vorliegen. Die in Rede ſtehende Beſtim 
mung der DurchfVO. wäre dann für den Regelfall gegenſtands⸗ 
los und damit ſinnlos. Es gilt in dieſer Hinſicht das entſpre⸗ 
chend, was in dem Senatsurteil RG. 149, 58 zur Nr. 1 zu 
§ 8 der 3. DurchfVO. ausgeführt worden iſt. 

Zu den hiernach anzuwendenden allgemeinen verſorgungs⸗ 
rechtlichen Beſtimmungen gehört nun allerdings die vom BG. 
angeführte Vorſchrift in § 12 bj. III des heſſiſchen Verſiche⸗ 
rungs®. für gemeindliche Beamte, wonach für die Entſtehung 
eines Ruhegeldanſpruchs weiter vorausgeſetzt iſt, daß der Be⸗ 
amte eine Dienſtzeit von 10 Jahren zurückgelegt haben muß. 
Dieſe Vorſchrift hat das BG. mit Recht angewendet. Was der 
Kl. hiergegen aus den §8 8 ff. BBG. ableiten möchte, erweiſt ſich 
ſchon deswegen als fehlſam, weil die dort aufgeſtellte gleichlau⸗ 
tende Vorausſetzung für die Ruhegehaltsanſprüche der nach den 
§§ 3 und 4 BBG. in den Ruheſtand verſetzten Beamten als 
eine Erſchwernis gegenüber etwa beſtehenden geringeren An⸗ 
forderungen in den allgemeinen verſorgungsrechtlichen Beſtim⸗ 
mungen eingeführt worden iſt, alſo gegenüber ſolchen Beſtim⸗ 
mungen, die das Erfordernis einer zehnjährigen Dienſtzeit für 
die Entſtehung eines Ruhegeldanſpruchs nicht kennen. Wenn 
das BBG. für die in den 88 3 und 4 geregelten Fälle das 
Erfordernis einer zehnjährigen Dienſtzeit als Erſchwernis für 
die Gewährung eines Ruhegeldanſpruchs aufſtellt, ſo kann dar⸗ 
aus nicht gefolgert werden, daß dieſes Erfordernis in den Fällen 
des 8 6, in deneu die SS 8 ff. nicht gelten, ſchlechthin nicht An⸗ 
wendung finden könne. Das trifft nur dann zu, wenn es in 
den anzuwendenden allgemeinen verſorgungsrechtlichen Beſtim— 
mungen nicht vorgeſehen iſt. Wo es aber an ſich gilt, iſt es durch 
das BBG. für die Fälle des § 6 nicht beſeitigt worden. 

Das BG. kommt zu dem Ergebnis, daß der Kl. dieſes Er⸗ 
fordernis nicht erfüllt habe, indem es die Anrechnung ſeiner 
Kriegsdienſtzeit ablehnt. Es folgert aus § 12 Abſ. III i. Verb. 
m. § 17 des wiederholt erwähnten heſſiſchen VerſicherungsG. 
für gemeindliche Beamte, daß eine ſolche Aurechnung der Kriegs⸗ 
dienſtzeit zwar für die Berechnung der für die Höhe des 
Ruhegehalts maßgebenden Dienſtzeit, nicht aber für die 
Ermittlung der für die Entſtehung des Anſpruchs 
vorausgeſetzten zehnjährigen Dienſtzeit zuläſſig ſei. An ſich 
können die Berechnungsgrundlagen hinſichtlich dieſer beiden 
Dienſtzeiten verſchieden geregelt ſein, wenngleich vielfach ihre 
Vereinheitlichung angeſtrebt und (wie etwa im RBeamtG.) auch 
durchgeführt worden ift (vgl. RG. 84, 56; 113, 219 = JW. 
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en 2288). Die Nichtanrechnung der Kriegsdienſtzeit bei der 
an der für die Gewährung von Ruhegehalt maßgeb⸗ 
lichen Dienſtzeit verſtößt aber gegen zwingendes Reichsrecht. 
Wie der erk. Sen. bereits in der Entſch. RG. 151, 29 = JW. 
1936, 222112 ausgeſprochen hat, beruht die Anrechnung der 
an der Front verbrachten Kriegsjahre bei der Berechnung der 
uubegehaltsfähigen Dienstzeit auf einem allgemeine Geltung 
F Grundſatz des Beamtenverſorgungsrechts, deſ⸗ 
legt ee Durchführung i. S. der heutigen Staatsführung 
die an Grundſatz muß auch bei der Ermittlung der für 
in Anm nung des Ruhegeldanſpruchs maßgebenden Dienftzeit 
len 0 ung kommen. Denn er hat — abgeſehen von rein 
Wapften bungen — feinen letzten Grund darin, daß den 
En ie Kriegsdienſte getan haben, für die damit verbun⸗ 
Zeitverluſt et an Kraft und Geſundheit und für eingetretenen 
fol Dieser = verſorgungsrechtlicher Ausgleich gewährt werden 
der Höhe e rechtfertigt ſich aber nicht nur hinſichtlich 
Ruhegeldanſ wuchs raungsbezüge, ſondern auch in Anſehung des 
ten Wegen 1 — = an ſich, zumal Kriegsteilnehmer nicht ſel⸗ 
adperung . am Krieg nur mit zeitlicher Ver⸗ 
ſatz entipricht uſtellung haben gelangen können. Dieſem Grund⸗ 
in Nr = 2 auch, wenn in der 3. DurchfVO. zum BBG. 
zeit für die ö die Anrechnung der Kriegsdienſt⸗ 
gebaltsunſpruchs aufe der als Mindeſterfordernis eines Ruhe⸗ 
welten es ufgeſtellten zehnjährigen Dienſtzeit vor⸗ 
152 99 Kain a: v. 28. Juli 1936, III 329/35 (NGZ. 
Grundſatzes nichts her, 9410) kann gegen die Anwendung jenes 
f 0 hergeleitet werden. Denn dort handelte es 
regierung erlaſſene pon ob das mit Zuſtimmung der Reichs⸗ 
mäßig ausgefertigte om Reichsſtatthalter in Baden ordnungs⸗ 
geſertigte e badiſche Landes. v. 4. Febr. 

Grundſatz rück as in Abweichung von jenem 
EN er v. 1. Mai 1933 an die Ye ann der 
eier ausgeſchloff en Ruhegehaltsanſpruch badiſcher Bürger⸗ 
Se rn ME alen wurde, auf feine Übereinſtimmung mit 
den dürfe „ von den Gerichten nachgeprüft wer⸗ 
W Du glich dieſe Frage iſt dort verneint, die Anerken⸗ 

rundſatzes felbft aber nicht aufgegeben worden. 


RG,., III. Ziv Sen., U. v. 20. Apri 
’ „U. v. 20. April 19: 
a 250 pril 1937, III 206/360) b. B. 
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21. RO. — Unfaltfürforge®. für Beamte und 
. erſonen des 
. 18. Juni 1901 (Bug.); Gel. ke Rechts 
Pe Dienftei 15 Reichsbeamten v. 31. März 1873 (NBG.). Unter 
Vorausfe 10 ommen, deſſen Wegfall nach 8 1 Abs. 6 Buß G. die 
unmöglich a für den Erfah von Heilungskoſten bildet, kann 
Dienſteink was anderes verſtanden werden, als unter dem 
Unfallpe 1 55 i. S. des Abſ. 1 desſelben § 1, von dem die 
der 111 on des verletzten Beamten berechnet wird. Das iſt 
Bezüge Fa Dienſteinkommen des Beamten, alſo nicht die 
Ph „die er während feines einſtweiligen Ruheſtandes bis zu 
r endgültigen Penſionierung empfangen hat. 


Der Kl. war bei der Deutſchen Rei 

ipfane hen Reichsbahn als Loko⸗ 
analen 119 Zum 1. Febr. 1924 iſt er in den 
ſtand verſezt 199 55 „Jan. 1930 in den dauernden Ruhe⸗ 
Im Mai 1921 hatte er ſich ei 0 
wie e a 5 8 ) einen Leiſtenhodenbruch — 
1 angibt, bei der Bedienung einer außerordentlich ſchwer⸗ 
er die 95 N — zugezogen. Im Febr. 1929 hat 
4 attung der Koſten für die Beſchaffung eines Bruch⸗ 
F Der Antrag iſt durch Beſcheid der Reichs⸗ 
Leistenbrr Sr B. v. 8. Febr. 1929 abgelehnt worden, weil der 
werde = 9 nicht als Folge eines Betriebsunfalls anerkannt 
ve n könne. Der Kl. hat dieſen Antrag damals nicht weiter 

rfolgt. 0 

Erſt i. J. 1935 iſt er wieder ı 
ſtattung der Koſten für neue 
deeichebahndircktion herangetre 
em 16. Febr. 1985 abſ 
an de 
3. Ol 
Verf 


nit einem Antrag auf Er⸗ 
Bruchbänder an die genannte 
0 rohe hat den Kl. unter 
. 9 beſchieden. ei wer 

n Reichsv erkehrsminiſter iſt e en 
{t. 1935 unter Hinweis auf § 150 Abf. 2 RBG. wegen 
aumung der Beſchwerdefriſt zurückgewieſen worden. 
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Innerhalb von ſechs Monaten nach Zugang dieſes Be⸗ 
ſcheids hat der Kl. Klage erhoben. Der Kl. iſt in allen In⸗ 
ſtanzen unterlegen. 

Bei Anſprüchen von Reichsbeamten aus ihrem Dienſt⸗ 
verhältnis ergibt ſich die Zuläſſigkeit der Rev. aus 8 547 
Nr. 2 3 PO. i. Verb. mit 8 71 Abſ. 2 Nr. 1 GVG. Hier han⸗ 
delt es ſich um einen ſolchen Anſpruch, für den die Deutſche 
Reichsbahn kraft ihres öffentlich⸗rechtlichen Verhältniſſes zum 
Deutſchen Reich an deſſen Stelle haftet. 

Beide Vorinſtanzen gehen davon aus, daß der Kl. 
Reichsbeamter war und nicht in das Rechtsverhältnis eines 
Reichsbahnbeamten eingetreten iſt. Die dafür angeführten 
Gründe beruhen freilich auf Rechtsirrtum. Sie gehen von der 
unzutreffenden Vorausſetzung aus, daß die im Dienſte des 
Unternehmens „Deutſche Reichsbahn“ ſtehenden Reichs⸗ 
beamten erſt durch das Geſetz über die Deutſche Reichsbahn⸗ 
Geſellſchaft v. 13. März 1930 (RGBl. II, 369) in das Ver⸗ 
hältnis der Reichsbahnbeamten überführt ſind, zu einer 
Zeit alſo, als der Kl. bereits in den dauernden Ruheſtand 
verſetzt war. In Wirklichkeit ift dieſe Überführung jedoch ſchon 
durch das RBahnG. v. 30. Aug. 1924 (RG Bl. II, 272) er⸗ 
folgt. Der Kl. befand ſich damals im einſtweiligen Ruheſtand, 
und es fragt ſich, ob Beamte dieſer Art von der Über⸗ 
führung mitergriffen worden ift. Die Frage wird im Schriſt⸗ 
tum durchweg verneint (vgl. Sarter⸗Kittel, 3. Aufl., 
S. 72 und die dort aufgeführten Abhandlungen). Damit deckt 
ſich die herrſchende Verwaltungspraxis. Auch der RDiſzH. 
hat ſich dieſer Auffaſſung angeſchloſſen (Entſch. v. 16. Nov. 
1925, F 160/25, abgedr. bei Förſter⸗Simons, „Die 
Rſpr. des NDifzH., 1925/31“, S. 9). Dem iſt unbedenklich 
beizutreten. Die Übernahme erſtreckte ſich nach dem Wortlaut 
des Geſetzes auf die im Dienſte des Unternehmens „Deutſche 
Reichsbahn“ ſtehenden Reichsbeamten. Sie hatte den Zweck, 
der Deutſchen Reichsbahn⸗Geſellſchaft die zur Führung ihres 
Betriebs notwendigen Beamtenkräfte zuzuführen. Das aber 
waren die im aktiven Dienſt ſtehenden Beamten, während 
die Warteſtandsbeamten, die aus dem Amte bereits aus- 
geſchieden waren und deren ſpätere Verwendung nur vor⸗ 
behalten war, dazu nicht benötigt wurden. Nimmt man hinzu, 
daß die Rechtsſtellung der übernommenen Beamten ſich in 
mehrfacher Hinſicht ungünſtiger geſtaltete, ſo iſt die Annahme 
innerlich gerechtfertigt, daß der Übernahme enge Grenzen 
gezogen und die Warteſtandsbeamten nicht davon ergriffen 
werden ſollten. Demnach erweiſt ſich der Ausgangspunkt, den 
die Inſtanzurteile genommen haben, im Ergebnis als zu⸗ 
treffend. Auf etwaige Verſorgungsanſprüche des Kl. wegen 
erlittener Dienſtbeſchädigungen kommt ſomit das Unfall Fürſch. 
für Beamte und für Perſonen des Soldatenſtandes vom 
18. Juni 1901 — Buß G. — (RGBl. I, 211) in Verbindung 
mit dem Geſetze über die Rechtsverhältniſſe der Reichsbeamten 
vom 31. März 1873 — RBG. — (RGBl. I, 61) unmittelbar 
zur Anwendung. 

Der Streit der Parteien geht in erſter Linie darum, ob 
der Klageanſpruch bereits durch den früheren Beſcheid der 
Reichsbahndirektion — RBD. — B. v. 8. Febr. 1929 erledigt 
ift und angeſichts der Beſtimmungen in § 150 Abſ. 2 RBG. 
um deswillen nicht mehr vor die ordentlichen Gerichte gebracht 
werden kann, weil der Kl. ſeinen Antrag damals weder auf 
dem Verwaltungs⸗ noch auf dem Prozeßwege weiter verfolgt 
hat. Dieſer Streit wäre müßig, falls der jetzt geltend gemachte 
Anſpruch in ſeinen Rechtsgrundlagen dem Kl. erſt in viel 
ſpäterer Zeit erwachſen ſein würde. Dieſe zubörderſt zu prü⸗ 
fende Frage hat das BG. zutreffend verneint. Nach 8 1 
Abſ. 6 BUFG. ſtand dem Kl. aus dem behaupteten Betriebs⸗ 
unfall ein Anſpruch auf Erſatz der Hetlungskoſten erſt nach 
Wegfall ſeines Dienſteinkommens zu. Dabei kann nach herr⸗ 
ſchender Rechtsmeinung nicht zweifelhaft ſein, daß die Auf⸗ 
wendungen für Bruchbänder zu den Heilungskoſten gehören. 
Der Kl. meint, daß die Bezüge, die er während ſeines einſt⸗ 
weiligen Ruheſtands bis zu feiner endgültigen Penſionierung 
am 1. Jan. 1930 empfangen hat, als Dienſteinkommen in 
dieſem Sinne angeſehen werden müßten, ſo daß der Erſatz⸗ 
anſpruch für ihn nicht vor dem Jahre 1930 entſtanden ſei. 
Dem kann jedoch nicht gefolgt werden. Unter dem Dienſt⸗ 
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einkommen, deſſen Wegfall nach § 1 Abſ. 6 BUFG. die 
Vorausſetzung für den Erſatz von Heilungskoſten bildet, kann 
unmöglich etwas anderes verſtanden werden als unter dem 
Dienſteinkommen im Sinne des Abſ. 1 desſelben § 1, von 
dem die Unfallpenſion des verletzten Beamten berechnet wird 
(RG. 95, 319). Das iſt im vorliegenden Falle aber das 
volle Dienſteinkommen des Kl., das er als Lokomotipführer 
vor dem Eintritt in den einſtweiligen Ruheſtand bezogen hat. 
Dieſes Einkommen bezog der Kl. nach dem 1. Febr. 1924 nicht 
mehr, ſondern ſeitdem nur das gemäß 8 26 RBG. verkürzte 
Wartegeld. Der ſoziale Zweck des BUFG. rechtfertigt es 
auch dem inneren Grunde nach, dieſe Verkürzung der Bezüge 
als entſcheidend anzuſehen. Aus demſelben Grunde kann es 
ferner nicht darauf ankommen, ob der Kl. gerade wegen der 
Folgen des Unfalls oder aus anderer Veranlaſſung in den 
einſtweiligen oder dauernden Ruheſtand verſetzt worden iſt. 

Kann demnach keine Rede davon ſein, daß der Kl. das 
Recht auf Erſatz von Heilungskoſten erſt mit Beginn des 
Jahres 1930 erworben hat, ſo iſt weiter zu fragen, ob die 
Klage angeſichts des früheren Beſcheids der RBD. v. 8. Febr. 
1929 an den Beſtimmungen des $ 150 RBG. ſcheitern muß, 


wie beide Vorinſtanzen angenommen haben. Die Anwendbar⸗ 


keit der genannten Vorſchrift auf Anſprüche aus Betriebs⸗ 
unfällen ergibt fi ohne weiteres aus 8 9 Bu G. Für der⸗ 
artige Anſprüche iſt demnach der Rechtsweg nur unter ge⸗ 
wiſſen Vorausſetzungen zuläſſig. Der Klage muß nach 8 150 
Abſ. 1 RBG. die Entſcheidung der oberſten Reichsbehörde — 
hier des Reichsverkehrsminiſters — vorausgehen, durch deren 
Bekanntmachung der Rechtsweg erſt eröffnet wird. Beſchreitet 
ihn der Beamte nicht innerhalb von ſechs Monaten, ſo geht 
er ſeines Klagerechts verluſtig. Die Befugnis zur Entſchei⸗ 
dung darüber, welche Penſion und demnach auch welche 
Heilungskoſten dem Beamten zuſtehen, kann indeſſen nach 
§ 9 BUFG. i. Verb. mit 8 54 RBG. von der oberſten Reichs⸗ 
behörde, d. h. dem Reichsverkehrsminiſter auf die höhere 
Reichsbehörde, d. h. die Reichsbahndirektion übertragen wer⸗ 
den. Daß dies geſchehen iſt, hat das BG. zutreffend feſt⸗ 
geſtellt. Die Befugniſſe der Reichsbahndirektionen haben ſich 
inſoweit durch das RBahnch. (8 17) nicht geändert. Die 
RBD. B. hat daher am 8. Febr. 1929 an Stelle der oberſten 
Reichsbehörde entſchieden. Die vorliegende Ermächtigung ver⸗ 
lieh aber der getroffenen Entſcheidung ohne weiteres die 
Eigenſchaft, die Grundlage des im $ 150 Abſ. 2 RBG. vor⸗ 
geſehenen weiteren Rechtsgangs zu bilden. Da der Kl. es 
damals unterlaſſen hat, innerhalb der geſetzlichen Ausſchluß⸗ 
friſt von ſechs Monaten die Beſchwerde an den Reichsver⸗ 
kehrsminiſter zu erheben, iſt es ihm nach $ 150 Abſ. 2 NBG. 
nunmehr verſagt, ſeinen Anſpruch inſoweit gerichtlich geltend 
zu machen, als er durch den damaligen Beſcheid erledigt 
worden iſt. 
(RG. III. Ziv Sen., U. v. 6. April 1937, III 172/36.) lv. B.) 


* 


22. RG. — Pıbel. v. 2. Juni 1902 betr. die Fürſorge für 
Beamte infolge von Betriebsunfällen; Reichsunfallfürſorgegeſetz 
für Beamte und Perſonen des Soldatenſtandes v. 18. Juni 1901; 
BO. der Preuß. Staatsregierung v. 24. Jan. 1919. Zur Frage, 
was die VO. v. 24. Jan. 1919 unter den Dienſtunfällen (Körper⸗ 


verletzung und Todesfällen) verſteht, die „aus Anlaß der Aus⸗ 


übung des Dienſtes während der gegenwärtigen Unruhen er⸗ 
litten worden ſind“. War auch der eigentliche Zweck der VO. vom 
24. Jan. 1919 darauf gerichtet, die durch die damaligen Unruhen 
beſonders gefährdeten Beamten durch Anwendung der gegenüber 
den allgemeinen landesgeſetzlichen Ruhegehaltsbeſtimmungen in 
der Regel günſtigeren Unfallruhegehaltsvorſchriften des Geſetzes 
v. 2. Juni 1902 beſſerzuſtellen, ſo iſt es doch eine unausbleib⸗ 
liche Folge der VO., daß alle ſonſt wegen des Unfalls auf Grund 
des Preuß. Landesrechts etwa erwachſenden Schadenserſatzan⸗ 
ſprüche gegen den öffentlichen Dienſtherrn, etwa aus Amtspflicht⸗ 
verletzung oder Verletzung der Fürſorgepflicht gemäß § 10 Pr⸗ 
Bug., ausgeſchloſſen find. 

Der Kl., der ſeit dem 8. Juli 1918 als Hilfsgefangenen⸗ 
aufſeher im Beamtenverhältnis ſtand, wurde am Abend des 
3. April 1919 bei einem dienſtlichen Rundgang auf dem Flur 
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des Gerichtsgefängniſſes in Wiesbaden von drei aus einer 
Gemeinſchaftszelle ausgebrochenen Gefangenen überfallen, ge⸗ 
feſſelt und geknebelt. Er erkrankte infolgedeſſen und konnte 
erſt Ende Juni 1919 ſeinen Dienſt wieder aufnehmen, ohne 
jedoch, wie er behauptet, feine volle Geſundheit je wieder er⸗ 
langt zu haben. Vom Jahre 1923 ab zeigten ſich ſchwerere 
Krankheitserſcheinungen und erforderten Beurlaubungen. 

Ende 1933 ſtellte ſich ſchließlich ſeine dauernde Dienſt⸗ 
unfähigkeit heraus. Auf Veranlaſſung ſeiner vorgeſetzten 
Dienſtbehörde beantragte er Ende Jan. 1934 ſeine Zurruhe⸗ 
ſetzung. In einer nachträglichen Eingabe behielt er ſich jedoch 
vor, Anſprüche aus dem Überfall zu erheben. 

Durch Verfügung des Gen StA. wurde er ſodann zum 
1. Juli 1934 in den Ruheſtand verſetzt. Der Juſt Min. ent 
ſchied durch Erl. v. 16. Mai 1934 unter Hinweis auf ſeine 
RövVfg. v. 10. Aug. 1929, I 10408, dahin, daß auf den Kl. 
das PrGeſ. v. 2. Juni 1902 betr. die Fürſorge für Beamten 
infolge von Betriebsunfällen — PrOUFG. — (68. 153) 
anzuwenden ſei. Deugemäß erhielt der Kl. das Unfallruhe⸗ 
gehalt in Höhe von 667/3% feines letzten Dienſteinkommens, 
während ſein Ruhegehalt nach dem ZivilruhegehaltsG. vom 
27. März 1872 (GS. 268) nur 57% betragen haben würde. 

Mit der Klage hat er vom 1. Juli 1934 ab bis zur Voll⸗ 
endung ſeines 65. Lebensjahres die Zahlung des Mehrbetra⸗ 
ges des Dienſteinkommens verlangt, das ihm bei nicht vor⸗ 
zeitiger Zurruheſetzung bis dahin zugekommen wäre. 

Er führt ſeine vorzeitige Zurruheſetzung auf die Krank⸗ 
heitsfolgen des Überfalles vom 3. April 1919 zurück und hat 
für den Überfall den verklagten Preußiſchen Staat (jest: 
Deutſches Reich) verantwortlich gemacht. Er findet die all⸗ 
gemeine Fürſorgepflicht des Staates gegenüber ſeinen Be⸗ 
amten dadurch ſchuldhaft verletzt, daß der Nachtdienſt in dem 
damals überfüllt geweſeuen Gefängnis von nur zwei Be⸗ 
amten verſehen worden ſei, von denen der eine während der 
Kontrollgänge des anderen auf der Wachtſtube habe ſchlafen 
dürfen und der zweite Beamte zur Zeit des Überfalles noch 
dazu ein Schwerkriegsbeſchädigter geweſen ſei, und daß die 
Zellentüren einen mangelhaften Verſchluß gehabt hätten. 
Dieſe angeblichen Mißſtände beruhen nach ſeiner Behauptung 
zugleich auf ſchuldhaften Amtspflichtverletzungen der dafür 
verantwortlichen Beamten. 

Der Kl. iſt in allen Inſtanzen unterlegen. 

Den Schadenserſatzauſpruch auf den Unterſchiedsbetrag 
zwiſchen dem ihm gewährten Unfallruhegehalt und ſeinem 
jeweiligen Dienſteinkommen ſtützt der Kl. einmal auf Ver⸗ 
letzung der allgemeinen Fürſorgepflicht des Preußiſchen Staa⸗ 
tes, in deſſen Dienſten er ſeinerzeit ſtand, gegenüber ſeinen 
Beamten, und leitet er zum andern aus der Haftung des 
Staates für die in Ausübung auvertrauter öffentlicher Ge⸗ 
walt begangenen Amtspflichtverletzungen ſeiner Beamten her. 
Der Bekl. hat eingewendet, daß beide Klagegründe den An 
ſpruch nicht trügen, weil der Kl. infolge des auf ihn anwend⸗ 
baren Pr Buch. wegen der Folgen feiner von ihm auf den 
überfall v. 3. April 1919 zurückgeführten dauernden Dienſt⸗ 
unfähigkeit mit dem ihm gewährten höheren Ruhegehalt in 
vollem Umfange abgefunden ſei. 

Beide Klagegründe find dem prenßiſchen Landesrecht ent⸗ 
nommen. Der dem öffentlichen Dienſtherrn gegenüber ſeinen 
Beamten obliegenden allgemeinen Fürſorgepflicht, deren Ver⸗ 
letzung der Kl. behauptet, liegt zwar der im § 618 BGB. 
zum Ausdruck gekommene Rechtsgedanke zugrunde. Sie folgt 
aber für den im Dienſt des Preußiſchen Staates zu Schaden 
gekommenen Kl. lediglich aus dem preußiſchen öffent⸗ 
lichen Recht, in welchem jener Rechtsgedanke ebenfalls An⸗ 
erkennung gefunden hat. Ebenſo kaun der weitere Klagegrund 
der Staatshaſtung für den durch angebliche Amtspflichtver⸗ 
letzungen herbeigeführten Schaden nur auf § 1 des preu⸗ 
ßiſchen Geſetzes über die Haftung des Staates und anderer 
Verbände für Amtspflichtverletzungen von Beamten bei Aus⸗ 
übung der öffentlichen Gewalt v. 1. Aug. 1909 (GS. 691) 
beruhen, weil zur Zeit des angeblich vom Beamten verſchul⸗ 
deten ſchadenbringenden Ereigniſſes, des Überfalls vom 
3. April 1919, die allgemeine reichsrechtliche Haftungsvor⸗ 
ſchrift des Art. 131 Weim erf. noch nicht beſtand. Es geht 
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nicht an, dem Art. 131 rückwirkende Kraft beizulegen (ſ. au 
RG. 112, 337 JW. 1926, 14423 115 an 1 
Auf Anſprüche, welche den im § 1 PrBli Fc. bezeich⸗ 
neten Beamten — der im Geſetz mitgenannte $ 2 bezieht ſich 
auf die Hinterbliebenen von Beamten und hat für den 
Rechtsſtreit keine Bedeutung — „wegen eines im Dienſte er⸗ 
littenen Betriebsunfalles aus preußiſchen Landesgeſetzen zu⸗ 
ſtehen“, finden nun nach 8 10 des Geſetzes die für reichs⸗ 
geſetzliche Anſprüche geltenden Vorſchriften der 88 10 und 11 
des Reichsunfallfürſorgegeſetzes für Beamte und Perſonen 
des Soldatenſtandes v. 18. Juni 1901 — RBUFG. — (RG⸗ 
Bl. 211) entſprechende Anwendung. Danach haben die be⸗ 
a neen Beamten einen Anſpruch auf Erſatz des durch den 
ee erlittenen Schadens gegen die Betriebsverwaltung, in 
9 5 Dienſte der Unfall ſich ereignet hat, überhaupt nicht. 
le alſo im Falle ihrer Zurruheſetzung, wenn ihnen 
l 5355 anderweiter geſetzlicher Vorſchrift, etwa wegen 
1075 Dienſtzeit nach dem Zivilruhegehalts G. v. 27. März 
215 75 höheres Ruhegehalt zuſteht (8 1 Abſ. 5 Pr Buch.), 
Bach unt Ahnen im Regelfalle günſtigere Unfallruhegehalt 
Entſcheidend ift hiernach, ob der Kl. vom Bekl. mit Recht 
A den il 195 preußiſchen Bußch. in den Ruheſtand But 
it bein h die Gerichte dieſe Frage nachzuprüfen über⸗ 
Anordnun 9 ar nicht vielmehr an die vom Bekl. getroffene 
nach Bench er Zurruheſetzung des Kl. ihrem vollen Inhalt 
— IM 1933 12 (vgl. RG. 94, 32; 110, 264; 140, 372 
un 1098, 1716 Im. Anm.], kann dahingeſtellt bleiben, 


da auch die Nachprü f ägiake: 
ſetzung nur beſtcle en bie Geſetzmäßigkeit der Zurruhe⸗ 


De a . 9 
eben Wan zwar nicht unter die im 8 1 Pr Buß. 


omten. Denn $ 1 billigt das b 
e 1 g gt das bevorzugte, aber 
Schaden en erbiihem Landesrecht e ha 
F e ee ausſchließende Un⸗ 
A u nur den unmittelbaren Staatsbeamten 
Eu 5 9sgeſetzlich der Unfallverſicherung unterliegen⸗ 
triebsumfolf en eſchäftigt ſind und dort im Dienſt einen Be⸗ 
Die Geft erleiden, der ihre Zurruheſetzung zur Folge hat. 
10 beinen ee in welcher der Kl. beſchäftigt war, 
legend 1 der reichsgeſetzlich der Unfallverſicherung unter⸗ 
Denftunfait 5 ſein el Gefängnisdienſt erlittener 
N ie einen Betriebsunfall im Sinne des 
Das BG. entnimmt aber die Anwendbarkeit des Pre 
1 auf den Kl. und den aus 8 10 des Gef. rn 
usſchluß des mit dar Klage verfolgten Schadenserſatz⸗ 
anſpruches mit Recht aus der von der Preußiſchen Staats⸗ 
W am 24. Jan. 1919 mit Geſetzeskraft erlaſſenen 
1 (GS. 18), nach welcher das Geſetz auf alle unmittel⸗ 
aren Staatsbeamten und deren Hinterbliebenen Anwendung 
= finden hat, „ſoweit es ſich um Körperverletzungen und 
8 } Handelt, die aus Anlaß der Ausübung des 
17 während der gegenwärtigen Unruhen erlitten worden 
find“. Die VD. iſt nach § 9 des Gef. zur vorläufigen Ord⸗ 
mu der Staatsgewalt in Preußen vom 20. März 1919 
8 75 13) in Kraft geblieben. Nur ihr zweiter Abſatz, nach 
va 12 5 die Regierung nach Zeit und Ort beſtimmen ſollte, 
98 are unter die Geſetzesverordnung fallen, iſt durch 
Bat, 8 18: 1919 (GS. 151) zufolge eines dahingehenden 
hluſſes der verfaſſunggebenden preußiſchen Landesver⸗ 
en vom 19. Juli 1919 wieder geftrichen worden. 
Sa a nicht zweifelhaft fein, daß die VO. die Anwend⸗ 
1 5 Bi es genanuten Geſetzes über das Gebiet der eigent⸗ 
ee Betriebsunfälle hinaus gerade auf jeden während der 
e von Beamten an Leib oder Leben er⸗ 
10 enen Dienſtunfälle vorſchreibt und ſomit eine Erweiterung 
2 des perſönlichen als auch des fachlichen Geltungs⸗ 
1 1 des Geſetzes enthält. Fraglich kann nur die Rich⸗ 
0 nn Auffaſſung des BG. darüber ſein, was die VO. 
IE 75 ne len (Körperverletzung und Todesfällen) 
5 eht, „die aus Anlaß der Ausübung des Dienſtes während 
er e erlitten worden ſind“. 
a ufolge der ſchon erwähnten Strei üng⸗ 
lichen zweiten Abſatzes der VO. iſt ee 0 bei 15 Fest. 
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ſtellung der Geſetzesabſicht in dieſer Richtung in keiner Weiſe 
mehr gebunden, vor allem auch nicht hinſichtlich des Begriffs 
der in der VO. genannten „gegenwärtigen Unruhen“. Auch 
die zur Ausführung der VO. ergangenen Verwaltungsvor⸗ 
ſchriften binden das Gericht bei ſeiner Auslegung nicht. Doch 
können ſie ihm für die Erforſchung der Geſetzesabſicht einen 
Fingerzeig geben, der um ſo wertvoller ſein wird, wenn die 
Vorſchriften noch aus dem Kreiſe der an dem Erlaß der VO. 
beteiligten Regierungsmitglieder ſtammen. Dies trifft zu auf 
die zugleich im Namen des Fin M. ergangene Vfg. des Mb J. 
v. 22. März 1920 (M Bli V. 121), welche für die Ausführung 
der VO. gewiſſe Richtlinien aufſtellt. Nach ihrer Nr. 1 iſt 
der Begriff „gegenwärtige Unruhen“ dahin aufzufaſſen, daß 
„er ſämtliche Unruhen, Putſche, Bandenausſchreitungen, ge⸗ 
walttätige Überfälle, Zuſammenrottungen und Zuſammen⸗ 
läufe von Menſchen und ähnliche Vorfälle umfaßt. die im 
geſamten Staatsgebiet ſeit dem 3. Nov. 1918 ſtattgefunden 
haben und bis auf weiteres ſtattfinden werden“, und gehören 
dazu „auch die politiſchen Unruhen und Wirren“. Der Be⸗ 
griff beſchränkt ſich hiernach keineswegs auf politiſche Um 
ruhen, ſondern ſchließt gefährliche Ausſchreitungen jeder Art 
ein, an denen damals eine Mehrheit von Menſchen mitgewirkt 
hat. In der politiſch aufgeregten Zeit der letzten Kriegsmonate 
und noch einer ganzen Reihe von Nachkriegsjahren hatte die 
Achtung vor den ſtaatlichen Gewalten im Deutſchen Reich 
überall ſtark verloren. Das zeigte ſich nicht nur in immer 
neuen gewaltſamen politiſchen Beſtrebungen, ſondern auch in 
einer erſchreckenden Zunahme aller Roheitsverbrechen. Da⸗ 
durch erhöhten ſich die Gefahren für Leib und Leben aller Be⸗ 
amten, die dienſtlich irgendwie an der Aufrechterhaltung oder 
Wiederherſtellung der ins Wanken geratenen Ordnung und 
Sicherheit beteiligt waren, und die Gefahren waren beſonders 
groß, wenn die Ausſchreitungen von einer Mehrheit von Per⸗ 
ſonen ausgingen. Zur Minderung der aus dieſer beſonderen 
Gefahrenlage den Beamten erwachſenen und erwachſenden 
Nachteile wollte die VO. beitragen, wenn fie die Beamten⸗ 
unfallfürſorge des preußiſchen Gej. v. 2. Juni 1902 auf alle 
Staatsbeamten erſtreckte, die infolge der gefahrvollen Un⸗ 
ſicherheit jener unruhigen Zeit aus Anlaß der Ausübung 
ihres Dienſtes körperlich zu Schaden gekommen waren oder 
kamen. Daun kann aber zum mindeſten für Fälle, in denen 
der Beamte von mehreren Perſonen verletzt worden war, die 
vom BG. gebilligte Anſicht keinen begründeten rechtlichen Be⸗ 
denken begegnen, welche der ſpätere Preuß. Juſt Min. im Eine 
verſtändnis mit dem Fin M. in der, ſoweit erſichtlich, nirgends 
abgedruckten Rdofg. v. 10. Aug. 1925, 110 408, zum Aus⸗ 
druck gebracht hat. Sie geht dahin, „daß von dem Begriff 
der gegenwärtigen Unruhen i. S. der BD. v. 24. Jan. 1919 
(GS. 18) auch die gegenüber der Vorkriegszeit allgemein ſtär⸗ 
kere Gefährdung umfaßt wird, der beſtimmte Dienſtzweige 
infolge der weitgehenden Verwilderung der Sitten und des 
Schwindens der Achtung vor den Vertretern der Staats⸗ 
gewalt ausgeſetzt ſind“, und daß demgemäß. das PrBll cg. 
auch auf die Strafanſtaltsaufſichtsbeamten anzuwenden iſt, 
die in ihrem Dienſt „durch Angriff auf Leib und Leben bei 
der Abwehr ſolcher Angriffe oder bei der Abwehr von ver⸗ 
muteten derartigen Angriffen einen Unfall erleiden oder er⸗ 
litten haben ...“. Der Unfall des bei der Meuterei von Ge⸗ 
fangenen am 3. April 1919 zu Schaden gekommenen Kl. fällt 
noch in die erſten Monate nach Erlaß der VO. v. 24. Jan. 
1919, als von einer Beruhigung der gefährlichen Zuſtände im 
Lande noch nicht die Rede ſein konnte. Um ſo weniger kann 
es deshalb rechtlichen Bedenken begegnen, wenn der RIM. 
unter Berufung auf die Rd Vfg. v. 10. Aug. 1925 in feiner 
vom Gent A. eingeholten Entſch. v. 16. Mai 1934 gemäß 
der VO. v. 24. Jau. 1919 die Anwendung des genannten Ge⸗ 
ſetzes auf den Kl. angeordnet hat. 


Als unausbleibliche Folge der gebotenen Anwendung 
des Geſetzes ergibt ſich aber der in ſeinem § 10 angeordnete 
Ausſchluß aller ſonſt wegen des Unfalls auf Grund des 
preußiſchen Landesrechts dem Kl. etwa erwachſenen Schadens⸗ 
erſatzanſprüche gegen ſeinen öffentlichen Dienſtherrn. Aller⸗ 
dings war der eigentliche Zweck der VO. v. 24. Jan. 1919 
darauf gerichtet, die durch die damaligen Unruhen beſonders 
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gefährdeten Beamten durch Anwendung der gegenüber den 
allgemeinen landesgeſetzlichen Ruhegehaltsbeſtimmungen in 
der Regel günſtigeren Unfallruhegehaltsvorſchriften des Gel. 
v. 2. Juni 1902 beſſerzuſtellen. Es kann aber nicht angenom⸗ 
men werden, daß ſich die damalige Regierung bei Erlaß der 
VO. nicht deſſen bewußt geweſen ſein ſollte, daß die für die 
Beamten im Regelfalle vorteilhafte Anwendung des Geſetzes 
im Einzelfalle wegen der in 8 10 angeordneten Ausſchließung von 
landesgeſetzlichen Schadenserſatzanſprüchen zu ſeinem Nachteil 
ausſchlagen konnte. Eine vom Geſetzgeber etwa doch beabſich⸗ 
tigt geweſene Nichtauwendbarkeit dieſer Ausſchließungsbeſtim⸗ 
mung hat in der VO. jedenfalls keinerlei Ausdruck gefunden 
und muß ſchon deshalb außer Betracht bleiben. 

(RG., III. Ziv Sen., U. v. 27. April 1937, III 190,36.) (v. B.] 

* 


** 23. RG. — Prceſ. v. 13. Dez. 1929; RGeſ. über die Rechts⸗ 
wirkſamkeit der Beſtellung hauptamtlicher Gemeindevorſteher 
und Schöffen in Preußen v. 24. Okt. 1934 (RG Bl. I, 1069). Wort⸗ 
laut wie Inhalt des RGeſ. v. 24. Okt. 1934 weiſen eindeutig 
darauf hin, daß es lediglich eine rückwirkende Einſchränkung des 
Pr&ef. v. 13. Dez. 1929 auf ſolche Perſonuen anordnen wollte, 
die für mindeſtens zwölf Jahre gegen wirkliches Gehalt zu Ge⸗ 
meindevorſtehern oder Schöffen berufen worden waren, daß es 
alſo rückwirkend dieſes Geſetz nur aufheben wollte, ſoweit es Be⸗ 
ſtimmungen auch für Gemeindevorſteher und Schöffen von kür⸗ 
zerer Wahlzeit und ohne wirkliches Gehalt getroffen hatte. Scha⸗ 
denserſatzanſprüche dieſer Perſonen aus Amtspflichtsverletzungen 
bei Beſtätigung der Wahl uſw. bleiben durch das NGeſ. unbe⸗ 
rührt. 

Der Kl., der damals in W. wohnte, wurde im Herbſt 
1924 mit Wirkung vom 1. Nov. 1924 a6 zum beſoldeten 
hauptamtlichen Gemeindevorſteher der Landgemeinde R. ge⸗ 
wählt und landrätlich beſtätigt. Er iſt Ende Nov. 1924 von 
W. nach R. übergefiedelt und hat hier die Gemeindevorſteher⸗ 
geſchäfte vom 1. Dez. 1924 ab geführt, bis er Ende Juli 
1926 zwangsweiſe beurlaubt und demnächſt im Dienſtſtrafweg 
ſeines Dienſtes vorläufig enthoben wurde. Um dieſelbe Zeit 
ſtiegen auch Bedenken auf, ob die Wahl des Kl. im Hinblick 
auf § 75 der öſtlichen LGemd. gültig ſei. Am 22. Nov. 1926 
ſtellte der PrMd J. endgültig feſt, daß die Wahl des Kl. un⸗ 
gültig war, weil R. damals weniger als 3000 Einwohner 
hatte und deshalb nach der genannten Geſetzesbeſtimmung 
keinen beſoldeten Gemeindevorſteher haben konnte. Dieſe Ent⸗ 
ſcheidung iſt dem Kl. durch den Landrat erſt am 10. Febr. 
1928 eröffnet worden. Bis dahin war der Kl. notgedrungen 
in R. wohnen geblieben. Er hat dann bis zum Frühjahr 1929 
an der Handelshochſchule in L. (Steuerinftitut) ſtudiert, 
konnte aber wegen Mangel an Mitteln das Studium nicht 
zum Abſchluß bringen und iſt ſchließlich in Vermögensverfall 
geraten. Er war jahrelang ohne Einkommen und hat, erſt im 
April 1934 eine mäßig bezahlte Beſchäftigung gefunden. Er 
will dadurch, daß er zur Überſiedlung von W. nach R. ver⸗ 
anlaßt und hier bis Febr. 1928 feſtgehalten worden iſt, und 
durch die dadurch veranlaßte weitere Entwicklung der Dinge 
erheblichen Vermögensſchaden erlitten haben. Schon im Früh⸗ 
jahr 1927 hat er auf Grund des § 839 BOB. verbunden mit 
Art. 131 Weim Verf. gegen die Gemeinde R. Klage auf Scha⸗ 
denserſatz in Höhe von vorläufig 10000 AM erhoben; dieſes 
Verfahren iſt noch beim LG. anhängig. Im vorliegenden 
Rechtsſtreit verlangt er auf Grund derſelben Geſetzesbeſtim⸗ 
mungen Erſatz desſelben Schadens vom Land Preußen mit 
der Begründung, der damalige Landrat habe ſeine ihm (dem 
Kl.) gegenüber obliegende Amtspflicht ſchuldhaft dadurch ver⸗ 
letzt, daß er 1. im Jahre 1924 die Wahl beſtätigt und 2. die 
Entſcheidung des Md. v. 22. Nov. 1926 über die Ungültig⸗ 
keit der Wahl ihm, dem Kl., erſt im Febr. 1928 eröffnet habe. 
Später hat er noch einde Amtspflichtverletzung des RegPräſ. 
herangezogen, der die Feſtſetzung des Ruhegehalts des Kl. auf 
Grund des Preuß. Geſ. v. 13. Dez. 1929 ſchuldhaft ver⸗ 
zögert haben ſoll. Das Klageverlangen ging im gegenwär⸗ 
tigen Rechtsſtreit urſprünglich auf Verurteilung des Bekl. zur 
Zahlung von 10000 AM und auf Feſtſtellung, daß der Bekl. 
dem Kl. allen weiteren Schaden zu erſetzen habe. Das OLG. 


hatte den auf 10000 AM gerichteten Zahlungsanſpruch dem 
Grunde nach für gerechtfertigt erklärt (Urt. v. 26. März 1934). 
Dieſes Urt. wurde vom NG. beſtätigt durch Urt. v. 5. Okt. 
1934, III 121/34. 

Im anſchließenden Betragsverfahren hat der Kl. ſeinen 
Zahlungsanſpruch erweitert. 

Das LG. hat zunächſt durch Teilurteil den Bekl. zur 
Zahlung von 4000 AM verurteilt, das DLG. hat die Be⸗ 
rufung zurückgewieſen (Urt. v. 29. Aug. 1935). Hiergegen 
richtet ſich die Rev. des Bekl., jedoch ohne Erfolg. 

Das LG. hat ſodann durch Schlußurteil den erweiterten 
Anträgen des Kl. entſprochen. 

Das OLG. hat mit Urt. v. 10. Sept. 1936 das land⸗ 
gerichtliche Urt. geändert und zum Teil (infolge Zahlung) 
den Rechtsſtreit für erledigt erklärt, die Klage im übrigen ab— 
gewieſen. 

Gegen dieſes Urt. hat nur der Kl. Rev. eingelegt, mit 
dem Erfolg, daß das RG. die Sache an das BG. zurück 
verwies. 

Das RG. hatte beide Rev. zu gemeinſchaftlicher Verhand— 
lung und Entſcheidung verbunden. — 

Die Zurückweiſung der Rev. des Bekl. gegen das Urt. 
des Os G. v. 29. Aug. 1935 war geboten. (Wird aus⸗ 
geführt.) 

Während das OLG. in dieſem Urt. v. 29. Aug. 1935 die 
Frage nach dem Grund der ſtreitigen Schadenserſatzanſprüche 
des Kl. im Hinblick auf das Urteil des erkennenden Ge- 
nats v. 5. Okt. 1934, III 121/34 nicht zu prüfen hatte, war 
es in ſeinem Urt. v. 10. Sept. 1936 zu einer abermaligen 
Prüfung dieſer Vorfrage ſchon deshalb genötigt, weil beim 
Erlaß des dem genannten Senatsurteil v. 5. Okt. 1934 zu⸗ 
grunde liegenden Urt. des OLG. v. 26. März 1934 zunächſt 
nur ein Teilbetrag von 10000 AM in Streit ſtand, dieſer 
aber inzwiſchen durch das Teilurteil des LG. über 4000 RM 
und die Zahlung des Bekl. von 6400 AM erſchöpft iſt. Bei 
ſeiner neuen Prüfung iſt das OLG. zunächſt wie in ſeinem 
Urt. v. 26. März 1934 zu der Feſtſtellung gekommen, daß 
der damalige Landrat die ihm mit der Klage vorgeworfenen 
ſchuldhaften Amtspflichtverletzungen gegenüber dem Kl. be⸗ 
gangen hat und daß dem Kl. ein Mitverſchulden bei der Ent⸗ 
ſtehung des hierdurch verurſachten Schadens nicht zur Laſt 
gelegt werden kann. Das OLG. verweiſt hierzu auf die Be⸗ 
gründung ſeines Urt. v. 26. März 1934. Dieſes Urt. hat 
ſchon die Billigung des erkennenden Senats gefunden (Urt. 
v. 5. Okt. 1934, III 121/34). 

Einen Schadenserſatzauſpruch des Kl. herzuleiten glaubt 
das OLG. jetzt aber — im Gegenſatz zu ſeinem Urt. vom 
26. März 1934 — deshalb außerſtande zu fein, weil ſich ſeit 
dem Erlaß dieſes Urt. die Rechtslage weſentlich geändert habe 
durch das Inkrafttreten des RGeſ. über die Rechtswirkſam⸗ 
keit der Beſtellung hauptamtlicher Gemeindevorſteher und 
Schöffen in Preußen v. 24. Okt. 1934 (RG Bl. I, 1069). Sein 
Gedankengang iſt hierbei folgender: 

Das preußiſche Geſ. v. 13. Dez. 1929 habe den fehler⸗ 
haft gewählten Gemeindevorſtehern, die — wie der Kl. — 
beim Inkrafttreten des Geſetzes (31. Dez. 1929) ſchon wieder 
aus dem Amt geſchieden waren, vom Tag ihres Ausſcheidens 
ab einen Ruhegehaltsanſpruch gegeben, habe ihnen 
freilich als bloßes Landesgeſetz weitergehende Scha- 
denserſatzanſprüche nicht nehmen können. Das RGeſ. 
v. 24. Okt. 1934 habe den durch das preußiſche Geſetz geſchaf⸗ 
fenen Ruhegehaltsanſpruch derjenigen Gemeindevorſteher, die, 
wie der Kl., nur auf ſechs Jahre gewählt waren, rückwir⸗ 
kend wieder beſeitigt. Das habe aber nicht etwa die 
Wirkung, daß die Schadenserſavanſprüche, die zunächſt — 
infolge der Gewährung des Ruhegehaltsanſpruchs gemindert 
— weiterbeſtanden hätten, nunmehr wieder in vollem Um⸗ 
fang aufgelebt wären, ſondern das Geſ. v. 24. Okt. 1934 ſei 
dahin auszulegen, daß die Ruhegehaltsanſprüche ohne 
jede Entſchädig ung wegzufallen hätten. Hierfür gibt das 
BG. zwei ſelbſtändige Gründe an: 

1. Das RcGeſ. v. 24. Okt. 1934 erweiſe ſich damit, daß 
es einen Unterſchied zwiſchen den auf mindeſtens zwölf Jahre 
gewählten Gemeindevorſtehern und denen mit kürzerer Wahl— 
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zeit mache, als folgerichtige Weiterentwicklung des BWH. 
v. 7. April 1933 (BG.) und des Gef. zur Anderung von 
Vorſchriften auf dem Gebiete des allgemeinen Beamten⸗, des 
Beſoldungs⸗ und des Verſorgungsrechts v. 30. Juni 1933 
(BRAndG.). Durch dieſe beiden Geſetze würden gewiſſe Per⸗ 
ſonen aus Beamtenſtellungen entfernt, und zwar aus recht⸗ 
ma Big erworbenen; das ERÄNDG. gewähre ihnen keiner⸗ 
lei Entſchädigung, das BBG. nur in beſchränktem Umfang 
(nämlich Ruhegehalt nur nach mindeſtens zehnjähriger Dienſt⸗ 
zeit), und es ſtehe außer Zweifel, daß, ſoweit kein Ruhegehalt 
zugebilligt werde, ein ſolcher Anſpruch auch nicht durch Be⸗ 
rufung auf andere geſetzliche Beſtimmungen geltend gemacht 
Ka könne. Das Gef. v. 24. Okt. 1934 betreffe Perſonen, 
0 unter Verletzung von Geſetzen, rein zufällig und ohne 
Rechtsgültigkeit, in eine Beamtenſtellung gelangt ſeien. Es 
ſei nicht denkbar, daß derſelbe Reichsgeſetzgeber dieſen letzteren 
eine beſſere Rechtsſtellung hätte einräumen wollen als jenen, 
die ſeinerzeit durchaus ordnungsmäßig und im Einklang mit 
früher geltenden Beſtimmungen angeſtellt worden ſeien; es 
könne vielmehr nur angenommen werden, daß die Ruhe⸗ 
gehaltsanſprüche, ſoweit ſie durch das RGeſ. wieder entzogen 
würden, ohne jede Entſchädigung wegzufallen hätten. 
{ Fan ergebe ſich auch unmittelbar aus dem RGeſ. 
e t. 1934 ſelbſt. Dieſes wolle erſichtlich die langfriſtig 
5 ten bevorzugen. Da ſie mit ihren Anſprüchen durch 
ewährung von Ruhegehalt vollſtändig und endgültig ab- 
gefunden würden, würden die kurzfriſtig Gewählten im End⸗ 
ergebnis dann beſſer ſtehen, wenn ihnen alle Schadenserſatz⸗ 
1 an erhalten blieben. 
Dieſe Vernichtung von Schadenserſa ü rä 
Nic) nicht auf die Zeit vom Erlaß des 5 — 5 
8 „ſonderu erſtrecke ſich auch auf die vorhergehende Zeit feit 
em Inkrafttreten des PrGeſ. v. 13. Dez. 1929, d. h. auf 
1 ſeit dem 31. Dez. 1929. Denn wenn das Rcheſ. vor⸗ 
en daß entgegenſtehende Rechte auch nicht aus „Zu⸗ 
Mi u Vereinbarungen, Vergleichen, rechtskräftigen Ur⸗ 
1 und Schiedsſprüchen“ hergeleitet werden könnten, ſo 
ergebe ſich daraus der Wille des Geſetzes, daß Ruhegehalts⸗ 
ur auch für die Vergangenheit befeitigt fein ſollten. 
n auch überein mit der Regelung in 8 79 BR⸗ 
Ando., wonach Leiſtungen, die für die Zukunft wegfallen, auch 
für die Vergangenheit — ſoweit nicht ſchon erfüllt — nicht 
u: gefordert werden dürfen. Daraus, daß die Feſtſetzung 
des Ruhegehalts nach dem Prcheſ. v. 13. Dez. 1929 fo lange 
19800 worden ſei, daß inzwiſchen das RGeſ. v. 24. Okt. 
u den Anſpruch wieder bejeitigt habe, könne der Kl. nichts 
herleiten — weder aus dem bloßen Geſichtspunkt des Ver 
zugsſchadens noch aus dem der Amtspflichtverletzung oder 
a der beamtenrechtlichen Fürſorgepflicht —, denn 
dem ſtehe Art. 7 Abſ. 1 der VO. über die 12. Ergänzung des 
RBeſoldG. v. 12. Dez. 1923 im Wege. 
1 Der Kl. könne daher keinen Schadenserſatzanſpruch auf 
ie Nichtfeſtſetzung (und Nichtzahlung) des Ruhegehalts nach 
dem PrGeſ. v. 13. Dez. 1929 (alſo auf die Zeit vom Febr. 
1928 115 dee Okt. 1934) ſtützen. 
er usgangspunft des BG., daß durch das RGeſ. vom 

24. Okt. 1934 die hier ſtreitigen Schadenerſghanprüche des 
Kl. teilweiſe vernichtet worden ſeien, wird von der Rev. mit 
Grund als rechtsirrig bemängelt. Für die Annahme des 
OLG. das RGeſ. v. 24. Okt. 1934 habe Schadenserſatz⸗ 
anſprüche fehlerhaft berufener preußiſcher Gemeindevorſteher 
aus Amtspflichtverletzungen irgendwie berühren wollen, fehlt 
es an jedem ausreichenden Anhalt. Wortlaut wie Inhalt des 
RGeſ. weiſen eindeutig darauf hin, daß es lediglich eine — 
rückwirkende — Einſchränkung des PrGeſ. v. 13. Dez. 
1929 auf ſolche Perſonen anordnen wollte, die für min⸗ 
deſtens zwölf Jahre gegen wirkliches Gehalt zu Gemeinde- 
vorſtehern (oder Schöffen) berufen worden waren, daß es 
alſo — rückwirkend — dieſes Geſetz aufheben wollte, ſoweit 
es Beſtimmungen auch für Gemeindevorſteher und Schöffen 
von kürzerer Wahlzeit und ohne wirkliches Gehalt (etwa nur 
mit Dienſtaufwandsentſchädigung) getroffen hatte. Dieſe Auf- 
faſſung wird beſtätigt durch die Erläuterung des Geſ. vom 
24. Okt. 1934 bei Pfundtner⸗Neubert Ib Nr. 21 und 


den RdErl. des PrMd J. v. 27. Okt. 1934: MED. 1934 
Nr. 45 („Ausf Anw.“). Die Folgerungen, die das BG. aus 
dem Inhalt und Zweck des BBG. und des BRAndG. zieht, 
ſind verfehlt, denn dieſe beiden Geſetze, ſoweit hier von Be⸗ 
lang, wollten Perſonen aus rechtsgültig erworbenen Beamten⸗ 
ſtellungen entfernen, für die ſie nach der Auffaſſung des Ge⸗ 
ſetzgebers ungeeignet waren, griffen dabei auch — teilweiſe 
äußerſt ſcharf — in deren Belange ein, 
richteten ſich alſo durchaus gegen die betroffenen Beamten. 
Das Prcgeſ. dagegen enthält eine Fürſorge ur Perſonen, 
die glaubten, Beamte zu ſein, es aber in Wirklichkeit nicht 
waren, und das RGeſ. ſchränkt lediglich dieſe Fürſorge ein. 
In keinem aller der genannten Geſetze ſpielt ein Verſchulden 
der einen oder der anderen Seite irgendeine Rolle. 3 

Iſt ſonach an den Schadenserſatzanſprüchen des Kl. durch 
die erörterte Geſetzgebung nichts geändert worden, ſo muß 
nach wie vor davon ausgegangen werden, daß der Bekl. ohne 
die vom BG. angenommene zeitliche und ſachliche Begrenzung 
allen Schaden zu erſetzen hat, der durch die feſtgeſtellten 
ſchuldhaften Amtspflichtverletzungen dem Kl. entſtanden iſt, 
wobei nicht lediglich das ſog. negative Intereſſe in Be⸗ 
tracht kommt. N 8 eld be 

Eine Erſatzpflicht kann daher jedenfalls nicht deshalb ver⸗ 
neint werden, weil der Schaden dadurch verurſacht jet, daß 
das nach dem PrGeſ. v. 13. Dez. 1929 dem Kl. feit Febr. 
1928 gebührende, durch das NÖej. v. 24. Okt. 1934 dann 
wieder rückwirkend beſeitigte Ruhegehalt in, der Zwiſchenzeit 
nicht gezahlt worden iſt und mit der rückwirkenden Beſeitigung 
des Ruhegehaltsanſpruchs alle Schadenserſatzanſprüche be⸗ 
ſeitigt worden wären, die in dieſem Ruhegehalt Deckung ge⸗ 
funden haben würden. Das OLG. nimmt an, daß der Kl. 
den von ihm hier geltend gemachten Schaden dann nicht er⸗ 
litten hätte, wenn ihm alsbald nach Erlaß des PrGeſ. das 
hiernach zuſtehende Ruhegehalt ausgezahlt worden wäre, daß 
der Schaden alſo eine Folge des Zahlungsverzugs der Ge⸗ 
meinde R. oder auch der Säumigkeit des RegPräſ. in der 
Feſtſetzung des Ruhegehalts ſei. Dann aber, ſo meint es 
weiter, ſtehe dem Erſatzanſpruch Art. 7 Abſ. 1 der VO. über 
die 12. Ergänzung des RBeſoldG. v. 12. Dez. 1923 ent⸗ 
gegen. Das OLG. überſieht dabei aber, daß der Kl. als 
Grundurſache feines Schadens die Amtspflichtverletzungen bei 
Beſtätigung der Wahl des Kl. und bei Mitteilung der ihre 
Ungültigkeit feſtſtellenden Entſch. des PrMd J. bezeichnet. 
Die Urſächlichkeit dieſer Pflichtverſaumniſſe und die Haftbar⸗ 
keit für deren Folgen wird nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß 
innerhalb der Urſachenkette Glieder auftauchen, die — wie die 
Nichtfeſtſetzung und Nichtzahlung von Ruhegehalt nach dem 
PrGeſ. v. 13. Dez. 1929 — ihrerſeits keinen Schadenserſatz⸗ 
anſpruch begründen können. Daß die Vorenthaltung des 
Ruhegehalts etwa eine nichtadäquate Folge jener Amts⸗ 
pflichtverletzungen wäre und damit der Urſachenzuſammen⸗ 
hang unterbrochen ſein könnte, kann nicht ernſthaft geſagt 
werden 

(RG., III. Ziv Sen., U. v. 4. Mai 1937, III 222/36.) [u. B.] 
＋ 

24. RG. — 1.83 PrGeſ. v. 1. Aug. 1909; $ 852 BGB. 8 3 
Gef. v. 1. Aug. 1909 regelt den Beginn der Verjährung des 
Rückgriffsanſpruchs des Staates gegen den Beamten bewußt 
und gewollt abweichend von der Beſtimmung des § 852 BGB., 
weil es für die Geltendmachung des Rückgriffsanſpruches eines 
Staates ohne Bedeutung iſt, wann der geſchädigte Dritte von 
dem Schaden und der Perſon des Erſaßpflichtigen Kenntnis 
erlangt. 

II. 8 242 BOB, Durch den Einwand der unzuläſſigen 
Rechtsausübung wird die Einrede der Verjährung nicht für alle 
Zeit beſeitigt; die Verjährung beginnt auch nicht, wie bei der 
Unterbrechung, von neuem zu laufen; es findet auch keine Hem⸗ 
mung mit der aus 8 205 BGB. ſich ergebenden Wirkung ſtatt. 
Vielmehr iſt nach Aufhören der den Einwand der unzuläſſigen 
Rechtsausübung begründenden Verhältniſſe von den Forde⸗ 
rungsberechtigten binnen einer nach den Umſtänden des Falles 
angemeſſenen Friſt die Unterbrechung der Verjährung herbei⸗ 
zuführen. 7) 

Das klagende Deutſche Reich (Juſtizfiskus) nimmt die Bekl. 


—— 
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im Rückgriff auf Schadenserſatz wegen angeblicher Amtsver⸗ 
ſehen in Anſpruch. 

J. Wie das OLG. zutreffend ausführt, beginnt die Ver⸗ 
jährung des Rückgriffsanſpruchs des Staa⸗ 
tes gegen den Beamten nach 83 PrGeſ. v. 1. Aug. 
1909, wenn der Schadenserſatzanſpruch des Dritten gegenüber 
dem Staat von dieſem anerkannt oder ihm gegenüber rechts- 
kräftig feſtgeſetzt worden iſt. Das Geſetz weicht bewußt von der 
im 8 852 Abſ. 1 BGB. getroffenen Regelung ab. Auf die Ver⸗ 
jährung des Erſatzanſpruchs des Staates gegen den Beamten 
würde, da dieſer Anſpruch von dem im S839 BGB. geregelten 
Erſatzanſpruch des durch die Amtspflichtverletzung Geſchädigten 
völlig verſchieden iſt, die Vorſchrift des § 852 BGB. mit ihrer 
dreijährigen Verjährungsfriſt überhaupt keine Anwendung fin⸗ 
den. Damit indeſſen durch das Eintreten des Staates für den 
ſchuldigen Beamten deſſen Lage hinſichtlich der Dauer der Ver 
jährungsfriſt nicht verſchlechtert wird, ſchreibt 8 3 Abſ. 2 Broel. 
v. 1. Aug. 1909 für den Rückgriffsanſpruch des Staates gegen 
den Beamten dieſelbe kurze Verjährungsfriſt vor, regelt aber 
den Beginn der Verjährung bewußt und gewollt ab⸗ 
weichend von der Beſtimmung des $852 BGB., weil es für 
die Geltendmachung des Rückgriffsanſpruchs des Staates ohne 
Bedeutung iſt, wann der geſchädigte Dritte von dem Schaden 
und der Perſon des Erſatzpflichtigen Kenntnis erlangt hat. Es 
handelt ſich alſo um eine Sonderregelung, die klar und ein⸗ 
deutig iſt und die Möglichkeit ausſchließt, den Verjährungs⸗ 
beginn zum Nachteil des dem Staate erſatzpflichtigen Beamten 
durch Heranziehung der inſoweit dem 8852 BGB. zugrunde lie⸗ 
genden Rechtsgedanken hinauszuſchieben, zumal auch ein berech⸗ 
tigtes Bedürfnis hierzu nicht anzuerkennen iſt. Für den Beginn 
der Verjährung iſt daher die Kenntnis des Staates von der 
Perſönlichkeit des ſchuldigen Beamten unerheblich. Ebenſowenig 
kann die Frage der anderweiten Erſatzmöglichkeit in dieſem Zu⸗ 
ſammenhang eine Rolle ſpielen, weil es ſich bei dem Rückgriffs⸗ 
anſpruch des Staates gar nicht um einen Anſpruch aus 8839 
BGB. handelt. 

II. Die Bekl. haben nicht ihrerſeits Verhandlungen mit dem 
Kl. begonnen mit dem Ziel einer außergerichtlichen Einigung, 
ſondern fie haben lediglich ihrer Beamtenpflicht genügt, wenn fie 
der Aufforderung ihrer vorgeſetzten Behörde zu einer Außerung 
nachgekommen ſind. Allerdings entſpricht es dem aus dem 
Beamtenverhältnis herzuleitenden Gebot fürſorglicher Berück⸗ 
ſichtigung der Beamtenbelange, wenn der Staat den Beamten 
nicht mit einer Rückgriffsklage überfällt, ſondern ihm zunächſt 
Gelegenheit gibt, im einzelnen die etwaigen Entſchuldigungs⸗ 
oder Billigkeitsgründe, die unter Umſtanden für ein Abſtehen 
ſelbſt von begründeten Erſatzanſprüchen ſprechen können, anzu⸗ 
führen. Allein eine Hemmung der Verjährung wird durch ſolche 
Verhandlungen nicht bewirkt. Es kann der Rev. nicht zugegeben 
werden, daß der Beamte einer vom Staate vor Abſchluß der 
Verhandlungen erhobenen Klage die Einrede der unzuläfjigen 
Rechtsausübung entgegenſetzen könnte. 

Es kann ſich nur noch fragen, ob die Bekl. ſich durch die 
Erhebung der Einrede der Verjährung mit ihrem früheren Ver⸗ 
halten derart in Widerſpruch ſetzen, daß dieſer Einrede unter 
dem Geſichtspunkte eines Verſtoßes gegen die Grundſätze von 
Treu und Glauben die Anerkennung zu verſagen iſt. Dies würde 
nach der nunmehrigen Ripr. des RG. dann der Fall fein, wenn 
das frühere Verhalten der Bekl. — ſei es auch unabſichtlich — 
dem Kl. nach verſtändigem Ermeſſen den Anlaß geben konnte, 
von der Unterbrechung der Verjährung abzuſehen, weil er an⸗ 
nehmen durfte, daß die Bekl. es auf eine gerichtliche Entſch nicht 
ankommen laſſen oder bei der Verteidigung gegen eine ſpäter 
zu erhebende Klage ihre Abwehr nurgegendenſa chlichen 
Beſtand des Klageanſpruchs richten würden (RGGZ. 144, 378 
= AM. 1934, 2233 ; Rc. 145, 239 JW. 1935, 197 mit 
Anm.). Solange die im wohlverſtandenen Intereſſe der Bekl. 
von ihrer vorgeſetzten Behörde mit ihnen eingeleiteten Verhand⸗ 
lungen über die Anerkennung der Erſatzpflicht nicht als aus. 
ſichtslos beendet waren, hätte es allerdings dem Grundſatz von 
Treu und Glauben widerſprochen, wenn die Bekl. ſich darauf 
berufen hätten, daß die Verjährungsfriſt während der Dauer 
der Verhandlungen abgelaufen ſei. Der Kl. hätte dann der Ein⸗ 
rede der Verjährung den Einwand der unzuläſſigen Nechtsaus⸗ 


übung entgegenſetzen können. Allein durch dieſen Einwand wird 
die Einrede der Verjährung nicht für alle Zeit befeitigt, auch 
beginnt nicht etwa die Verjährung wie bei der Unterbrechung 
von neuem zu laufen, endlich findet auch keine Hemmung mit 
der aus § 205 B GB. ſich ergebenden Wirkung ſtatt. Vielmehr 
iſt nach Aufhören der den Einwand der unzuläſſigen Rechtsaus⸗ 
übung begründenden Verhältniſſe von dem Forderungsberech⸗ 
tigten binnen einer nach den Umſtänden des Falles angemeſ⸗ 
ſenen Friſt die Unterbrechung der Verjährung herbeizuführen, 
widrigenfalls der Einwand der unzuläſſigen Rechtsausübung 
eutfällt und die Einrede der Verjährung wirkſam bleibt (RGZ. 
143, 250 = ZW. 1934, 1491 und 1968 8). Im gegebenen Falle 
ſind nun aber die ſachlichen Verhandlungen zwiſchen den Bekl. 
und ihrer vorgeſetzten Behörde im Febr. 1935 endgültig beendet 
worden. In dieſem Zeitpunkte ſtand für den Kl. feſt, daß die 
Bekl. jede Erſatzpflicht ablehnten. Es wäre nunmehr ſeine Sache 
geweſen, binnen augemeſſener Friſt die Unterbrechung der Ver⸗ 
jährung herbeizuführen. Wenn zur Vorbereitung der Klage auch 
mit Rückſicht auf den Umfang der Sache ein größerer Zeitraum 
erforderlich war, ſo kann doch die Spanne von ungefähr 6 Mo⸗ 
naten bis zur Klagerhebung nicht mehr als angemeſſene Friſt 
im vorerörterten Sinne angeſehen werden. 
(RG., V. Ziv Sen., U. v. 21. April 1937, V 279/36.) lv. B.] 


Anmerkung: Das Urteil verdient Zuſtimmung. 

1. Nach 83 PröGeſ. v. 1. Aug. 1909 über die Haftung des 
Staates uſw. für Amtspflichtverletzung von Beamten bei Aus⸗ 
übung der öffentlichen Gewalt verjährt der Rückgriffsanſpruch 
des Staates gegen den Beamten in der gleichen Friſt von drei 
Jahren wie der deliktiſche Erſatzanſpruch des Geſchädigten nach 
8852 BGB. Die Feſtſetzung der gleichen kurzen dreijährigen 
Verjährungsfriſt für den Rückgriffsanſpruch ſoll eine Verfchled)- 
terung der Lage des ſchuldigen Beamten verhindern, die das 
Eintreten des Staates für den ſchuldigen Beamten ſonſt mit 
ſich bringen würde. Der Beginn der Verjährungsfriſten iſt 
aber durch klare Geſetzesvorſchrift verſchieden normiert. Wäh⸗ 
rend der deliktiſche Erſatzauſpruch nach $852 BGB. mit dem 
Zeitpunkt zu verjähren beginnt, in dem der Verletzte von dem 
Schaden und der Perſon des Erſatzpflichtigen Kenntnis erlangt, 
ſetzt die Verjährung des ſtaatlichen Rückgriffsanſpruchs erſt mit 
dem Zeitpunkt ein, in dem der Erſatzanſpruch des Dritten die 
ſem gegenüber von dem Staate anerkannt oder dem Staate ge⸗ 
genüber rechtskräftig feſtgeſtellt iſt. Das bringt trotz der gleichen 
Dauer der Verjährungsfriſten eine Verlängerung der Haftungs⸗ 
dauer für den Beamten mit ſich und bedeutet inſoweit eine Ver⸗ 
ſchlechterung für ihn. Günſtiger ſteht der Beamte ſich aber info: 
fern, als der Rückgriffsanſpruch ganz unabhängig von der Kennt 
nis der Perſon des ſchuldigen Beamten zu verjähren beginnt. 

2. Die Hauptbedeutung der Entſch. liegt in der Stellung⸗ 
nahme zum Einwand der unzuläſſigen Rechtsaus⸗ 
übung gegenüber der Einrede der Verjährung. Wenn 
man hier mit der „Verwirkung“ der Verjährungseinrede 
arbeitet, entſteht leicht die fehlerhafte Vorſtellung, als ob der 
Schuldner das Einrederecht für alle Zeit ſchlechthin verliere. Der 
vorl. Fall macht klar, daß das keineswegs der Fall zu ſein 
braucht. Es iſt durchaus denkbar, daß der Einwand der unzu⸗ 
läſſigen Rechtsausübung der Geltendmachung der Verjährung 
nur zeitweiſe entgegengeſetzt werden kann, daß er dann aber 
wieder verloren geht. 

Zwar wird ſich ein Schuldner, der den Gläubiger durch 
Verhandlungen über die Berechtigung ſeines Anſpruchs 
von der Klagerhebung abgehalten hat, auf eine während der 
Daner dieſer Verhandlungen eingetretene 
Verjährung des Anſpruchs grundſätzlich nicht berufen kön⸗ 
nen, falls ſein Verhalten dem Gläubiger nach verſtändigem Er⸗ 
meſſen Anlaß gab, anzunehmen, der Schuldner werde es auf 
eine gerichtliche Entſch. nicht ankommen laſſen oder aber bei 
der Verteidigung gegen eine ſpäter zu erhebende oder durch⸗ 
zuführende Klage ſeine Abwehr nur gegen den ſachlichen 
Beſtand des Anſpruchs richten (vgl. RG. 145, 244 = JW. 1935, 
197 mit Anm. von RA. Dr. jur. Ludwig Lechner). Das 
kann aber den Gläubiger nicht davon entbinden, nach Ableh⸗ 
nung der Leiſtungspflicht durch den Schuldner die Verjährung 
gegen ihn zu unterbrechen. 
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Denn derartige Verhandlungen des Schuldners mit 
dem Glaubiger können weder als ein 2 der 
Verjährung, noch als Hemmungsgrund i. S. des $205 an 
En werden; ſie ſchließen lediglich die Berufung auf die Ver⸗ 
er 11 ährend der Zeit aus, in der der Gläubiger 
19 inklagung des Anſpruchs oder der Unterbrechung der 
= jährung durch das Verhalten des Schuldners abgehalten 
urde. 
„Die Einrede der Unzuläſſigkeit der Berufung auf die Ver⸗ 
laren une greift alſo nur vo een Mr ſo⸗ 
dung a 19 25 davon ſprechen kann, daß der Gläubiger gerade 
1210 5 Verhalten des Schuldners von der klageweiſen Gel⸗ 
N dma hung oder der Unterbrechung der Verjährung ſeines 
face abgehalten worden iſt. Nach dem Wegfall diefer Um⸗ 
5 1 e fä t die Einrede der Unzuläſſigkeit der Rechtsausübung 
for ' und es wird Sache des Gläubigers, den Eintritt der Ver⸗ 
Eh ee binnen angemeſſeuer Friſt zu verhindern. 
N: un der unzuläſſigen Rechtsausübung (Verwir⸗ 
e 5 e Sing als eine dauernde Ein⸗ 
90 usnahn i il y 
geh Er 5 en W We 
3. Für den Beantten ſcheint ſich als unerfreuli 
1 e zu at, en er in e 
0 nachſichtiges Vorgehen des Staates bei Geltend 
ſeiner Rückgriffsanſprüche zu rechnen hat le ee 
a f Es iſt jedoch keines⸗ 
wegs notwendig, daß der Staat innerhalb der Verjä f 
n ARE . vjährı 
RAU RE die Klage gegen den ſculdig FR e 
unſpei Br ti es genügt durchaus, daß er feinen Rüdgriffs- 
blen e den dene ere oi dae 
unterbrechenden Weiſe nick N 


Prof. Dr. Heinrich Lehmann, Köln. 
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25. RG. — Art. 129 Wein Verf. Bei d ündi 
105 0 Verf. er Kündigung eines 
e handelt es ſich um einen rechtsgeſtalten⸗ 
3 Hoheitsakt des öffentlich⸗rechtlichen Dienſtherrn, der das 
eamtendienſtverhältnis beendet. Das gilt auch dann, wenn 
ber) ee, Ortsſatzung oder Reglement die Kündigung nur 
1 ichtigem Grunde erfolgen darf. Wird durch ſolche Rechts⸗ 
Hunde die Entſch. über das Vorliegen eines wichtigen 
55 . es einer Verwaltungsbehörde unter Ausſchluß des Rechts⸗ 
Ben unte ſo iſt damit den ordentlichen Gerichten die 
I Dr fung nach den durch den Umbruch eingetretenen ver⸗ 
änderten Verhältniſſen und Rechtsanſchauungen verwehrt. 7) 
I: 
Das BG. hat feſtgeſtellt, daß dem Kl. fei i 

l elt, ſein Dienſtver⸗ 
a als Beamter der ee der Han 
9 fa ene aus wichtigem Grunde habe gekündigt werden 
5 nen. Nach 8 8 des Reglements der bekl. Landesbank der 
a Weſtfalen i. d. Faſſ. v. 28. Mai 1913 hat über das 
A eines wichtigen Grundes der Oberpräſident unter 
816 IN uß des Rechtsweges endgültig zu entſcheiden, und iſt 
8 e dieſer Frage den ordentlichen Gerichten ent- 
en 7 BG. hat unter Bezugnahme auf die frühere 
a es NO. angenommen, daß das Verbot der Nach; 
10 u 15 des Vorliegens eines wichtigen Grundes gegen 
1 f N verſtoße und daher nichtig ſei. Die Ned. 
wi = 5 bekämpft dieſe Auffaſſung. Es handelt ſich inſoweit 
5 eine im Schrifttum umſtrittene Frage. Der erk. Sen. 
0 für einen gleichliegenden Fall, bei dem es ſich um An⸗ 
li eines" Kündigungsbeamten gegen die Provinzialver⸗ 
5 an der Rheinprovinz handelte, im Urteil III 141/30 
ie er N abgedr. in HöchſtRRſpr. 1931 Nr. 1363, 
f a u Auffaſſung feſtgehalten und ausge⸗ 
In SR aß die . der Nachprüfbarkeit der Ent⸗ 
su g gegen Art. 129 Wein Verf. verſtoße. Werde die Kün⸗ 
900 ing von dem Vorliegen eines wichtigen Grundes ab⸗ 
1 ngig en ge ſo werde die Frage der Vornahme der Kün⸗ 
1 5 0 u freien, verwaltungsrechtlichen Ermeſſen entrückt 
1 1 as Vorliegen gewiſſer objektiver Vorausſetzungen 
5 alt t. Da nun die rechtsgültige Beendigung des Beamten⸗ 
erhältniſſes Vorfrage für die Eutſch. über den Gehalts⸗ 
anſpruch ſei, ſo bedeute der Ausſchluß des Rechtsweges für 


die Frage, ob die objektiven Vorausjegungen in Geſtalt 
eines wichtigen Grundes vorlägen, zugleich die Ausſchließung 
des Rechtsweges über den Gehaltsanſpruch. Indeſſen kann 
an dieſer Auffaſſung unter den heute geltenden, in mannig⸗ 
fachen Geſetzen Ausdruck findenden Rechtsanſchauungen nicht 
feſtgehalten werden. Im nationalſozialiſtiſchen Staat haben 
die Belange des einzelnen hinter denen der Allgemeinheit 
zurückzuſtehen; auch hat die Autorität des öffentlichen Dienſt⸗ 
herrn eine beſondere Stärkung und Ausgeſtaltung erfahren, 
ſo daß ein Mißbrauch der Machtbefugnis durch unſoziale oder 
rechtswidrige Kündigung nicht zu befürchten iſt. Bei der 
Kündigung des Beamten handelt es ſich um einen rechts 
geſtaltenden Hoheitsakt des öffentlich⸗rechtlichen Dienſtherrn, 
der das Beamtendienſtverhältnis beendet Das gilt auch dann, 
wenn nach Geſetz, Ortsſatzung oder Reglement die Kündigung 
nur aus wichtigem Grunde erfolgen darf. Wird durch ſolche 
Rechtsſatzungen die Entſch. über das Vorliegen eines wich⸗ 
tigen Grundes einer Verwaltungsbehorde unter Ausſchluß 
des Rechtswegs zugewieſen, ſo iſt damit den ordentlichen Ge⸗ 
richten die Nachprüfung nach den durch den Umbruch ein- 
getretenen veränderten Verhältniſſen und Rechtsanſchauungen 
verwehrt. Dieſe Auffaſſung hat der Senat in der Entſch. 
III 125/36 v. 16. März 1937 (vgl. II) näher begründet. 
(RG., III. ZivSen., U. v. 16. März 1937, III 10 8 
v. B. 
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Der Kl. war bay. Gemeindebeamter. Da er weder be⸗ 
rufsmäßiger Bürgermeiſter noch Gemeinderatsmitglied war, 
für welche Gemeindebeamten beſondere Beſtimmungen gelten, 
war ſein Dienſtverhältnis mangels der im Art. 5 BayGem O. 
vorgeſehenen beſonderen Gewährung der Unwiderruflichkeit 
widerruflich. Er hatte bei ſeiner Kündigung bereits drei 
Dienſtjahre voll beſchäftigt im Dienſte der bekl Gemeinde 
zurückgelegt. Nach Abſ. 3 des Art. 88 war deshalb die jeder⸗ 
zeitige, nach Abſ. 2 im Falle nicht grober Pflichtverletzung 
an die Innehaltung einer — im Beſcheide der Regierung 
dem Kl. zugebilligten — dreimonatigen Kündigungsfriſt ge⸗ 
bundene Kündigung ſeines Dienſtverhältniſſes nur aus wich⸗ 
tigem Grunde zuläſſig und, wenn der wichtige Grund nicht 
in der Perſon des Kl. lag, der mit der Klage geltend ge⸗ 
machte Anſpruch auf eine angemeſſene Abfindung begründet. 

Die Zuläſſigkeit des Rechtswegs für dieſen öffentlich⸗ 
rechtlichen Abfindungsanſpruch folgt ſchon aus Art. 129 Abſ. 1 
letzter Satz Weim Verf, wonach für die vermögensrechtlichen 
Anſprüche aller Beamten aus ihrem Dienſtverhältaiſſe der 
Rechtsweg offenſteht, und iſt für derartige Auſprüche der bay. 
Gemeindebeamten im Art. 99 Abſ. 2 BayGemd. nochmals 
ausdrücklich beſtätigt worden. Weiter ſchreibt jedoch Art. 99 
vor, daß die ordentlichen Gerichte für die Beurteilung der 
erwähnten Anſprüche an die Entſch. der Gemeindebehörden, 
der Staatsaufſichtsbehörden und der Diſziplinargerichte ge⸗ 
bunden ſind nicht nur in den im Art. 178 Bay BeamtG. 
v. 16. Aug. 1908 (GVBl. 581) aufgeführten Fällen, ſondern 
auch hinſichtlich der Löſung des Dienſtverhältniſſes widerruf⸗ 
licher Gemeindebeamten. Die Entfch. über dieſe Löſung ſchließt, 
wenn es ſich um einen mindeſtens drei Jahre voll beſchäf⸗ 
tigten und deshalb nur aus wichtigem Grunde kündbaren 
Gemeindebeamten, wie dem Kl., handelt, die Beantwortung 
der Frage nach dem Vorliegen eines wichtigen Grundes ein. 
Allerdings iſt der vom Kl. lediglich geltend gemachte Ab⸗ 
findungsanſpruch nach Art. 88 Abf. 3 BayGem O. ſchon dann 
gegeben, wenn ein wichtiger Kündigungsgrund beſtanden, 
auch das Dienſtverhältnis zu Recht aufgelöſt hat und nur 
nicht in der Perſon des Kl. gelegen iſt, ſo daß es zur Be⸗ 
gründung des Anſpruchs allein auf die Beſchaffenheit des 
vorhandenen wichtigen Grundes anzukommen brauchte. Hat 
jedoch für die Kündigung des Kl., wie dieſer behauptet, über⸗ 
haupt kein wichtiger Grund beſtanden, ſo muß der Abfin⸗ 
dungsanſpruch um ſo mehr begründet ſein, und iſt die Frage 
nach der Beſchaffenheit des wichtigen Grundes gar nicht mehr 
zu ſtellen. Ob der Kl. in dieſem Falle ſogar den umfaſſen⸗ 
deren Anſpruch auf Weiterzahlung ſeiner Bezüge erheben 
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könnte, bleibt ohne Bedeutung, da er ſich auf den geringeren 
Abfindungsanſpruch beſchränkt. Das BG. hat jedenfalls bei 
dieſer Rechtslage zutreffend zunächſt zur Frage des wichtigen 
Grundes Stellung genommen. Es hat ſich aber bei deren 
Beantwortung infolge der Vorſchrift des Art. 99 Bay GemO. 
an den von der Regierung der Pfalz, Kammer des Innern, 
als der nach Art. 59 BayGemO. zuftändigen Staatsauf⸗ 
ſichtsbehörde, erlaſſenen rechtskräftigen Beſcheid v. 11. Dez. 
1934, der die Kündigung des Kl. wegen Vorliegens eines 
wichtigen Grundes beſtätigt hat, für gebunden gehalten. Das 
Verhalten des BG. erſcheint nicht ohne weiteres bedenken⸗ 
frei, und es bedarf einer beſonderen Erörterung, ob die 
landesgeſetzliche Vorſchrift des Art. 99 Bay GemO. die Frage 
des Vorliegens eines die Kündigung des Kl. rechtfertigenden 
wichtigen Grundes der Nachprüfung durch die ordentlichen 
Gerichte überhaupt entziehen konnte. 

Nicht ſelten begegnet man namentlich ortsgeſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen, die, wie es auch die Bay 
GemO. getan hat, die Entſch. über das Vorliegen 
eines wichtigen Grundes zur Kündigung eines 
Kündigungsbeamten unter Ausſchluß der or⸗ 
dentlichen Gerichte den Verwaltungsbehör⸗ 
den übertragen. In ſolchen Fällen hat jedoch der erk. 
Sen. ſich bisher durch die von einer Verwaltungsbehörde 
getroffene Entſch. nicht behindert geſehen und ſich für be⸗ 
rechtigt und verpflichtet gehalten, ſelbſt über das Vorliegen 
des wichtigen Kündigungsgrundes zu befinden (ſ. Urteile 
v. 24. März 1925, III 709/23: JurRdſch. 1925 Rſpr. Nr. 
714; v. 20. Nov. 1925, III 611/24: JurRdſch. 1926 Rſpr. 
Nr. 403; Gruch. 68, 670 und PrVerwBl. 48, 243 und vom 
7. Jan. 1930, III 77/29: JW. 1930, 1187). Nicht ganz 
richtig iſt die dafür häufig angegebene Begründung, daß 
andernfalls der durch Art. 129 Abſ. 1 letzter Satz Wein Verf. 
für die vermögensrechtlichen Anſprüche der Beamten aus 
ihrem Dienſtverhältnis eröffnete Rechtsweg in unzuläſſiger 
Weiſe ausgeſchloſſen oder beſchränkt werden würde. Davon 
kann nicht wohl die Rede ſein. Der Rechtsweg für dieſe An⸗ 
ſprüche bleibt auch bei einer geſetzlichen Beſtimmung, welche 
der Verwaltungsbehörde die Entſch. über das Vorliegen des 
wichtigen Kündigungsgrundes zuweiſt, in vollem Umfange 
offen. Doch bildet die Auflöſung des Dienſtverhältniſſes des 
aus wichtigem Grunde gekündigten Kündigungsbeamten eine 
notwendige Vorfrage für das Beſtehen des aus der Auflöſung 
hergeleiteten vermögensrechtlichen Anſpruchs, hier des auf 
Grund von Art. 88 Abſ. 2 BayGemd. geltend gemachten Ab 
findungsanſpruchs. Es handelt ſich deshalb darum, ob und 
inwieweit das ordentliche Gericht bei ſeiner 
Urteilsfällung an die Entſcheidung gebun⸗ 
den werden kann, welche die Verwaltungsbe⸗ 
hörde mit der Kündigung über jene Vorfrage 
getroffen hat oder, anders ausgedrückt, wieweit die 
materielle Rechtskraft des Verwaltungsakts der Kündigung 
reicht. 

Im allgemeinen gilt der Grundſatz, daß die Gerichte bei 
der Entſch. eines ihrer Gerichtsbarkeit unterworfenen An⸗ 
ſpruchs zugleich über alle tatſächlichen und rechtlichen Vor⸗ 
ausſetzungen des Anſpruchs mit zu befinden haben. Sie ſind 
daran auch dadurch nicht gehindert, daß die Vorfrage für 
das Beſtehen des Anſpruchs das Gebiet des öffentlichen 
Rechtes betrifft und als Hauptfrage eines Rechtsſtreits der 
gerichtlichen Zuſtändigkeit nicht unterliegen würde. Der Grund⸗ 
ſatz iſt aber kein ausnahmsloſer und findet feine Schranke an 
dem weiteren in der Rſpr. anerkannten Grundſatz, daß die 
Gerichte an die Verwaltungsentſch. gebunden find, durch die 
ein Beamtenverhältnis beendigt wird (NGZ. 108, 345 — JW. 
1925, 55). Die Gerichte haben ſolche Entſch. hinzunehmen, 
ſoweit fie nur überhaupt geſetzlich an ſich zuläſſig find 
(RG. 122, 119 - ZW. 1928, 3234). Eine Nachprüfung 
ſteht ihnen deshalb nur darüber zu, ob der Verwaltungsakt 
den für ihn beſtehenden allgemeinen geſetzlichen Erforder- 
niſſen entjpricht. 

Dieſe weitgehende Bindung des ordentlichen Gerichts 
folgt allerdings aus keiner geſetzlichen Vorſchrift. Sie iſt 
auch nicht ohne weiteres denkgeſetzlich geboten, ſondern bleibt 


immer eine Frage der Zweckmäßigkeit. Deren regelmäßige Be⸗ 
jahung findet ihren tieferen Grund darin, daß der Verwal⸗ 
tungsakt einer in ordnungsmäßiger Form und von der zu⸗ 
ſtändigen Behörde vorgenommenen und daher an ſich zu⸗ 
läſſigen Kündigung oder Entlaſſung eines Beamten in jedem 
Falle rechtsgeſtaltend wirkt, d. h. ohne Rückſicht auf ſeine 
Rechtmäßigkeit, anders als die privatrechtliche Entlaſſung oder 
Kündigung, die Auflöſung des Dienſtverhältniſſes herbeiführt. 
Die Anerkennung der Bindung des ordentlichen Gerichts an 
rechtsgeſtaltende Verwaltungsakte iſt inſoweit unbedenklich, 
als die Vornahme des Verwaltungsaktes im freien pflicht⸗ 
mäßigen Ermeſſen der Verwaltungsbehörde ſteht, deſſen Aus⸗ 
übung ſich ohnehin der Nachprüfung des Gerichts grundſätz⸗ 
ſätzlich entzieht. Ihre Berechtigung wird jedoch zweifelhaft, 
wenn und ſoweit die Verwaltungsbehörde nicht nach freiem 
Ermeſſen zu handeln befugt iſt, ſondern ihre Entſch. die Be 
antwortung von Rechtsfragen oder doch tatſächliche Feſtſtel 
lungen einschließt. 

Das nun iſt hier inſofern der Fall, als die Kündigung 
des Kl. nur aus wichtigem Grunde ſtatthaft war und die 
Frage des wichtigen Grundes keine Ermeſſens⸗, ſondern eine 
Rechtsfrage iſt. So wird es erklärlich, daß das RG. bisher 
das Recht für ſich in Auſpruch genommen hat, das Vorliegen 
des wichtigen Kündigungsgrundes ſelbſt zu prüfen und feſt⸗ 
zuſtellen. Es hat das Schutzbedürfnis des Beamten voran⸗ 
geſtellt und deshalb die Nachprüfung der Rechtmäßigkeit einer 
nur aus wichtigem Grunde ſtatthaften Kündigung eines Be⸗ 
amten durch den in keiner Weiſe von Verwaltungsintereſſen 
beeinflußten ordentlichen Richter für erforderlich gehalten. 
Das entſprach der früheren individualiſti⸗ 
ſchen Rechtsbetrachtung, läßt ſich aber heute 
nicht mehr aufrechterhalten. Mit der nationalen 
Erhebung hat ſich eine Wandlung der Rechtsanſchauungen 
vollzogen. Die Belange der Allgemeinheit ſind gegenüber 
denen des einzelnen in den Vordergrund gerückt. Damit hat 
auch das Anſehen des öffentlichen Dienſtherrn eine Stärkung 
erfahren, und es läßt ſich heute nicht mehr beanſtauden, 
wenn eine landesgeſetzliche oder ortsgeſetzliche Vorſchrift die 
Beantwortung der Frage des Vorliegens eines wichtigen 
Grundes zur Kündigung eines Beamten ausſchließlich den 
Verwaltungsbehörden, alſo den Stellen vorbehält, die mit 
den hier in Betracht kommenden tatſächlichen Verhältniſſen 
am beſten vertraut ſein müſſen und für die Entſch. darüber, 
ob der Beamte für die Verwaltung weiter tragbar iſt, be⸗ 
ſonders geeignet erſcheinen. (So auch das zum Abdruck be⸗ 
ſtimmte Urteil III 130/36 vom gleichen Tage.) 

Es bleibt deshalb nur darüber noch zu befinden, ob 
der wichtige Grund zur Löſung des Dienſtverhältniſſes des 
Kl. in deſſen Perſon gelegen iſt. Die Beantwortung dieſer 
weiteren für die Entſch. des Rechtsſtreits notwendigen Vor⸗ 
rage iſt dem ordentlichen Gericht durch keine geſetzliche Be⸗ 
timmung entzogen, ſondern im Art. 88 Nr. 1 BayGemd. 
ihm für den Streitfall ausdrücklich vorbehalten worden. Das 
BG. hat fie im Gegenſatz zum LG. bejaht. Hiergegen richtet 
ſich der Hauptangriff der Rev. 

Die in letzter Jnſtanz erlaſſene und deshalb maßgebende 
Regierungsentſch. v. 11. Dez. 1934 führt zwei wichtige Ent⸗ 
laſſungsgründe an. Erſtens zieht ſie die „angebliche“ Nei⸗ 
gung des Kl. zur Trunkenheit mit dafür heran, daß er ſich 
das Vertrauen des Gemeinderats verſcherzt habe. Dem BG. 
kann darin nicht gefolgt werden, daß damit die Neigung des 
Kl. zur Trunkenheit hat feſtgeſtellt werden ſollen. Näher liegt 
es, die Erwägung der Regierung dahin zu verſtehen, daß der 
dem Kl. gemachte Vorwurf einer ſolchen Neigung dahingeſtellt 
bleiben ſolle, oder doch dahin, daß ein Polizeibeamter, der 
im Rufe eines Trinkers ſtehe, das für ſein Amt erforder⸗ 
liche Vertrauen nicht verdiene. Beides würde keinen in der 
Perſon des Kl. liegenden Kündigungsgrund ergeben. 

Als weiteren wichtigen Kündigungsgrund nimmt der Re⸗ 
gierungsbeſcheid die politiſche Unzuverläſſigkeit des Kl. an. 
In: Anſchluß an die Feſtſtellung von Außerungen des Kl. 
über den Führer geht der Beſcheid auf die innere Einftellung 
des Kl. über und hebt hervor, der Kl. habe mit ſeinen Auße⸗ 
rungen zu erkennen gegeben, daß er nicht die Gewähr dafür 
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biete, rückhaltlos für den Führer und den von ihm geführten 
Staat einzutreten. Daß der damit feſtgeſtellte Kündigungs⸗ 
ann in der Perſon des Kl. liegt, kann nicht zweifelhaft ein. 
(Wird ausgeführt.) Die Rev. konnte ſomit keinen Erfolg haben. 
(RG., III. Ziv Sen., U. v. 16. März 1937, III 125/36.) 

[v. B.] 
Anmerkung: Vgl. die Anmerkung zu Nr. 26 auf S. 2304. 


e 26. RG. — Art. 88 Abf. 3 99 Abſ. 2 BayGem O. vom 
pi Okt. 1927; Art. 129 Abſ. 1 letzter Satz Weim Verf. Die 
0 echtsgültigkeit orts⸗ oder landesrechtlicher Vorſchriften, die den 
ordentlichen Richter im Rahmen der ihm reichsrechtlich über die 
e e Beamtenanſprüche zugewieſenen Gerichts⸗ 
91825 an die Entſch. der Verwaltungsbehörden über die Löſung 
es Dienſtverhältniſſes der nur aus wichtigem Grunde künd⸗ 
baren Gemeindebeamten binden, iſt anzuerkennen. f) 
2 Der Kl. ſtand ſeit 1. März 1912 als Direktor des 
Elektrizitätswerks der verkl. bay. Stadt bei dieſer im Be⸗ 
hun, Seine Anſtellung blieb widerruflich. Nach- 
or die Bekl. ihn unter der Beſchuldigung dienftlicher Ver⸗ 
hlungen ſchon durch Stadtratsbeſchluß v. 2. Juli 1933 
ſeines Dienſtes enthoben und eine Unterſuchung gegen ihn 
eee hatte, entließ ſie ihn am 12. Sept. 1933 friſtlos 
ann 15 2 10 11 0 0 angerufene Regierung 
3. Okt. 1 ahin, daß das Beamtenverhältnis d 3 
Kl. exit mit Ablauf des 20. De 35 alt re 
00 . Dez. 1933 aufgelöſt worden fei. 
5 a wurde durch Beſchluß des Agena 
eh b ee Beſchw. beftätigt. 

2 ! jenſt 
lungen in Abrede und hält I a 118 neee 
Er hat Klage erhoben he a 1 1 e 

Klage \ d u. a. die Feſtſtellung gefordert 
de Löſung jenes Dienſtverhältniſſes u einem 
eigen Grunde erfolgt iſt, der in feiner Perſon liegt 
A war ohne Erfolg. N 
uch die mit der Klage erſtrebte, vom LG. getroffene 
! aber abgelehnte Feſtſtellung, daß die Seng des 
f ee des Kl. nicht aus einem in ſeiner Per⸗ 
on gelegenen wichtigen Grunde erfolgt iſt, betrifft ver⸗ 
e Anſprüche des Kl., nämlich vor allem den 
a em Nichtvorliegen eines wichtigen Kün⸗ 
10 ungsgrundes hergeleiteten Anſpruch auf Weiter⸗ 
Pall ſeiner vollen Dienſtbezüge, außerdem aber für den 
Fall, daß der etwa, doch vorhanden geweſene Kündigungs- 
A acht in der Perſon des Kl. gelegen hat, den aus 
1 5 8 Abſ. 3 Baychem O. folgenden Abfindungsanſpruch, 
eſſen Nichtbeſtehen andererſeits die Bekl. im Wege der 
fie fe gestellt wiſſen will. Obwohl es ſich um öffent⸗ 
1 h⸗rechtliche Anſprüche aus dem Beamtenverhältnis handelt, 
ann wegen der vermögensrechtlichen Natur der beiderſeitigen 
Feſtſtellungsverlangen die Zuläſſigkeit des Rechtswegs, der 
nach Art. 129 Abi. ! letzter Saz Weim Verf. für die ver⸗ 
e Anſprüche aller Beamten aus ihrem Dienſt⸗ 
Inne offenfteht, für Klage und Widerklage nicht zweifel— 
Daß ferner die erhobene Feſtſtellungsklage nach 8 256 
3PO. verfahrensrechtlich zuläſſig iſt, hat An das N08. mit 
dee Gründen bejaht. Die Zulaſſigkeit kann auch nicht 
eshalb beanſtandet werden, weil der Feſtſtellungsantrag der 
Klage nach feinem Wortlaut nicht, wie 8 256 ZPO. erfordert, 
auf das Beſtehen oder Nichtbeſtehen eines Rechtsverhältniſſes 
gerichtet iſt. Denn der Antrag iſt nur unrichtig gefaßt, wenn 
er auf das Vorliegen eines in der Perſon des Kl. gelegenen 
wichtigen Grundes, alſo nur auf die Beantwortung einer 
e oder die Feſtſtellung einer rechtlich erheblichen 
Tatſache abgeſtellt iſt. Richtig verſtanden zielt er in Wirk— 
lichkeit, wie bereits hervorgehoben, auf die Feſtſtellung von 
vermögensrechtlichen Anſprüchen des Kl. gegenüber der Bekl. 
und deshalb von Rechtsverhältniſſen zwiſchen den Parteien 
ab, deren Beſtehen lediglich davon abhäugt, daß der Bekl. 
kein wichtiger Kündigungsgrund zur Seite geſtanden oder 
dieſer Grund doch wenigſtens nicht in der Perſon des Kl. 
gelegen hat. 
„Der vom Kl. im Wege der Feſtſtellungsklage in erſter 
Linie verfolgte Gehaltsanſpruch hat das Weiterbeſtehen Ei: 


Beamtenverhältniſſes zur Vorausſetzung. Dieſes war unftreitig 
ein widerrufliches, konnte aber, da der Kl. im Dienſte der 
Bekl. eine dreijährige Dienſtzeit längſt zurückgelegt hatte, 
nach Art. 88 Abi. 3 BaychemO. nur aus wichtigem Grunde 
gelöſt werden. Schon Art. 178 des bay. Beamten G. vom 
16. Aug. 1908 hatte vorgeſchrieben, daß für die Beurteilung 
der vor dem Gerichte geltend gemachten vermögensrechtlichen 
Anſprüche der bay. Staatsbeamten die Entſch. der Verwal⸗ 
tungsbehörden und Diſziplinargerichte bindend ſind, welche 
dieſe Stellen nach ihrem pflichtmäßigen Ermeſſen zu treſſen 
berechtigt ſind, und hatte weiter unter zwölf Nummern die 
hauptſächlichſten dieſer Ermeſſensentſch. aufgeführt. Hierauf 
nimmt Art. 99 BaychemO. Bezug, indem er die Bin⸗ 
dung der ordentlichen Gerichte bei der Be⸗ 
urteilung der vermögensrechtlichen Anſprüche 
der Gemeindebeamten an die in den Fällen des 
Art. 178 Beanıten®. getroffenen Entſch. der Gemeindebe⸗ 
hörden, der Staatsaufſichtsbehörden und der Diſziplinar⸗ 
gerichte, alſo an die Ermeſſensentſch. dieſer Stellen, ebenfuns 
vorſchreibt. Er fügt jedoch den Satz hinzu: „Das, gleiche 
gilt für die Entſch. über die Löſung des Dienſtverhältniſſes 
widerruflicher Gemeindebeamten.“ Dieſe Entſch. beruhen, 
wenn fie das Dienſtverhältnis eines nach Zurücklegung dreier 
Dienſtjahre nur aus wichtigem Grunde kündbaren Gemeinde⸗ 
beamten, wie des Kl., betreffen, nicht auf freiem Verwal- 
tungsermeſſen, ſondern werden, ſoweit ihre Grundlage das 
Vorliegen eines wichtigen Kündigungsgrundes bildet, auf 
Grund tatſächlicher Feſtſtellungen nach einem rechtlichen Ge⸗ 
ſichtspunkt getroffen. Sie ſchließen die Beantwortung der 
Tat⸗ und Rechtsfrage ein, ob ein wichtiger Kündigungsgrund 
vorliegt, nämlich ein Sachverhalt gegeben iſt, nach welchem 
der Gemeinde unter Berückſichtigung aller Verhältniſſe nach 
Treu und Glauben die Beibehaltung des Beamten nicht mehr 
zugemutet werden kaun. Das BG. hat ſich gleichwohl auf 
Grund des Art. 99 Abſ. 2 BaychemO. an die mit der Kün⸗ 
digung des Kl. getroffene Entſch. der Bekl. über die Löſung 
des Beamtenverhältniſſes für gebunden erachtet. Hiergegen 
richtet ſich der Angriff der Rev. Sie hält die landesgeſetz⸗ 
liche Vorſchrift der GemO. für unvereinbar mit der reichs⸗ 
rechtlichen des Art. 129 Abi. 1. letzter Satz Weim Verf., wo⸗ 
nach der Rechtsweg für die vermögensrechtlichen Anſprüche 
aller Beamten aus ihrem Dienſtverhältnis offenſteht. 

Die Frage, ob eine nicht reichsgeſetzliche Vorſchrift dem 
ordentlichen Gericht im Rahmen der ihm reichsgeſetzlich über 
die vermögensrechtlichen Beamtenanſprüche zugewieſenen Ge⸗ 
richtsbarkeit die Entſch. über die Frage des Vorliegens eines 
wichtigen Kündigungsgrundes entziehen kann, iſt von jeher 
ſtreitig geweſen. Häufig finden ſich namentlich ortsgeſetzliche 
Beſtimmungen, welche dieſe Entſcheidung unter Ausſchluß der 
ordentlichen Gerichte der für die Kündigung des Beamten 
zuſtändigen Behörde oder einer ſonſtigen Verwaltungsſtelle 
übertragen. Der erk. Sen. hat ſich in ſolchen Fällen durch 
die von der Verwaltungsbcehörde getroffene Eutſch. nicht be⸗ 
hindert geſehen und für berechtigt und verpflichtet gehalten, 
ſelbſt über bus Vorliegen des wichtigen Kündigungsgrundes 
zu befinden (f. Urteil v. 24. März 1925, III 709/23, abgedr. 
Jurzidſch. 1925 Rſpr. Nr. 714; v. 20. Rob. 1925, III 61/ö 4. 
abgedr. Jurgidſch. 1926 Rſpr. Nr. 403; Gruch: 68, 670 und 
PrVerwBl. 48, 243; und v. 7. Jan. 1930, III 77/29: JW. 
1930, 1187). Die Begründung iſt nicht immer ganz eiu⸗ 
deutig. Der häufig angeführte Grund, daß derartige orts⸗ 
oder landesgeſetzliche Vorſchriften mit der reichsrechtlichen 
Zulaſſung des Rechtswegs für vermögensrechtliche Beamten⸗ 
anſprüche nicht vereinbar ſeien, trifft jedenfalls nicht zu. Der 
Rechtsweg für die vermögensrechtlichen Beamtenanſprüche 
bleibt trotz derartiger Vorſchriften im vollen Umfange ge⸗ 
wahrt; er wird durch fie weder ausgeſchloſſen noch beſchränkt. 
Vorſchriften der bezeichneten Art betreffen den mit der Klage 
geltend gemachten Beamtenanſpruch unmittelbar überhaupt 
nicht, ſondern nur eine notwendige Vorausſetzung für den 
Anſpruch. Dieſer iſt abhängig davon, daß das widerrufliche 
Beamtenverhältnis des nur aus wichtigem Grunde kündbaren 
Beamten gelöſt worden iſt oder, was auf dasſelbe hinaus⸗ 
kommt, ein die Löſung herbeiführender wichtiger Kündigungs⸗ 
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grund vorgelegen hat. Es handelt ſich daher um die von der 
Zuläſſigkeit des Rechtswegs völlig verſchiedene Frage, ob und 
inwieweit das Gericht durch eine von anderer Stelle über 
eine Vorausſetzung des Klageanſpruchs bereits getroffene 
Entſch. gebunden iſt, wenn es darüber als über eine not⸗ 
wendige Vorfrage für den bei ihm anhängigen Beamten⸗ 
anſpruch gleichfalls zu befinden hat. 

Im allgemeinen gilt der Grundſatz, daß das Gericht alle 
tatſächlichen und rechtlichen Vorausſetzungen für die ſeiner 
Gerichtsbarkeit unterſtehenden Anſprüche ſelbſtändig feſtzu⸗ 
ſtellen und zu beurteilen hat. So hat 8 14 Abſ. 2 Nr. 1 EG⸗ 
3PO. v. 30. Jan. 1877 (RG Bl. 244) alle Vorſchriften über 
die bindende Kraft des ſtrafgerichtlichen Urteils für den Zivil⸗ 
richter außer Kraft geſetzt und gilt der Strafrichter umgekehrt 
trotz Fehlens einer entſprechenden ausdrücklichen Geſetzesvor⸗ 
ſchrift ebenfalls nicht für gebunden an die Entſch. des Zivil- 
richters. 

Doch iſt der Grundſatz der richterlichen Nichtgebundenheit 
an die Entſch. anderer Behörden keineswegs ein ausnahms⸗ 
loſer. Er findet vor allem an der in der Rſpr. gleichfalls 
grundſätzlich anerkannten bindenden Kraft der rechtsgeſtalten⸗ 
den Verwaltungsakte feine Schranke, zu denen insbeſ. die 
Entſch. der Verwaltungsbehörden gehören, durch die ein Be⸗ 
amtenverhältnis beendet wird (RG. 108, 345 — JW. 1925, 
55 und beſonders das grundſätzliche Urteil v. 24. Nov. 1925, 
III 36/25: JW. 1927, 2591, PrVerwBl. 47, 295 und Gruch. 
69, 256). Anders als die Kündigung oder Entlaſſung eines 
Angeſtellten wirkt die eines Beamten rechtsgeſtaltend. Wäh⸗ 
rend das Angeſtellten verhältnis nur bei rechtmäßiger Ent⸗ 
laſſung oder Kündigung ſein Ende findet, wird das Beamten⸗ 
verhältnis durch die Entlaſſung oder Kündigung, auch wenn 
ſie rechtswidrig erfolgt iſt, auf jeden Fall aufgelöſt. Im Be⸗ 
reich des Verwaltungsrechts bleibt die Auflöſung des Be⸗ 
amtenverhältniſſes, ſolange ſie nicht von Verwaltungsſeite, 
etwa im Wege der Beſchw., wieder beſeitigt iſt, vollwirkſam 
beſtehen. So erklärt es ſich, daß die Rechtskraft des in der 
Entlaſſung oder Kündigung eines Beamten gelegenen rechts⸗ 
geſtaltenden Verwaltungsakts als eine allgemeine, nicht auf 
das Verhältnis zwiſchen dem öffentlichen Dienſtherrn und 
dem Beamten beſchränkte, ſondern als eine jedermann, mit⸗ 
hin auch das ordentliche Gericht, bindende anerkannt worden 
iſt. Die Gerichte haben ſolche Entſch. hinzunehmen, ſofern 
ſie nur überhaupt geſetzlich an ſich zuläſſig ſind. Ihrer 
Nachprüfung unterliegt daher nur, ob der rechtsgeſtaltende 
Verwaltungsakt den für ihn beſtehenden allgemeinen geſetz⸗ 
lichen Erforderniſſen entſpricht. Das BG. verweiſt deshalb 
mit Recht auf RG. 122, 119 = JW. 1928, 3234 und hätte 
auch noch das Urteil v. 1. Juli 1930, III 361/29, abgedr. 
3 BR. 4, 37, das den Grundſatz beſonders deutlich zum Aus⸗ 
druck bringt, anführen können. An ſich zuläſſig iſt der Ver⸗ 
waltungsakt in der Regel dann, wenn er in der vorgeſchrie⸗ 
benen Form und von einer für Akte ſeiner Art zuſtändigen 
Stelle ergangen iſt. 

Von vornherein unbedenklich und einleuchtend erſcheint 
eine auch das Gericht bindende Kraft des rechtsgeſtaltenden 
Verwaltungsaktes überall dort, wo die in ihm enthaltene 
Entfch. allein auf freiem Verwaltungsermeſſen beruht. Deſſen 


Ausübung würde ſich ja — abgeſehen vom Fall der Will⸗ 


kür oder einer mit den an eine ordnungsmäßige Verwaltung 
zu ſtellenden Anforderungen ſchlechterdings unvereinbaren 
groben Fehlſamkeit — der gerichtlichen Nachprüfung ohnehin 
entziehen. Zweifel tauchen aber auf, ſobald die Entſch. die 
Feſtſtellung und rechtliche Würdigung tatſächlicher Umſtände 
und die Beantwortung von Rechtsfragen erfordert. So liegt 
es, wenn die Entſch. von dem Vorliegen eines die Kündigung 
oder Entlaſſung allein Jeſtattenden wichtigen Grundes ab- 
hängt. Denn hierbei find die beſonderen Umſtände des Falles 
feſtzuſtellen und unter dem rechtlichen Geſichtspunkte zu wür⸗ 
digen, ob danach der Beamte für den öffentlichen Dienſt 
noch tragbar iſt. Soll auch in ſolchem Falle das ordentliche 
Gericht, wenn es über die Beendigung des Beamtenverhält⸗ 
niſſes bei der ihm geſetzlich zugewieſenen Beurteilung ihrer 
vermögensrechtlichen Auswirkung gleichfalls zu befinden hat, 
durch orts⸗ oder landesgeſetzliche Vorſchrift an die rechts⸗ 


geſtaltende Kraft des Verwaltungsaktes gebunden werden 
können? 

Eine denkgeſetzliche Notwendigkeit ſpricht weder für die 
Verneinung noch für die Bejahung der Frage. Die Antwort 
läßt ſich nur in ſorgfältiger Abwägung der dabei in Betracht 
kommenden gegenſätzlichen Belange der an der Entſch. des 
ordentlichen Gerichts beteiligten Parteien finden. Wird es für 
zuläffig angeſehen, das ordentliche Gericht bei feiner Urteils⸗ 
fällung auch in einem ſolchen Falle an die Entſch. der Ver⸗ 
waltungsbehörde zu binden, ſo geht der Beamte, falls ſein 
Dienſtverhältnis von der Verwaltungsbehörde zu Unrecht auf⸗ 
gelöſt worden iſt, ſeiner an ſich begründeten vermögensrecht⸗ 
lichen Anſprüche aus dem Beamtenverhältnis verluſtig, wird 
aber das Anſehen des öffentlichen Dienſtherrn nicht gefährdet 
und tritt weiter nicht die unerfreuliche Folge ein, daß einer» 
ſeits das Beamtenverhältnis verwaltungsrechtlich aufgelöſt 
bleibt, andererſeits jedoch noch vermögensrechtliche Auswir⸗ 
kungen zeitigt, als wenn es in Wirklichkeit noch beſtände. 

Das RG. hat in ſeiner bisherigen Rſpr. dieſe Folge 
in Kauf genommen und das Rechtsſchutzbedürfnis des Be⸗ 
amten vorangeſtellt und deshalb die Nachprüfung der Recht⸗ 
mäßigkeit der Kündigung und der Dienſtentlaſſung des Be⸗ 
amten durch den von Verwaltungsintereſſen in keiner Weiſe 
beeinflußten ordentlichen Richter für erforderlich gehalten. 
Ihm hat fi) das BayObLG. mit feinen Urteilen 30, 164 
und 32, 28 angeſchloſſen. An dieſer Rechtſprechung 
kann jedoch heute nicht mehr feſtgehalten wer⸗ 
den. Infolge des mit dem nationalſozialiſtiſchen Staat ein⸗ 
getretenen Wandels der Rechtsanſchauungen ſind die Belange 
des einzelnen mehr in den Hintergrund getreten, hat dagegen 
das Anſehen des öffentlichen Dienſtherrn eine beſondere Stär⸗ 
kung erfahren. Von ihm darf auch nach heutiger Auffaſſung 
unbedingt erwartet werden, daß er anders als ein privater 
Arbeitgeber feine Machtbefugnis nicht rechtswidrig oder une 
ſozial mißbraucht, und an ſich erſcheint er wegen ſeiner Kennt⸗ 
nis der in Betracht kommenden beſonderen Umſtände und 
Verhältniſſe für die Beurteilung des Vorliegens eines wich⸗ 
tigen Kündigungsgrundes beſonders geeignet. Das BG. hat 
daher mit Recht die Rechtsgültigkeit der Vorſchrift des Art. 99 
Abſ. 2 BayGem O. anerkannt, welche den ordentlichen Richter 
an die Entſch. der Verwaltungsbehörden über die Löſung des 
Dienſtverhältniſſes der nur aus wichtigem Grunde kündbaren 
Gemeindebeamten bindet. 

Danach bleibt der die Auflöſung des Beamtenverhält⸗ 
niſſes des aus wichtigem Grunde gekündigten Kl. in letzter 
Verwaltungsiuſtanz beſtätigende Beſchluß des bay. Staats⸗ 
miniſteriums des Innern v. 10. April 1935 für das Gericht 
maßgebend. Dieſem ſteht die Entſch. nur noch darüber zu, 
ob der wichtige Grund zur Löſung des Dienſtverhältniſſes 
in der Perſon des Gemeindebeamten gelegen iſt. Denn hier⸗ 
über iſt ihm die Entſch. durch keine geſetzliche Vorſchrift ent⸗ 
zogen, ſondern im Art. 88 Abſ. 3 a. a. O. ausdrücklich vor⸗ 
behalten. Da der wichtige Grund in dem Kl. vorgeworfenen 
perſönlichen Verfehlungen von den Verwaltungsinſtanzen ge⸗ 
funden worden iſt, hat das BG. ihn zutreffend als in der 
Perſon des Kl. gelegen feſtgeſtellt. 

(RG., III. Ziv Sen., U. v. 16. März 1937, III 130/36.) 
. [v. B. 


(= RG. 154, 193.) 

Anmerkung 25 und 26. Die vorſtehend abgedruckten drei 
Entſch. des RG. find, wenn fie auch in ihrer praktiſchen Aus⸗ 
wirkung im Hinblick auf das Deutſche Beamten, v. 26. Jan. 
1937 und die Schaffung eines ABeriv®. zukünftig vielleicht nicht 
mehr von fo großer Bedeutung fein werden, doch grund: 
legend und geradezu charakteriſtiſch für das 
Rechtsdenken unſerer Zeit. Sie zeigen an einem Muſterbeiſpiel 
eine kennzeichnende Abkehr von individualiſtiſchen Rechtsgedan⸗ 
ken, die früher die ordentliche Gerichtsbarkeit beherrſcht haben 

Bei einem Konflikt des einzelnen mit dem Staate gilt es 
heute nicht mehr, den einzelnen durch die ordentlichen Gerichte 
vor der Geſetzgebung feines Staates zu ſchützen. Vielmehr ſteht 
die Unterordnung aller unter den Staats⸗ 
willen im Vordergrund, auch in Fällen, wo der einzelne den 
Eingriff in ſeinen Rechtskreis unliebſam empfinden mag. 
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g In vielen ortsſtatutariſchen Beſtimmungen, insbeſ. in 
Preußen und Bayern finden ſich Vorſchriften, nach denen die 
Prüfung des Vorliegens eines wichtigen Grundes zur Kündi⸗ 
gung eines Kündigungsbeamten unter Ausſchluß der ordent⸗ 
lichen Gerichte den Verwaltungsbehörden übertragen iſt. Die 
Rfpr. hatte früher, folgend der damaligen Auffaſſung von dem 
Verhältnis zwiſchen Juſtiz und Verwaltung, allgemein an— 
Ben daß durch ſolche ortsſtatutariſchen, alſo nicht reichs⸗ 
5 htlichen Beſtimmungen dem ordentlichen Richter die Entſch. 
Re Frage, ob ein wichtiger Grund vorliege oder nicht, bei 
Nen der beamtenrechtlichen Anſprüche im ordentlichen 
W nicht aus der Hand genommen werden könnte. In 
5 en Fällen, in denen früher ein im ordentlichen Rechtswege 
N Anſpruch von der inzidenter zu prüfenden Vorfrage 
De Gültigkeit eines Verwaltungsaktes abhing und für den Er 
a des Verwaltungsaktes nicht nur reine Ermeſſensfragen, ſon⸗ 
ern die Feſtſtellung und rechtliche Würdigung tatſächlicher Um⸗ 
ſtände und die Beantwortung von Rechtsfragen maßgebend 
9 0 hatte der ordentliche Richter das Recht für ſich in An⸗ 
EHEN von ſich aus die öffentlich⸗rechtliche Vor⸗ 
daß 10 Aare zu prüfen. Es geſchah dies aus der Erwägung, 
dane e Verwaltung, die nicht unabhängig ſei wie der Richter, 
u and Gewähr für die Innehaltung der Geſetze böte. 
wat 18 spflege durch abhängige Verwaltungsbehörden (Ver⸗ 
1 einen ger im Sinne von Adminiſtrativjuſtiz), ſelbſt 
ge e ee e ee gen eren be 
2 a A 0 es Bürgers gegen Eingriffe des 
e den ee der bürgerlichen Freiheit, der 5 
ae : s einzelnen gegen den Staat erſchien durch die Ver⸗ 
Neben 5 Aue nicht ausreichend gewährleiſtet. Daher das Be⸗ 
12 e ordentlichen Richters, einer „polizeiſtaatlichen“ Ver⸗ 
a a ede Schranke aufzuerlegen. 
1100 99 65 iſt die frühere Beurteilung der in obigen Entſch. 
191 e Frage nicht nur allein kennzeichnend. Nach 
duc 5 97 5 hatte die Inzidenterkontrolle der Verwaltung 
Be ie Gerichte einen außerordentlichen Umfang angenommen. 
ümmerte den ordentlichen Richter, wenn er zu der Überzen 
1 gekommen war, daß der Verwaltungsakt, über deſſen ver⸗ 
e e Folgen er zu entſcheiden hatte, ungeſetzlich war, 
lich A er zuſprechen, daß der Verwaltungsakt, verwaltungsrecht⸗ 
Hi geſehen, gültig ſein möge, daß aber, ſoweit vermögensrecht 
iche Auswirkungen in Betracht kämen, er als in Wirklichkeit 
nicht beſtehend zu fingieren ſei. Es entwickelte ſich eine Art 
von „apokryphem Juſtizſtaat“ (Huber). 
1 0 apokryphen Formen der Juſtizſtaatlichkeit haben aller- 
ings der Verwaltung im liberaliſtiſchen Staate durchaus nichts 
Wande Im Gegenteil iſt feſtzuſtellen, daß durch die Inziden⸗ 
erkontrolle von Verwaltungsentſcheidungen durch die Rſpr. der 
N ech e n des RG., eine außerordentlich er⸗ 
iſche Wirkun i 2 
ibm t gauf die Verwaltung aus 

Mit Recht ſtellt es nun das RG. in vorſtehend abgedruckten 
51 darauf ab, ob die 90 a Berl 

urch die ordentlichen Gerichte in der Frage des Vorliegens 
eines die Kündigung oder Entlaſſung geſtattenden wichtigen 
Grundes noch anzunehmen ſei oder nicht. 

Eine denkgeſetzliche Notwendigkeit beſteht weder für die 
eine noch für die andere Annahme. 

Es iſt aber ſelbſtverſtändlich, daß juſtizſtaatliche Gedan⸗ 
ken in einem Führerſtaat keinen Raum mehr haben. Es kann 
bier keine Überlegenheit der Juſtiz über die Verwaltung geben, 
wie fie aus der ſtändigen Inzidenterkontrolle des apokryphen 
e folgt (vgl. Huber, „Juſtiz und Verwaltung“: 
1 1935, 401 ff.). Das Problem des Rechtsſchutzes, der Schutz 
des einzelnen gegen die Geſamtheit, die Sicherung der privaten 
Freiheit gegen den Staat, das alles ſind Fragen, die eine typiſch 
liberale Epoche bewegen. Im nationalſozialiſtiſchen Führer⸗ 
Kant 5 dieſe ie e keinen Raum. Der Schutz des In⸗ 

iduums gegen die Verwaltun i 
und on Sinn verloren. e eee 

lufgabe der nationalſozialiſtiſchen Rechtserneuerung i 
ſomit, juſtizſtaatliche the zu befeligen Daher 05 
den z. B. nach Schaffung des RRerivG. gemäß den Beſtimmun⸗ 
gen des Deutſchen Beamten®. v. 26. Jan. 1937 die Verwal⸗ 


tungsgerichte zuſtändig für die Entſch. über vermögensrechtliche 
Anſprüche der Beamten, über die Entſchädigungsanſprüche des 
Staates gegen Beamte und über die gem. 8 147 Deutſches Be⸗ 
amten®. evtl. bindende Vorfrage bei den Entſchädigungsanſprü⸗ 
cher Dritter gegen den Staat, daß keine Amtspflichtsverletzung 
vorliege. In einem Führerſtaat kann es dann auch nicht mehr 
Aufgabe der ordentlichen Gerichte ſein, in apokryphen Formen 
den Juſtizſtaat beſtehen zu laſſen. Aus dieſer Notwendigkeit folgt 
das Ergebnis der drei RGeEntſch. 4 

Aufgabe der heutigen Verwaltung iſt, Volk und Staat zu 
erhalten und zu ſichern, evtl. auch gegen irrige oder mißbräuch⸗ 
liche Anwendung des Rechts durch die ſtaatlichen Stellen ſelbſt. 

Der kommende Aufbau einer beſonderen verwaltungs⸗ 
gerichtlichen Behördenorganiſation zeigt, daß der einzelne Volks. 
genoſſe nicht rechtlos daſtehen ſoll, wenn auch ihm Schutz nicht 
um ſeiner ſelbſt und um ſeiner Intereſſen willen zuteil wird, 
ſondern weil durch den Schutz des einzelnen Volksgenoſſen die 
völkiſche Geſamtordnung, um die es allein geht, gewährleiſtet 
wird. 

Mit dem Wegfall apokrypher juſtizſtaatlicher Formen wer⸗ 
den allerdings hohe Anforderungen an den, der Verwaltung im 
Namen des Führers und des Volkes zu üben hat, geſtellt. Sagt 
doch das RG. für die oben abgedruckten Fälle: „Von ihm darf 
nach heutiger Auffaſſung unbedingt erwartet werden, daß er 
anders als ein privater Arbeitgeber ſeine Machtbefugnis nicht 
rechtswidrig und unſozial mißbraucht. „Die heutigen führen⸗ 
den Märner in der Verwaltung werden dieſe Erwartung er 
füllen. 

RA. Dr. v. Bohlen, Berlin. 


Bergrecht und Waſſerrecht 


27. RG. — 58 148 ff. Allg Berg. Verdinglichung eines 
Bergſchädenverzichts. 

Die Möglichkeit der Verdinglichung eines Bergſchäden⸗ 
verzichts durch Eintragung im Grundbuche des vom Bergbau 
bedrohten Grundſtücks, die für das preußiſche Recht anerkannt 
war, hat in der Rſpr. des RG. (RG. 119, 211 = IB. 
1928, 49932 [m. Anm.]; RC3. 130, 350 — JW. 1931, 530%) 
auch für die feit dem 1. Jan. 1900 beſtehende Rechtslage An⸗ 
erkennung gefunden unter dem Geſichtspunkt der Beſtellung 
einer Dienſtbarkeit entſchädigungsfreien Bergbaus. Hieran 
iſt feſtzuhalten. 

(RG., V. Ziv Sen., U. v. 26. Mai 1937, V 288/36.) luv. B.] 
* 


28. RG. — 88 379, 380 Pr®afib. Die Eintragung eines 
Waſſerrechts wirkt auch dann rechtserhaltend, wenn ſie nicht 
auf allen betroffenen Grundſtücken, wohl aber auf ihrem weſent⸗ 
lichen Teil erfolgt und aus der Eintragung der ganze Umfang 
des Rechts zu erſehen iſt, auch alle Grundſtücke demſelben Eigen⸗ 
tümer gehören. 

Die Vorſchrift des § 880 PrWaſſch. verfolgt den Zweck 
einer Klarſtellung hinſichtlich altbegründeter, gem. 8379 Pr⸗ 
MWafi®. aufrechterhaltener Rechte. Durch Eintragung im Wal: 
ſerbuch jollen fie für die Zukunft in zuverläſſiger Weiſe nach 
außen hin kundgemacht werden. Auf die bereits im Grundbuch 
eingetragenen Rechte wurde dieſe Vorſchrift nicht erſtreckt, da 
hinſichtlich ihrer die Rechtslage keiner Klärung mehr bedarf. 
Das Grundbuch ergibt für ſie bereits die nötige Verlautbarung. 
Wobl kommt es für die Rechtserhaltung und den Rechtsbeweis 
an auf die Eintragung im Grundbuch des belaſteten Grund— 
ſtücks und iſt es als Regelfall anzuſehen, daß die Eintragung 
auf allen belaſteten Grundflächen beſtehe. Aber dem Zweck der 
Feſtlegung und Klarſtellung, auf den die Vorſchrift des § 380 
Waſſch. hinzielt, iſt doch auch genügt, wenn das Recht in ſei⸗ 
nem vollen Umfange auf einem weſentlichen Teil der Grund⸗ 
ſtücke vermerkt iſt, das Grundbuchblatt anderer gleichfalls der 
Dienſtbarkeit unterliegender Grundſtücke aber keinen Vermerk 
darüber enthält, falls es ſich nur überall um Grundſtücke des⸗ 
ſelben Eigentümers handelt. Dann iſt das Beſtehen des ding⸗ 
lichen Rechts in ſeinem ganzen Umfange zwiſchen Berechtigtem 
und Verpflichtetem durch die Grundbucheintragung kundgetan 
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und belegt. Die hier eingetragene Bezugnahme auf den Vertrag 
von 1879, der die Berechtigung zur Entſtehung gebracht hat, 
verlautbart ſie ihrem ganzen Inhalt nach. Für die Erkenntnis 
dieſes Rechts iſt es ſachlich bedeutungslos, daß der Eintrag 
nicht auf allen ihm unterliegenden Flächen, die aber dem glei⸗ 
chen Eigentümer wie die mit dem Vermerk verſehenen gehören, 
erfolgt iſt. 


(RG., V. ZivSen., U. v. 8. Mai 1937, V 211/36.) [Hn.] 


Verfahrensrecht 


29. RG. — 8 242 RAbgoO.; 8 13 GG.; $ 839 BGB. Auch 
bei einer Vereinbarung über die Zahlungsweiſe einer Steuer 
zwiſchen Steuerbehörde und Steuerſchuldner, die das äußere 
Gepräge eines privatrechtlichen Vertrages trägt, handelt es 
ſich um einen Staatshoheitsakt. Die Steuerbehörde kann daher 
im ordentlichen Rechtsweg zur Erfüllung der im Zuſammen⸗ 
hang mit einem Stundungsplan abgegebenen Zuſagen nicht 
angehalten noch wegen Nichteinhaltung ohne weiteres zum 
Schadenserſatz herangezogen werden, auch wenn ſie nach öffent⸗ 
lich⸗rechtlichen Grundsätzen an ihre mit dem Stundungsplan 
zuſammenhängenden Zufagen gebunden iſt. 

Ein Schadenserſatzanſpruch kann ſich vielmehr nur auf den 
Tatbeſtand ſchuldhafter Amtspflichtverletzung eines Beamten 
gründen, wobei aber auch eine auf Ermeſſensentſchließungen 
der Steuerbehörde beruhende Außerkraftſetzung eines Stun⸗ 
dungsplanes der richterlichen Nachprüfung unzugänglich bleibt. 

Die Steuerbehörden ſind untereinander zur Amtshilfe 
verpflichtet und zur Mitteilung ſteuerlicher Verhältniſſe oder 
Beobachtungen über einen Steuerpflichtigen berechtigt. f) 

Gegen den Kl. A. und ſeine Ehefrau — beide Inhaber 
der Firma X. — wurde im Febr. 1930 auf Veranlaſſung des 
zuſtändigen Fin A. ein Strafverfahren wegen Hinterziehung 
von Reichsſteuern (Umſatz⸗, Einkommen- und Vermögenſteuer) 
eingeleitet. Der in Unterſuchungshaft genommene Kl. hinter⸗ 
legte am 5. Febr. 1930 zur Abwendung der Haft eine Reihe 
von Juwelen, deren Wert in einem damals beigezogenen Gut⸗ 
achten auf etwa 40000 RM geſchätzt wurde. Das Fin A ſetzte 
den hinterzogenen Betrag auf über 280 000 AM feſt und ging 
mit Pfändungen gegen die Steuerſchuldner vor. Dieſe hatten 
hiergegen das Rechtsmittelverfahren beſchritten. Zwiſchen dem 
LFin A. und dem Fin A. einerſeits und den Steuerſchuldnern 
andererſeits fanden ſodann mehrfache Verhandlungen ſtatt 
über die Ermäßigung der Steuerſchuld, die freiwillige Unter⸗ 
werfung des Kl. unter eine Steuerſtrafe und die Art und 
Weiſe, wie Steuer und Strafe getilgt werden ſollten. Am 
30. Mai 1930 ermäßigte das Fin A. ſeine Nachforderung auf 
etwa 200 000 K. *, während die Rechtsmittel zurückgenommen 
wurden und der Kl. ſich im abgekürzten Verfahren einer Geld⸗ 
ftrafe von 110000 K, unterwarf. 

Da ſich auch eine Hinterziehung der Gewerbeſteuer er⸗ 
geben hatte, erſuchte das ſtädtiſche Steueramt mit Schreiben 
v. 31. Mai 1930 auf Grund eines dahingehenden Wunſches 
der Firma X. das Fin A., bei der Aufſtellung des Til 
gungsplanes die nachzufordernden Gewerbeſteuerbeträge 
(16 911,10 K für den Staat und 23 382,65 AM für die 
Stadt) und die darauf vorausſichtlich entfallenden Strafen 
(10 400 RM für den Staat und 14 400 RM für die Stadt) 
mit zu berückſichtigen. Hierzu erklärte ſich das Fin A. nach 
einem Aktenvermerk v. 2. Juni 1930 fernmündlich mut dem 
Hinzufügen bereit, daß die Stadtgemeinde an allen von den 
Eheleuten A. geleifteten Zahlungen im Verhältnis von 1 zu 5 
teilnehmen ſolle. Dem wurde ſeitens des Stadtſteueramts vor⸗ 
behaltlich der Genehnd ung durch das Fin Min. zugeſtimmt. 

Mit Schreiben v. 5. Juni 1930 wandte ſich die Ehefrau 
des Kl. an das LFin A. mit der Bitte, bei den zuſtändigen 
Stellen dahin zu wirken, daß von ihr und ihrem Mann nicht 
mehr verlangt werde, als ſie bei aller Anſtrengung tragen 
könnten. Sie hätten ſich den Forderungen des Fin A. unter⸗ 
worfen auf die Zuſicherung hin, daß ihnen Erleichterung durch 
Freigabe der Beſchlagnahme zuteil würde. Nach Beſprechung 
und Genehmigung des Zahlungsplanes habe das Fin A. zu⸗ 


ſätzlich zu den angebotenen Ratenzahlungen weitere 30.000 AM 
bis Ende des Jahres gefordert und die Aufhebung des Haft⸗ 
befehls davon abhängig gemacht. Zu dieſer Zahlung könnten 
ſie ſich nicht verpflichten, weil ſie nicht wüßten, ob die Er⸗ 
füllung dieſer Verpflichtung ihnen gelinge. 

Auf dieſes Schreiben antwortete der Präſident des 
LFin A. am 13. Juni 1930, daß er ſich außerſtande ſehe, die 
Forderung des Fin A. weiter zu mildern. Dieſes habe ſich 
mit dem angebotenen Ratenzahlungsplane nur bis Jahres- 
ſchluß und nur unter der Bedingung einverſtanden erklärt, 
daß im Sept. weitere 10000 AM auf die Steuern und im 
Dez. weitere 20000 AM auf die Strafe entrichtet würden. 
Wenn ſich das Fin Min. einverſtanden erkläre, ſollte weiter 
von ſämtlichen Zahlungen ein Fünftel auf die der Stadt⸗ 
gemeinde ſchuldige Gewerbeſteuer verrechnet werden, damit 
die Eheleute A. nicht mit weiteren Zahlungen belaſtet wür⸗ 
den. Das Fin A. habe ihuen hierbei freigeſtellt, woraus 
fie die mehrgeforderten 30000 ½/ tilgen wollten, und es 
habe ſich mit ihrem eigenen Vorſchlage einverſtanden erklärt, 
daß fie hierzu die beim Gericht hinterlegten Juwelen vers 
wenden wollten. Damit eine Verſchleuderung ihres Wertes 
beim Verkauf nicht erfolge, ſei das Fin A. ihnen auch noch 
inſoweit entgegengekommen, daß ſie den Verkauf in eigener 
Hand übernehmen ſollten. Am Schluſſe des Schreibens rät 
der Präſident des LFin A. den Eheleuten A., ſich unverzüg⸗ 
lich dem Fin A. gegenüber entſprechend zu verpflichten, damit 
ſie die Aufhebung der ihr Geſchäft ſchädigenden Maßnahmen 
erwirkten. . 

Daraufhin verpflichtete ſich der Kl. am 17. Juni 1930 
gegenüber dem Fin A,, vertreten durch Regg. Dr. B., zu bes 
ſtimmten Ratenzahlungen, während das Fin A. die Aufhebung 
verſchiedener Maßnahmen zuſagte. Hierüber wurde eine Nie⸗ 
derſchrift aufgenommen, die einen Zahlungsplan enthielt, und 
in der es u. a. heißt: 

Je ein Fünftel der eingehenden Beträge gehen enb⸗ 
ſprechend weiter an die Stadtgemeinde für Gewerbeſteuer 
bzw. Strafe. 

Die Strafrückſtände bleiben zinslos. 

Die Steuerrückſtände ſollen ab Zuſtellung der Beſcheide 
(23. Jan. 1930) mit 5% (Stundungs-) Zinſen (ſtatt mit 
10% Verzugszinſen) verzinſt werden. Hinſichtlich der Ge— 
werbeſteuer ſteht die Zuſtimmung der Stadtgemeinde zu 
dieſer Verzinſung noch aus. 

Die Verbuchung der Beträge bleibt dem Fin A. über⸗ 
laſſen; es iſt ſelbſtverſtändlich, daß die älteſten und deshalb 
drückendſten Rückſtände zuerſt abgebucht werden. Das Fin A. 
hebt die Pfändung des Poſtſcheckkontos, der Mieten und des 
Mobiliars in der Wohnung auf. In den Zahlungsplan mit 
inbegriffen find die 9500 AM neuen Rückſtände (als erſten 
Termin Einkommenſteuer 1930 und erſten und zweiten Ter⸗ 
min Vermögenſteuer 1930) ... 

Die Genehmigung der Unterwerfungsverhandlung und 
damit die Aufhebung der Haftkaution werden vom Fin A. aus 
unverzüglich veranlaßt werden. 

Hinſichtlich der Hypotheken, beſonders der auf dem Ge⸗ 


ſchäftsgrundſtück M.⸗Straße wird das Fin A. durch entſpre⸗ 


chende Verbuchung uſw. möglichſt bald auf Bewilligung der 
Löſchung zuzukommen ſuchen. 

Vorgeleſen, genehmigt, unterſchrieben ...“ 

Eine Abſchrift der Niederſchrift fandte das Fin A. am 
ſelben Tage an das Stadtſteueramt mit der Bitte um Cine 
verſtändnis. In dem Begleitſchreiben betonte es u. a., daß 
es die Zuſtimmung zu der Zinsermäßigung beſonders vor⸗ 
behalten und die Freigabe der Haftſicherheit zugeſagt habe. 
Gleichzeitig verfügte es die Aufhebung von Pfändungen. 

Nachdem der Präſident des LFin A. am 19. Juni 1930 
die oben erwähnte Unterwerfungsverhandlung vom 30. Mai 
1930 genehmigt hatte, teilte Dr. B. dem AG. durch ein über 
die Staatsanwaltſchaft geſandtes Schreiben v. 21. Juni 1930 
mit, daß der gegen den Kl. ergangene Haftbefehl aufgehoben 
werden könne, weil der Kl. wegen Steuerhinterziehung bzw. 
verſuchter Stenerhinterziehung durch Unterwerfungsverhand⸗ 
lung rechtskräftig beſtraft worden ſei. Dem hat das AS. auf 
entſprechenden Antrag der Staatsanwaltſchaft durch Beſchl. 
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v. 27. Juni 1930 entſprochen und gleichzeitig die Freigabe der 
als Haftſicherheit hinterlegten fie nn 
x Am ſelben Tage pfändete das Stadtſteueramt wegen der 
A 10 angeführten Gewerbeſteuerbeträge den Anſpruch der 
11 5 eute A. auf Herausgabe der hinterlegten Juwelen und 
1 ihn dem Staatsfiskus und der Stadtgemeinde zur 
Einziehung. Die Pfändung erfolgte im Anſchluß an ein Fern⸗ 
geipräch, das Dr. B. am 27. Juni 1930 mit dem Verwal⸗ 
ungsdirektor C. vom Stadtſteueramt geführt hatte. 
. Durch Beſchl. v. 7. Juli 1930 gab das Fin Min. den ihm 
E vom Stadtſteueramt vorgelegten Tilgungsplan vom 
7. Juni 1930 mit dem Bemerken zurück, daß die Pfändung 
gebilligt werde und bis zur vollen Deckung der Gewerbe⸗ 
ſteuerrückſtände aufrechtzuerhalten ſei, von einer Verwertung 
der gepfändeten Sachen aber vorläufig abzuſehen ſei, dafern 
der Tilgungsplan eingehalten werde. Im übrigen erklärte es 
ſich trotz nicht unerheblicher Bedenken wegen der verhältnis⸗ 
mäßig geringfügigen monatlichen Teilzahlungen mit dem Til⸗ 
gungsplan vorläufig einverſtanden mit dem Vorbehalt, die 
ſofortige Verwertung der Juwelen anzuordnen, dafern die 
8 mit einer der vereinbarten Zahlungen, insbeſondere 
e Teilzahlungen vom 30. Sept. und 30. Dez. 
1 10 in Verzug gerate. Den Beſchluß des Fin Min. teilte 
as Ai der Firma X. am 11. Juli 1930 mit 
93 5 20. Sept. 1930 geriet der Kl. mit der dritten Rate 
1105 ne (2000 RM) in Verzug. Das Fin A ſowohl 
far Hi f F erklärten daraufhin den Tilgungsplan 
ibn nen ie hat das Fin A. wiederholt 
en vorgenommen, Die 
e zur Verſchleuderung wertvoller Wege Sana 
gaben 5 18 8 Sckbigung feines Geſchäftsbetriebs geführt 
Aa Jul 1 10 5 e nachdem eine 
yon im f n deren Pfändung erhobene, 
fiken den Ruhen gekommene Sec er ke 
in . 150 Fa. am 10. Nov. 1930 zurückgewieſen war, 
5 15 55 1 nach nochmaliger Schätzung durch einen Sach⸗ 
15 1 igen freihändig für 7216 AM verkauft, ohne aller⸗ 
5 der Firma K. vorher Nachricht davon zu geben. Auch 
hier urch will der Kl. einen erheblichen Schaden erlitten haben. 
n er ſeinen Schaden auf 86 289,90 RM. 
„Der Kl. iſt der Anſicht, daß das Deutſche Reich ihm 
1 5 einzuſtehen habe. Dr. B. 2 Beaute b eie 5 
5 durch das mit dem Direktor C. vom Stadtſteueramt ge⸗ 
due Ferngespräch v. 27. Juni 1930 den Anlaß zur Pfän⸗ 
Dusch der Juwelen durch das Stadtſteueramt gegeben. Da⸗ 
urch ſei der Tilgungsplan vereitelt worden, deſſen Grundlage 
gerade die Freigabe der Juwelen und deren Verwertung durch 
den Kl. geweſen ſei, weil dieſer nur ſo imſtande geweſen wäre, 
an Tilgungsplan zu erfüllen. Dr. B. habe bewußt den vom 
Fin A. gebilligten Tilgungsplan ſabotiert und dem Kl. die 
Möglichkeit zu ſeiner Erfüllung entzogen. Das habe im 
weiteren zu den entſtandenen Schäden geführt. Dr. B. habe 
ſich alſo durch ſein Verhalten einer poſitiven Verletzung des 
als Vertrag anzuſehenden Tilgungsplanes und der Verletzung 
eee dem Kl. gegenüber obliegenden Amtspflicht ſchuldig 


Mit der vorliegend i il⸗ 
hen gen en Klage fordert der Kl. einen Teil 
Der Bekl. hält den Rechtsweg für unzuläſſig, beſtreitet 
aber auch den Klaganſpruch dem Al a 1 nach. 
0 Das LG. hat die Klage abgewieſen. Die Berufung des 
. 1855 Dr if anf Das RG. wies die Rev. zurück. 
e iſt auf poſiti e 8 Amts⸗ 
wage 8 90 5 5 ſitive Vertragsverletzung und Amts 
„Was die erſtere angeht, fo iſt die Steuerangelegenheit 
zwiſchen dem Fin A. und den Steuerſchuldnern BE En 
Vereinbarung geregelt, die das äußere Gepräge eines Ver⸗ 
trages (Vergleichs) trägt. Es handelt ſich indeſſen um einen 
Staatshoheitsakt, durch welchen ſich das Fin A. kraft eigener 
Ferfügungsgewalt hinſichtlich der Durchſetzung der ſtaatlichen 
Anſprüche auf Steuer und Strafe Einſchränkungen auferlegte 
in der Vorausſetzung, daß die Steuerſchuldner ihrerſeits ge⸗ 
wiſſe Bedingungen erfüllen würden. Zwar war das Fin A. 
nach öffentlich⸗rechtlichen Grundſätzen an feine mit dem Stun⸗ 
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dungsplan zuſammenhängenden Zuſagen gebunden. Nichts⸗ 
deſtoweniger war die Angelegenheit inſoweit eine „Steuer⸗ 
ſache“ i. S. des 8 242 RAbgd. geblieben, für die der Rechts⸗ 
weg ausgeſchloſſen iſt. Auf dieſem Wege kann das beklagte 
Reich weder zur Erfüllung der abgegebenen Zuſagen angehal⸗ 
ten noch ſchlechthin wegen ihrer Nichteinhaltung zum Scha⸗ 
denserſatze herangezogen werden. Soweit der Kl. alſo allein 
ſchon aus einem Verſtoße des Fin A. gegen die Zuſagen ein 
unmittelbares Recht auf Schadenserſatz herleitet, muß ſein 
Vorgehen an der Unzuläſſigkeit des Rechtswegs ſcheitern. 

Sollte ſich dagegen — was nicht notwendigerweiſe der 
Fall zu fein braucht — mit dem Verſtoße gegen die Zuſagen 
des Fin A. zugleich eine ſchuldhafte Amtspflichtverletzung eines 
feiner Beamten verbinden, jo ſteht dem Kl. für dieſerhalb ent⸗ 
ſtandene Schadenserſatzanſprüche der Rechtsweg nach Art. 131 
Wein Verf. offen. Freilich werden damit Ermeſſensentſchlie⸗ 
ßungen der Steuerbehörde — wie insbeſondere die nach Mei⸗ 
nung des Kl. ungerechtſertigte Außerkraftſetzung des Stun⸗ 
dungsplanes im Sept. 1930, wodurch erſt die verfahrens⸗ 
rechtliche Grundlage für alle ſpäteren dem Kl. ſchödlichen 
Vollſtreckungen geſchaffen wurde — der richterlichen Nach⸗ 
prüfung nicht zugänglich. Der Kl. will jedoch die genannte 
Maßzahme als ſolche mit der Klage ebenſowenig angreifen, 
wie er das nach der zutreffenden Anſicht des BG. hinſichtlich 
der vorausgegangenen Pfändung der Juwelen durch das 
Stadtſteueramt im Auge hat. Er ſieht all dieſe Maßnahmen 
aber als die gegebenen Folgen einer dem RegR. Dr. B. zur 
Laſt fallenden Amtspflichtverletzung an. Inſofern will er 
nachgeprüft wiſſen, ob das Telephongeſpräch des Dr. B. mit 
dem Stadtſteueramt am 27. Juni 1930 vereinbar mit den von 
ſeiner Behörde gegebenen Zuſagen war oder ob es als „Sabo- 
tage“ der getroffenen Regelung anzufehen iſt. Würde Dr. B. 
hiernach die auch für ihn verbindliche Regelung durch ſeinen 
Eingriff gleichſam von außen her durchkreuzt haben, dann 
allerdings iſt der ſich darauf gründende Schadenserſatz⸗ 
anſpruch nach feſtſtehender Rſpr. des erk. Sen. (RGZ. 111, 
65 — JW. 1925, 2007) zweifellos nicht als „Steuerſache“ 
anzuſehen. Der Rechtsweg iſt daher inſoweit zuläſſig. 

Das BG. geht davon aus, daß die vom Fin A. am 
17. Juni 1930 gegebene Zuſage, wonach die Aufhebung der 
Haftkaution unverzüglich veranlaßt werden ſollte, ſich nicht 
ſchlechthin in der Bewirkung der Kautionsfreigabe erſchöͤpfte. 
Vielmehr ſei damit der weitere Sinn verbunden geweſen, die 
Juwelen dem Kl. zum eigenhändigen Verkauf und als Mittel 
für die Geldbeſchaffung zur Zahlung der in Ausſicht genom⸗ 
menen Raten zu belaſſen. Das iſt rechtlich nicht zu beanſtan⸗ 
den. Damit verbot es ſich aber für das Fin A. von ſelbſt, 
während der Geltung des Teilungsplanes dem Kl. die Ju⸗ 
welen vorzuenthalten und dieſe etwa zu beſchlagnahmen. Das 
Fin A. ſeinerſeits hätte hiervon zum mindeſten nach der Ge⸗ 
nehmigung der Unterwerfungsverhandlung durch das LFin A. 
am 19. Juni 1930 nicht mehr abgehen können. 

Das Stadtſteueramt dagegen war hinſichtlich der 
Gewerbeſteuer nicht in gleicher Weiſe gebunden. Zwar war 
das Fin A. bei den Verhandlungen mit den Steuerſchuldnern 
zugleich für das Stadtſteueramt federführend tätig geweſen. 
Ohne Rechtsirrtum erblickt das BG. darin jedoch keine Be⸗ 
vollmächtigung. Vielmehr ſtellt es auf Grund des in den 
Steuerakten enthaltenen Vermerks vom 2. Juni 1930 recht⸗ 
lich zutreffend feſt, daß der Stundungsplan infolge ausdrück⸗ 
lichen Vorbehalts des Stadtſteueramts erſt noch der Genehmi⸗ 
gung des Fin Min. bedurfte. Dieſe iſt dann am 7. Juli 1930 
erteilt worden, und zwar mit der abweichenden Bedingung, 
daß die inzwiſchen erfolgte Pfändung der Juwelen aufrecht⸗ 
zuerhalten ſei Das Stadtſteueramt hatte bis dahin gegen⸗ 
über den Zuſagen des Fin A. völlig freie Hand. Es konnte 
die Stundungsregelung nicht nur mißbilligen, ſondern auch 
Maßnahmen treffen, die der vom Fin A. ins Auge gefaßten 
Regelung widerſprachen. Insbeſondere brauchte es ſich nicht 
darauf einzulaſſen, daß die als Haftkaution freiwerdenden 
Juwelen dem Kl. zur freihändigen Verwertung überlaſſen 
wurden. Dieſe Rechtslage hätte dem Kl. und ſeinen Beratern 
— er hatte außer einem Steuerberater ſchon damals einen 
Rechtsanwalt zur Seite — jedenfalls nicht völlig zu entgehen 
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brauchen. Denn ſchon in dem Schreiben des Praſidenten des 
LFin A. an die Ehefrau des Kl. v. 13. Juni 1930 war auf 
das Erfordernis der Genehmigung des Fin Min. für den 
Stundungsplan klar und deutlich hingewieſen worden. Immer⸗ 
hin ſcheint es, als ob bei der Verhandlung am 17. Juni 1930 
von keiner Seite aus genügend beachtet worden iſt, daß das 
Stadtſteueramt freie Hand hatte und nicht gehindert war, die 
Juwelen für ſich zu beſchlagnahmen. In der Verhandlungs⸗ 
niederſchrift iſt ein Vorbehalt hinſichtlich der Gewerbeſteuer 
nur wegen der Höhe der Verzinſung erwähnt, was an ſich 
von nebenſächlicher Bedeutung war, während die oben er⸗ 
wähnten Hauptbedenken in der Niederſchrift unberückſichtigt 
gelaſſen ſind. Es mag daher ſein, daß der Kl., als er ſich am 
17. Juni 1930 auf die Regelung feſtlegte, von irrigen Vor⸗ 
ſtellungen über die Rechtslage ausgegangen iſt, die vermieden 
worden wären, wenn Dr. B. damals eine genauere Klar⸗ 
ſtellung der ſich aus der Beteiligung des Stadtſteueramts er⸗ 
gebenden Rechtsfolgen veranlaßt hätte. Hierdurch mag dann 
der eigentliche Grund für die ſpäteren Verwickelungen gelegt 
worden ſein. Darauf braucht indeſſen nicht näher eingegan⸗ 
gen zu werden, weil der Kl. ſeinen Anſpruch nicht auf eine 
in dieſer Richtung liegende Unterlaſſung des Dr. B. geſtützt 
hat, ſo daß auch dahingeſtellt bleiben kann, ob darin eine 
ſchuldhafte Amtspflichtverletzung des Dr. B. geſehen werden 
müßte. Im übrigen würden auch die ſchädlichen Folgen 
einer ſolchen Unterlaſſung von den zur Klagbegründung an⸗ 
geführten durchaus abweichen. 

Zu fragen war daher lediglich, ob das Telephongeſpräch 
des Dr. B. mit dem Stadtſteueramt am 27. Juni 1930 die 
Vorausſetzungen der ſchuldhaften Amtspflichtwidrigkeit er⸗ 
füllt. Das iſt mit dem BG. nach der gegebenen Sachlage zu 
verneinen. Zwar hatte ſich das Fin A. an den Tilgungsplan 
in dem oben dargelegten Sinne gebunden. Das durfte Dr. B. 
aber nicht dazu führen, dem noch nicht gebundenen Stadt⸗ 
ſteueramt gegenüber mit verdeckten Karten zu ſpielen. Die 
Anſicht der Rev., daß er nicht ſowohl im Interaſſe ſeiner 
eigenen Behörde als vielmehr beſonders im Intereſſe der 
Steuerſchuldner alles zu unterlaſſen hatte, was zu einer 
Durchkreuzung des Stundungsplans durch das Stadtſteuer⸗ 
amt führen konnte, iſt in dieſer Allgemeinheit nicht zutref⸗ 
fend. Dabei wird überſehen, daß Dr. B. dem Stadtſteuer⸗ 
amte zu einer weitgehenden Amtshilfe verpflichtet war. Dr. B. 
war bei den Verhandlungen Beauftragter des Stadtſteuer⸗ 
amts geweſen und hatte ſowohl die Intereſſen ſeiner eigenen 
wie die der fremden Behörde zu wahren und auszugleichen. 
Dieſe feine Stellung gebot es aber, daß er das Stadtſteuer⸗ 
amt über das Verhandlungsergebnis und die von ihm in 
unmittelbarem Zuſammenhang damit getroffenen Maßnah⸗ 
men rückhaltlos und vollſtändig unterrichtete, damit das 
Stadtſteueramt zu ſachgemäßen Entſchließungen über die 
ſeinerſeits zu unternehmenden Schritte gelangen konnte. Auch 
wenn derartige Mitteilungen dazu führen konnten, daß das 
Stadtſteueramt von den für die Zuſagen des Fin A. maßgeb⸗ 
lichen Richtlinien abging, war er deſſen nicht überhoben. Eben⸗ 
ſowenig konnte für ihn die Pflicht zur Wahrung des Steuer⸗ 
geheimniſſes ($ 22 RAbgdO.), der beide Behördenſtellen 
gleichmäßig unterſtanden, ein Hindernis bilden. An der Un⸗ 
ſtimmigkeit, daß der Schuldner gebunden, während das Stadt⸗ 
ſteueramt noch frei war, konnte Dr. B. damals nichts ändern. 
In richtiger Erkenntnis der ihm obliegenden Amtshilfe hatte 
er dem Stadtſteueramt die Verhandlungsniederſchrift vom 
17. Juni 1930 ſofort zur Kenntnisnahme mitgeteilt. Aus 
dieſer war zu erſehen, daß ſich das Fin A. unverzüglich für 
die Freigabe der Haftkaution einſetzen wollte. Dr. B. hat 
ſich aber nicht damit begnügt, ſondern hat im letzten Moment 
vor der Freigabe der Juwelen durch das Gericht das Stadt⸗ 
ſteueramt am 27. Juni 1980 auf die Möglichkeit ihrer Pfän⸗ 
dung noch beſonders hingewieſen. Gerade darin will der Kl. 
die Amtspflichtverletzung erblicken. Nach ſeiner Behauptung 
hat Dr. B. ſogar argliſtigerweiſe beabſichtigt, die ihm an⸗ 
geblich nicht genehme Überlaſſung der Juwelen an den Kl. 
zu hintertreiben. Das BG. hat eine ſolche Argliſt verneint. 
Inſoweit iſt die tatrichterliche Würdigung des BG. nicht nach⸗ 
prüfbar. Das BG. hat darüber hinaus angenommen, daß 
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Dr. B. damals ſogar verpflichtet war, das Stadtſteueramt 
auf die Gelegenheit zur Pfändung der Juwelen hinzuweiſen. 
Das mag indeſſen dahingeſtellt bleiben. Es genügt, daß er 
ſich Klarheit darüber verſchaffen durfte, ob das Stadtſteuer⸗ 
amt die bereits ſchriftlich angekündigte Freigabe der Ju⸗ 
welen in ihrer Bedeutung für die Sicherung der Gewerbe⸗ 
ſteuerrückſtände richtig verſtanden und gewürdigt hatte. Dazu 
war er aber kraft der von ihm zu leiſtenden Amtshilfe be⸗ 
fugt, ſelbſt wenn er vorausſehen mußte, daß eine Rückfrage 
einen entſprechenden Entſchluß des Stadtſteueramtes, ſofern 
er nicht bereits gefaßt war, nach ſich ziehen würde. Die Rev. 
hat vorgetragen, dem Stadtſteueramt ſei damals noch un⸗ 
bekannt geweſen, daß die Haftkaution in Geſtalt der Juwelen 
hinterlegt war. Das würde aber den telephoniſchen Hinweis 
nur um ſo eher zu rechtfertigen vermögen. Jedenfalls ſtand 
es im pflichtgemäßen Ermeſſen des Dr. B., ob er dem Stadt- 
ſteueramt die Möglichkeit einer Pfändung im letzten dafür 
noch zur Verfügung ſtehenden Augenblick vorſtellen wollte. 
Bei dem Widerſtreit der gegenſeitigen Intereſſen, die er zu 
berückſichtigen hatte, kann überhaupt nicht geſagt werden, daß 
er mit ſeinem Eutſchluſſe fehlgegriffen habe. Keinesfalls kaun 
ihm, wie der Kl. meint, ein offenbarer Ermeſſensmißbrauch 
zur Laſt gelegt werden. Das BGG. hat daher ohne Rechts⸗ 
verſtoß eine ſchuldhafte Amtspflichtverletzung des Dr. B. nicht 
für vorliegend erachtet. 


(RG., III. Sen., U. v. 10. Nov. 1936, III 56/36.) (v. B.] 


Anmerkung: 1. Die Entſch. des 3. Sen. des RG. bringt 
einen intereſſanten Fall aus der ſteuerlichen Praxis. Häu⸗ 
figer müſſen zwiſchen Steuerbehörden und Steuerpflichtigen 
Vereinbarungen über die Abdeckung von ſteuerlichen Verbind⸗ 
lichkeiten geſchloſſen werden. Hier handelt es ſich nicht unt 
privatrechtliche Verträge oder gar um Vergleiche. Wie auch 
der RF. (U. v. 14. Okt. 1936, VI A 723/36 = ZW. 1937, 
27751) zum Ausdruck gebracht hat, find Vergleiche zwiſchen 
den Steuerbehörden und den Steuerpflichtigen nicht zuläſſig. 
Der 6. Sen. des Rh. geht in feiner Entſch. jo weit, daß er 
Vereinbarungen zwiſchen den Fin A. und den Steuerpflich⸗ 
tigen für unwirkſam hält, ſoweit eine ſolche Vereinbarung 
z. B. ſich auf Veranlagungsabreden erſtreckt. 

In ſolchen Fällen des ſteuerlichen Veranlagungsverfah⸗ 
rens können auch die Steuergerichte durch entſprechende Ab⸗ 
reden nicht gebunden werden. Sie ſind alſo befugt, unter 
abweichender Würdigung des Sachverhalts den gewerblichen 
Gewinn höher zu ſchätzen und die Steuer anderweit feſt— 
zuſetzen. 

Im übrigen find gemäß § 5 Einf®. zu den Realſteuer⸗ 
geſetzen v. 1. Dez. 1936 Vereinbarungen mit Steuerpflichtige 
über die Höhe der Steuer nur bei der Gewerbeſteuer zu⸗ 
läſſig und bedürfen der Zuſtimmung der oberſten Gemeinde⸗ 
aufſichtsbehörde. 

Vereinbarungen über die Zahlungsweiſe der Steuer 
können ohne weiteres erfolgen. Es iſt lediglich innere An⸗ 
gelegenheit der Behörden, ob und inwieweit ſie ſolche Ver⸗ 
einbarungen treffen wollen, bzw. im Innenverhältnis von be⸗ 
beſtimmten Genehmigungen (OFinPräſ., Fin Min. uſw.) ab⸗ 
hängig machen. 

Wenn auch ſolche Vereinbarungen, die nach außenhin 
im Gewande eines bürgerlich- rechtlichen Vertrages erſcheinen, 
Staatshoheitsakte ſind, ſo ſind trotzdem die Behörden daran 
gebunden. Soweit der Steuerpflichtige mit mehreren Steuer⸗ 
hoheitsträgern, im vorliegenden Falle mit dem Fin A. und 
dem Stadtſteueramt, zu verhandeln hat, muß er zwei ſolcher 
Vereinbarungen treffen, weil keine Behörde befugt iſt, für 
die andere verbindliche Abmachungen zu treffen. Insbeſondere 
in Fällen, in denen das Vermögen des Steuerpflichtigen be⸗ 
ſchlagnahmt iſt, können nicht unerhebliche Schwierigkeiten 
auftreten. Hierzu gibt ja auch der vorliegende Fall ein er⸗ 
hebliches Beiſpiel. Er zeigt, mit welcher Vorſicht bei Verein⸗ 
barungen in ſolchen Fällen vorzugehen iſt. 

2. Gemäß § 242 RAbgdo. iſt in Steuerſachen der Rechts⸗ 
weg vor den ordentlichen Gerichten ausgeſchloſſen. Dies gilt 
auch für die Rückforderung gezahlter Steuern und anderer 
Leiſtungen. Hierdurch ſoll verhütet werden, daß eine mittel⸗ 
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bare Rechtskontrolle der Finanzverwaltung durch die ordent⸗ 
lichen Gerichte ſtattfindet. Nach ſtändiger Rſpr. des RG. darf 
die Vorſchrift des § 242 RAbgd. nicht dadurch umgangen 
werden, daß Verwaltungsakte mit Schadenserſatzklagen be⸗ 
kampft werden; denn dabei würden wiederum Anſprüche, die 
ausſchließlich öffentlich⸗rechtlichen Verhältniſſen entſtammen, 
und die daher ſchon ihrer Natur nach nicht den Gegenſtand 
von bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten bilden, mittelbar den 
ordentlichen Gerichten zur Entſcheidung unterbreitet werden. 

Soweit jedoch Amtspflichtverletzungen vorliegen, iſt der 
ordentliche Rechtsweg nach wie vor gegeben. Allerdings kön⸗ 
nen nur ganz grobe Fälle zum Erfolge führen, weil es ſich 
a dem Gebiete der Steuervereinbarungen in der Regel um 
Exmeſſensentſchließungen der Steuerbehörde handelt. Eine 
Sabotage“ von Steuervereinbarungen würde 3. B. eine 
. darſtellen. 

3. Hinſichtlich der Ermeſſenseutſcheidungen beſtimmt 8 2 
deen daß dieſe ſich in den Grenzen 1 N die 
as Geſetz dem Ermeſſen zieht. Innerhalb dieſer Grenzen 
lind Ermeſſensentſcheidungen nach Billigkeit und Zweckmäßig⸗ 
keit 90 9 5 (8 2 Abſ. 2 Stünpch.). 5 
* a Steuervereinbarungen Ermeſſensentſcheidungen ſi 
können dieſe auch der richterlichen Rechtskontrolle nicht Wr 
worfen fein. Andererſeits ſind die Steuerbehörden ohne 
weiteres verpflichtet, Steuervereinbarungen Folge zu leiſten 
Sie können jedoch zur Einhaltung dieſer Vereinbarungen 
IN im Rechtswege gezwungen werden. Hierzu ſind ſie 
ige enenfalls im Wege der Dienſtaufſichtsbeſchwerde durch 
ie Bi 8 Behörde anzuhalten. 
„Von Wichtigkeit iſt auch die Feſtſt 
RN 5 ( Feſtſtellung des RG. da 
n d rare untereinander zur Amtshilfe e 
erte Ben von ſteuerlichen Verhältniſſen oder 
a hen eobachtungen an eine andere Steuerbehörde iſt 
B eine unbefugte Offenbarung i. S. des 8 22 
N: 955 Die eine Steuerbehörde darf alſo ohne Rückſicht 
= ie hieraus eintretenden möglichen Folgen für den 
be e een, einer anderen Steuerbehörde Mitteilung 
über beſtimmte ſteuerliche Verhältniſſe machen. 
255 1 Augenblick erſcheint dieſe Feſtſtellung befrem⸗ 
Se eil hierdurch wenigſtens mittelbar das Intereſſe des 
S. euerpflichtigen an der Geheimhaltung ſteuerlicher Vor⸗ 
günge verletzt ſein könnte. Bei näherer Betrachtung der 
ik wird man jedoch die Auffaſſung vertreten müſſen, daß 
8 rennung der Steuerbehörden und damit die getrennte 
erwaltung der Steuern überhaupt lediglich eine rein for⸗ 
melfe Angelegenheit iſt. Entſcheidend muß jedoch der mate⸗ 
riell⸗rechtliche Standpunkt ſein, der begründet iſt im Grund⸗ 
jape der Steuergerechtigkeit und der Steuergleichheit. Es 
e mit dem Geſichtspunkte der Einheitlichkeit der Ver⸗ 
waltung eines Führerſtaates unvereinbar ſein, wenn Steuer⸗ 
n W nicht berechtigt ſein ſollten, ſich 
. er die Verhältniſſe der Steuerpflichtigen zu 

Es erſcheint daher unbedenklich, wenn Gewerbeſteuev⸗ 
behörden und Fin A. gegenſeitig im rich, 995 be⸗ 
ſtimmte Steuerpflichtige austauſchen oder auch ſonſt ſich in 
einzelnen Fällen miteinander ins Benehmen ſetzen. Freilich 
dürfte zu erwarten ſein, daß ein ſolches Zuſammenarbeiten 
auch gleichzeitig im Intereſſe des Steuerpflichtigen ſtattfindet; 
denn letzten Endes liegt ja die Erhaltung von Betrieben im 
Intereſſe der Steuerbehörden und des Staates, denn Steuern 
können nur dort gezahlt werden, wo Betriebe vorhanden ſind, 
die tätig bleiben köunen und uber entſprechende Einkünfte 
verfügen. Denn auf die Dauer können Steuern nur den Ge⸗ 
winnen entnommen werden. 

RA. Dr. Dr. Megow, Küſtrin. 
5 


30. RG. — Gel. über die Rheinſchiffahrtsgerichte v. 5. t. 
1934 (RGBl. I, 1142) und v. 30, el 15 0 
dazu DurhfBD. v. 30. Jan. 1937 (RGBL I, 101) Art. 5. — 
Gegen das von einem Rheinſchiffahrtsobergericht erlaſſene Urteil 
iſt Rev. nicht ſtatthaft. 


(AG., 1. Ziv Sen, Beſchl. v. 24. Mai 1937, 188/37.) 
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31. Rechtswirkung der Ehren⸗ und Diſziplinarordnung der 
Deutſchen Arbeitsfront. ) 

Nach 8 19 Ehren- und Diſziplinarordnung (EDD.) der DAF. 
i. d. Faſſ. v. 23. Jan. 1937 kann die Kündigung eines im feſten 
Angeſtelltenverhältnis zur Deutſchen Arbeitsfront ſtehenden Mit⸗ 
arbeiters „nur ausgeſprochen werden, wenn die Einleitung eines 
Verfahrens gegen den zu Kündigenden beim zuſtändigen DAF.- 
Gericht ordnungsgemäß beantragt oder ein Verfahren bei einem 
Partei⸗ oder DAF .⸗Gericht bereits anhängig geworden iſt“. 

„Eines ſolchen Verfahrens bedarf es nicht“ — fo lautet $ 19 
Abſ. 2 EDO. —, „wenn die Kündigung mit Sparmaßnahmen, 
organiſatoriſchen Umſtellungen oder mit unzureichender Leiſtung 
des zu Kündigenden nachweisbar begründet werden kann.“ 

Daß dieſe in § 19 Abſ. 2 ED O. genannten Kündigungs- 
gründe vorliegen, hat die Bell. nicht hinreichend dargetan. In 
der Abteilung ſind neue Angeſtellte eingeitellt worden. Der Kl. 
hat auch nicht lange vor ſeiner Kündigung noch eine Leiſtungs⸗ 
dulden halb unwirkſam, da der nach ihrem 

Die Kündigung iſt deshalb unwirkſam, j 
Wortlaut Huren Beſtimmung des 8 19 Abſ. 2 ETO. nicht 
genügt iſt, d. h. weil vor der Kündigung weder beim zuftändigen 
DAF.-Geriht die Einleitung eines Verfahrens beantragt, noch 
ein Verfahren bei einem Partei» oder DA8.⸗Gericht bereits an⸗ 
hängig geworden war. Der § 19 EDD. iſt eine materiellrechtliche 
Vorſchrift, die das Arbeitsverhältnis der Angeſtellten der Deut⸗ 
ſchen Arbeitsfront beherrſcht. Sie ſtellt deshalb eine Kündigungs⸗ 
ſchutzbeſtimmung dar (jo auch Arb®. Bremen v. 18. Dez. 1936: 
ArbfRSamml. 28, 234 m. Anm. Mansfeld). 


(Arbch. Berlin, Urt. v. 16. Juni 1937, 6 Ca 169/37.) 


Anmerkung: Die vorl. Entſch. lenkt die Aufmerkſamkeit auf 
die noch nicht hinreichend geklärte Frage der Rechtsſtellung 
der Deutſchen Arbeitsfront. 

Das R ArbG. hat in der Entſch. v. 16. Dez. 1936 (R ArbG. 
18, 42 = JW. 1937, 1183 586) ausführlich die Auffaſſung be⸗ 

ründet, daß die DAF. nicht unter die Körperſchaften des öffent, 

lichen Rechts gehöre und daß demnach die Vorſchriften des Off⸗ 
ArbOG. nicht auf fie anzuwenden ſeien. Hierbei geht das RArbck. 
davon aus, daß, ſoweit nicht Körperſchaften 1 früber ſolche 
des öffentlichen Rechts waren, ſie unter der Geſetzgebung des 
Dritten Reiches dieſe Eigenſchaft, wenn ſie ſich nicht von ſelbſt 
aus der geſetzlichen Regelung ergibt, nur durch ſtaatliche 
Verleihung oder Anerkennung erwerben können, und 
es verweiſt auf eine Reihe von Verbänden, bei denen dieſe An⸗ 
erkennung oder Verleihung erfolgt iſt: NS DAP. (Gef. zur Siche⸗ 
rung der Einheit von Partei und Staat v. 1. Dez. 1933 [RGBl. 
1, 10160), Zweckverband Reichsparteitag Nürnberg, Akademie für 
Deutſches Recht, Deutſcher Gemeindetag, Reichsnährſtand uſw. Zu 
dieſen Verbänden gehöre die DAF. jedenfalls nicht. Für die 
poſitive Erkenntnis der rechtlichen Stellung der DAF. iſt hier⸗ 
mit allerdings noch nichts gewonnen. 

Etwas weiter führt die halbamtliche Außerung des Leiters 
des Rechtsamts der DAF., Dr. Bähren, die in der Arbeits⸗ 
recht⸗Kartei Karte Arbeitsfront 1 A 41 v. 29. Aug. 1936 wieder⸗ 
gegeben iſt. Hiernach vertritt das Rechtsamt den Standpunkt, die 
DAS. ſei weder Körperſchaft des öffentlichen 
Rechts noch Verein, ſondern eine einzigartige Neuſchöpfung, 
eine nationalſozialiſtiſche Gemeinſchaft, die der 
Aufſicht der NSDAP. unterſteht. Auch hieraus laſſen ſich noch 
keine beſtimmten Folgerungen für die in dieſem Zuſammenhange 
auftauchenden rechtlichen Einzelfragen ziehen. 

Einen entſcheidenden Schritt vorwärts hat nun in neueſter 
Zeit Huber: Akztſchr. 4 (1937), 73 ff. getan. Er vertritt mit 
bemerkenswerten Gründen den Standpunkt, daß die DAF. nicht 
mur die Eigenſchaft einer nationalſozialiſtiſchen Gemeinſchaft i. S. 
des § 17 VO. v. 29. April 1935 (RGBl. I, 583) oder eines der 
NSDAP. angeſchloſſenen Verbandes i. S. des § 3 Führer BO. vom 
29. März 1935 (RG Bl. I, 502) beſitze; vielmehr ſei fie darüber 
hinaus der Träger öffentlicher Aufgaben und Be⸗ 
fugniſſe, die dahin gehen, das arbeitende deutſche Volk zu 
einer wahrhaften Leiſtungsgemeinſchaft zu bilden und dadurch 
den Arbeitsfrieden zu erhalten. Es komme der DAF. demnach 
kein geringerer rechtlicher und politiſcher Rang zu als den geſetz⸗ 
lich anerkannten Körperſchaften. „Die Rechtsſtellung der Körper⸗ 
ſchaft des öffentlichen Rechts kann nicht nur durch ausdrückliche 
Verleihung erworben werden. Sie kann auch aus den Aufgaben 
und Befugniſſen einer Gemeinſchaft folgen, wenn dieſe nämlich 
öffentlich⸗rechtlicher Natur ſind, d. h. dem Aufbau, der Sicherung 
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oder der Erhaltung der Volksordnung dienen. Das iſt bei der 
DAF. der Fall, die deshalb, wenn auch nicht kraft Geſetzes, jo 
doch kraft ihres Weſens zu den öffentlichen Kör⸗ 
perſchaften der Volksgemeinſchaft gehört.“ Sie verfügt dem⸗ 
gemäß über die Mittel der hoheitlichen Rechtsge⸗ 
ſtaltung, und demnach ſind die allgemeinen Anordnungen der 
DAF. öffentliche Satzungen, die nicht den Vereins⸗ oder 
Geſellſchaftsbeſchlüſſen gleichen, ſondern den Satzungen der öffent⸗ 
lichen Körperſchaften, z. B. der Gemeinden, entsprechen. Dieſe 
Satzungen nennt Huber „ſtändiſche Eigengeſetze“, die mit un⸗ 
bedingt rechtlicher Wirkung gegenüber den Mitgliedern ausge⸗ 
ſtattet find. Solche „geſetzliche Kraft“ würde demnach der EDOD. 
zukommen, um deren Geltung es ſich in der vorl. Entſch. handelt. 
Eine ähnliche Grundauffaſſung vertritt Siebert: DR. 7 (1937), 
111 ff. Er ſieht in der DAF. eine „nationalſozialiſtiſche Gemein⸗ 
ſchaft innerhalb der Volksgemeinſchaft“, die kraft ihres We⸗ 
ſens eine beſtimmte Rechtsfähigkeit beſitze. „Das Recht zur Selbſt⸗ 
geſtaltung ihrer inneren Ordnung und damit auch der in dieſer 
Ordnung vorhandenen Arbeitsverhältniſſe muß kraft ihres Weſens 
jeder echten Gliederung der Volksordnung zukommen, die von der 
Führung als Trägerin völkiſch⸗politiſcher Aufgaben anerkannt iſt.“ 


In der Gegenwart ſtehen hier, wie es ſcheint, noch zwei An⸗ 
ſchauungen einander gegenüber, die ſich in den grundſätzlichen Aus⸗ 
gangspunkten unterſcheiden. Der Gegenſatz läuft wohl auf die 
Frage hinaus, ob die aus dem politiſchen Leben unſerer Zeit 
herausgewachſenen Neubildungen ihre rechtlichen Formen vom 
Geſetzgeber zu erwarten haben, oder ob es Aufgabe der Wiſſen⸗ 
ſchaft iſt, aus dem Gedankenkreis der nationalſozialiſtiſchen Be⸗ 
wegung dieſe Formen zu entwickeln. 

RA. Dr. W. Oppermann, Dresden. 
* 


* 32. 8626 BGB. Jüdiſche Raſſe als wichtiger Grund zur 
Entlaſſung eines Gemeindeangeſtellten. Zunehmende Ausbreitung 
der von der NSDAP. vertretenen raſſiſchen Grundſätze. Stärkere 
Bindung der Gemeinden an dieſe Grundſätze im Verhältnis zu 
anderen Selbſtverwaltungskörpern. 


Unrichtig iſt die Annahme, daß nichtariſche Angeſtellte, auf 
die keine der geſetzlichen Vorausſetzungen außerordentlicher Kün⸗ 
digung zutrifft, geradezu einen geſetzlichen Anſpruch auf Belaſſung 
in ihrer Stellung hätten. Im vorl. Fall handelt es ſich darum, 
daß die beklagte Stadtgemeinde von dem Recht zur Kündigung, 
das ihr im Anſtellungsvertrag für den Fall eines wichtigen 
Grundes ausdrücklich vorbehalten war, unter Wahrung der ver⸗ 
traglichen Kündigungsfriſt Gebrauch gemacht hat. Daß trotz der 
Schranken, die ſich die Geſetzgebung des Dritten Reichs in der 
Schaffung von Möglichkeiten für Entfernung nichtariſcher Ange⸗ 
ſtellten geſetzt hat, die jüdiſche Raſſe eines Dienſtverpflichteten 
an ſich einen wichtigen Grund ſogar zu friſtloſer Entlaſſung nach 
S 626 BGB. abgeben kann, iſt vom RArbch. wiederholt ausge⸗ 
ſprochen worden, zuletzt noch im Urt. v. 7. Okt. 1936, RAG 141/36: 
RArbcg. 17, 277. Erſt recht muß das gelten für Fälle, in denen 
nach dem Anſtellungsvertrag aus wichtigem Grund die Kün⸗ 
digung eines ſonſt unkündbaren Anſtellungsverhältniſſes unter 
Einhaltung einer Friſt zuläſſig iſt. Die ſogenannte Nürnberger 
Geſetzgebung hat daran nichts geändert; ſie ſchränkt die Rechts⸗ 
ſtellung der Nichtarier ein, fie erweitert fie aber nicht in irgend— 
einer Weiſe. 

Die am 28. Nov. 1935 von der Bekl. ausgeſprochene Kün⸗ 
digung ſtützte ſich auf den Anſtellungsvertrag vom 20. Mai 1932. 
Das LArbcd. hat die in Frage kommende Vertragsbeſtimmung 
rechtlich einwandfrei dahin ausgelegt, daß die Bekl. zur Kündi⸗ 
gung mit der beſtimmten Friſt dann berechtigt ſein ſolle, wenn 
ihr nicht zugemutet werden könne, den Kl. über die Kündigungs⸗ 
friſt hinaus noch länger in ihren Dienſten zu behalten. Aus dem 
Umſtand, daß der Anſtellungsvertrag ausdrücklich die befriſtete 
Kündigung aus wichtigem Grund der friſtloſen Kündigung nach 
den Beſtimmungen des BGB. gegenüberſtellt, folgt mit Denknot⸗ 
wendigkeit, daß an die Vorbedingungen der befriſteten Kündigung, 
die den Kl. immerhin bis zu einem gewiſſen Grade ſchont, nicht 
ſo ſtrenge Anforderungen zu ſtellen ſind, wie an die einer friſt⸗ 
loſen Entlaſſung, die den Entlaſſenen unter Umſtänden auf der 
Stelle brotlos macht. 

Das LArbcg. hat angengmmen, am 28. Nov. 1935 habe ein 
wichtiger Grund in dieſem Sinne vorgelegen, weil die Bekl. eine 
deutſche Stadtgemeinde und der Kl. ein Jude iſt. 

Die Rev. will hierin einen Widerſpruch mit der Auffaſſung 
des RArbG. finden, wie ſie in dem erwähnten Urt. v. 7. Okt. 
1936 zum Ausdruck gekommen ſei. Dort ſei eine im Dezember 
1935 von einer Landesverſicherungsanſtalt gegenüber einem jüdi⸗ 
ſchen Angeſtellten lediglich wegen ſeiner Raſſe ausgeſprochene 


Kündigung für unwirkſam erklärt worden. Für die gleichartige 
Kündigungserklärung einer Gemeinde konne nichts anderes gelten. 
Die Rev. überſieht dabei dreierlei. Einmal handelte es ſich in 
jenem Fall um ein tarifvertragliches Kündigungsrecht, während 
gegenwärtig ein in einem Einzelanſtellungsvertrag bedungenes in 
Streit ſteht. Ferner hatte ſich die damalige Bekl. allein auf die 
Rechtsgedanken des RBürgerG. und der dazu ergangenen Ver⸗ 
ordnungen berufen. Schließlich iſt dort ausſchlaggebend berück⸗ 
ſichtigt worden, daß dem Angeſtellten noch Ende März 1935 un⸗ 
geachtet ſeiner jüdiſchen Raſſe der Erwerb der Rechte eines Dauer⸗ 
angeſtellten ausdrücklich beſtätigt worden war und daß ſeitdem 
ſich keinerlei Umſtände bemerkbar gemacht hätten, die Anlaß zu 
einer Kündigung wegen ſeiner Raſſe hätten geben können. Der 
Kl. kann ſich auch nicht darauf berufen, daß die Bekl. von den 
ihr nach der 2. DurchfVO. zum BWG. gegebenen Möglichkeit 
keinen Gebrauch gemacht hat. Denn einmal kann die Verſäumung 
geſetzlicher Kündigungsmöglichkeiten nicht ohne weiteres zum Ver⸗ 
luſt einer vertraglichen Kündigungsbefugnis führen. Weiter aber 
iſt auch zu beachten, daß gerade im Jahre 1935 die Anerkennung 
der von der NSDAP. vertretenen raſſiſchen Grundſätze auch in 
den breiten, nicht der Partei angehörigen Volksſchichten ganz un⸗ 
verkennbare Ausbreitung gefunden hat. 

Der Rev. kann auch darin nicht beigetreten werden, daß in 
der Frage der Beſchäftigung jüdiſcher Angeſtellten ein grundſätz⸗ 
licher Unterſchied zwiſchen einer Stadtgemeinde und einer Landes⸗ 
verſicherungsanſtalt nicht gemacht werden könne. Gewiß trifft die 
Pflicht, rückhaltlos für den nationalſozialiſtiſchen Staat und ſeine 
Grundauffaſſung einzutreten, alle Selbſtverwaltungsſtellen (vgl. 
auch 8 1 Abſ. 4 BWHG.). Immerhin handelt es ſich bei einer 
Gemeinde um eine Körperſchaft, die in erſter Linie Trägerin all⸗ 
gemeiner Hoheitsverwaltung iſt und auch inſoweit, als ſie wirt⸗ 
ſchaftliche Unternehmungen zur Verſorgung ihrer Angehörigen mit 
Lebensnotwendigkeiten betreibt, dieſes ihr Weſen nicht abſtreifen 
kann, daher auch inſoweit der öffentlichen Kritik in ganz anderem 
Maße ausgeſetzt iſt, als etwa ein öffentlich⸗rechtlicher Verſiche⸗ 
rungsträger, der zwar ebenfalls in gewiſſem Umfang öffentliche 
Gewalt ausübt, der aber doch nur zur Erfüllung einer ganz be⸗ 
ſtimmten Einzelaufgabe in genau vorgeſchriebenem Rahmen ge⸗ 
ſchaffen iſt, wobei die Betätigung öffentlicher Gewalt ganz in den 
Hintergrund tritt. Im Hinblick darauf, daß, wie ſchon erwähnt, 
heute die weiteſten Volksſchichten von der nationalſozialiſtiſchen 
Auffaſſung der Raſſenfrage durchdrungen ſind, kann es nicht als 
rechtstrrig bezeichnet werden, wenn das LArbG. der Bekl. nicht 
zumutet, den Kl., der immerhin nur kündbar von ihr angeſtellt 
worden iſt, über die Kündigungsfriſten hinaus in ihrem Dienſt 
zu behalten. 

(RArbcg., Urt. v. 20. März 1937, RAG 295/36. — Duisburg.) 


* 


== 33. Friſtloſe Entlaſſung eines Gemeindcangeftellten wegen 
politiſcher Unzuverläſſigleit. Die Befugnis, über die Entlaſſung 
eines Gemeindeangeſtellten aus ſolchem Grunde zu befinden, iſt auch 
durch die DGem O. v. 30. Jan. 1935 nicht dem Parteibeauftragten 
(Kreisleiter) übertragen. Das Urteil des Kreisleiters über die 
politiſche Haltung eines ſeiner Kreiseingeſeſſenen wird ſtets außer⸗ 
ordentliche Bedeutung haben, niemals aber das Gericht von der 
Pflicht zu ſelbſtändiger Stellungnahme entbinden können. Das 
Geſ. zur Sicherung der Einheit von Partei und Staat v. 1. Dez. 
1933 ſteht dieſer Auffaſſung nicht entgegen. 

In dem Verfahren vor dem ArbG. hatte die Bekl. eine 
ſchriftliche „Beſtätigung“ des Kreisleiters der NSDAP. v. 6. Mai 
1936 des Inhalts vorgelegt, daß die Kl. nach den gemachten Er⸗ 
fahrungen keine Gewähr dafür biete, daß ſie ſich jederzeit und 
rückhaltlos für den nationalſozialiſtiſchen Staat einſetze; ſie hatte 
hierzu geltend gemacht, an dieſe politiſche Entſch. ſei ſowohl fie 
als auch das Gericht gebunden. Das ArbGG. hat die Beſtätigung 
ſchon deshalb nicht für geeignet erachtet, den Antrag auf Klage⸗ 
abweiſung zu rechtfertigen, weil auf ein am 6. Mai ausgeſtelltes 
Zeugnis eine am 21. April erfolgte friſtloſe Entlaſſung ſchon 
wegen der zeitlichen Aufeinanderfolge der Ereigniſſe nicht a 
werden könne. Auf Grund umfangreicher eigener Beweisaufna 
men iſt dann das ArbG. zu dem Ergebnis gelangt, der von der 
Bekl. zur Rechtfertigung der friſtloſen Entlaſſung erhobene Vor⸗ 
wurf, die Kl. habe durch ihre Außerungen am 31. März 1936 und 
durch die Nichtanwendung des Hitlergrußes in der Zeit vorher 
gezeigt, daß fie politiſch unzuverläſſig und ſtaatsfeindlich einge⸗ 
ſtellt fei, habe ſich als ungerechtfertigt erwieſen. 

Dagegen hat das LArbc§. die Klage wegen Unzuläſſigkeit des 
Rechtsweges abgewieſen, weil es angenommen hat, daß in An⸗ 
wendung der Nr. 5 Abſ. 5 der 2. DurchfVO. z. BWHG. v. 4. Mai 
1933 (RGBl. I, 233) oder jedenfalls in Anwendung des dieſer 
Beſtimmung zugrunde liegenden Gedankens die Nachprüfung der 


a 
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Zuläſſigkeit der Kündigung wegen politiſcher Unzuverläſſigkeit den 
e Gerichten entzogen fel 15 it ben Po 
305 die Anwendung der Geſetzesbeſtimmung auch noch nach dem 
0. Sept. 1934 erfolgen könne, wenn ſich erſt nach dieſem Zeit- 
* Deransgeftelft habe, daß der Angeſtellte für die Körperſchaft 
Ae Gründen untragbar ſei. Dieſe Auffaſſung iſt 
DR Das Kündigungsſchreiben der Bekl. v. 21. April 1936 ent⸗ 
en aughahnte auf eine die Entlaſſung rechtfertigende 
fiche dat un nag es ergibt ſich aber aus ihm mit aller Deut⸗ 
Ai 901 aß die Entlaſſung wegen der Kl. vorgeworfener und mit 
ſproc en Tatſachen belegter ſtaatsfeindlicher Geſinnung ausge⸗ 
Ben worden iſt. Sie kann rechtlich ſowobl auf die allgemeine 
or mung des 8 626 B68. oder des & 72 HÖB. geſtützt ſein 
Er; 555 auf Nr. 4 Abſ. 1 der 2. DurchfBO. z. BWHG., ſofern 
118 en der letzteren Beſtimmung im Zeitpunkte des Aus 
Iprudes ber Entfaffung überhaupt nac zuloſig war. Das Vb. 

etzteres aus der Weitergeltung des BWHG. im allgemeinen 
LT 1 mit Unrecht. 

Eine friſtloſe Entlaſſung auf Grund des § 4 Abſ. 1 BWHO. 
415 8 15 Nr. 4 Abſ. 1 der 2. DurchfVO. kounte nur bis zum 
5 erfolgen. Eine nach dieſem Zeitpunkt ausge⸗ 
Beſtimmu ntlaſſung lag nicht mehr im Rahmen der geſetzlichen 
nach 8 4 Abl Der Geſetzgeber hat bewußt für die Entlaſſungen 
dieſe Gren 1 des Geſetzes und Nr. 4 Abſ. 1 der 2. DurchfVO. 
dear 9 gezogen, weil er davon ausgegangen iſt, daß bis zu 
ſozialiftiſchen Ganze die zur Durchführung der national⸗ 
115 Affen tte rundſätze erforderliche Bereinigung der Behörden 
übrigen die alla Körperſchaften beendet ſein werde und daß im 
1 A A Entlaſſungsbeſtimmungen in Verbindung 
Beamten, An 4 Beſtimmungen über die Neueinſtellung von 
für bir sen und Arbeitern genügen würden, um auch 
fällt aber auch die X Reinhaltung zu gewährleiſten. Damit ent⸗ 
BO, Denn ak ir Autvendbarkeit der Nr. 5 Abſ. 5 der 2. Durchf⸗ 
der Auläffinteit 1 eſprochene Ausſchluß der Nachprüfung 
lichen Gerichte b dier utlaſſung oder Kündigung durch die ordent⸗ 
digungen, die fi ch erh nur auf ſolche Entlaſſungen oder Kün⸗ 
BD, zu steigen 1 uberhaupt auf die Beſtimmungen der 2. Durchf⸗ 
Entiaffung konnte abe mgl. RALOO. 18, 84 ff). Eine Triftlofe 


Nr. 4 Abf. Bir aber nur dann auf § 4 Abſ. 1 BWHG. oder 


halb der vom Ge 
ſprochen wurde. 


War aber eine Entlaſſ 

5 tlaſſung auf Grund der Nr. 4 Abf. 1 der 
n zu dem hier in Frage kommenden Zeitpunkt nicht 
Sa fich; jo konnte fie lediglich auf S 626 BOB. oder $ 72 
725 Beh et erde Das Beſchäftigungsverhältnis der Kl. bei 
ergebende au hte auf privatrechtlicher Grundlage, die ſich daraus 
Gene ge Rechte und Pflichten find nach bürgerlich-rechtlichen 
Entid füben zu beurteilen. Streitigkeiten darüber unterliegen der 

2 durch die bürgerliche Gerichtsbarkeit. 

daß 1 5 19 15 Rechtslage vermag die Tatſache nichts zu ändern, 
lie 1 Kan im Zuſammenhang mit der Nachprüfung des Vor⸗ 
Zub in es wichtigen Grundes die Beurteilung der politiſchen 
1 2 1 0 der Kl. von Bedeutung iſt. Der Rechtsweg müßte 
fu 11 8 ann als ausgeſchloſſen erachtet werden, wenn die Be⸗ 
aa über die Entlaſſung eines Gemeindeangeſtellten wegen 
115 f her Unzuverläſſigkeit zu befinden, Dienſtſtellen der Partei 
en ware. Das iſt aber nicht der Fall. Nach der am 
N in Kraft getretenen DGemO. v. 30. Jan. 1935 
SE 1; 49) ſteht dieſe Befugnis den Parteidienſtſtellen nicht zu. 
: or iſt zwar in dem Beauftragten der NSDAP. eine beſondere 
Parteidienſtſtelle vorgeſehen, deren Aufgabe es iſt, für das Ver⸗ 
hältnis zwiſchen der Gemeindeverwaltung und der NS DAP. den 
notwendigen Einklang i. S. des Geſetzes über die Einheit von 
Partei und Staat herzuſtellen und zu erhalten (8 6 Abſ. 2 Gem O.), 
und zwar iſt dies nach der auf Grund des & 118 GemO. er- 
1 Anorduung des Stellvertreters des Führers v. 26. März 
9925 (RGBl. I, 470) regelmäßig der Kreisleiter. Zur Erfüllung 
5 ihm hiernach obliegenden Aufgabe ſind dem Beauftragten der 
re ganz beſtimmte Befugniſſe in bezug auf die Mitwirkung 
955 der Gemeindeverwaltung übertragen. Das Geſetz hat indeſſen 
ewußt davon abgeſehen, dem Beauftragten über den ihm dadurch 
gegebenen Einfluß auf die Führung der Gemeindeverwaltung hin⸗ 
aus ein unmittelbares Einwirkungsrecht auf die laufenden Ge⸗ 
1 zu geben, deren Erledigung vielmehr der eigenen verant⸗ 
wortlichen Entſchließung des Bürgermeiſters vorbehalten. Ein all⸗ 
gemeines Kontrollrecht politiſcher oder ſonſtiger Art, das durch 
1 Einwirkung auf die Gemeindeverwaltung geltend ge⸗ 
Be werden könnte, ſteht dem Parteibeauftragten nicht zu (vgl. 
derrl Weidemann, „Die Stellung des Parteibeauftragten 
in der Gemeinde“ im Komm. zur DGemO., S. 7ff.). Es handelte 
ſich deshalb auch im vorl. Falle bei der Stellungnahme des Kreis⸗ 


2. DurchfVO. geſtützt werden, wenn fie inner⸗ 
ſetz für ſeine Anwendung geſetzten Friſt ausge⸗ 


leiters nicht etwa um einen Akt hoheitsrechtli ; 
feine unmittelbare Einwirkung a die eiche en 
verwaltung den Ausſchluß des Rechtsweges für die mit der Kla 5 
e eee zur Folge 1 konnte. 8 

Die angefochtene Entſch., welche die Klage we be 
keit des Rechtsweges abgewieſen hat, dern baden ee 
Rechtsirrtum, der zur Aufhebung und Zurückverweiſung an das 
LArbcg. führen muß. Diejes wird nunmehr von der Zuläſſigkeit 
des Rechtsweges auszugehen und über den Klageantrag ſachlich zu 
entſcheiden haben. Dies wird eine Stellungnahme zu der von dem 
Kreisleiter ausgeſtellten Beſtätigung v. 6. Mai 1936 in der Rich⸗ 
tung erforderlich machen, ob und inwieweit die von dem Kreis⸗ 
leiter in der Beſtätigung über die politiſche Zuverläſſigkeit ge⸗ 
troffene Feſtſtellung für das ordentliche Gericht maßgebend und 
bindend iſt. Nach den Ausführungen des angefochtenen Urteils ift 
der Gedanke nicht ganz von der Hand zu weiſen, daß das LArbch. 
in Verkennung der Bedeutung der Unzuläſſigkeit des Rechtsweges 
vielleicht lediglich eine ſolche Bindung des ordentlichen Gerichts 
an die Beurteilung des Kreisleiters hat annehmen und aus dieſer 
Beurteilung die Berechtigung der friſtloſen Entlaſſung hat be⸗ 
jahen wollen. Aber auch für dieſen Fall würde der Auffaſſung des 
LArbcg. nicht beigetreten werden konnen. Die Zulaſſigkeit des 
Rechtsweges gibt dem ordentlichen Gericht nicht nur das Recht, 
ſondern auch die Pflicht, in eigener Verantwortlichkeit und in 
eigenem Urteil zu den für die Entſch. des Rechtsſtreits weſent⸗ 
lichen Fragen Stellung zu nehmen. Nach ſtändiger Rſpr. iſt darin 
auch die ſelbſtändige Beurteilung von Vorfragen, von deren Be⸗ 
antwortung die Entſch. abhängt, eingeſchloſſen, es ſei denn, daß 
die Entſch. einer ſolchen Vorfrage einer anderen Stelle obliegt, 
und deren Entſch., ſei es kraft ihrer beſonderen Natur, wie z. B. 
bei hoheitsrechtlichen Verwaltungsakten, ſei es durch ausdrückliche 
Beſtimmung, der Nachprüfung durch das Gericht entzogen iſt. 
Eine ausdrückliche Beſtimmung dieſer Art kommt hier nicht in 
Frage. Aber auch die Stellung des Kreisleiters als ſolche recht⸗ 
fertigt nicht den von dem LArbcg. gezogenen Schluß, daß ihm 
eine eigene Stellungnahme zu der Frage der politiſchen Zuver⸗ 
läſſigkeit der Kl. im vorl. Falle verſagt ſei. Der Kreisleiter ist 
als Hoheitsträger der NS DAP. für die politiſche Führung des 
Volkes in dem ihm unterſtellten Bezirke der Partei gegenüber 
verantwortlich; er hat die politiſchen Verhältniſſe innerhalb ſeines 
Kreiſes zu überwachen und nötigenfalls für Abhilfe zu ſorgen. 
Stellt er hierbei feſt, daß in einer Gemeindeverwaltung ſeines 
Kreiſes Perſonen tätig ſind, die nach ihrer politiſchen Haltung 
für die Partei untragbar ſind, ſo hat er auf deren Entfernung 
aus der Verwaltung bedacht zu ſein, wobei ihm aber, wie bereits 
ausgeführt, eine unmittelbare Einwirkung verſagt, er vielmehr 
darauf beſchränkt iſt, die Aufmerkſamkeit des Leiters der Ge⸗ 
meindeverwaltung darauf zu lenken und dieſem die Tatſachen, die 
die Notwendigkeit der Entfernung klarſtellen, zu unterbreiten oder 
aber ſich erforderlichenfalls an die Aufſichtsinſtanz zu wenden. 
Der Gemeindeverwaltung ſelbſt liegt das in eigener Verantwor⸗ 
tung zu fällende Urteil darüber ob, ob ein Angeſtellter nach 
nationalſozialiſtiſchen Grundſätzen in ſeiner Tätigkeit belaſſen wer⸗ 
den kann oder nicht. Dasſelbe trifft für das Gericht zu, wenn es 
im Rechtsſtreit darüber zu entſcheiden hat, ob die politiſche Hal⸗ 
tung eines Gemeindeangeſtellten ſeine friſtloſe Entlaſſung recht⸗ 
fertigt oder nicht. Dabei wird naturgemäß dem Urteil des Kreis 
leiters über die politiſche Haltung eines ſeiner Kreiseingeſeſſenen 
auch dann, wenn ihm nicht auf Grund beſonderer Beſtimmungen 
entſcheidende Bedeutung zukommt, ſtets eine außerordentliche Be⸗ 
deutung und Wichtigkeit beizumeſſen ſein, weil gerade bet ihm 
eine beſonders zuverläſſige Einſicht in die politiſchen Verhältniſſe 
ſeines Kreiſes Dora e werden kann. Sein Urteil entbindet 
das Gericht aber nicht von der ihm obliegenden Pflicht zur ſelb⸗ 
ſtändigen Stellungnahme und zur eigenen ſorgfältigen Tatſachen⸗ 
prüfung unter Abwägung aller für die Entſch. in Betracht kom⸗ 
menden Umſtände. Dieſe Prüfungspflicht wird namentlich dann 
von Bedeutung ſein, wenn in dem Rechtsſtreit die Unrichtigkeit 
der Tatſachen, auf die das Urteil des Kreisleiters ausdrücklich 
oder auch nur mutmaßlich geſtützt iſt, geltend gemacht und unter 
Beweis geſtellt ift. In der Nipr. (vgl. RAG 221/31 v. 14. Nov. 
1931: ArbRSlg. 13, 484; RArbG. 14, 290 = JW. 1935, 1352 18 
m. Anm.; R.: Seuff Arch. 80, 210) iſt freilich anerkannt, daß 
auch unberechtigte Vorwürfe, ſelbſt ein unberechtigter Verdacht 
ſeitens maßgebender Stellen von jo großem Gewicht ſein können, 
daß dadurch allein ein wichtiger Grund zur Entlaſſung gegeben 
ſein kann. Dieſer Geſichtspunkt, der wiederum eine tatrichterliche 
Abwägung aller für den Einzelfall in Betracht kommenden Um⸗ 
ſtände erfordert, iſt aber im angefochtenen Urteil überhaupt nicht 
erörtert, es iſt auch nicht erſichtlich, daß die Bekl. das Schreiben 
des Kreisleiters v. 6. Mai 1936 in dieſem Sinne zu verwerten 
verſucht hätte. 

Sinn und Zweck des Geſetzes zur Sicherung der Einheit von 
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Partei und Staat ſtehen der hier vertretenen Auffaſſung nicht 
entgegen. Die durch dieſes Geſetz geſicherte Einheit von Partei 
und Staat verpflichtet jeden Amtsträger in Partei und Staat, 
die von der Führung gewieſene Richtung einzuhalten. Es iſt 
deshalb ſelbſtverſtändlich, daß ein Gericht der Beurteilung der 
politiſchen Zuverläſſigkeit einer Perſon diejenigen Grundſätze zu⸗ 
grunde legt, die der Anſchauung der politiſchen Führung entſpre⸗ 
chen, und daß es insbej. bei der Prüfung der Berechtigung der 
friſtloſen Entlaſſung eines Gemeindeangeſtellten von den Grund⸗ 
lägen ausgeht, die in dem Vorſpruch zur DGemO. als Inhalt der 
Tätigkeit jeder Gemeindeverwaltung niedergelegt ſind. Keinesfalls 
iſt aber das Gericht durch das Vorliegen eines Urteils des Kreis⸗ 
leiters der ihm als Organ der Rſpr. obliegenden Aufgabe ent⸗ 
hoben, in tatrichterlicher Stellungnahme zu allen für die Beurtei⸗ 
lung des Falles in Betracht kommenden Umſtänden die eigene 
Entſch. über die Berechtigung der friſtloſen Entlaſſung zu treffen. 


(RArbG., Urt. v. 14. April 1937, RAG 284/36. — Bamberg.) 
* 


** 34. 81 Gef. über die Lohnzahlung am nationalen Feiertag 
des deutſchen Volkes v. 26. April 1934. Tarifbeſtimmungen über 
Lohnvergütung für Wochenfeiertage gehen der geſetzlichen Rege⸗ 
lung vor. Das gilt auch, wenn zum Ausgleich teilweije Mehr- 
arbeit an den übrigen Wochentagen vorgeſehen iſt. 

Die Rev. ſtützt fi) darauf, daß das Gef. v. 26. April 1934 
eine Sonderregelung darſtelle, die zwar tarifliche Beſtimmungen 
über die ee ausfallender Arbeitszeit an Wochenfeiertagen 
unberührt laſſe, aber nach Sinn und Zweck des Maifeiertages 
ausſchließe, daß die Lohnvergünſtigung durch Mehrarbeit erkauft 
werde, wie dies der § 3 Abſ. 1 des maßgebenden Tarifvertrages 
vorſehe, wenn er in Wochen mit einem Feiertag die Arbeitszeit 
auf 44 ſtatt 40 Stunden feſtſetze. Indeſſen ſteht dieſe Auffaſſung 
mit dem Wortlaut von § 1 Geſ. v. 26. April 1934 nicht im Ein⸗ 
klang. Wäre der Geſetzgeber der Meinung der Rev. geweſen, ſo 
hätte ſich das Geſetz einfach dahin förmeln laſſen, daß der auf 
einen Wochentag fallende 1. Mai unter Aufhebung aller etwa ent⸗ 
gegenſtehenden tariflichen Beſtimmungen als voller Arbeitstag zu 
bezahlen ſei. Wenn ſtatt deſſen das Geſetz gerade die Regelung 
von Tarifordnungen für Wochenfeiertage unberührt läßt und ſeine 
Vorſchrift, daß für die infolge des Maifeiertages ausfallende Ar⸗ 
beitszeit der regelmäßige Arbeitsverdienſt zu zahlen ſei, nur trifft, 
ſoweit nicht Tarifordnungen die Bezahlung 
aus fallender Arbeitszeit an Wochenfeiertagen 
vorſehen, ſo iſt damit klar zum Ausdruck gebracht, daß etwaige 
Tarifbeſtimmungen über Lohnvergütung für Wochenfeiertage auch 
auf den nationalen Maifeiertag zu beziehen ſind und der geſetz⸗ 
lichen Regelung des § 1 Geſ. v. 26. April 1934 vorgehen. Es geht 
nicht an, die Tarifvorſchrift über die Feiertagsvergütung von der 
zeitlichen Regelung der Arbeit in einer Woche mit beſonderem 
Feiertag, wie ſie im Tarif enthalten iſt, zu trennen. Vielmehr 
gehört eine Tarifbeſtimmung wie die hier ſtreitige des § 3 Abſ. 1, 
daß in Wochen mit Feiertag die Arbeitszeit ſtatt 48 insgeſamt 
44 Stunden betrage, untrennbar zu der Lohnvorſchrift (8 4), wo⸗ 
nach die Löhne Wochenlöhne ſind, ſo daß in Wochen mit Feiertag 
eben der volle Wochenlohn auf eine 44ſtündige Arbeitszeit zu 
zahlen iſt. Angeſichts dieſer tariflichen Regelung kommen Erwä⸗ 
gungen über Sinn und Zweck des Gef. v. 26. April 1934 nicht in 
Betracht. Daß die über fünf Arbeitstage hinaus zu leiſtenden 
vier Mehrſtunden etwa an dem Wochenfeiertag ſelbſt zu leiſten 
ſeien, beſagt der Tarifvertrag keineswegs, jo daß der § 3 zu der 
Bedeutung und dem Geiſte des nationalen Feiertages nicht im 
Widerſpruche ſteht. Offenbar hat der Geſetzgeber ſich für dieſen 
Tag mit der Lohnabgeltung begnügen wollen, die die Tarife für 
Wochenfeiertage vorſehen, und durch ſein Geſetz nur für den Fall 
eingegriffen, daß Tarifvorſchriften nicht beſtehen, infolge des Feier⸗ 
tages alſo der Arbeiterſchaft ein Lohntag verloren gehen würde 
(vgl. Pfundtner⸗Neubert zum RöGeſ. v. 26. April 1934, 
Arbeitsrechtskartei Maifeier II). 

(RArbch., Urt. v. 14. April 1937, RAG 259/36. — Wuppertal.) 

* 


* 35. 88 61 Abſ. 5, 64 Abſ. 3 ArbcßG.; § 538 Nr. 2 35D. 
1. Ein über den Grund vorab entſcheidendes Zwiſchenurteil 
des LArbG., das die Sache zur Verhandlung über den Betrag an 
das ArbG. zurückverweiſt, kann ausnahmsweiſe rechtsmittelfähig 


ein. 

2. Das BG. muß zurückverweiſen, wenn das angefochtene 
Urteil nur über prozeßhindernde Einreden entſchieden hat; etwa 
behelfsweiſe angeſtellte ſachliche Erörterungen der Urteilsgründe 
find als nicht vorhanden anzuſehen. 7) 

Der Kl. war Privatdienſtangeſtellter der bekl. Stadt- 
gemeinde. Mit Schreiben v. 26. Mai 1933 wurde er unter Be⸗ 
rufung auf 84 BWH. und Nr. 4 der 2. Durchf. friſtlos 


Rechtſprechung 


entlaſſen. Sein Einſpruch wurde durch Beſcheid des Kreishaupt⸗ 
manus v. 24. Nov. 1933 zurückgewieſen. Auf ſeine Beſchw. er⸗ 
öffnete ihm das SächſMd J. durch Beſcheid v. 11. Jau. 1934, daß 
die Entſch. des Kreishauptmanns endgültig und mit Rechtsmitteln 
nicht anfechtbar ſei und daß zu einem Einſchreiten von Aufſichts 
wegen kein Anlaß beſtehe. 

Auf eine Eingabe des Kl. an den Stellvertreter des Füh⸗ 
rers teilte das SächſMd J. am 4. Juli 1935 dem Kreishaupt⸗ 
mann mit, daß die Entlaſſung des Kl. nach neuen Feſtſtellungen 
nicht mehr als gerechtfertigt erachtet werden könne; der Kreis- 
hauptmann werde erſucht, die Parteien entſprechend zu be⸗ 
ſcheiden, das Erforderliche zu veranlaſſen und darüber zu be⸗ 
richten. Auf Vorſtellungen der Stadt hielt der Md J. mit 
Schreiben v. 3. Okt. 1935 an den Kreishauptmann an feiner Pfg. 
v. 4. Juli 1935 feſt und fügte an, daß wegen der augenblicklichen 
Schwierigkeiten, den Kl. wieder einzuſtellen, auf ſeine Wieder⸗ 
einſtellung zuzukommen ſei, ſobald dazu eine Möglichkeit beſtehe. 

Am 18. Dez. 1935 bot die Stadt dem Kl. au, mit ihm einen 
neuen Dienſtvertrag einzugehen und ihn für den Kanzleidienſt 
mit einer geringeren Beſoldung, als er früher erhalten hatte, 
wieder einzuſtellen. Dieſes Angebot lehnte der Kl. ab. 

Er ſieht in der Entſch. des Min. v. 4. Juli 1935 den Wider, 
ruf ſeiner Eutlaſſung und verlangt Nachzahlung feines Gehalts 
und Feſtſtellung, daß die Bekl. auch weiterhin zur Gehalts- 
zahlung verpflichtet ſei. 

Das ArbG. wies die Klage wegen Unzuläſſigkeit des Rechts⸗ 
wegs ab. Das BG. hob auf und ſtellte feſt, daß das Dienſt⸗ 
verhältnis durch die Kündigung nicht erloſchen und daß der Kl. 
berechtigt ſei, vom 1. Sept. 1933 an die volle tarifmäßige Ver⸗ 
gütung im Umfang des § 615 BGB. zu verlangen. Zur Bere 
handlung über die Höhe der Anſprüche verwies es an das ArbG. 
zurück. 

Ein über den Grund vorab entſcheidendes Zwiſchenurteil 
iſt nach der Rſpr. (RArb G. 1, 233 = JW. 1928, 15312 m. Anm.; 
2, 114 JW. 1928, 2933 in. Anm.) auf Grund der §8 61 Abſ. 5 
und 64 Abſ. 3 ArbGG. auch dann nicht ſelbſtändig anfechtbar, 
wenn es in der BerInſt. ergeht und die Sache zur Verhand- 
lung über den Betrag an das Gericht erſter Inſtanz zurück⸗ 
verweiſt. Es kaun hier dahingeſtellt bleiben, ob an dieſer Rſpr. 
trotz der im Schrifttum (Jonas 8538 Bem. XI Nr. 1) vertre⸗ 
tenen Gegeumeinung, daß ein ſolches Urteil die Inſtanz beende 
und daher die Rev. wenigſtens hiuſichtlich der Frage der Zur 
läſſigkeit der Zurückverweiſung für die Entſch. über den Betrag 
zugänglich ſei, feſtzuhalten iſt. Denn das hier vorl. BU. muß 
trotz des in ihm enthaltenen Vorbehalts der Entſch. über den 
Betrag jedenfalls als mit der Rev. anfechtbar augeſehen werden. 
In der Berufung des Kl. war Gehaltszahlung bis 31. Dez. 1935 
in beſtimmter Summe und weiter Feſtſtellung der Verpflichtung 
der Bekl. zur Gehaltszahlung für die folgende Zeit beantragt. 
Das BG. hat jedoch nicht über die beiden Anträge geſondert 
entſchieden und die Entſch. über den Zahlungsauſpruch nach 
Grund und Betrckg getrennt, ſondern hat die Entſch. über den 
Grund des Zahlungsanſpruchs und die über den Feſtſtellungs⸗ 
antrag in einen einheitlichen, nicht trennbaren Urteilsſatz dahin 
zuſammengefaßt, daß das Dienſtverhältnis durch die Kündigung 
nicht erloſchen und der Kl. berechtigt ſei, für die Zeit vom 
1. Sept. 1933 an die volle tarifmäßige Vergütung im Umfang 
des § 615 BGB. zu verlangen. Es hat damit eine den ganzen 
Streitſtoff erfaſſende einheitliche Entſch. gefällt, die gleichzeitig 
für die Zeit vom 1. Jan. 1936 ab den Streitſtoff völlig erſchöpft 
und jedenfalls inſoweit der Rev. unterliegt. Da es ſich aber um 
eine einheitliche Entſch. handelt, muß die Rechtsmittelfähigkeit 
die ganze Eutſch. ergreifen, und zwar wicht nur beſchränkt auf 
die verfahrensrechtliche Zuläſſigkeit des Urteils, ſondern aus⸗ 
gedehnt auf die ſachliche Nachprüfung. Jede andere Behandlung 
des Urteils würde zu untragbaren Ergebniſſen führen. Würde 
die Rev. auf die verfahrensrechtliche Zuläſſigkeit beſchränkt wer⸗ 
den und dieſe zu verneinen fein, Jo würde dabei der Anſpruch⸗ 
der Partei auf fachliche Eutſch. über den zur Endeutſcheidung 
reifen Feſtſtellungsanſpruch verkürzt. Würde dagegen die ſach⸗ 
liche Entſch. auf den Feſtſtellungsantrag beſchränkt und fein 
Rechtsgrund, der Fortbeſtand des Dienſtverhältniſſes des Kl., 
verneint, dagegen die ſachliche Entſch. über den Grund des Zah⸗ 
lungsanſpruchs wegen der Unzuläfiigteit der felbftändigen An⸗ 
fechtung des Grundurteils abgelehnt und inſoweit die Sache 
zurückverwieſen, jo wäre infolge der einheitlichen Entſch. des 
Bu. über den Grund des Feſtſtellungsanſpruchs und des Zah- 
lungsanſpruchs ſachlich in der Rev. auch über den letzteren ent⸗ 
ſchieden, förmlich aber dennoch eine überflüſſige und Koſten ver⸗ 
urſachende weitere Inſtanzentſcheidung hervorgerufen. 

Dieſe beſonderen Umſtände des Verfahrens des BG. 
zwingen alſo zur Zulaſſung und fachlichen Behandlung der Ren. 
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gegen das ganze Urteil. Da ſich daraus die Wirkſamkeit der Kün⸗ 
digung des Kl. und der Wegfall ſeiner Anſprüche aus dem 
b en ergibt, braucht nicht mehr unterſucht zu wer⸗ 
En der Rechtsſtreit zur Entſch. über den Betrag an die 
zwei . ic Er 5 erſte Inſtanz zurückzuverweiſen wäre. 
Hinſichtlich des ganzen Urteils war zunächſt zu prüfen, ob 
9 N 
on der erf unh en 9 und entſcheiden konnte, 
i ie Klage wegen Unzuläſſigkei 
En abgewieſen hatte. ; a 
utre fend iſt das BG. davon ausgegangen, daß über den 
Bi der Kündigung die Gerichte zu entſcheiden nn Das 
die hat in ſtändiger Rſpr. erkannt, daß der Rechtsweg für 
Ei Frage zuläſſig ſei, ob eine Eutlaſſung nach dem BWo. 
Dun worden iſt (RArbG. 17, 65 = JW. 1936, 315038). 
8 ar e muß für die Frage gelten, ob die ausgeſprochene Kün⸗ 
195 g infolge Einſpruchs an die zuſtändige Verwaltungsbehörde 
zur . oder aufgehoben worden iſt. a 
Sind. ber iſt aber die Annahme des BG,, daß es über den 
a 80 5 e ſachlich entſcheiden köunte, obwohl das 
5 Rechts über die prozeßhindernde Einrede der Zuläſſigkeit 
EN ir entſchieden hätte, weil der Tatbeſtand inſoweit 
Ene lärt und deshalb darüber eine weitere Verhand⸗ 
Ron, 70 . geweſen ſei. Der Beſchl. der VerzZivSen. 
9 588 eine a hat die Frage offengelaſſen, ob i. S. des 
Inſtanz e ere Verhandlung erforderlich iſt, wenn in erſter 
As Ye ſtändig zur Hauptſache verhandelt, daun aber wegen 
205 daß A deer abgewieſen iſt, weiſt aber darauf hin 
bann, wenn dieren diger dilpr daran festgehalten habe, daß 
pe age in erſter Inſtanz nach vollſtändiger Ver⸗ 
duc) e 22 ar wegen Mangels einer Prozeßvorausſetzung 
Hauptſache 1 5 „Prozeßurteil abgewieſen ſei, alles, was zur 
Die Urteile R getragen worden fei, damit gegenſtandslos werde 
IM. 1902, 93 A 1fl 290,0 8, 419; U 28401 v. 17. Dez. 1901: 
Nr. 1981 und Ng 2 6/30 v. 3. Juli 1931: HöchſtRüſpr. 1931 
8 SB 1 110 36/29 v. 16. Nob. 1929: ArbRfpr. 1930 Nr. 15 
und 97, 214 n N du Dal. auch die . 61, 411 
Ver, wenn er im 9915 zu dem weiteren Ergebnis, daß der 
en a iderſpruch mit dem erſten Richter den 
ee zuläſſig erachtete, ſich der ſachlichen Entſ. nicht 
Ai 25 f Prüf obwohl die Verhandlung im erſten Rechts- 
ee fung des fachlichen Klagegrundes erſtreckt habe. 
u Run Rſpr. (RG. II 113/36 v. 1. Dez. 1936: JW. 
it ſtändi 15 m Anſchluß an RG. 123, 203 — JW. 1929, 637) 
RE et feſtgehalten, daß bei Klageabweiſung durch ein 
der Urtenlsgründa bebelfsweiſe angeſtellte fachliche Erörterungen 
1 u 1 als nicht vorhanden anzuſehen ſind. Das Be⸗ 
kalen 99 Beſchleunigung der Gerichtsverfahren und Frei⸗ 
für ng e de Formgebundenheit kann die Gründe 
a: uriteveriveifung nicht entkräften. 8538 hat eine Aus⸗ 
Auftlä: on n geſchaffen. Der Umfang der noch gebotenen 
um 1 9 ann deshalb nicht entſcheidend ſein, ſondern der 
990 8. 1 daß, wie es die Motive zu 8 500 ZPO. a. F. nach 
2 795 2, 378 ausgedrückt haben, der Gegenſtand des Rechts 
Salt in zweiter Inſtanz ein anderer ſein würde als in erſter 
5 nl 925 e die Berufungsverhandlung auf die Sache aus⸗ 
Wie e 115 debe Rechtszug nicht entſchieden 
age geice, ginge dadurch die Sachentſcheidung eines 
5 ein der Ausgangspunkt des Bu., daß das ArbG. die 
pe nur verfahrensrechtlich aus der Churede der Unzuläſſig⸗ 
eit des Rechtswegs abgewieſen hätte, iſt irrig. Das Arb®. hat 
a fine Auskunft des Md. v. 2. April 1936 Bezug genommen, 
5 1 71 VO. v. 4. Juli und 3. Okt. 1935 nur ein Erſuchen an 
920 Kreishauptmann enthalten hätten, die Wiedereinſtellung des 
10 zu veranlaſſen, daß dadurch die unanfechtbar geweſene Ent⸗ 
laſſung nicht aufgehoben worden ſei und daß aus dieſen, den 
inneren Dienſtbetrieb betreffenden Verordnungen eine dritte 
Perſon keinerlei Rechte herleiten könne. Es hat daraus ent⸗ 
nommen, daß die Kündigung zu Recht beſtehe, und hat dann 
al die Nachprüfung der Entlaſſungsgründe entſprechend dem 
inwand der Bekl. mangels Zuläſſigkeit des Rechtswegs ab⸗ 
gelehnt. Folgerichtig war demnach aus dem Grund der Rechts- 
beſtändigkeit der Kündigung die Klage ſachlich abzuweiſen. Die 
gewählte Form der Abweiſung wegen Unzuläſſigkeit des Rechts⸗ 
en nicht den Gründen, die zutreffend nur in einem 
Ae e der Klage die Zuläſſigkeit des Rechtswegs ab⸗ 
ehnten. Die Entſch. hat demnach eine weitergehende Bedeutung 
als ihre Faſſung ausdrückt. Das hat das BG. verkannt, indem 
es ſich an den Wortlaut des Urteils hielt und es deshalb als 
bloße Prozeßentſcheidung anſah, während es in Wirklichkeit eine 
Sachentſcheidung war. Daher kann die Rev. mit ihrem Angriff 
aus 8538 ZPO. trotz der rechtsirrigen Auslegung dieſer Be⸗ 


ſtimmung durch das BG. aus dem Grunde des 8 563 BRD. 
keinen Erfolg haben. 

Ju der Sache iſt das BG. dem Kl. dahin beigetreten, daß 
die Entſch. des Miniſters die Kündigung mit rückwirkender Kraft 
aufgehoben habe. 

Die Ausführungen des BG. können einer ſachlichen Nach⸗ 
prüfung nicht ſtandhalten. (Wird näher dargelegt.) 

Die Rechtswirkſamkeit der Kündigung iſt durch die Ver⸗ 
ordnungen des Miniſters nicht beſeitigt worden, ſohin ſind alle 
al des Kl. aus feinem Anſtellungsvertrag er⸗ 
loſchen. > 

Weil der Klageanſpruch auf den Widerruf der Kündigung, 
alſo gerade auf die Behauptung geſtützt iſt, daß eine Maßrege⸗ 
lung im Zuſammenhang mit dem politiſchen Umbruch nicht er⸗ 
folgt ſei, ſind die Vorſchriften des Geſetzes über den Ausgleich 
bürgerlich⸗rechtlicher Anſprüche v. 13. Dez. 1984 (RG Bl. J, 1235) 
und der 1. DurchfVO. zu dem Geſ. v. 22. Febr. 1935 (AG Bl. ih, 
219) nicht anzuwenden (RArbcGh. 14, 306 [307] und 357 859 
JW. 1935, 1355 m. Anm. und 1935, 2226 57). Es handelt ſich 
nur um die reine Rechtsfrage, ob die Kündigung, gleichviel aus 
welchen Gründen fie ausgesprochen war, förmlich wieder ber 
ſeitigt war, eine Frage, die mit den Hintergründen der Kün⸗ 
digung nichts zu kun hat, nicht etwa um Erſatzanſprüche aus 
der nachträglichen Feſtſtellung der Fehlſamkeit der politiſchen 
Kündigung. a 

Auf die Rev. der Bekl. iſt das Urteil des BG. in jeinem 
ganzen Umfange aufzuheben und die Berufung des Kl. gegen 
das Urteil des Arb®. mit der Maßgabe zurückzuweiſen, daß die 
Klage als unbegründet abgewieſen wird. 


(RArb g., Urt. v. 5. Mai 1937, RAG 302/36. — Leipzig.) 


Anmerkung: Die Entſch., der ich im Ergebnis beitrete, iſt 
ein intereſſanter Beitrag zu dem ſich in immer neuen Va⸗ 
riationen wiederholenden Thema der Behandlung inkorrek⸗ 
ter Entſcheidungen. 

1. Nach 861 Abſ. 5 ArbGG. iſt im arbeitsgerichtlichen Ver⸗ 
fahren das Grundurteil nach 8 304 ZPO. nicht ſelbſtändig an⸗ 
fechtbar, es wird vielmehr wie ein Zwiſchenurteil nach § 303 
daf. a. F. behandelt. Vorliegend hat das BG,, das das Grund- 
urteil erlaſſen, die Sache für das Betragsverfahren an die 
untere Inſtanz nach 8 538 Nr. 3 ZPO. zurückverwieſen, während 
korrekterweiſe das Grundurteil als wirkliches unſelbſtändiges 
Zwiſchenurteil, d. h. unter Vorbehalt der Durchführung des Be⸗ 
tragsverfahrens in der eigenen Inſtanz, hätte ergehen muüſſen. 
Der Ausſpruch über die Abänderung des vorinſtanzlichen Urteils 
hätte demgemäß auch richtigerweiſe erſt in dem die Ber Inſt. ab⸗ 
ſchließenden Betrags⸗Endurteil erfolgen dürfen und nicht ſchon 
in dem Grundurteil. Ich habe in den Erläuterungen zu 8 538 
Ben. VIII 1 entgegen RArbch. 1, 233 und 2, 114 die Auffaſſung 
vertreten, daß man gegen ein derartiges — inkorrekterweiſe er⸗ 
gangenes — zurückverweiſendes Grundurteil die Rev. entgegen 
861 Abſ. 5 ArbGG. nach Maßgabe der allgemeinen Vorſchriften 
zulaſſen müſſe, denn das BG. hat durch dieſes ſein Urteil zum 
Ausdruck gebracht, daß es die Inſtanz als beendet anſieht. All⸗ 
gemeiner Grundſatz bei der Anfechtung inkorrekter Entſchei⸗ 
dungen muß ſein, daß, wenn das Gericht einen prozeſſual un⸗ 
richtigen Weg geht, die Parteien ihm hinſichtlich der Rechts⸗ 
miktel auf dieſem Wege mit dem Ziele der Beſeitigung dieſer 
inkorrekten Entſcheidung folgen dürfen; vgl. meine Ausführun⸗ 
gen in der Vorbem. III vor 8 511. 

Das RArbG. läßt dieſe Frage in ihrer Allgemeinheit vor⸗ 
liegend offen, bejaht aber die Zuläſſigkeit der Rev. im konkreten 
Falle deshalb, weil der Ausſpruch über den Grund des Leiſtungs⸗ 
begehrens hier mit einem endgültigen Feſtſtellungsausſpruch 
hinſichtlich des künftigen Rechtsverhältuiſſes verbunden iſt. 
M. a. W.: das RArbG. will den (ohnehin nicht eben zweck, 
mäßigen) Satz des § 61 Abſ. 5 Arb&G. von der Unzuläſſigkeit 
der ſelbſtändigen Anfechtung von Grundurteilen für den Fall 
ausſchalten, daß gleichzeitig auf Leiſtung für die Vergangenheit 
und auf Feſtſtellung für die Zukunft geklagt iſt und über den 
Grund der Leiſtungsbegehren und der Feſtſtellungsbegehren ein 
einheitlicher Ansſpruch ergeht. Daß hier die einheitliche 
Anfechtung des Ausſpruchs der gegebene Weg iſt, um eine 
höchſt mißliche Gabelung des Verfahrens zu vermeiden, liegt 
auf der Hand. Erkennt man dieſen Satz an, ſo wird man ihn 
allerdings folgerichtig ebenſo wie für die Reb. auch für die Be⸗ 
rufung gegen eine erſtinſtanzliche Verkoppelung von 
A und Feſtſtellungs⸗Endurteil gelten laſſen 
müſſen. 
Dem R ArbG. iſt ſicherlich auch darin beizutreten, daß, wenn 
man mit Rückſicht auf die untrennbare Verbindung der beiden 
Ausſprüche die Anfechtung des ganzen Urteils zuläßt, das Ziel 
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der Anfechtung auch die fachliche Nachprüfung des ge 
ſamten Urteils ſein muß und nicht etwa bezüglich der inkorrek⸗ 
ten Grund⸗Zwiſchenentſcheidung bloß deren formelle Be— 
ſeitigung. 

2. Die zweite Inkorrektheit des Verfahrens lag in der 
erſten Inſtanz. Das ArbG. war inſofern unzutreffend vor— 
gegangen, als es die Klage wegen Unzuläſſigkeit des 
Rechtsweges und nicht als ſachlich unbegründet ab- 
gewieſen hatte. Dem, was das AALBG. zu dieſem Punkte ſagt, 
iſt unbedingt zuzuſtimmen. Gegenſtand des Streites war die 
Frage, ob ein das Dienſtverhältunis löſender Kündigungs⸗ 
ausſpruch noch oder nicht mehr vorliegt — nicht etwa die Frage 
der Zuläſſigkeit der auf Grund der Berufsbeamten-Geſetzgebung 
ausgeſprochenen Kündigung. Die erſtere Frage iſt, wie in der 
Rſpr. außer Streit ſteht, der gerichtlichen Eutſch. zugänglich, 
während die Frage, ob die Vorausſetzungen für die Auwendung 
der Kündigungsmöglichkeiten der Berufsbeamten⸗Geſetzgebung 
vorgelegen haben, unſtreitig der richterlichen Nachprüfung ent⸗ 
zogen iſt. Der erſte Richter hatte die Klage abgewieſen, weil er 
den angeblichen Widerruf der Kündigung verueinte und ſomit 
den Rechtsbeſtand der Kündigung bejahte. Dies war der die 
Klageabweiſung tragende Grund, nicht der Satz, daß die Frage 
der Zuläſſigkeit der Kündigung der richterlichen Nachprüfung 
entzogen ſei. Der Sache nach war das erſtinſtanzliche Urteil ein 
ſolches, das die Klage auf Grund der dem Richter zuſtehenden 
und auch von ihm angeſtellten Prüfung ſachlich als unbegründet 
abwies — nicht ein ſolches, in dem ſich der Richter zur ſach⸗ 
ehen Entſcheidung für nicht befugt erklärte. Zutreffend hält das 
RArbGG. an dem aus guten Gründen eingeführten Satz des 
8 538 Nr. 2 ZPO. feſt: das BG. muß zurückverweiſen, wenn das 
angefochtene Urteil nur über Prozeßvorausſetzungen entſchieden 
hatte, ſelbſt wenn in den Urteilsgründen hilfsweiſe — rechtlich 
bedeutungsloſe — Erörterungen über die Sache ſelbſt angeſtellt 
ſind. Von dieſem Falle iſt aber der wohl zu unterſcheiden, daß 
das angefochtene Urteil zwar der Form nach ein Pro⸗ 
zeßurteil, feinem Inhalte nach ein Sachurteil 
war. Bei der Frage, ob das BG. bei Abänderung nach § 538 Nr. 2 
zurückzuverweiſen hat oder nicht, kann es vernünftigerweiſe nur 
darauf ankommen, wie das angefochtene Urteil — nach der Er⸗ 
kenntnis des Rechtsmittelrichters — aufzufaſſen iſt, nicht aber 
darauf, wie es der untere Richter der Form nach bezeichnet hatte. 

Min R. Dr. Jonas, Berlin. 


* 

* 36. 88 232 Abſ. 2, 233 ZPO. Verſpätete Beſcheidung auf 
ein Armenrechtsgeſuch iſt kein Grund zur Wiedereinſetzung gegen 
die Verſäumung der Rechtsmittelfriſt, wenn die Partei vor Friſt⸗ 
ablauf trotz ihrer Armut einen Anwalt beauftragt hatte. 

Der Kl. hat gegen ein Urteil, das ihm am 29. Dez. 1936 
zugeſtellt worden iſt, am 14. Jan. 1937, alſo um einen Tag ver⸗ 
ſpätet, Berufung eingelegt, nachdem bereits am 4. Jan. 1937 
ſein Geſuch um Bewilligung des Armenrechts für die BerInſt. 
eingegangen war. Durch Beſchlüſſe v. 16. Jau. 1937 hat das 
LArbG. das Armenrechtsgeſuch als ausſichtslos abgelehnt und 
die Berufung als verſpätet verworfen. Am 2. Febr. 1937 hat der 
Kl. durch ſeinen Anwalt um Wiedereinſetzung gebeten und dieſes 
Geſuch mit ſeinem bei Einlegung der Berufung noch nicht be⸗ 
ſchiedenen Armenrechtsantrag begründet. Durch Beſchlüſſe vom 
15. Febr. 1937 hat der Vorſitzende des LAG. die Wieder⸗ 
einſetzung abgelehnt und die Berufung erneut wegen verſpäteter 
Einlegung verworfen. 

Die gegen die Verſagung der Wiedereinſetzung eingelegte 
ſofortige Beſchw. ift nicht begründet. Da der Kl. nach Zuſtellung 
des Urteils unverzüglich das Armenrecht für den zweiten Rechts 
zug erbeten hatte, durfte er an ſich bis zur Beſcheidung ſeines 
ſich nicht ohne weiteres als ausſichtslos darſtellenden Geſuches 
mit Einlegung der Berufung warten, und hätte, weun er ſich 
darauf beſchränkt hätte, die Überſchreitung der Rechtsmittelfriſt 
auf einem unabwendbaren Zufall i. S. von S 233 ZPO. beruht. 
Wenn er aber vor Ablauf der Berufungsfriſt zur Einlegung des 
Rechtsmittels einen Rechtsanwalt in Anſpruch nahm, dieſer auch 
den Auftrag ausführte, und der Kl. damit zum Ausdruck brachte, 
daß fein Armenrechtsg uch ihn nicht hinderte, unabhängig von 
der Entſch. des Gerichts feine Rechte gegenüber dem erſtinſtanz 
lichen Urteil ſelbſt zu wahren, fo ſchied für die Frage der Ver 
urſachung der Friſtverſäumung das Verfahren über die Armen 
rechtserteilung aus und war lediglich zu prüfen, ob die vom 
Kl. durch ſeinen Anwalt vorgenommene Rechtsmitteleinlegung 
infolge eines außerhalb des Armenrechtsverfahrens liegen⸗ 


den unabwendbaren Zufalls verſpätet erfolgt iſt. Einen Zufall 
in dieſem Sinne hat der Kl. nicht behauptet. Es bedarf danach 
keiner Erörterung, welche Gründe für die Verzögerung der Be⸗ 
rufung vorgelegen haben. Da der Kl. ſolche nicht dargelegt hat, 
kann ein Fall des § 233 ZPO. nicht als gegeben angeſehen wer⸗ 
den (vgl. RG.: JW. 1931, 1086 5 m. Anm.). 


(RArbG., Beſchl. v. 20. März 1937, RAG B 7/37. — Berlin.) 
%* 


“= 37.8286 ZPO. Grenzen zuläſſiger Bezugnahme auf das 
Urteil voriger Inſtanz und auf die Schriftſätze in den Entſchei⸗ 
dungsgründen. 

Nach der ſtändigen Rſpr. des RG. und des RArbch. ift es 
zwar als rechtlich zuläſſig zu erachten, in den Entſcheidungsgrün⸗ 
den auf die Gründe des erſten Urteils Bezug zu nehmen, und ifl 
eine Bezugnahme auch auf Prozeßſchriften der Parteien nicht 
grundſätzlich ausgeſchloſſen. Ihre Zuläſſigkeit muß aber da Grenzen 
finden, wo durch bloße Bezugnahmen Zweifel über die tatſäch⸗ 
lichen und rechtlichen Grundlagen des Urteils und Unklarheiten 
entſtehen oder die Begründung des Urteils in ſich unverſtändlich 
wird. Das BG. hat dieſe Grenzen nicht beachtet. Mit Recht weiſt 
die Rev. darauf hin, daß die Ausführungen des BG., die Dar⸗ 
legungen der Kl. verdienten gegenüber jenen der Bekl. den Vor⸗ 
zug, nicht ausreichen könne, um die tatſächlichen und rechtlichen 
Gründe klar zu machen, aus denen das BG. den Standpunkt der 
Kl. teilt. Dazu kommt, daß infolge der Bezugnahme nicht erkenn⸗ 
bar iſt, welche Annahmen des BG. und in welchem Umfange ſie 
auf tatſächlichen Feſtſtellungen beruhen und inwieweit ie durch 
Ermittlung des rechtlichen Inhalts von Parteivereinbarungen, 
durch Auslegung von Urkunden oder auf der Grundlage der allge⸗ 
meinen Verſicherungsbedingungen der Bekl. uſw. gewonnen wor⸗ 
den ſind, ſo daß auch über den Umfang der Nachprüfbarkeit des 
Urteils durch das Rev. die notwendige Klarheit nicht zu ge⸗ 
winnen iſt. Endlich muß verlangt werden, daß den Parteien, 
ſchon damit fie zu einer den Anforderungen des Geſetzes entſpre⸗ 
chenden Begründung des etwa zu ergreifenden Rechtsmittels in 
den Stand geſetzt werden, in dem Urteil ſelbſt wenigſtens die 
weſentlichen und für die Überzeugung des Gerichts leitenden 
Gründe erſichtlich gemacht werden. Durch bloße Bezugnahmen, 
die die Parteien zwingen, ſich dieſe Gründe aus verſchiedenen 
Aktenſtücken ſelbſt zuſammenzuſuchen, wird das Urteil in ſich un⸗ 
e was einem volligen Mangel der Gründe gleichzu⸗ 
etze if 

(RArbG., Urt. v. 17. April 1937, RAG 279/86. — Berlin.) 

* 


* 38. 8 850 d 3350. Einreden gegen eine gemäß 8 850 d 
fingierte Entgeltforderung. 7) 
(RArbch., Urt. v. 20. Febr. 1937, RAG 250/36. — Königs⸗ 
berg i. Pr.) 
Abgedr. JW. 1937, 2072 #7, 


Anmerkung: Der durch die ZwVollſtrNov. von 1934 in die 
ZPO. eingefügte § 850 d gewährt dem Vollſtreckungsgläubiger, 
wenn der Schuldner feine Arbeitskraft einem Dritten unentgelt- 
lich oder gegen eine unverhältuismäßig geringe Vergütung zur 
Verfügung ſtellt, unter beſtimmten Vorausſetzungen einen unmit⸗ 
telbaren Anſpruch gegen den Dienſtleiſtungsempfänger. Das Ge⸗ 
ſetz hat die Form der Fiktion eines Vergütungsanſpruchs ge⸗ 
wählt, dergeſtalt, daß der Gläubiger dieſen fingierten Anſpruch 
pfänden, ſich überweiſen laſſen und ihn ſodann erforderlichenfalls 
im Klagewege gegen den Dienſtleiſtungsempfänger geltend machen 
muß. 

0 In Frage ſteht nun, ob der Dienſtleiſtungsempfänger gegen 
dieſen als Lohnanſpruch des Vollſtreckungsſchuldners fingierten 
Auſpruch des Vollſtreckungsgläubigers mit Gegenforderungen ge⸗ 
gen den Vollſtreckungsſchuldner in gleicher Weiſe aufrechnen 
kann, wie er es gegenüber einem gepfändeten wirklichen Lohn⸗ 
anſpruch tun kounte. 

Das RArbGg. bejaht die Frage „unbedenklich“, da „die Fik⸗ 
tion folgerichtigerweiſe dazu führen müſſe, daß die Forderung auch 
hinſichtlich der gegen ſie geltend gemachten Einreden als beſtehend 
behandelt werde“; das LArbeß. Hamburg (ArbRSamml. 29, 
LArbeg. 117) hat die Frage in eutgegengeſetztem Sinne entſchie⸗ 
den. In Übereinſtimmung mit Volkmar, der die letztere Entſch. 
daſelbſt beſprochen hat, möchte ich mich dem L ArbG. 
Hamburg auſchließen. 

Mit rein logiſchen Betrachtungen wird man ſich gegenfeitig 
wohl kaum vollends überzeugen können. Die Fiktion iſt das ge⸗ 
geſetzestechniſche beliebte Mittel, verſchiedene Dinge gleich 
zu behandeln. Darüber, wie weit man nun mit der Fiktion gehen 
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kann, d. h. wo die Gleichbehandlung aufhören und die Aner- 
ad ver Derfihiebenheit wieder I ſoll, wird man häu⸗ 
rar .e a Anſicht ſein können. Aber gerade auch bei formal⸗ 
ee etrachtung des Falles drängen ſich hier Bedenken auf. 
2 5 mit der Fittion Ernſt und behandelt den An⸗ 
* eig Bollftredungsgläubiger—Dienitleiftungs- 
DE uſpruch des Vollſtreckungsſchuldners: dann dürfte 
f een 5 ‚an der mangelnden Abtretbarkeit des Anſpruchs 
. Jie hat in der Entſch. ArbRSamml. 27, 21 
Bollftredin 15 on durchaus zutreffend — ausgeſprochen, daß der 
G1 0 ſchuldner über die fingierte Forderung nicht durch 
80005 — erfügen konne. Iſt dem aber fo, jo würde nach $ 394 
andererſeits N a Aufrechnung fein Raum fein. Faßt man 
ban Anf 4 Anſpruch, feiner Fiktion entkleidet, als unmittel- 
Aufrechnn d des Vollſtreckungsgläubigers auf, ſo würde der 
geen er Mangel der Reziprozität der Forderungen ent⸗ 
Gläubiger 115 die Gegenforderung richtet ſich nicht gegen den 
Hinzu a 0 Vollſtreckungsſchuldner. 
8 noch ein weiteres: Sinn der Aufrech i 
$ x nun 

Tügung Rn at a. a. O. mit Recht beſonders ER 11 
8. Fier wüde deren unter uten einer Gegenforde⸗ 
Aenne ch ge alte due . 9 durch die 
erkla + ‚ er wür ur ie Aufrech $- 
anspruch Sl „zollftredungsoläubiger den fingierten 47559 57 
rechtskräftigen Sa Hand ſchlagen; die Pfändung würde mit der 

hien 1 5 weiſung der Klage ins Leere fallen und die 
Firtion, die Beben in Nichts zerfließen. Jedenfalls würde die 
aer De RR ohnehin nur im Verhältnis Vollſtreckungsgläu⸗ 
Verhältnis Meiftungsenmpfänger beſtanden hatte, niemals im 
en Erdebeilender⸗Dienſtleiſtungsempfänger fortwirken 
ger mittels der 1 in wäre alfo, daß der Dienflleiſtungsem fän⸗ 
daß in ſeinem ang den Gegner abgeſchlagen hätte Dr 
mögensverſchieb Berhältnis zu dem Dienſtleiſtenden eine Ver⸗ 
derung e gr dens eingetreten wäre, er hätte vielmehr feine For⸗ 
Pers behalten dienſtleiſtenden Hausſohn oder Ehegatten un⸗ 
8 8504 ih d en und würde bei einer erneuten Pfändung nach 
derum mit der Aufrechnung aftvedungsgläubiger gegenüber wie⸗ 
alſo ſich vollends Picberhofen item können. Das Spiel würde 


Ser kibri hinüber zu der praktiſchen Seite der Sache. 
der Unıftand zu 5 jſtematiſch logiſchen Erwägungen ſcheint mir 
gerichtlichen Auf; viegen, daß vom Standpunkt der reichsarbeits⸗ 
Bresche del 15 aſſung in den Geltungsbereich des & 850 d eine 
Frage elle ar are, die ſeinen Wert zu einem guten Teil in 
ee In recht vielen Fällen wird der Anlaß dazu, daß 
N bel ber fen dect die der in $ 850 d ge⸗ 
iſt und gewiſſ gibt, eben der ſein, daß er dem anderen verpflichtet 
wird, wenn . nahen Schulden abarbeiten will. Oder umgekehrt 
Bene en Hausſohn wirklich aus ideellen Gründen im 
bänz a ee unentgeltlich arbeitet und ſchafft, der Vater 
Sg al nehmen, dem Sohn dieſe oder jene Zuwen⸗ 
une ee denke an die Anſchaffung eines Motorrades 
als Darlehen aufgssoagegebener Zeit nur gar zu leicht glaubhaft 
würde die Taſſache der werden könnte. In allen dieſen Fällen 
Vollſtreckungszugriff er Gegenſchuld praktiſch genügen, um den 
erung doi Velen? $ 850 d auszuſchließen und dieſe Blok⸗ 
e Men 8 auf unbegrenzte Zeit beſtehen, da eine 
ſicht auf 91 * huld zumal zwiſchen Verwandten und mit Rück⸗ 
Wil ze Unentgeltlichkeit der Dienſtleiſtung unter den ob- 
7 — ofen kaum je vorkommen wird. 

feiner Auffa rbO. iſt ſich offenbar dieſer bedenklichen Konſequenz 
Aufrechn Allan auch bewußt: es weiſt darauf hin, daß u. U. der 
ihre Gelten 9 Einrede der Argliſt gegenüber ſtehe, wenn ſich 
dieſer Fa nr erden als ſtttenwidrig darſtelle. Wann iſt aber 
an & eben? M. E. kann von einer argliſtigen Aufrech⸗ 
0 alt nur dann geſprochen werden, wenn die Gegen⸗ 
Dienſtleif eroltftig, d. h. in der Abſicht geſchaffen (bzw. auf den 
in den ihnen ferger übertragen) iſt, um ſie zur Blockierung 
r 5. Sinne zu verwenden. Derartige Fälle wer⸗ 
liches a ſelten fein. Wenn ſich jemand in ein unentgelt⸗ 
10 ge ER DE der in Rede ſtehenden Art begibt, 
haben 5 ef ich ſchon dargelegt, ſeinen Grund zumeiſt darin 
u ee N 9 ſachlich um ein Abtragen von Schulden handelt, 
Ba} er 115 31 umgekehrten, oben als Beiſpiel angeführten 
den Sohn ei 2. dem in ſeinem Betrieb unentgeltlich arbeiten⸗ 
Geld gibt sur RE, Wagens od. dgl. darlehensweiſe 
e würde man bei der demnächſtigen Aufrechnung von 
zargliſtigen Verhalten wohl ſchwerlich ſprechen können! — 

des * 4 8 Aufrechnung ſcheint mir nach alledem in den Fallen 
daß es 5 ein Raum zu fein. Damit ſoll aber nicht geſagt ſein 
8 em verklagten Dienſtleiſtungsempfänger ſchlechthin ver⸗ 


ſagt fein ſolle, ſich einredeweiſe auf die Gegenforderung gegen den 


Dienſtleiſtenden zu berufen. § 850 d beſtimmt, daß bei Bemeſſung 
der Höhe des von dem Vollſtreckungsgläubiger geltend gemachten 
Anſpruch — d. h. der fingierten Vergütung — alle Umſtande 
des F alles zu prüfen ſeien. Darunter fällt auch Vorhan⸗ 
denſein, Art und Höhe von Gegenforderungen. Das Prozeßgericht 
würde alſo m. E. ſehr wohl in der Lage fein, die Klage aus $ 850 d 
in vollem Umfange mit der Begründung abzuweiſen, der Vater 
habe ſeinem Sohn früher derartig hohe Zuwendungen gemacht, daß 
eine unentgeltliche Dienſtleiſtung als Gegengabe der Sachlage ent⸗ 
ſpräche; ebenſo konnte das Gericht darauf abkommen, dem klagen⸗ 
den Vollſtreckungsgläubiger nur einen kleineren Betrag zuzuſpre⸗ 
chen, weil eine Quote der an ſich als angemeſſen einzuſetzenden fin⸗ 
gierten Vergütung dem Dienſtleiſtungsempfänger zur allmählichen 
Abgeltung der Gegenforderung belajjen bleiben muſſe. Wenn in 
dieſer Weiſe Gegenforderungen berückſichtigt werden, ſo ſcheint mir 
das ſowohl angemeſſen wie auch ausreichend. Weiter mochte ich aber 
keinesfalls gehen. ; 

Ich möchte hoffen, daß die vorl. Entſch. noch nicht das letzte 
Wort iſt, das das RArb®. in dieſer Frage geſprochen hat. 
Min R. Dr. Jonas, Berlin. 
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39. 815 Ziff. 1 EinkStG. 1934. Abgeſehen von den Fällen, 
in denen ein Gewerbebetrieb oder der ſelbſtändige Teil eines 
ſolchen innerhalb eines vom Verpächter ſelbſt noch unterhalte⸗ 
nen Gewerbebetriebs verpachtet wird, wird die Vermietung 
oder Verpachtung nur dann als laufende gewerbliche Betätigung 
des Eigentümers aufgefaßt werden können, wenn die Tätigkeit 
des Vermieters oder Verpächters während der Vertragsdauer 
über das bloße Vermieten oder Verpachten hinausgeht und eine 
laufende Verwaltungsarbeit von ſolchem Ausmaß darſtellt, daß 
ſie als gewerbliche Tätigkeit erſcheint. f) 

Der Beſchwß§. bewirtſchaftet ein landwirtſchaftliches Gut 
und iſt außerdem Eigentümer von Kiesgruben und eines Schot⸗ 
terwerkes, die zuſammen mit Ausbeuteberechtigungen auf frem⸗ 
dem Grund und Boden an die Firma A. GmbH. verpachtet 
find. Der BeſchwF. ſelbſt iſt an der GmbH. mit 10 000 RAM 
beteiligt und außerdem einer der beiden Geſchäftsführer. In 
ſeiner Einkommenſteuererklärung für 1934 gab er als Einkünfte 
aus Verpachtung 19129 N, an, die aus einer Pachtſumme 
von 62 000 %% durch Abzug von 42 870 && als Abſetzungen 
für Abnutzung und Subſtanzverringerung und ſonſtige Wer⸗ 
bungskoſten berechnet waren. Unter den Abſetzungen ſind auch 
erhöhte Abſetzungen für kurzlebige Wirtſchaftsgüter und ein 
Verluſt aus Autoverkauf von 744 RM enthalten. Streitig iſt, 
ob der BeſchwF. die erhöhten Abſetzungen für kurzlebige Wirt⸗ 
ſchaftsgüter vornehmen und den Verluſt aus dem Autoverkauf 
abſetzen kann. Der Beſchw§ . berief ſich auf ein Urteil des Be⸗ 
wertungsſenates des RFH., in welchem das an die GmbH. ver⸗ 
pachtete Betriebsvermögen als gewerbliches Betriebsvermögen 
anerkannt worden war, und auf die Rſpr. des 6. Sen., wonach 
die Verpachtung eines Gewerbebetriebs im ganzen nicht die 
Aufgabe des Gewerbebetriebes bedeute, ſondern ſeine Weiter⸗ 
führung unter veränderten Umſtänden. Die Vorbehörden lehn⸗ 
ten die Anträge des Beſchw§. ab. Nach Auffaſſung des Finder. 
iſt der Beſchw§. hinſichtlich des verpachteten Betriebes nicht als 
buchführender Gewerbetreibender i. S. des § 6 Ziff. 1 Satz 4 
EintStG. 1934 anzuſehen. Die Beurteilung bei der Vermögen⸗ 
ſteuer gelte nicht ohne weiteres für die Einkommenſteuer. Bei 
den Entſch. des RFH. zur Einkommenſteuer habe es ſich aus⸗ 
ſchließlich um die Frage gehandelt, ob ein Veräußerungsgewinn 
nach § 30 EinkStG. 1925 beſteuert werden dürfe oder nicht. 
Der Beſchw§. habe auch von vornherein die aus der Ver⸗ 
pachtung gezogenen Einkünfte ſteuerlich als Einkünfte aus Ver⸗ 
mietung und Verpachtung behandelt. Nicht er, ſondern die 
Gmbh. ſei der Betriebsunternehmer, bei der er lediglich neben 
einer weiteren Perſon die Tätigkeit eines geſchäftlichen Ver⸗ 
treters ausübe. Überdies ſei in Ermangelung einer geiverb- 
lichen Bilanzierung für die Aufſtellung des vorgeſchriebenen 
Sonderkontos kurzlebiger Wirtſchaftsgüter kein Raum geweſen. 
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Auch könne dem Beſchwß. nicht zugebilligt werden, ſich je nach 
ſeinem ſteuerlichen Vorteil einmal als Gewerbetreibender hin⸗ 
zuſtellen und das andere Mal, etwa wenn es ſich um die Ent⸗ 
richtung der Gewerbeſteuer handelt, alle Verpflichtungen auf 
die GmbH. abzuwälzen. Aus dem gleichen Grunde ſei auch der 
geltend gemachte Verluſt bei den Einkünften aus Verpachtung 
zu Unrecht abgezogen worden. 

Der BeſchwF. macht insbeſ. geltend, er habe auch noch 
nach 1923 Aufwendungen auf die Pachtſachen gemacht. Die 
Gmbh. ſei nur die äußere Form, in der er ſeinen bisherigen 
Gewerbebetrieb ausübe. Er führe über das geſamte verpachtete 
Unternehmen Bücher, in denen auch ein Konto für kurzlebige 
Wirtſchaftsgüter eingerichtet ſei. Gegenüber den Ausführungen 
des FinGer. zur Gemerbajteuer wird geltend gemacht, daß nach 
den für Preußen maßgebenden Beſtimmungen die Verpachtung 
eines Gewerbebetriebs nicht ſteuerpflichtig ſei, ohne Rückſicht 
darauf, wie die Einkünfte aus Verpachtung nach dem REink— 
StG. behandelt würden. 

Die RBeſchw. iſt begründet. 

Die Ausführungen des Finder. treffen inſofern zu, als 
die bisherige Rſpr. des erk. Sen. über den Fortbeſtand eines 
Gewerbebetriebes bei Verpachtung ſich in erſter Linie auf die 
Frage bezog, ob in der Verpachtung eines ganzen Gewerbe⸗ 
betriebes die Aufgabe des Betriebes i. S. des § 30 Abſ. 4 Eink⸗ 
StG. 1925 zu erblicken iſt. Die Verpachtung des ganzen Ge⸗ 
werbebetriebes bedeutet regelmäßig noch nicht die Aufgabe des 
Betriebes, die i. S. der genannten Vorſchrift der Veräußerung 
der weſentlichen Grundlagen des Betriebes gleichzuerachten 
wäre (vgl. z. B. Entſch. des Ri., VIA 2239/30 v. 9. Dez. 1931: 
RStBl. 1932, 625; StW. 1932 Nr. 628). Wenn in dieſem Falle 
nur ein Ruhen des Betriebes bis zu ſeiner Wiederaufnahme 
oder ſeiner Veräußerung angenommen wurde, ſo wurde aus 
dieſer Beurteilung im Gegenſatz zur Vorentſcheidung auch 
weiter gefolgert, daß der Eigentümer des verpachteten Be⸗ 
triebes trotz des beſtehenden Pachtverhältniſſes weiterhin als 
Gewerbetreibender und auch feine Pachteinnahmen als im Rah⸗ 
men dieſes Gewerbebetriebes erzielt zu behandeln ſeien (vgl. 
Entſch. des RFH., VI A 1634/32 v. 13. Dez. 1933: StW. 1934 
Nr. 86). Vom Finder. und auch vom BeſchwF. wurde darauf 
hingewieſen, daß der BeſchwF. nur für die Zwecke der Ein⸗ 
kommenſteuer, nicht aber für die Gewerbeſteuer, als Gewerbe⸗ 
treibender behandelt werden wollte. Eine unterſchiedliche Be⸗ 
handlung desſelben Betriebes für beide Steuerarten war nach 
dem bisherigen Rechtszuſtand möglich, ſie erſcheint aber für 
die künftige Anwendung des GewStG. v. 1. Dez. 1986 (RGBl. 
I, 979; RStBl. 1936, 1149) ausgeſchloſſen. Nach 8 2 Abſ. 1 
a. a. O. unterliegt der Gewerbeſteuer jeder ſtehende Gewerbe⸗ 
betrieb, ſoweit er im Inland betrieben wird. Unter Gewerbe⸗ 
betrieb iſt ein gewerbliches Unternehmen i. S. des EinkStG. 
zu verſtehen“ (Satz 2 a. a. O). Daraus, daß das GewStG. die 
Steuerpflicht an das Vorliegen eines gewerblichen Unterneh⸗ 
mens i. S. des EinkStG. 1934 knüpft, folgt, daß das Beſtehen 
eines Gewerbebetriebes künftig für Einkommenſteuer und Ge⸗ 
werbeſteuer nach den gleichen Grundſätzen zu beurteilen iſt. 
Wenn demnach in der Verpachtung eines Unternehmens ein⸗ 
kommenſteuerrechtlich eine gewerbliche Betätigung geſehen wird, 
ſo iſt dieſe Beurteilung auch für die Gewerbeſteuer maßgebend. 


Es erſcheint deshalb geboten, die Merkmale, nach denen in der 


Verpachtung eines Gewerbebetriebs im ganzen durch eine 
natürliche Perſon (nicht durch eine Perſonengeſellſchaft) noch 
die Fortführung eines ſtehenden Gewerbebetriebs zu erblicken 
ift, genauer feſtzulegen. Abgeſehen von den Fällen, in denen 
ein Gewerbebetrieb oder der ſelbſtändige Teil eines ſolchen 
innerhalb eines vom Verpächter ſelbſt noch unterhaltenen Ge⸗ 
werbebetriebs verpachtet wird, wird die Vermietung oder Ver⸗ 
pachtung nur dann als laufende gewerbliche Betätigung des 
Eigentümers aufgefaßt werden können, wenn die Tätigkeit des 
Vermieters oder Verpächters während der Vertragsdauer über 
das bloße Vermieten oder Verpachten hinausgeht und eine lau 
fende Verwaltungsarbeit von ſolchem Ausmaße darſtellt, daß 
ſie als gewerbliche Tätigkeit erſcheint. Eine derartige laufende 
Verwaltungstätigkeit wird insbeſ. regelmäßig bei Vermietung 
von Kontorhäuſern oder auch bei Verpachtung eines ganzen Be⸗ 


triebsvermögens einſchließlich Betriebsgebäuden, Maſchinen und 
Anlagen erforderlich ſein. Dies gilt im letzteren Falle vor allem 
dann, wenn der Verpächter die laufende Inſtandhaltung und 
Erneuerung der verpachteten Gegenſtände vertraglich übernom⸗ 
men hat. Ein Anhaltspunkt für das Beſtehen eines Gewerbe⸗ 
betriebes bei Verpachtung des ganzen Betriebs wird auch darin 
zu erblicken ſein, daß neben dem Vorliegen der geforderten 
Vorausſetzungen der Vermieter oder Verpächter auch nach außen 
als Gewerbetreibender oder Kaufmann auftritt und als ſolcher 
ſeine kaufmänniſchen Bücher fortführt. Iſt hiernach die Ver⸗ 
pachtung eines Gewerbebetriebs noch als laufender Gewerbe⸗ 
betrieb des Eigentümers anzuſehen, dann ſind die aus der Ver⸗ 
pachtung gezogenen Einkünfte des Verpächters einkommen⸗ 
ſteuerrechtlich nach den für die gewerblichen Einkünfte gelten⸗ 
den Vorſchriften zu ermitteln (8 2 Abſ. 4 Ziff. 1, 88 4 ff. Eink⸗ 
StG. 1934). Wenn ſich dagegen die Tätigkeit des Vermieters 
oder Verpächters darauf beſchränkt, dem Mieter oder Pächter 
den Gebrauch oder die Nutzung der Miet- oder Pachtſache ein- 
ſchließlich etwaiger Neuanſchaffungen zu überlaſſen und den 
Pachtzins einzuheben oder wenn auch daneben noch eine gering: 
fügige oder nur gelegentliche Verwaltungstätigkeit entfaltet 
wird, dann kann in der Vermietung oder Verpachtung keine 
laufende gewerbliche Tätigkeit erblickt werden. In dieſem Fall 
hat das Ruhen des Gewerbebetriebs, das nach der oben ange: 
führten Rſpr. regelmäßig nicht die Aufgabe des Betriebs i. S 
des § 30 Abſ. 3 EintSt®. 1925 oder $ 16 Abſ. 3 EinkStG. 1934 
bedeutet, auch das Ruhen jeder laufenden gewerblichen Tätig: 
keit und damit das Ruhen gewerblicher Einkünfte i. S. des 
EinkStG. zur Folge. Die Pachteinkünfte ſind dann als Ein⸗ 
künfte aus Vermietung und Verpachtung i. S. des § 21 Eink⸗ 
StG. 1934 nach dem Überſchuß der Einnahmen über die Wer 
bungskoſten zu ermitteln ($ 2 Abſ. 4 Ziff. 2 EinkStG. 1934). 
Die Vorentſcheidung war deshalb aufzuheben und die nicht 
ſpruchreife Sache an das Fincher. zurückzuverweiſen, damit die⸗ 
ſes nach vorſtehenden Grundſätzen prüft, ob der Beſchw. hin 
ſichtlich des verpachteten Gewerbebtriebes noch als Gewerbe— 
treibender anzuerkennen iſt. Trifft dies zu, dann iſt der Verluſt 
aus dem Autoverkauf abzugsfähig und die erhöhten Abſetzun⸗ 
gen für kurzlebige Wirtſchaftsgüter ſind zuzulaſſen, wenn die 
formellen Vorausſetzungen dafür erfüllt ſind. 
(RFH., 6. Sen., Urt. v. 24. März 1937, VI A 495/36.) 


Anmerkung: Die Entſch bietet ein lehrreiches Beiſpiel da⸗ 
für, wie unter Umſtänden durch den Streit über einen ziffern⸗ 
mäßig geringen Nebenpunkt außerordentlich weittragende Aus⸗ 
wirkungen herbeigeführt werden können. Der BeſchwF. wird 
vielleicht erreichen, daß ihm der Abzug der Abſetzungen für 
kurzlebige Wirtſchaftsgüter und des Verluſtes aus dem Auto⸗ 
verkauf für ein Jahr geſtattet wird, er tauſcht aber dafür den 
Nachteil ein, daß er nunmehr unter Umſtänden für die ganze 
Zukunft gewerbeſteuerpflichtig wird. 

Über die Bedeutung dieſes Einzelfalles geht die Entſch. 
deshalb weſentlich hinaus, weil ſie: 

1. ſchlechthin für die Zukunft das Beſtehen eines Gewerbe⸗ 
betriebes für die Einkommenſteuer und für die Gewerbe⸗ 
ſteuer nach genau den gleichen Grundſätzen beurteilt und 
weil ſie 

2. dafür Grundſätze für den ſehr wichtigen Fall der Ver⸗ 
pachtung eines Gewerbebetriebes aufitellt. 

Es liegt auf der Hand, daß es ſich hier zunächſt einmal 
um eine erſte Feſtlegung dieſer Grundſätze handelt, die im ein, 
199 durch die künftige Rſpr. noch weiter ausgebaut werden 
müſſen. 


Die jetzt aufgeſtellten Grundſätze laſſen ſich auf folgende 
Formeln bringen: 

J. Verpachtung innerhalb eines weiter beſtehenden Ge: 

werbebetriebes iſt ſtets Beſtandteil dieſes Gewerbebetriebes. 


II. Verpachtung des ganzen Gewerbebetriebes: 
Die ſteuerliche Behandlung hängt von der Art der Tätig⸗ 
keit des Vermieters oder Verpächters ab. 
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15 Handelt es ſich um eine geringfügige oder nur ge- 
legentliche Verwaltungstätigkeit, jo liegt kein Ge⸗ 
werbebetrieb vor. 


2. Bei einer laufenden Verwaltungsarbeit liegt ein Ge⸗ 
werbetrieb vor. 


Für die außerordentlich wichtige Frage, was 1 iner 
laufenden Verwaltungsarbeit 175 e n ach ge⸗ 
W oder nur gelegentlichen Verwaltungstätigkeit zu 
5 hen iſt, werden gewiſſe Richtlinien gegeben. Danach liegt 

te gewerbeſteuerpflichtige laufende Verwaltungsarbeit vor: 


a) regelmäßig bei Vermietung von Kontorhäuſern, 


b) bei Verpachtung eines ganzen Betriebsvermögens, ins⸗ 
beſ. dann, wenn f 


aa) der Verpächter die Inſtandhaltung und Erneuerung 
N übernommen hat, 
un 


bb) wenn er nach außen als Kaufu i 
er 1 aße tann auftrit d 
kaufmänniſche Bücher weiterführt. e 


Selbſtverſtändlich wird es ſtets Zwei ü 
2 - weifelsfälle und Grenz⸗ 
dag e ee e dend den eng 
etung ontoren in Kontorhäuſern ſtets ei 
werbetätigkeit darſtellt. Hierbei wird in vi we 
8 3 in vielen Fällen dar⸗ 
auf ankommen ob z. B. ein a + 8 
5 5 ' B. > t, ein Fahrſtuhlfü 
ein Heizer von dem Vermieter en i FR 
eſtell i i 
Kosten des Fahrſtuhls, der Heizung 91 90 8 


a a Ka e Bücher wird vom 
h 2 8 ö er Linie erwähnt, und iſt be⸗ 
In et hinzuweiſen, daß dieſe Buchführung 5 

erbeſteuerpflicht auslöſt, wenn daneben auch die ſon⸗ 


ſtigen Vorausſetzun | 
ft gen einer gewerbli ätig- 
keit des Vermieters gegeben find, tieren 


N prlgnch, ft mir die eingehende Beſprechung der Entſch. 
ee r in StW. 560 ff. bekannt geworden. Auf die von 
gemachten Bedenken ſei an dieſer Stelle hingewieſen. 


RA. Dr. Delbrück, Stettin. 
* 


* 40. 88 16 Abſ. 2, 19 EinkstG. 1925 gi 
„x 40. | 25 & + 887 Abſ. 1, 6 Ziff. 1 
en fine 1934. Die Abſetzungen für techniſche und 
wer ee Abnutzung find Aufwandsverteilungen auf meh: 
te Wirtſchaftsjahre; ihre Höhe iſt nicht etwa durch den je⸗ 
weiligen Teilwert nach unten begrenzt. +) 


Das Fincher. hat eine raſchere Abſchreibung fü 

e ei r Abnutzun 
en en abgelehnt; es meint, der ee ie Er 
5 igen teuerjahre bis über die Grenze ſeiner Leiſtungs⸗ 
he een worden. Das wäre nicht möglich geweſen, 
Ber 2 d aſchinen nicht mehr voll leiſtungsfähig geweſen 
W as Finder. verkennt dabei den Begriff der Abſetzung 
5 in techniſcher und wirtſchaftlicher Abnutzung. Das Gebot 
ar bſetzung für Abnutzung i. S. des 8 16 Abſ. 2 
EinkStch. 1925, $7 EintSt®. 1934 bedeutet grundſätzlich weder 
die Feſtſtellung eines Verluſtes an der Subſtanz eines Wirt⸗ 
ſchaftsguts noch die Ermittlung des Minderwerts eines Wirt⸗ 
En für ben Betrieb, ſondern gibt einen Grundſatz ord- 
5 5 n Buchführung wieder. Dieſer beſagt: Der in einem 
0 1 1 irtſchaftsabſchnitt im Betrieb erfolgte Aufwand auf 
Nag ef 15 Wirtſchaftsgut darf, wenn der Zeitraum der 
1 9 5 ieſes Wirtſchaftsguts ſich über ſpätere Wirtſchafts⸗ 
7 ie 1 nicht im Wirtſchaftsabſchnitt des Aufwands 
> etriebsausgabe abgezogen werden, ſondern muß auf die 
irtſchaftsabſchnitte der für dieſen Betrieb gewöhnlichen Nut⸗ 
Ae daner verteilt werden. Dazu aktiviert der Kaufmann die 
e een im Jahr des Aufwandes und ſetzt in den 
u Wirtſchaftsabſchnitten der Nutzungsdauer an dieſem 
ie um allmählich ab. Es mag ſein, daß hiermit der techniſch⸗ 
b . Verzehr vielfach gleichläuft; von Bedeutung iſt 
18 a able nicht. Ebenſo ift es im allgemeinen be- 
12 für dieſe Frage, wie ſich der Teilwert des Wirtſchafts 
guts im Betrieb entwickelt; die einzelnen Abſetzungen für Ab- 


nutzung ſind nicht etwa durch den jeweiligen Teilwert nach 
unten begrenzt, wie anſcheinend das FinGer. meint. Es kommt 
alſo nur darauf an, wie lange die Maſchinen nach dem Stand 
am Ende des Wirtſchaftsabſchnitts vermutlich noch nutzbringend 
zu verwenden ſein werden. Gerade wenn der Betrieb im Jahre 
1932 faſt über die Grenzen ſeiner Leiſtungsfähigkeit hinaus 
ausgenutzt worden iſt, muß nach allen wirtſchaftlichen Erfah⸗ 
rungen als möglich angenommen werden, daß auch die Maſchi⸗ 
nen ſtark oder ſogar übermäßig beanſprucht worden ſind Es 
durfte in dieſem Fall der BeſchwF. als Kaufmann mit der Mög⸗ 
lichkeit rechnen, daß gerade deshalb die Maſchinen eines Tages, 
mehr oder minder plötzlich, für ihren Betrieb unbrauchbar ſein 
würden, daß alſo ihre vorausſichtliche Reſtnutzungsdauer im Be⸗ 
trieb nicht mehr fo lang iſt, wie wenn fie nur weniger ſtark he- 
nutzt würden. Es iſt alſo nicht ausgeſchloſſen, daß gerade durch 
die ſtarke Beanſpruchung der Maſchinen die Nutzungsdauer ver⸗ 
kürzt wird und daher eine höhere Abſetzung angebracht iſt. Das 
hat das FinGer. verkannt. 


Weiterhin aber meint das FinGer., die Abſetzung ſei auch 
deshalb unzuläſſig, weil in der Folge die Maſchinen (vorzeitig) 
durch neue Maſchinen erſetzt worden ſeien. Es fragt ſich, ab 
das Fincher. hierbei nicht auch den Begriff der wirtſchaft⸗ 
lichen Abnutzung überſehen hat. Eine wirtſchaftliche Ab⸗ 
nutzung kann, ausnahmslos in Abweichung von der techniſchen 
Abnutzung, dann eintreten, wenn ſich herausſtellt — oder vor⸗ 
auseuſehen iſt — daß die alten Maſchinen, wenngleich fie noch 
techniſch arbeitsfähig wären, doch wirtſchaftlich verbraucht ſind, 
d. h. in dieſem Betrieb nicht mehr nutzbringend ver⸗ 
wendbar ſind oder ſein werden. Bis zu dem Zeitpunkt, wo die⸗ 
ſes Ereignis der Nichtmehrverwendbarkeit in dieſem Betrieb 
vorausſichtlich eintreten wird, darf gegebenenfalls nach kauf⸗ 
männiſchen Grundſätzen der Aufwand auf die alten Maſchinen 
abgeſetzt werden, ſoweit nicht ein Weiterverkaufswert der alten 
Maſchinen — die vielleicht in anderen Betrieben noch verwend⸗ 
bar ſind — übrig bleibt oder mit einem ſolchen zu rechnen ſein 
wird. Der Beſchw. hat ſtets geltend gemacht, gerade der Ruf 
und die Leiſtungsfähigkeit ſeiner Mühle erfordere eine dauernde 
neuzeitliche Einrichtung, die dem ſchärfſten Wettbewerb min⸗ 
deſtens ebenbürtig ſei; er müſſe deshalb die Betriebsanlage fort⸗ 
während auf den neueſten Stand bringen, insbeſ immer wie⸗ 
der die neuzeitlichſten Maſchinen anſchaffen. Mit Recht weiſt 
die RBeſchw. darauf hin, daß in einem ſolchen Falle die dadurch 
bedingte kürzere Gebrauchsdauer der alten Maſchinen eine 
raſchere Abſetzung rechtfertigen kann, ohne daß es ſich um eine 
unzuläſſige Erneuerungsrücklage handeln würde. Erſt im Zeit⸗ 
punkt der vollen Abſetzung bis zum Verkaufs- oder Schrottwert 
wird ſich der Abſetzungsreſtwert wieder mit dem alten Teilwert 
decken. Im übrigen iſt auch für die Abſetzung wegen wirtſchaft⸗ 
licher Abnutzung der jeweilige Teilwert des Gegenſtands an 
ſich bedeutungslos; es mag im Ergebnis manchmal vorkommen, 
daß infolge des Unterſchieds (wenn der Buchwert infolge rich⸗ 
tiger Abſetzungen geringer iſt als der Teilwert) gewiſſe ſtille 
Rücklagen entſtehen; dies muß aber bei der Buchungsweiſe der 
Abſetzungen für Abnutzung in den Kauf genommen werden. 
Bei richtiger Abſetzung wird im gutgehenden Betrieb das Geld 
für Wiederbeſchaffung regelmäßig vorhanden ſein; andererſeits 
wird das Ergebnis der Abſetzung für Abnutzung bei betriebs- 
wirtſchaftlich richtiger Betrachtungsweiſe meiſtens dem Teilwert 
entſprechen. 


Die Zulaſſung einer ſolchen wirtſchaftlichen Abnutzung ſetzt 
aber voraus, daß es ſich um betriebswirtſchaftlich klare, ob⸗ 
jektiv nachprüfbare Verhältniſſe handelt, und nicht bloß um 
eine vorſichtige oder gar übervorſichtige Bilanzpolitik, z. B. um 
die Schaffung ſtiller Erneuerungsrücklagen. 


(RFH., 6. Sen., Urt. v. 28. April 1937, VI A 142/37.) 


Anmerkung: 1. Die Entf. bringt einen intereſſanten Bei ⸗ 
trag zur Lehre von der ſteuerlichen Abſchreibung. Erneut rückt 
der RF. bei dieſen Fragen die betriebswirtſchaftliche Betrach⸗ 
tungsweiſe in den Vordergrund. 

2. Grundlegend beſtimmt § 7 Abf. 1 EintSt®.: „Bei Ge⸗ 
bäuden und ſonſtigen Wirtſchaftsgütern, deren Verwendung oder 
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Nutzung durch den Stpfl. zur Erzielung von Einkünften ſich 
erfahrungsgemäß auf einen Zeitraum von mehr als ein Jahr 
erſtreckt, kann jeweils für ein Jahr der Teil der Anſchaffungs⸗ 
oder Herſtellungskoſten abgeſetzt werden, der bei Verteilung die⸗ 
ſer Koſten auf die Geſamtdauer der Verwendung oder Nutzung 
auf ein Jahr entfällt (auch Abſetzung für Abnutzung). Die Ab⸗ 
ſetzung bemißt ſich hierbei nach der betriebsgewöhnlichen Nut⸗ 
zungsdauer des Wirtſchaftsgutes. Abſetzungen für außergewöhn⸗ 
liche techniſche oder wirtſchaftliche Abnutzung ſind zuläſſig.“ 

Das Höchſtmaß der Abſetzungen wird alſo begrenzt durch 
die Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten. Soweit über dieſe 
Koſten hinaus Rücklagen für Neuanſchaffungen (Erſatz) gemacht 
werden, ſind ſie nicht abzugsfähig. 

Während der Kaufmann unter Abſchreibungen ſowohl Ab⸗ 
ſetzungen für Abnutzung als auch Abſchreibungen für Minde⸗ 
rung des Teilwertes verſteht, kennt das EinkStG. nur den Be⸗ 
griff der Abſetzung ($7), läßt jedoch auch die Abſchreibung auf 
den Teilwert ($ 6) zu (jo Blüm ich, EinfSt®,., 2. Aufl., Anm. 2 
zu 8 71; vgl. im übrigen auch Meg ow, Handbuch des Steuer- 
rechts für den Rechtsanwalt und Notar, S. 141). 

Da die Steuerbilanz eine abgeleitete Handelsbilanz iſt, 

muß auch die in der Handelsbilanz für die Abſetzungen zu— 
grunde gelegte Nutzungsdauer für die Steuerbilanz verwendet 
werden. 
2. Der RFS. ſtellt deutlich die Zuläſſigkeit der Abſetzungen 
für wirtſchaftliche Abnutzung heraus. Abſetzungen für wirtſchaft— 
liche Abnutzung find nach ausdrücklicher Vorſchrift des § 7 Abſ. 1 
EinkStG. zuläſſig. Entſcheidend für die Betrachtung der wirt⸗ 
ſchaftlichen Abſetzung iſt die Frage, wie lange die Anlage für 
den Betrieb einen wirtſchaftlichen Nutzen abwerfen wird. Es 
entſcheidet alſo nicht die vorausſichtliche Dauer der tatſächlichen 
Benutzung. 

Die Beurteilung der wirtſchaftlichen Abnutzung hat in 
vorſichtig abwägender Weiſe zu erfolgen. Hierbei iſt auch der 
Nutzungsgrad von erheblicher Bedeutung (RFH. 37, 25). 

Hervorzuheben iſt noch, daß die verſchiedenen Abſchrei— 
bungsmethoden der Wahl des Kaufmanns unterliegen, daß je- 
doch ein willkürlicher Wechſel nicht zuläſſig iſt. 

3. Der NFH. weiſt im Schlußabſatz feiner Entſch. ausdrück⸗ 
lich darauf hin, daß die Zulaſſung einer wirtſchaftlichen Ab- 
nutzung vorausſetze, daß es ſich um betriebswirtſchaftlich klare, 
objektiv nachprüfbare Verhältniſſe handelt, und nicht bloß um 
eine vorſichtige oder gar übervorſichtige Bilanzpolitik. 

Das geſamte ſteuerliche Veranlagungsverfahren ſteht un- 
ter dem Geſichtspunkt ſteuerlicher Klarheit und der Verpflichtung 
des Stpfl. zu zuverläſſiger Erfüllung ſeiner Finanzpflichten. 
In den Rahmen dieſes Pflichtenkreiſes fällt auch die Verpflich⸗ 
tung, betriebswirtſchaftliche klare Darlegungen über die Not- 
wendigkeit und die Geſichtspunkte, nach denen die wirtſchaft⸗ 
liche Abſetzung begehrt wird, zu geben. 

Es empfiehlt ſich überhaupt, in einer Anlage zur Steuer⸗ 
bilanz auf ſolche Fragen wirtſchaftlicher Abnutzung beſonders 
einzugehen, wenn und ſoweit größere Abweichungen von den 
bisherigen Abſetzungsverfahren vorliegen. 

4. Abgeſehen von der Sofortabſchreibung ſog. kurzlebiger 
Wirtſchaftsgüter iſt die ſteuerliche Bilanzpolitik des Unterneh⸗ 
mers ſtark eingeſchränkt. Es iſt dem Stpfl. nicht geſtattet, will⸗ 
kürlich oder im Rahmen eines größeren Ermeſſens den ſteuer— 
lichen Gewinn dadurch mehr oder weniger ſelbſt zu beſtimmen, 
daß er willkürliche Bewertungen uſw. vornimmt. Allerdings 
iſt der Rahmen des Bewertungsermeſſens auch im Einkommen⸗ 
ſteuerrecht nicht zu eng gezogen, jo daß der vorſichtige Betriebs— 
inhaber, ſoweit er betriebswirtſchaftlich es verantworten kann, 
durchaus eine geſunde Bilanzpolitik auch vom ſteuerlichen Stand⸗ 
punkt aus betreiben daxf. 

Allerdings bringt es die Natur der ſog. Zweiſchneidigkeit 
der Bilanz mit ſich, daß zu hohe Abſchreibungen in einem 
Jahre einen erhöhten Gewinn kommender Perioden wegen Ver⸗ 
brauchs der Abſchreibungsmöglichkeiten nach ſich ziehen. 

RA. Dr. Dr. Megow, Küſtrin. 


* 
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Juriſtiſche Wochenſchrift 


x 41. 8 3 Abſ. 1 Nr. 1, 510 Abſ. 2 Buchſt. a, §S 17 Nr. 4 Körp⸗ 
StG. 1925. 

1. Hat der board of directors einer engliſchen Aktiengeſell⸗ 
ſchaft (eompany limited by shares), die in Deutſchland beſchrankt 
lörperſchaftſteuerpflichtig iſt, die ihm obliegenden Aufgaben der 
Geſchäftsführung in jo weitem Umfang an managers übertragen, 
daß er ſelbſt im weſentlichen nur mehr eine die Geſchäftsführung 
überwachende Tätigkeit ausübt, ſo unterliegt die Geſellſchaft mit 
den anteilig auf das deutſche Geſchäft entfallenden Vergütungen 
der Mitglieder des boards der Mindeſtſteuer nach 8 10 Abſ. 2 
Buchſt. a KörpStG. 1925 (8 17 Abſ. 1 Ziff. 2 Körp StG. 1934). 

2. Daß die in Ziff. 1 bezeichnete Vorausſetzung gegeben iſt, 
kann vermutet werden, wenn die Mitglieder des board für die 
Geſellſchaft nur im Nebenberuf tätig find. +) 

Die Beſchwß. iſt eine engliſche Verſicherungsgeſellſchaft, 
die in die Form einer company limited by shares gekleidet iſt. 
Sie unterhält in Deutſchland eine ſtändige Vertretung und iſt 
daher nach 8 3 Abſ. 1 Nr. 1 Abſ. 2 Satz 1 KörpStG. 1925 
i. Verb. m. § 3 Abſ. 2 Nr. 2 EinkStG. 1925 beſchränkt körper⸗ 
ſchaftſteuerpflichtig. Bei der ſteuerlichen Ermittlung ihres in⸗ 
ländiſchen Einkommens für 1933 hat ſich ein Verluſt ergeben. 
Das Fin A. hat die Geſellſchaft mit den anteilig auf das deut- 
ſche Geſchäft entfallenden Aufſichtratsvergütungen zur Mindeſt⸗ 
ſteuer herangezogen. Mit Sprungberufung hat die Geſellſchaft 
Steuerfreiſtellung begehrt, da die zur Steuer herangezogenen 
Vergütungen keine Aufſichtsratsvergütungen darſtellten. Es 
handle ſich um die Vergütungen an die Mitglieder des „board 
of directors“, der nicht dem Aufſichtsrat, ſondern dem Vorſtand 
einer deutſchen AktG. gleichzuſtellen ſei. Die Berufung iſt als 
unbegründet zurückgewieſen worden. Auch der RBeſchw. mußte 
der Erfolg verſagt bleiben. 

Nach 8 10 Abſ. 2 Satz 1 KörpStG. 1925 find mindeſtens 
als Einkommen zu verſteuern die Summe der Vergütungen 
jeder Art, die an Mitglieder des Aufſichtsrats für den Steuer⸗ 
abſchnitt gewährt worden ſind. Die Vorſchrift gilt auch für die 
Fälle der beſchränkten Steuerpflicht nach 8 3 Abſ. 1 Nr. 1 
KörpStG. 1925. Unter den in ihr bezeichneten Aufſichtsratsver⸗ 
gütungen find, wie ſich aus dem Hinweis auf § 17 Nr. 4 
KörpStG. 1925 ergibt, alle Vergütungen zu verſtehen, die 
von Erwerbsgeſellſchaften an die zur Überwachung ihrer Ge⸗ 
ſchäftsführung verfaſſungsmäßig beſtellten Perſonen (Mitglie- 
der des Aufſichtsrats, des Grubenvorſtandes, des Gewerk⸗ 
ſchaftsrats, des Verwaltungsrats uſw.) gezahlt werden. Zur 
Eutſcheidung ſteht daher im Streitfall die Frage, ob die Per⸗ 
ſonen, an die die der Mindeſtſteuer unterworfenen Vergütun⸗ 
gen gezahlt worden ſind, das ſind die Mitglieder des board 
of directors, als zur Überwachung der Geſchäftsführung ver⸗ 
faſſungsmäßig beſtellte Perſonen i. S. der angeführten Vor⸗ 
ſchrift des Körp&t®. 1925 anzuſehen find. 

Der board of directors iſt nach engliſchem Recht grundſätz⸗ 
lich nicht bloßes Aufſichtsorgan, ſondern leitendes Organ, 
das — falls nicht beſondere Beſtimmungen über die Voll- 
macht gegeben find — nach außen für die company handelt 
und vor allem die volle Geſchäftsführung im Innern hat. 
Sind managing directors oder andere managers beſtellt, ſo 
ändert ſich an dieſer Grundgeſtaltung inſofern nichts, als die 
entſcheidende Geſchäftsführung beim board verbleibt. Der board 
of directors kann alſo nicht dem deutſchen Aufſichtsrat gleich- 
geſtellt werden, deſſen Aufgabe grundſätzlich eine nur beauf⸗ 
ſichtigende iſt und der nur durch ausdrückliche Übertragung 
gem. § 246 Abſ. 3 HGB. — abgeſehen von einigen beſonderen 
Funktionen — zu verwaltender Tätigkeit gelangt. Damit wür⸗ 
den an ſich die Mitglieder des engliſchen board of directors 
grundſätzlich den deutſchen Vorſtandsmitgliedern, nicht den 
deutſchen Aufſichtsratsmitgliedern entſprechen. 

In der Praxis aber, die für die engliſche Rechtsbildung 
von ausſchlaggebender Bedeutung iſt, haben ſich die Verhält- 
niſſe jo geſtaltet, daß der board of directors bisweilen — 
allerdings in ſeltenen Fällen — eine reine Aufſichtstätigkeit 
(supervision) behalten und alles andere an die managing direc- 
tors abgegeben hat. In den übrigen Fällen, in denen managing 
directors oder managers beſtellt ſind, pflegt der board nur 
einen Reſt von Verwaltungsbefugniſſen zu behalten, der nicht 
größer iſt als das, was in Deutſchland der Aufſichtsrat an 
Verwaltung ausübt, wenn ihm gem. § 246 HGB. beſtimmte Ge⸗ 
ſchäfte (Anſtellungsverträge, größere Lieferungsverträge uſw.) 
übertragen find oder allgemein die letzte Entſcheidung in wich— 
tigen Angelegenheiten überlaſſen iſt. 

Die Sach- und Rechtslage ähnelt in ſolchen Fällen der, 
wie fie bei einer deutſchen Berggewerkſchaft gegeben ift, deren 
Grubenvorſtand die Vorſtandsgeſchäfte in weitem Umfang auf 
eine Werkverwaltung (Direktion) übertragen und im weſent⸗ 
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lichen nur die Überwachung der Geſchäftsführung zurückbehalten 
hat. Wie die Vergütungen der Mitglieder eines chen . 
et mach der Rſpr. des NH. unter die Vorſchriften 
17 5 0 Abs 2 Satz 1, 8 17 Nr. 4 KörpStch. 1925 fallen 
S 155 v. 9. Juni 1931, IA 410/30: RStBl. 1931, 555; 
8 a 1061), jo muß dies auch für die Vergütungen 
Reit 5. 57 er eines engliſchen board of directors gelten, bei 
\ ie gleichen oder ähnliche Verhältniſſe gegeben find. 
— En diejen rechtlichen Erwägungen iſt auch das FinGer. 
bag g In der M Veſchw. wird zu Unrecht beanſtandet, 
Pe Finder. feine Auffaſſung nur auf deutſches Schrifttum 
. e und daß im engliſchen Schrifttum, das doch in 
N ale ‚Mi bie Auslegung des englifchen Rechts heran- 
ar 8 müſſe, die gleiche Auffaſſung nicht vertreten 
10 N allerdings richtig, daß der Gegenſatz zwiſchen 
W und managing directors in der engliſchen Rſpr. und 
an nicht häufig und klar behandelt worden iſt. Die 
95 ung des board in ordinary und managing directors iſt von 
Reiten 0 entwickelt worden. Sie führte zu keinen Streitig 
90 . jo daß die Rſpr. und die in England faſt nur auf der 
en text books fie nicht erörtern, Vereinzelt wird 
Dies gesch Au das Fele 1e Fischer — 
directors und den managing dreetes ei S. 1 
1 * S fü 
Bre 2 1 1 (vgl. er 520 5 K 
ro „ „andbook on the formation, manage 
Hay ow of joint stock companies“, 38. Aufl. von Ju as 
886) n und Herbert W. Jorda u, London 1933 S. 326, 


Im Streitfall war der board of dire 
5 1 0 tore 5 N 
8 der Geſellſchaftsſatzung befugt, u. en, IL 
re gr) für Danernde, zeitweilige oder 5 
Der ienf eiftungen zu ernennen und zu beſchäftigen und 
fugnis ae zu beſtimmen. Er hat von dieſer Be 
tie ol ul: Die Frage, ob durch dieſe Aufgaben- 
Tätigtelt fe weit zum an ſich zuſtehende geſchaͤftsführende 
e Tätig eingeſchräntt ift, daß er im weſentlichen nur 
Haupfſache auf katſgchichem Göser ausübt, liegt in der 
10% 0 0 »ebiet, Das Fincher. hat fie be 
5 Verſoß gegen den ki web: een ere noch 
N rſtoß 9 ninhalt ertennen 

N Mangel des Verfahrens ae re u 
9219 a . Fincher. für den Ag. bindend (vgl. 8 288 
bone Sch e 8e en Egg aan 
g Leßteres u. Die Feſtſtellung des Fincher. 
ac on hinreichend geſtützt durch die von — Lesch. be 
bie 11 . ba die Mitglieder ihres board of directors 
ausüben 753 ſolchen obliegende Tätigkeit nur nebenberuflich 
Deum Hauptberuf aber anderweitig beſchäftigt ſind. 
deu A: Tatjache kann die Vermutung abgeleitet wer 
erh Ds Mitglieder keine laufenden Vorſtandsgeſchäfte 
ine RAR rn daß ſich ihre Tätigkeit im weſentlichen auf 
ee Bee die Geſchäftsführung überwachende be 
eder kr wenn man berückſichtigt, daß der RFH. den 
b er e der Geſchäftsführung weit ausgelegt 
1936 88. z. B. rt. v. 19. Dez. 1935, 1 A 246/34: RSt Bl. 

bw. h. altiges vor i ü 
die Berne Vermutung 8 Ae n 
In der RBeſchw. wird ſchlieſſlich für den Fall einer Ab 
| 1 vauffasſung, daß die Vergütungen der directors 
ent über hannergütungen darſtellten und daher zur Mindeſt 
a m nicht herangezogen werden könnten, eine ent⸗ 
Ki ) i e ng der Vergütungen in ſolche für Vorſtands⸗ 
ta tet und ſolche für Aufſichtstätigkeit beantragt. Auch dem 
N ah entſprochen werden. Das Fincher. hat in nicht au 
re arer Weiſe feſtgeſtellt, daß die Tätigkeit, für die die Ver⸗ 
i nee 8 83 worden ſind, im weſentlichen in der Über 
rechen er Geſchäftsfuhrung beſtanden hat. Dies iſt hin 
A u Verweigerung des Abzugs der geſamten Xer- 
r Eine Aufteilung der Vergütungen auf die verſchie 
bern ae der Tätigkeit und ein Abzug des nicht auf die 
8 Fall dachi hte eu entfallenden Teils iſt in 
75 C 
(dgl. Eutſch. des Reg. 2, 150 Rſpr. des NFH. ausgeſchloſſen 


(RFH., 1. Sen., Urt. v. 25. Mai 1937, TA 30/6.) 


Anmerkung: Dieſer Spru I ers 

W mir nicht belfallewert. e 
„Unterliegen beſchränkt teue i i 

| Inte I 

eo when nachdem Rörpeio. a 
efteuerung? Der NED. bejaht dies für das Körp⸗ 


StG. 1925 ohne Begründung, m. E. zu Unrecht. Die Mindeſt⸗ 
beſteuerung auf Aufſichtsratstantiemen fand nach dem Körp⸗ 
StG. 1925 ebenſo wie die Ausſchüttungskörperſchaftſteuer nur 
für unbeſchränkt ſteuerpflichtige Körperſchaften Anwendung. 

a) Nach § 3 Ziff. 1 des im entſchiedenen Falle noch an⸗ 
wendbar geweſenen KürpSt&. 1925 ſind mit dem aus dem 
Inland bezogenen Einkommen ausländiſche Körper⸗ 
ſchaften ſteuerpflichtig. Welche Einkünfte als inländiſches Ein⸗ 
kommen i. S. dieſer Beſtimmung gelten, beſtimmt ſich nach 
83 Abſ. 2 EinkStch. 1925, alſo nach den für beſchränkt Ein⸗ 
kommenſteuerpflichtige geltenden Einkommenſteuerregeln (vgl. 
8 3 Abf. 2 Satz 1 KörpStG. 1925). § 3 Abs. 2 Ziff. 2 Eink⸗ 
StG. 1925 beſteuert aber bei beſchränkt Stpfl. Einkünfte aus 
Gewerbebetrieb bei Vorhandenſein einer inländiſchen Betriebs⸗ 
jtätte oder eines ſtändigen inländiſchen Vertreters. Nirgends iſt 
aber für beſchränkt StPil. beſtimmt, daß fie mindeſtens die im 
Auslande ausgeſchütteten Aufſichtsratstantiemen oder Divi⸗ 
denden zu verſteuern hätten. z j 

b) Während § 3 Körp&tb. i. Verb. m. $ 3 Abf. 2 Eink⸗ 
Std. 1925 die Einkünfte aus den inländiſchen Einkunfts⸗ 
quellen bei beſchränkt Stpfl. beſteuert, ſieht 8 10 Abſ. 2 Körp⸗ 
St®. 1925 unabhängig von den Einkunftsquellen eine Min ⸗ 
deſtbeſteuerung vor. Mindeſtens ſind die ausgeſchütteten 
Aufſichtsratstantiemen und die ausgeſchütteten Gewinnanteile 
zu berſteuern. Dieſe Vorſchrift eutſpricht auf dem Gebiete des 
Körperſchaftſteuerrechts der Verbrauchsbeſteuerung des Ein⸗ 
kommenſteuerrechts (vgl. Evers, Anm. 24 zu 8 10 KörpStö.). 
Für die Verbrauchsbeſteuerung war in § 49 EintSt®. 1925 
ausdrücklich vorgeſchrieben, daß nur unbeſchränkt Stcpfl. hierzu 
herangezogen werden können. Wenn § 10 KörpStch. 1925 dem⸗ 
gegenüber nicht ausdrücklich auf unbeſchränkt Stpfl. beſchränkt 
worden iſt, ſo erklärt ſich dies daraus, daß der für beſchränkt 
Stpfl. maßgebende § 3 Abſ. 2 KörpStG. 1925 auf das Eink⸗ 
StG. verwies, fo daß alſo nur das Vorhandenſein der in 8 3 
Abſ. 2 EintStG. 1925 vorhandenen Einkunftsarten, nicht aber 
die Tatſache einer Tantiemeausſchüttung oder Gewinnausſchüt⸗ 
tung eine Körperſchaftſteuerpflicht bei beſchränkt ſteuerpflich⸗ 
tigen Körperſchaften auslöſte. 

e) Die Auffaſſung des Urteils führt dazu, bei allen aus⸗ 
ländiſchen Körperſchaften, die aus Deutſchland möglicher⸗ 
weiſe inländiſche beſchränkt ſteuerpflichtige Einkünfte be⸗ 
ziehen, eine Mindeſtkörperſchaftſteuer zu erheben. Gleichgültig 
würde es dabei fein, ob die betreffende ausländiſche Körper- 
ſchaft gewerbliches oder nichtgewerbliches Einkommen hat. Eine 
ausländiſche Körperſchaft, die in Deutſchland Kapitaleinkünfte 
hat, welche nach dem KörpStG. 1925 nicht mit 20%, ſondern 
mit 10% zu verftenern find (vgl. R§H.: StW. 1930 Nr. 1104), 
müßte danach der Mindeſtbeſteuerung unterliegen. Es würde 
alſo genügen, daß eine große ausländiſche Geſellſchaft ein der 
beſchränkten Steuerpflicht unterliegendes Wertpapier, eine Hy⸗ 
pothek, ein gewerbliches Urheberrecht beſitzt, um ſie der Gefahr 
auszuſetzen, in Deutſchland zur Mindeſtkörperſchaftſteuer heran⸗ 
gezogen zu werden. Es würde alſo jedenfalls nicht erforderlich 
ſein, daß die ausländiſche Körperſchaft eine Betriebsſtätte oder 
einen ſtändigen Vertreter in Deutſchland beſitzt, um die Min⸗ 
deſtbeſteuerung auszulöſen. 

d) Die Berechnung der Mindeſtkörperſchaftſteuer verurſacht 
die größten Schwierigkeiten. Für das KörpStch. 1934 iſt in 
§ 28 Abſ. 4 der 1. KörpStDurchf VO. beſtimmt, daß bei Verſiche⸗ 
rungsunternehmen nach dem Verhältnis der inländiſchen Prä⸗ 
mieneinnahmen zu der Geſamtprämieneinnahme des ganzen Un⸗ 
ternehmens die Mindeſtſteuer zu errechnen iſt. Eine ſolche Beſtim⸗ 
mung fehlte im Körperſchaftſteuerrecht 1925. Die Heranziehung der 
Umſätze erſcheint willkürlich, da Umſätze in Deutſchland trotz Vor⸗ 
handenſeins einer beſchränkten Steuerpflicht überhaupt nicht vor⸗ 
handen ſein können oder die deutſchen Umſätze zwar groß, aber ver⸗ 
luſtreich, die ausländiſchen Umſätze jedoch klein, aber gewinnbrin⸗ 
gend geweſen fein können. Infolgedeſſen könnte höchſtens eine Be⸗ 
rechnung der Mindeſteinkommenſteuer nach dem Verhältnis des 
Wertes des inländiſchen Vermögens, welches die Einkunfts⸗ 
quelle iſt, zum Werte des geſamten Vermögens als Maßſtab 
gelten. Dieſer Maßſtab verſagt wieder, wenn, wie bei Vorhan⸗ 
denſein eines inländiſchen Vertreters, gar kein inländiſches 
Vermögen vorhanden iſt. 

e) Im Schrifttum zum KörpStch. 1925 iſt, ſoweit erſicht⸗ 
lich, niemals die Erhebung einer Mindeſtkörperſchaftſteuer nach 
$ 10 KörpSt®. 1925 erörtert worden. Die Praxis hat jeden⸗ 
falls nach meiner Kenntnis nicht von dieſer Möglichkeit Ge⸗ 
brauch gemacht. 

Für das KörpStch. 1934 wird allerdings auf Grund des 
§ 28 Abſ. 4 der 1. KörpSt Durchf. allgemein die Zuläſſigkeit 
der Mindeſtbeſteuerung beſchränkt ſteuerpflichtiger Körperſchaf⸗ 
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ten zugelaſſen (vgl. Bender: StW. 1936 Sp. 454; derſelbe, 
Komm., Anm. 3 zu 8 17 KörpStG.; Kennerknecht, Anm. 5 
zu 8 17 KörpStG.). Dieſe aus $ 28 Abi. 4 der 1. KörpSt⸗ 
DurchfVoO. gezogene Folgerung erſcheint aber nicht zwingend. 
Aus dem KörpSts. 1934 ſelbſt ergibt ſich jedenfalls, ebenſo⸗ 
wenig wie aus dem KörpStG. 1925, eine Mindeſtverſteuerung 
beſchränkt ſteuerpflichtiger Körperſchaften, und es iſt m. E. an⸗ 
zunehmen, daß bei Erlaß des 828 Abſ. 4 der 1. KörpSt⸗ 
DurchfVoO. die volle Tragweite des Problems nicht erkannt 
worden iſt. Auf jeden Fall muß die Erhebung einer Körper⸗ 
ſchaftmindeſtſtener zu außerordentlich großen Unbilligkeiten 
führen und wird ferner nicht ohne Folgen für die Arbeit im 
Auslande tätiger deutſcher Unternehmen bleiben. 

2. Die Ausführungen des RöchUrt. über die Stellung des 
board of directors entſprechen in der Tat der engliſchen Praxis. 
In dem Buch von Palmers über Company Law, 13th Edi- 
tion, Stevens & Sons Limited heißt es auf S. 179 (in deutſcher 
Überſetzung): 

„Eine Geſellſchaft kann nicht durch ſich ſelbſt handeln, 
denn ſie iſt keine phyſiſche Perſon. So Lord Cairns, „Ferguson 
v. Wilson“, L.-R. 2 Ch. App. 77, at p. 89. Entſprechend muß fte 
durch Vertreter handeln und gewöhnlich werden die Perſouen, 
durch welche ſie handelt, welche das Geſchäft der Geſellſchaft 
betreiben oder überwachen, Direktoren genannt. Das Geſetz 
läßt indeſſen den Aktionären abſolut freie Hand, zu beſtim⸗ 
men, wie und durch wen das Geſchäft geleitet werden ſoll, 
und dementſprechend ſehen in einigen Fällen die Satzungen vor, 
daß ſtatt der Direktoren ein Ausſchuß oder ein geſchäftsführen⸗ 
der Ausſchuß beſtimmt wird oder daß das Geſchäft von Ge⸗ 
ſchäftsführern (Managers) geleitet werden ſoll. In anderen 
Fällen, insbeſ. bei Privatgeſellſchaften, wird manchmal vor⸗ 
geſehen, daß das Geſchäft von regierenden Direktoren oder von 
ſtändigen Direktoren oder von einem einzigen regierenden Di⸗ 
rektor geführt wird.“ 

In der Tat kommt es im engliſchen Recht ganz auf die 
Umſtände des einzelnen Falles an. Bei größeren Verſicherungs⸗ 
geſellſchaften beſtehen jedenfalls regelmäßig mehrere Manager, 
die im weſentlichen unſeren Vorſtandsmitgliedern einer AktG. 
entſprechen, neben denen der board of directors überwachende 
Funktionen hat, wobei gleichzeitig dieſer die große Geſchäfts⸗ 


politik feſtlegt. 5 
RA. Dr. Heinz Meilicke, Berlin. 
* 

x 42.8 6 KörpSt®. 1934; 8 5 Abſ. 1 Eink tc. 1934. Stellt 
in einem Vergleichsverfahren einer Kapitalgeſellſchaft der Haupt⸗ 
geſellſchafter ſein Vermögen zur Abdeckung eines Teils der Gläu⸗ 
bigerforderungen zur Verfügung, ſo iſt hierin eine geſellſchaftliche 
Einlage zu erblicken, die die Erfolgsergebniſſe der Geſellſchaft nicht 
berühren darf. 

(Ri., 1. Sen., Urt. v. 8. Juni 1937, TA 378/36.) 
* 


x 43. 8 6 Satz 1 KörpStG. 1934; 8 7 Abſ. 1 EintSt6. 1934. 
Aufwendungen auf ein neu erworbenes, verwahrloſtes Gebäude 
ſind kein Erhaltungsaufwand, ſondern aktivierungspflichtiger 
Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungsaufwand, der grundſätzlich auf 
die Nutzungsdauer des Gebäudes zu verteilen iſt. ) 

Auch die Behandlung der im Jahre 1934 auf die Gebäude 
gemachten Aufwendungen als aktivierungspflichtigen Herſtel⸗ 
lungsaufwand iſt nicht zu beanſtanden. Das Begehren der 
Beſchw., die Aufwendung in Höhe von 11.853,27 K als Er⸗ 
haltungsaufwand (aufgelaufenen Reparaturaufwand) anzusehen 
und deſſen Verteilung auf eine Zeitdauer zuzulaſſen, die der 
Unterlaſſung des Reparaturaufwandes entſpricht — etwa 4 bis 
5 Jahre —, iſt nicht begründet. Inwieweit es ſich bei den aus⸗ 
geführten Arbeiten an den Gebäuden um nachgeholte Inſtand⸗ 
haltungsarbeiten handeln könnte, wenn die Beihwf. ſchon ſeit 
längerer Zeit die Gebäude beſeſſen hättte, kann dahingeſtellt 
bleiben. Wer ein verwahrloſtes Gebäude erwirbt und es kurz 
nach dem Erwerb mit erheblichem Aufwand in einen ſeinem 
Zweck entſprechenden Zuſtand verſetzt, kann dieſen Aufwand 
nicht als Erhaltungsaufwand anſehen. Es handelt ſich vielmehr 
um aktivierungspflichtigen Anſchaffungs⸗ und Herſtellungsauf⸗ 
wand. Ob die Abſicht zur Inſtandſetzung ſchon beim Erwerb 
beſtanden hat oder nachträglich erſt durch beſondere Umſtände 
angeregt wurde, iſt unerheblich. Zutreffend iſt auch die Auffaſ⸗ 
ſung der Vorbehörden, daß der aktivierte Aufwand auf die 
Nutzungsdauer des Gebäudes zu verteilen iſt. 

(RFH., 1. Sen., Urt. v. 13. April 1937, TA 112/37.) 


Anmerkung: Die Entſch. entſpricht der neueren Rſpr. des 
Räd. Wenn man nur auf den Wortlaut abjtellt, jo könnte es 
allerdings den Anſchein erwecken, als ob ſie weſentlich über die 
bisherige Rſpr. hinausginge. 

Wenn der Käufer eines Gebäudes bei dem Erwerb einen 
Mangel erkennt, der die Höhe des Kaufpreiſes beeinflußt, ſo ge⸗ 
hört die Beſeitigung dieſes Mangels, vom Standpunkt der Ein⸗ 
kommenſteuer geſehen, zu den Erwerbskoſten des Grundſtücks. 
Dabei kann es, worin dem Urteil zu folgen iſt, keinen Unter⸗ 
ſchied machen, ob der Mangel ſofort oder erſt nach einigen 
Jahren beſeitigt wird. 

Wenn ſich aber erſt nach einiger Zeit ein ſolcher Mangel 
herausſtellt, der bei dem Erwerb des Grundſtücks zwar ſchon 
vorhanden, aber nicht erkennbar war, ſo muß es anders liegen. 
Hier hat der Mangel mit dem Erwerb des Grundſtücks nichts zu 
tun, er hat den Kaufpreis in keiner Weiſe beeinflußt, und die 
Koſten für die Beſeitigung dieſes Mangels müſſen ebenſo be⸗ 
bandelt werden, wie die Koſten für die Beſeitigung eines Man⸗ 
gels, der erſt während der Beſitzzeit des Erwerbers eingetreten 
iſt. Etwas anderes wird aber aus der Entſch. auch nicht ent⸗ 
nommen zu werden brauchen. 

RA. Dr. Delbrück, Stettin. 


* 


x 44. 86 Satz 2 KörpSt®. 1934; 8 20 der 1. KörpStdDurchf⸗ 
BO. In der Tiberlafjung eigener Geſchäftsanteile an eintre⸗ 
tende Geſellſchafter zu einem unter dem Wert liegenden Preis 
kann eine verdeckte Gewinnausſchüttung nicht erblickt werden, 
wenn für die Bemeſſung des Preiſes der Geſichtspunkt der Ge⸗ 
winnung neuer Mitglieder maßgebend geweſen iſt. f) 


Die BeſchwF. hat Geſchäftsanteile im Nennwert bon 
6500 AM um 11850 AM (182,3 %) erworben. Im gleichen 
Jahre hat ſie eigene Geſchäftsanteile im Nennwerte von 
4900 RM um 6125 AM (125%) an neu eintretende Geſell⸗ 
ſchafter verkauft. Das Fin A. hat in dem Unterſchied zwiſchen 
dem tatſächlichen Wert der verkauften Anteile und dem bei 
ihrem Verkauf erzielten Erlös, d. i. in dem Betrag von 
8933 — 6125 = 2808 RM, eine verdeckte Gewinnausſchüttung 
nach 8 6 Satz 2 Körp&t®. 1934, 8 20 der 1. Durchf VO. 
zum KörpSt&. erblickt und dieſen Betrag dem bilanzmäßigen 
Gewinn zugeſetzt. 

Der Einſpruch und die Ber. der Geſellſchaft waren 
ohne Erfolg. Die RBeſchw. erweiſt ſich als begründet. 

Verdeckte Gewinnausſchüttung iſt jeder Vorteil, den eine 
Geſellſchaft außer der Dividende ihren Geſellſchaftern mit 
Rückſicht auf deren Eigenſchaft als Geſellſchafter zuwendet. 
Beim Ankauf und Verkauf eigener Geſchäftsanteile kann ver⸗ 
deckte Gewinnausſchüttung vorliegen, wenn die Geſellſchaft 
Anteile von ihren Geſellſchaftern zu einem Preis erwirbt, 
der über dem Wert der Anteile im Zeitpunkt des Erwerbs 
liegt, oder wenn ſie Anteile einem Geſellſchafter zu einem 
niedrigeren Preis als dem Wert überläßt. 

Unbeſtritten iſt, daß der Preis, den die Geſellſchaft 
dem Rückerwerb der Anteile mit 182,3 % zugrunde gelegt hat, 
dem Wert der Anteile entſpricht. In dem Rückerwerb der 
Anteile iſt daher eine verdeckte Gewinnausſchüttung nicht zu 
erblicken. Eine ſolche kann aber auch in der Überlaſſung der 
Anteile zu 125% an die neu eintretenden Geſellſchafter 
nicht gefunden werden. 

Wenn die Geſellſchaft ausführt, daß für den Verkauf 
der Anteile zu einem unter ihrem Wert liegenden Preis 
der Geſichtspunkt der Gewinnung neuer Mitglieder maß⸗ 
gebend geweſen ſei, ſo iſt dies nicht widerlegt. Iſt dieſes 
Vorbringen richtig, ſo ſind die Vorteile nicht mit Rückſicht 
auf ein beſtehendes Geſellſchaftsverhältnis, ſondern in der Er⸗ 
wartung der Entſtehung eines ſolchen eingeräumt worden. 
Das Fincher. hat dieſe Frage nicht gewürdigt. Es beſteht 
daher die Möglichkeit, daß es den Begriff der verdeckten 
Gewinnausſchüttung verkannt hat. Dieſe Möglichkeit muß zur 
Aufhebung der angef. Entſch. führen. 

Die Sache iſt ſpruchreif. Der Sen. kommt in freier 
Würdigung der tatſächlichen Verhältniſſe zur Überzeugung, 
daß die Geſellſchaft mit ihren Aufwendungen lediglich die 
Abſicht der Gewinnung neuer Mitglieder und der Erweiterung 


oder wenigſtens Aufrechterhaltung ihres Geſchäftsbetriebs 
verfolgt hat und daß daher in der Überlaſſung der Anteile 
zu einem unter ihrem Wert liegenden Preis nur ein Anreiz 
zum Eintritt in die Geſellſchaft, ein Werbemittel, zu erblicken 
iſt. Derartige Aufwendungen ſtellen ſich aber nicht als ver⸗ 
Sg Gewinnausſchüttung, ſondern als abzugsfähige Be⸗ 
riebsausgaben dar. Dieſe Auffaſſung findet auch in der Er⸗ 
wägung eine Stütze, daß die Geſellſchaft verſuchen wird, 
181 Aufwendungen in anderer Weiſe wieder hereinzubringen. 
Bürde die Geſellſchaft für die von ihr gebrachten Opfer 
nicht ſpäter wieder einen Ausgleich finden und würde der 
Verkauf der eigenen Anteile zu einem ſo niedrigen Preis zur 
feige 0 d 929 ſolches Gebaren, wie die Ge⸗ 

yt hervorhe ur Ei äfts⸗ 
betrieös führen müſſen. hebt, zur Einſtellung des Geſchäfts 


(RFH., I. Sen., Urt. v. 27. April 1937, TA 132/37.) 


Anmerkung: 1. Bei der Ermittlung des körperſcha = 
pflichtigen Gewinns ſind auch e E 
zu berückſichtigen (§6 Satz 2 KörpStch.). Grundſätzlich beſteht das 
Weſen der verdeckten Gewinnausſchüttungen darin, daß den Ge⸗ 
ſellſchaftern von der Geſellſchaft Gewinn in einer Form zu⸗ 
ne 51 er nicht 55 Gewinn erſcheint, ſondern unter 
ichnungen verbo i N 
1 ander 195 rgen iſt (ſo Kennerknecht, 


Der Kreis der begünſtigten Perſonen erſtreckt fi 
1 Alen, ee genen el e 
f „8. B. auf einen Gläubiger, der i i 
5 5 1 51 . De 951 8 beſon⸗ 
a i gl. 16, 306), oder ſo 
die den Geſellſchaftern oder der Geſelſchaft 1 ven 
er 5 Verwandte u. dgl. 
„Begriffsmerkmal der verdeckten Gewi ü i 
nicht etwa die Abſicht, die Steuer zu Angehen . 

2. Liegt nun die Verbergung eines Gewinns vor, wenn 
zum Zwecke der Gewinnung neuer Mitglieder dieſen Geſchäfts⸗ 
3 einem verbilligten Preiſe angeboten werden? 

152 $ 0 ber 1. KörpStDurchfV O. bringt 10 Beiſpiele für 
1 Zorliegen verdeckter Gewinnausſchüttungen. Keines dieſer 
Be paßt hier. Eine gewiſſe Ahnlichkeit bildet lediglich das 
ve Ziff. 7: „Ein Geſellſchafter verkauft Aktien an die 
91 ſchaft zu einem höheren Preis als dem Kurswert, oder 
ie Geſellſchaft verkauft Aktien an einen Geſellſchafter zu einem 
ee 25 u dem Kurswert.“ 

in ſolcher Fall iſt hier jedoch nicht gegeben, weil gerade 
der Verkauf der Geſchäftsanteile an 8 erfolgt, er erſt 
Mitglied der Geſellſchaft werden will. Es fehlt alſo überhaupt 
an einer Vorausſetzung verdeckter Gewinnausſchüttung. 

Vielmehr ſind die durch die verbilligte Veräußerung der 
c e der Geſellſchaft entſtehenden Unkoſten Aufwen⸗ 
ungen, die als abzugsfähige Betriebsausgaben anzuſprechen 
ſind, denn ſie wurden durch den Betrieb veranlaßt. 

Der Beweggrund für den billigeren Verkauf der Anteile 

war eben nicht die Verſchleierung der Ausſchüttung von Ge⸗ 
winnen, ſondern lediglich ein Werbemittel, um neue Mitglieder 
für die Geſellſchaft zu intereſſieren. 
8. 85 Hilfsweiſe weiſt der R§cH. noch darauf hin, daß der Ger 
ſichtspunkt einer abzugsfähigen Betriebsausgabe ſich auch dar⸗ 
aus ergebe, daß die Geſellſchaft verſuchen werde, ihre Aufwen⸗ 
dungen (Preisnachlaß für die verkauften Anteile) in anderer 
Weiſe wieder hereinzubringen. 

5 5 ſcheint ein neuer Anſatzpunkt für die Weiterbildung 
der Lehre von der verdeckten Gewinnausſchüttung gefunden zu 
ſein. Während bei der verdeckten Gewinnausſchüttung die Preis⸗ 
nachläſſe uſw., alſo die Gewinnverteilung im Vordergrund ſteht 
— denn in ſolchen Fällen iſt ein Erſatz für ſolche Ausgaben 
nicht in Ausſicht genommen — wird bei einer reinen Betriebs⸗ 
ausgabe in aller Regel verſucht, dieſe Beträge wieder in an 
derer Weiſe hereinzubekommen. Dieſer Ausgangspunkt des R§H. 
trägt auch zur Klärung der Grenzen zwiſchen verdeckter Gewinn⸗ 
ausſchüttung und abzugsfähigen Betriebsausgaben bei. 


RA. Dr. Dr. Megow, Küſtrin. 
* 


x 45. 86 Saß 2 KörpSt®. 1934; 825 der 1. KörpStDurchf⸗ 
BO. Verzichtet eine öffentliche Verſicherungsanſtalt, die auf 
Gegenſeitigkeit gegründet iſt, für ein beſtimmtes Jahr auf die 
Erhebung der Beiträge von ihren Mitgliedern, ſo iſt hierin 
ein den Mitgliedern gewährter Vorteil zu erblicken, der eine 
ſteuerpflichtige verdeckte Gewinnausſchüttung darſtellt. f) 


Bei einer öffentlich⸗rechtlichen Verſicherungsanſtalt, die 
grundſätzlich auf Gegenſeitigkeitsverſicherung eingeſtellt iſt, 
haben die Verſicherungsnehmer, die mit der Anſtalt eine Gegen⸗ 
ſeitigkeitsverſicherung abgeſchloſſen haben (die alſo nicht gegen 
Zahlung feſter Prämien verſichert ſind), als Mitglieder zu gel⸗ 
ten (vgl. Urteil des RH. v. 12. Jan. und 12. März 1931, 
1A 125/90: StW. 1931 Nr. 511). Dies trifft auf die Verſiche 
rungsnehmer der Beſchw§., von denen Beiträge für 1934 nicht 
erhoben worden ſind, nach dem Akteninhalt zu. Wenn ein Ver⸗ 
ſicherungsunternehmen ſeinen Verſicherungsnehmern, die gleich⸗ 
zeitig ſeine Mitglieder ſind, Verſicherungsſchutz für ein beſtimm⸗ 
tes Jahr gewährt, ohne hierfür entſprechende Gegenleiſtungen 
zu verlangen, jo liegt hierin ein den Mitgliedern zufließender 
Vorteil, der regelmäßig ſolchen Verſicherungsnehmern, die an 
dem Unternehmen nicht beteiligt ſind, nicht zugebilligt werden 
würde. Derartige Vorteile ſind nach der Ripr. des RF. als 
verdeckte Gewinnausſchüttungen anzuſehen. 

Dabei taucht die Frage auf, ob bei Verſicherungsunter⸗ 
nehmen, die das Verſicherungsgeſchäft nach dem Grundſatz der 
Gegenſeitigkeit betreiben, überhaupt verdeckte Geminnausſchüt⸗ 
tungen vorkommen können. Nach der in den beteiligten Kreifen 
herrſchenden Auffaſſung ſtellt ſich der Geſchaftsbetrieb ſolcher 
Unternehmen nicht als Gewerbebetrieb, ſondern als ein gemein 
ſames Sparen der Mitglieder dar und find daher etwaige Uber⸗ 
ſchüſſe, die an die Mitglieder zurückfließen, „Erſparniſſe“ der 
Mitglieder, aber keine Gewinne des Unternehmens und darum 
auch keine verdeckte Gewinnausſchüttungen. Dieſer Auffaſſung 
hat ſich auch der Geſetzgeber des KörpStG. 1925 angeſchloſſen. 
Denn mit ihr hat er die Steuervergünſtigungen begründet, die 
in dieſem Geſetz für die privaten Verſicherungsvereine auf 
Gegenſeitigkeit und die öffentlich⸗rechtlichen Verſicherungsanſtal⸗ 
ten, die auf Gegenſeitigkeit gegründet ſind, unter der Voraus⸗ 
ſetzung der Beſchränkung des Verſicherungsgeſchafts auf die 
Mitglieder vorgeſehen waren (84 Abſ. 2 Buchſt. a mit 811 
Abſ. 1 Nr. 4 und 815 Abſ. 1 Nr. 7, 89 Abſ. 1 Nr. 5 a. a. O.) 
und die ſich praktiſch im weſentlichen als völlige Steuerbefrei⸗ 
ungen ausgewirkt haben (vgl. die amtliche Begründung zu 84 
KörpStG. 1925). In das KörpStG. 1934 find dieſe Vergünſti⸗ 
gungen nicht übernommen worden. Nach der Geſetzesbegrün⸗ 
dung (RStBl. 1935, 82) ſollten damit die Verſicherungsvereine 
auf Gegenſeitigkeit und die öffentlich⸗rechtlichen Verſicherungs⸗ 
anſtalten, auch ſoweit ſie nur Mitglieder verſichern, den übrigen 
Verſicherungsunternehmen ſteuerlich gleichgeſtellt werden. Hier⸗ 
aus ergibt ſich, daß der Geſetzgeber die Auffaſſung, auf der die 
früheren Steuervergünſtigungen beruht haben, aufgegeben hat. 
Denn ſonſt könnte ſich die beabſichtigte Gleichſtellung praktiſch 
überhaupt nicht auswirken, da die bisher begünſtigten Unter⸗ 
nehmen zwar perſönlich unbeſchränkt ſteuerpflichtig wären, 
wegen Fehlens von Gewinnen aber in der Regel zur Steuer 
nicht herangezogen werden könnten. Unter der Herrſchaft des 
KörpStch. 1934 müſſen aber, wie bei den ſonſtigen Verſiche⸗ 
rungsunternehmen, ſo auch bei den Verſicherungsvereinen auf 
Gegenſeitigkeit und den öffentlich-rechtlichen Verſicherungs⸗ 
anſtalten die Jahresüberſchüſſe des Verſicherungsgeſchäfts als 
ſteuerpflichtige Gewinne und die hieraus ſtammenden Zuwen 
dungen an die Mitglieder grundſätzlich als Gewinnausſchüttun⸗ 
gen angeſehen werden. Ebenſo muß für fie die Vorſchr. des 8 6 
Satz 2 KörpSt®. 1934 gelten, wonach bei der Ermittlung des 
Einkommens auch verdeckte Gewinnausſchüttungen zu berüͤckſich⸗ 
tigen ſind. Dafür ſprechen auch die Beſtimmungen in § 25 Abſ. 1 
Ziff. 2 der 1. KörpStDurchfVoO. nach denen bei Verſicherungs 
vereinen auf Gegenſeitigkeit und öffentlich⸗rechtlichen Verſiche⸗ 
rungsanſtalten, ſoweit ſie nicht das Lebensverſicherungsgeſchäft 
betreiben, Beitragsrückerſtattungen, die ans Kapitalerträgen 
und ſonſtigen Einnahmen außerhalb des verſicherungstechniſchen 
Geſchäfts oder aus Kapitalanſammlungen ſtammen, der Be⸗ 
ſteuerung unterworfen werden ſollen (vgl. Veranlagungsricht⸗ 
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linien 1934 unter G8 Abſ. 2 [RStBl. 1935, 408] und Erlaß 
des RF M. v. 25. Juli 1936 unter Abſ. II 1 und 3 Abſ. 1 
RStBl. 1936, 825). 

(RFH., 1. Sen., Urt. v. 21. April 1937, TA 278/86.) 


Anmerkung: 1. Verſicherungsvereine auf Gegenſeitigkeit 

find durch das KörpStG. 1934 anderen Verſicherungsunterneh⸗ 
„men ſteuerlich gleichgeſtellt worden. Hierdurch ſollte insbeſon⸗ 

dere der Gedanke der ſteuerlichen Gleichmäßigkeit auf dieſem 
Teilgebiete durchgeſetzt werden. 

2. Bei der Ermittlung des körperſchaftſteuerpflichtigen Ge⸗ 
winns ſind verdeckte Gewinnausſchüttungen kraft ausdrücklicher 
geſetzlicher Anweiſung zu berückſichtigen. § 20 der 1. VO. zur 
Durchführung des KörpStG. v. 6. Febr. 1935 (RGBl. I, 163) 
hat 10 Beiſpiele für das Vorliegen verdeckter Gewinnausſchüt⸗ 
tungen aufgeſtellt. Hierunter findet ſich der Fall der Beitrags- 
freiſtellung nicht. 

Für Beitragsrückerſtattung beſtimmt vielmehr 8 25 Ziff. 2 
der 1. KörpStdDurchfVO., daß Beitragsrückerſtattungen, die 
nicht aus dem Lebensverſicherungsgeſchäft ſtammen, nur inſo⸗ 
weit abzugsfähig ſind, als ſie den Überſchuß nicht überſteigen, 
der ſich ergeben würde, wenn die auf das Wirtſchaftsjahr ent⸗ 
fallenden Verſicherungsleiſtungen, Überträge und Rücklagen fo- 
wie die ſämtlichen ſonſtigen perſönlichen und ſachlichen Betriebs⸗ 
ausgaben allein aus der auf das Wirtſchaftsjahr entfallenden 
Beitragseinnahme beſtritten worden wären. 

Hieraus ergibt ſich, daß Beitragsrückerſtattungen nur ab⸗ 
zugsfähig ſind, wenn und ſoweit ſie aus den Beiträgen des 
Wirtſchaftsjahres ſtammen, um deſſen Beſteuerung es ſich han- 
delt (vgl. Kennerknecht, „Kommentar zum KörpStG.“, 
Anm. 37 zu § 11). 

Die Abzugsfähigkeit von Beitragsrückerſtattungen iſt alſo 
erheblich eingeſchränkt. 

3. Soweit Beitragsrückerſtattungen nicht abzugsfähig ſind, 
wirken ſie gewinnerhöhend, gehören alſo zum körperſchaftſteuer⸗ 
pflichtigen Gewinn. e 

Wie aber iſt nun eine vollkommene Freiſtellung der Mit⸗ 
glieder einer öffentlichen Verſicherungsanſtalt auf Gegenſeitig⸗ 
keit von Beiträgen aufzufaſſen? Das Weſen der verdeckten Ge⸗ 
winnausſchüttungen beſteht darin, daß den Geſellſchaftern von 
der Geſellſchaft Gewinn in einer Form zugeführt wird, daß 
er nicht als Gewinn erſcheint, ſondern unter anderen Bezeich⸗ 
nungen verborgen iſt (ſo Kennerknecht a. a. O. 8 6 
Anm. 34). 

Die Verſicherungsanſtalt auf Gegenſeitigkeit, die ihre Mit- 
glieder von Beiträgen freiſtellt, gewährt tatſächlich den Mitglie- 
dern für das in Frage kommende Beitragsjahr unentgeltlich 
Verſicherungsſchutz. Dieſer unentgeltliche Verſicherungsſchutz iſt 
bei Berückſichtigung des wirtſchaftlichen Kerns (vgl. RF. 21, 
275) ein geldwerter Vorteil. Mithin bildet die Geſamtheit der 
erlaſſenen Prämien eine verdeckte Gewinnausſchüttung, für 
die die Verſicherungsanſtalt körperſchaftſteuerpflichtig iſt. 


RA. Dr. Dr. Megow, Küſtrin. 


* 


x 46. 8 25 Abſ. 1 Ziff. 2 der 1. DurchfVO. zum KörpSt®. 
Die Vorausſetzung für die Abzugsfähigkeit von Beitragsrück⸗ 
erſtattungen nach 8 25 Abſ. 1 Ziff. 2 Satz 2 der 1. DurchfVO. 
zum KörpSt®. iſt auch dann erfüllt, wenn die zurückzuerſtat⸗ 
tenden Beiträge in der Weiſe gutgeſchrieben werden, daß der 
Verſicherungsnehmer einen Rechtsanſpruch auf dieſe Beträge 
erwirbt. 


Die ſteuerpflichtige Geſellſchaft, ein Verſicherungsverein 
auf Gegenſeitigkeit, verſichert ihre Mitglieder gegen den durch 
Hagelſchlag an Feldfrüchten erlittenen Schaden. Sie führt in 
ihren Bilanzen ein „Sparguthaben der Mitglieder“, dem nach 
Art. 22 der Satzung jeweils — vorbehaltlich eines abweichen⸗ 
den Beſchluſſes der Hauptverſammlung — die Hälfte der Über⸗ 
ſchüſſe des Jahresgeſchäfts zufließt. An dieſem Sparguthaben, 
das in der Satzung als Sparrücklage bezeichnet iſt, hat jeder 
Verſicherte nach dem Verhältnis ſeines Jahresbeitrags Anteil. 


Der Anteil wird ihm vom 1. Jan. des der Einzahlung folgen⸗ 
den Jahres an gutgeſchrieben und verzinſt. Seine Auszahlung 
kann jedes Mitglied erſt beim Ausſcheiden aus der Geſellſchaft 
fordern. Ein Mitglied, das freiwillig ausſcheidet oder durch 
Beſchluß der ordentlichen Hauptverſammlung von der Teil⸗ 
nahme an der Geſellſchaft zurückgewieſen wird, erleidet einen 
Abzug von 50% ſeines Anteils an der Sparrücklage. Kein 
Abzug findet ſtatt, wenn ein Mitglied ſtirbt oder ausſcheidet, 
weil das Rechtsverhältnis aufhört, das es zum Genuß der 
Feldfrüchte berechtigt. 

Streitig iſt, ob der Betrag von 7359,03 AA, den die Ge⸗ 
ſellſchaft für 1934 dem Sparguthaben der Mitglieder zugeführt 
hat, bei der ſteuerlichen Einkommensermittlung abgezogen wer⸗ 
den darf. Das Fin A. hat die Frage verneint mit der Be⸗ 
gründung, daß die Zuführung als eine Gewinnausſchüttung 
anzuſehen ſei, die den ſtenerpflichtigen Gewinn nicht mindern 
dürfe. Demgegenüber hat die Geſellſchaft geltend gemacht, daß 
ſie nach ihrer Satzung keine feſten Verſicherungsbeiträge, ſon⸗ 
dern nur Vorſchu ß beiträge erhebe. Die hieraus herrühren⸗ 
den Überſchüſſe des Jahresgeſchäfts könnten daher ſteuerpflich⸗ 
tigen Gewinn nur darſtellen, ſoweit ſie der Hauptrücklage und 
damit dem Vermögen der Geſellſchaft zugeführt würden. So⸗ 
weit ſie dagegen der Sparrücklage der Mitglieder zuflöſſen, 
bildeten ſie Vermögen der Mitglieder. Denn dieſe hätten nach 
der Satzung und den Verſicherungsbedingungen einen unbe⸗ 
ſtreitbaren Rechtsanſpruch auf Rückzahlung der in der Spar⸗ 
rücklage angeſammelten Beträge. Die Zuführungen zu dieſen 
Rücklagen könnten daher bei der Geſellſchaft nicht ſteuer⸗ 
pflichtig fein. 

Der Einſpruch iſt erfolglos geblieben. Dagegen hat das 
Finger. die Zuführung an die Sparrücklage als Beitragsrück⸗ 
erſtattung gemäß $ 25 Abſ. 1 Ziff. 2 der 1. DurchfVO. zum 
KörpStG. von der Steuer freigeſtellt. 


Die RBeſchw. des Fin A. iſt unbegründet. 


Der in der Bilanz der Geſellſchaft unter der Bezeichnung 
„Sparguthaben der Mitglieder“ geführte Paſſivpoſten ſtellt nach 
der Satzung, den Verſicherungsbedingungen und der tatſäch⸗ 
lichen Geſchäftsgebarung eine echte Verbindlichkeit dar. Damit 
iſt jedoch die ſteuerliche Abzugsfähigkeit der Zuführungen zu 
dieſen Bilanzpoſten noch nicht begründet. Denn echte Schuld⸗ 
poſten können auch entſtehen, ohne daß dadurch der ſteuer⸗ 
pflichtige Gewinn gemindert wird, ſo z. B. dann, wenn ihre 
Bildung im Rahmen der Verwendung des Gewinns erfolgt. 
Es bleibt daher die Frage zu prüfen, ob die Zuführungen als 
nichtabzugsfähige Gewinnausſchüttungen, wie das Fin A. meint, 
oder als abzugsfähige ſchuldrechtliche Leiſtungen der Geſellſchaft 
an ihre Mitglieder anzuſehen ſind. Letzteres muß bejaht wer⸗ 
den, wenn man mit dem Fincher. die Vorausſetzungen für 
das Vorliegen abzugsfähiger Beitragsrückerſtattungen als ge⸗ 
geben annehmen kann. 


Nach § 25 Abſ. 1 Ziff. 2 der 1. DurchfVO. zum KörpSt. 
hängt die Abzugsfähigkeit von Beitragsrückerſtattungen, die 
nicht aus dem Lebensverſicherungsgeſchäft ſtammen, von zwei 
Vorausſetzungen ab. Einmal dürfen ſie den Überſchuß nicht 
überſteigen, der ſich ergeben würde, wenn die auf das Wirt⸗ 
ſchaftsjahr entfallenden Verſicherungsleiſtungen, Überträge und 
Rücklagen ſowie die ſämtlichen ſonſtigen perſönlichen und ſach⸗ 
lichen Betriebsausgaben allein aus den auf das Wirtſchaftsjahr 
entfallenden Beitragseinnahmen beſtritten worden wären. So⸗ 
dann muß die Beitragsrückerſtattung ſpäteſtens bei Genehmigung 
des Abſchluſſes des Wirtſchaftsjahrs durch die ſatzungsmäßig zu⸗ 
ſtändigen Organe mit der Maßgabe beſchloſſen werden, daß ſie 
auf die binnen Jahresfriſt nach der Beſchlußfaſſung fällig 
werdenden Beiträge anzurechnen oder binnen Jahresfriſt nach 
der Beſchlußfaſſung bar auszuzahlen iſt. Daß im Streitfall die 
erſte dieſer beiden Voransſetzungen hinſichtlich der vollen Höhe 
der fraglichen Zuführung gegeben iſt, wird vom Fin A. nicht 
beſtritten. Dieſes behanptet nur, daß es an der zweiten Vor⸗ 
ausſetzung fehle, wonach die Verſicherungsteilnehmer binnen 
Jahresfriſt in den Genuß der Beitragsrückerſtattungen kom⸗ 
men müßten. Der Auffaſſung des Fin A. kann nicht beige⸗ 
treten werden 
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Durch die Genehmigung der Bilanz für 1934 hat die 
Hauptverſammlung der Geſellſchaft die Zuführung der Hälfte 
des Jahresüberſchuſſes an die Sparrücklage der Mitglieder 
beſchloſſen. Damit war allerdings noch nicht ſichergeſtellt, daß 


ſellſchaft erlangen 
die Verſicherungsbedingungen 
Rechtsanſpruchs nicht zu ändern. Das Fin A. ſtützt ſeine gegen⸗ 
a Et, . 
glieder beim freiwilligen Ausſcheiden oder bei ü . 
weiſung von der Teilnahme 5 der e e Ae 
in Höhe der Hälfte ihres Anteils erleiden. Ein Rechtsanſpruch 
kann aber ſeinen Charakter nicht rückwirkend dadurch ver⸗ 


lieren, daß er ſpäter unter beſti 
e Ve ſtimmten Vorausſetzungen ganz 


(RFH., 1 Sen., Urt. v. 13. April 1937, I A 107/37.) 


* 


x 47. 925 KörpStG. 1934. Wenn Ste iheit fü 
92 1934. uerfreiheit für den 
Stemtabschnitt 1932/33 lediglich durch einen Aktenvermerk feſt⸗ 
b 5 gg iſt, liegt eine Feſtſetzung der Körperſchaftſteuer 
.S. des § 25 Abf. 1 KörpStG. 1934 nicht vor und iſt damit 


die N 5 1 5 
2 ung für die Anwendung dieſer Vorſchrift nicht 


Die beſchwerdeführende Geſellſchaft iſt ein rns 
fe ar Gegenseitigkeit. Ihr Wirtſchaftsjahr läuft vom 
1 » bis 30. April. Fur die Zeit bis zum Wirtſchaftsjahr 
— 2/33 war fie auf Grund der Vorſchrift des 8 4 Abf. 2 a, § 11 
. Nr. 4, $ 15 Abf. 1 Nr. 7 KörpStch. 1925 ſteuerfrei ge⸗ 

ieben. Erſtmalig für das Kalenderjahr 1934 iſt ſie infolge 
Wegfalls der genannten Steuervergünſtigungen im KörpSt®. 
1934 zur Körperſchaftſteuer veranlagt worden. 


Streitig iſt im Rechtsbeſchwerdeverfahren nur noch, ob 
die Körperſchaftſteuerſchuld nach 9 25 e 1934 um' den 
Zuſchlag für die Zeit vom 1. Mai bis 31. Dez. 1933 (alfo um 
/e) zu erhöhen ift. 


Das Fincher, hat die Frage unter Berufun i 

g a g auf die 
Entſch. des RF. 39, 66 und 285 bejaht, da die BeſchwF. auch 
ſchon in den Vorjahren ſteuerpflichtig geweſen und nur wegen 
ren eines ſteuerpflichtigen Einkommens frei veranlagt wor⸗ 

ei. 

Die RBeſchw. der Geſellſchaft iſt begründet. 


Nach $ 25 Abſ. 1 KörpSt®. 1934 erhöht ſich bei Stpfl., 
bei denen die Körperſchaftſteuer für ai 1 1 7 
1933 abweichenden Steuerabſchnitt feſtgeſetzt worden ift, die 
Körperſchaftſteuerſchuld für das Kalenderjahr 1934 um ein 
Zwolftel für jeden Monat, der ſeit dem Ende des Steuer— 
abſchnitts 1932/33 bis zum 31. Dez. 1933 verſtrichen iſt. Dieſe 
Uberleitungsvorſchrift war durch die Umſtellung des Steuer⸗ 
erhebungszeitraums vom Wirtſchaftsjahr auf das Kalenderjahr 
bedingt. Sie ſollte nach der Geſetzgebung vor allem berhin- 
dern, daß Vorauszahlungen, die nach dem bisherigen Körp⸗ 
StG. für den Zeitraum vom Schluß des Wirtſchaftsjahrs 
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1932/33 bis zum Beginn des Kalenderjahrs 1934 zu entrichten 
waren, erſtattet werden müßten. Nach dem Wortlaut iſt Vor⸗ 
ausſetzung für die Anwendung der Vorſchrift die Feſtſetzung 
der Körperſchaftſteuer für einen vom Kalenderjahr 1933 ab- 
weichenden Steuerabſchnitt 1932/33. Wie der RF. in der Ent⸗ 
ſcheidung RFH. 39, 66 ausgeſprochen hat, genügt es zur Er- 
füllung dieſer Vorausſetzung, daß für den Steuerabſchnitt 
1932/33 eine Veranlagung ſtattgefunden hat, auch wenn hier⸗ 
bei ein Freiſtellungsbeſcheid ergangen iſt. 


Im Streitfall iſt auf die Körperſchaftſteuererklärung der 
BeſchwF. für 1932/33 hin lediglich eine Verfügung zu den 
Akten gebracht worden des Inhalts, daß die Beſchwß. gemäß 
§ 11 Nr. 4 und § 15 Nr. 7 des Geſetzes körperſchaftſteuerfrei 
ſei. Ein förmlicher Freiſtellungsbeſcheid oder auch nur eine Mit⸗ 
teilung über die Freiſtellung an die Beſchwß. iſt nicht er⸗ 
gangen. Es fehlt daher an einer „Feſtſetzung“ der Körperſchaft⸗ 
ſteuer für den Steuerabſchnitt 1932/3 und damit an der Vor⸗ 
ausſetzung für die Anwendung des § 25 KörpStG. 1934. 


Dieſes Ergebnis ſteht auch mit dem Zweck der Geſetzes⸗ 
vorſchrift nicht in Widerſpruch. Durch die Vorausſetzung, an 
die ihre Anwendung geknüpft ift, ſollte offenbar verhindert 
werden, daß auch Koͤrperſchaftſteuerpflichtige, die erſt nach Ab⸗ 
lauf der Geltungsdauer des KörpStG. 1925 in die Steuer⸗ 
pflicht neu eingetreten ſind, in ungerechtfertigter Weiſe von 
der Überleitungsvorſchrift betroffen werden (vgl. Entſch. des 
NFH. 39, 66/68). Dieſen Körperſchaftſteuerpflichtigen konnen 
ſolche gleichgeſtellt werden, die nach dem KörpStG. 1925 per⸗ 
ſönliche Steuerbefreiung genoſſen, dieſe aber unter der Herr⸗ 
ſchaft des neuen Körperſchaftſteuerrechts verloren haben, und 
ſchließlich auch ſolche, für die im bisherigen KörpStG. zwar 
nur ſachliche Steuerbefreiungen vorgeſehen waren, dieſe ſich 
aber praktiſch — wie im Streitfall — auf die Dauer gleich 
völligen (perſönlichen) Steuerbefreiungen ausgewirkt haben. 


(RFH., 1. Sen., Urt. v. 21. April 1937, I A 74/37.) 
* 


* 48. § 6 a KapVerkStG. a. Faſſ.; § 2 Ziff. 2 KapVerkStG. 
1934. 


1. Der RYH. verbleibt bei den Grundſätzen, die er über 
die Heranziehung von Syndikatsumlagen zur Geſellſchaftſteuer 
in den Urteilen R§H. 37, 352 und 38, 23 aufgeſtellt hat. 


2. Danach unterliegen der Geſellſchaftſteuer auch 


a) Umlagen zur Deckung eines Verluſtes, der dem Syndi⸗ 
kat durch den An⸗ und Verkauf ausländiſcher Ware ent⸗ 
ſtanden iſt; 


b) Umlagen für Mitgliedsbeiträge, die das Syndikat an 
einen marktregelnden internationalen Verband zahlt. 7) 


Eine Anzahl Herſteller von J. haben ſich zu einem 
Lieferungsſyndikat in Form einer Doppelgeſellſchaft zu⸗ 
ſammengeſchloſſen, nämlich dem Verband H., einer Geſell⸗ 
ſchaft bürgerlichen Rechts (GbR.), und der beſchwerdeführen⸗ 
den GmbH. Die Unkoſten des Syndikats werden ihm von 
den Mitgliedswerken durch Umlagen erſtattet. Die Erſtattung 
der Unkoſten, die durch die Verkaufstätigkeit des Syndikats 
entſtanden ſind, haben die Vorinſtanzen ſteuerfrei gelaſſen. 
Dagegen ſehen ſie die in Abſchnitt IV im einzelnen bezeich⸗ 
neten Unkoſten als ſolche an, die durch eine vom Verkauf 
unabhängige marktordnende Tätigkeit des Syndikats ent⸗ 
ſtanden find und daher nach der Rſpr. des NFH. der Ge⸗ 
ſellſchaftſteuer unterliegen (vgl. die Urt. II A 153/34 und IIA 
304/33 v. 17. Mai 1933, II A 41/35 v. 22. Nov. 1935: 
JW. 1936, 1165 = Rh. 37, 352 und 38, 23, 324). 


Die RBeſchw. kann keinen Erfolg haben. 


Die BeſchwF. beruft ſich auf den Aufſatz von Veiel, 
„Geſellſchaftſteuer bei Organgeſellſchaften“ (StW. 1936, 993). 
Veiel lehnt „die Marktordnungſteuer des II. Sen.“ ab. 
Der Sen. hat daraufhin ſeine Auffaſſung nochmals über⸗ 
prüft, insbeſ. im Hinblick auf die Vorſchriften des StAnpG. 
und des neuen KapVerkSt. Der RN M. iſt auf Erſuchen 
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des Sen. dem Verfahren beigetreten. In Übereinſtimmung 
mit ihm hat der Sen. keinen Anlaß zu einer Anderung ſeines 
Standpunktes gefunden. 


I 


Welch verſchiedene ſteuerliche Beurteilung der 
Syndikatsumlagen denkbar iſt, erhellt aus der fol⸗ 
genden Gegenüberſtellung, auf die ſchon in dem Urt. IIA 
41/35 hingewieſen worden ift (R ZH. 38, 324 zu I a. E.). 
Ein Fin A. hatte die Auffaſſung vertreten, daß jede von einem 
Syndikat entfaltete Tätigkeit, alſo auch die auf die Förde⸗ 
rung der Belange ſämtlicher Mitglieder gerichtete Tätigkeit, 
zu den erhobenen Beiträgen im Verhältnis von Leiſtung zu 
Gegenleiſtung ſtehe, und daß inſoweit ſchlechthin immer ein 
zur Umſatzſteuerpflicht führender Leiſtungsaustauſch vorliege, 
ohne daß es darauf ankomme, welchen Zwecken die ein⸗ 
gehobenen Beträge dienen ſollten (vgl. Urt. V A 269/33 vom 
5. April 1933: RStBl. 1935, 810 zu II). Umgekehrt war 
ein anderes Fin A. der Meinung geweſen, daß auch die Ver⸗ 
kaufstätigkeit marktordnenden Charakter habe und wie dieſe 
ausſchließlich auf dem Geſellſchaftsverhältnis beruhe, ſo daß 
die Umlagen ſchlechthin zur Geſellſchaftſteuer herangezogen 
werden müßten. Der Umſatzſteuer⸗ und der Geſellſchaftſteuer⸗ 
ſenat ſind keiner dieſer Auffaſſungen gefolgt, ſondern haben 
übereinſtimmend eine Trennung der Umlagen für 
erforderlich gehalten. Soweit die Umlagen eine beſtimmte 
Tätigkeit des Syndikats für das einzelne Mitglied betreffen, 
liegt ein Leiſtungsaustauſch vor auf Grund eines neben dem 
Geſellſchaftsverhältnis beſtehenden Vertragsverhältniſſes. Hier 
kommt für die Umlage keine Geſellſchaftſteuer, wohl aber 
Umſatzſteuer in Frage, jo z. B. für die an das Vermittlungs- 
ſyndikat gezahlte Umlage für ſeine Abſatztätigkeit. Soweit 
dagegen die Tätigkeit des Syndikats den Belangen der Ge⸗ 
ſamtheit der Mitglieder dient, wird die Umlage dafür aus⸗ 
ſchließlich auf Grund des Geſellſchaftsverhältniſſes bewirkt. 
Im letzten Fall iſt die Geſellſchaftſteuerpflicht nach 8 Ga 
Halbſ. 2 KapVerkStG. a. F. (8 2 Nr. 2 KapVerfStG. 1934) 
gegeben. Hierzu rechnen beide Sen. die vom Verkauf unab⸗ 
hängige marktordnende Tätigkeit des Syndikats. 


II. 


Die BeſchwF. wendet ein, die Umlagen ſeien nicht ihr, 
der Gmbh., ſondern dem Verband H. (der GbR.) zugefloſſen, 
für den eine Geſellſchaftſteuerpflicht nicht beſtehe. 


Es trifft zu, daß die Vorausſetzungen des § 3h Kap⸗ 
VerlStG. a. F. (8 5 Abſ. 2 Nr. 3 KapVerkStG. 1934) bei 
dem Verband nicht gegeben find und! dieſer mithin keine 
Kapitalgeſellſchaft im Sinne dieſes Geſetzes iſt. Gleichwohl iſt 
die ſubjektive Steuerpflicht begründet, weil die Syn di⸗ 
katsdoppelgeſellſchaft eine Einheit bildet und eine 
Kapitalgeſellſchaft mitumfaßt. Es wird auf die Ausführungen 
hierzu in dem Urt. II A 153/34 verwieſen (RF. 37, 355). 
Dieſe Beurteilung der Doppelgeſellſchaft als Einheit ent⸗ 
ſpricht der herrſchenden Lehre (vgl. z. B. Staudinger, 
„Komm. zum BGB.“, 9. Aufl., Anhang hinter § 740 in 
Abſchn. C IV 1d). Das ſyndikatsmäßige Geſellſchaftsverhält⸗ 
nis beſteht demnach nicht nur in der Beziehung zu der GbR., 
ſondern zugleich auch in der Beziehung zu der GmbH. Die 
Form der Doppelgeſellſchaft iſt als juriſtiſche Hilfskonſtruk⸗ 
tion für die Errichtung von Syndikaten üblich geworden. 
Die Wahl dieſer Form ſtellt an ſich keinen Mißbrauch von 
Geſtaltungsmöglichkeiten des bürgerlichen Rechts i. S. des 
86 StAnpG. dar. Wohl aber würde ein ſolcher Mißbrauch 
vorliegen, wenn der Geſellſchaftſteuer dadurch auszuweichen 
verſucht würde, daß Leiſtungen der Geſellſchafter an das 
Syndikat nur als an die GbR. bewirkt angeſehen würden. 


Den Vorinſtanzen St aber auch darin beizutreten, daß 
die Umlagen tatſächlich der GmbH. zugefloſſen ſind. Sie iſt 
Vermögensträger und geſchäftsführendes Organ des Syn⸗ 
dikats. Wie die Ausgaben des Syndikatsbetriebs bei ihr ent⸗ 
ſtehen, ſo müſſen ihr auch die Umlagen zur Erſtattung dieſer 
Ausgaben zugeführt werden. Will man annehmen, daß die 
Umlagen nur der GbR. geſchuldet und geleiſtet und erſt von 
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dieſer an die GmbH. gezahlt würden, jo würde dies gemäß 
87 KapVerkStG. a. F. (§ 4 KapVerkStG. 1934) die Steuer⸗ 
pflicht nicht ausſchließen, wie ſchon in dem Urt. II A 153/34 
dargelegt. Denn die GmbH. würde die Leiſtungen alsdann 
von einer Unternehmung erhalten, deren Geſellſchafter zu— 
gleich die Geſellſchafter der Gmbh. Find. 

Eine abweichende Beurteilung des Tatbeſtandes der 
Syndikatsdoppelgeſellſchaft würde, zum mindeſten in Ber⸗ 
bindung mit den geſellſchaftſteuerlichen Vorſchriften betrachtet, 
den Auslegungsgrundſätzen des 8 1 StAnpG. nicht ent⸗ 
ſprechen. 


III. 


Die Beſchw§. wendet ferner ein, fie ſei Treuhän⸗ 
derin. Eine Geſellſchaftſteuer könne nicht in Frage kommen, 
weil es ſich bei der Leiſtung der Umlagen an ſie nicht um 
eigene, ſondern um fremde Mittel handle. 

Das BGB. gibt keine Begriffsbeſtimmung des Treu⸗ 
händers oder der Treuhandſchaft. Der Ausdruck „Treu⸗ 
händer“ kommt aber in verſchiedenen anderen Geſetzen vor, 
z. B. im Hyp BG. (88 29—36), im SchwGoldhypF. vom 
23. Juni 1923 (RG Bl. IL, 284), im Aufivd. v. 16. Juli 
1925 (RG Bl. I, 117, 8 3 Abſ. 1 Nr. 7, 88 55, 60), im Anl⸗ 
Ablöſch. v. 16. Juli 1925 (RGBl. I, 137, 8 40 Abf. 4). 
Der Ausdruck „Treuhänder“ wird hier in verſchiedenen Be⸗ 
deutungen gebraucht. Eine Begriffsbeſtimmung der Treuhand⸗ 
ſchaft geben auch dieſe Geſetze nicht. Welche Bedeutung und 
Aufgaben der Treuhänder jeweils hat, muß aus dem Zweck 


des einzelnen Geſetzes entnommen werden. 


Auch das Wirtſchaftsleben bedient ſich des Ausdrucks 
„Treuhänder“, und zwar im weiteſten Sinn. So wird der 
Ausdruck für Geſellſchaften gebraucht, die Wirtſchaftsprü⸗ 
fungen vornehmen oder fremdes Vermögen verwalten (Treu⸗ 
handgeſellſchaften). Auch an den Reichstreuhänder der Arbeit 
ſei erinnert. 


Im Steuerrecht erſcheint der Ausdruck „Treuhänder“ in 
den §8 164, 187, 368 RAbgO. und in § 11 Nr. 2 und 3 
StAnpG. Auch hier fehlt eine Begriffsbeſtimmung des Treu⸗ 
händers oder der Treuhandſchaft. 8 164 RAbgoO. handelt von 
Rechten, die auf den Namen eines Treuhänders lauten, oder 
von Wertſachen, die der Treuhänder befist, und verpflichtet 
ihn, auf Verlangen des Fin A. nachzuweiſen, wem die Rechte 
oder Wertſachen „gehören“. Auch §8 187 RAbgd, ſpricht von 
ſolchen Rechten oder Wertſachen und legt dem Treuhänder 
die Verpflichtung auf, den Berechtigten zu bezeichnen. § 368 
Abſ. 3 handelt von der Pfändung eines Anſpruchs, der eine 
unbewegliche Sache betrifft, wobei die Vollſtreckungsbehörde 
anordnen kann, daß die Sache an einen vom AG. zu be⸗ 
zeichnenden Treuhänder herauszugeben iſt. Handelt es ſich 
um einen Anſpruch auf Übertragung des Eigentums an 
einem Grundſtück, jo iſt es dieſem Treuhänder als „Ver⸗ 
treter“ des Schuldners aufzulaſſen. $ 11 Nr. 2 und 3 St⸗ 
AupG. ſpricht von Wirtſchaftsgütern, die „zu treuen Händen 
übereignet“ worden ſind, oder die „durch einen Treuhänder 
zu treuen Händen für einen Treugeber erworben worden 
find“, und beſtimmt, daß dieße Wirtſchaftsgüter dem Treu⸗ 
geber zugerechnet werden. 


In all dieſen Fällen iſt der Ausdruck „Treuhänder“ 
immer in Beziehung zu beſtimmten Sachen, Rechten oder 
ſonſtigen Wirtſchaftsgütern gebraucht und das formale Eigen⸗ 
tum (die formale Berechtigung) dem materiellen Eigentum 
(der materiellen Berechtigung) gegenübergeſtellt. 


Wenn es ſich z. B. um den Ankauf eines Konkurrenz⸗ 
werks zur Stillegung des Betriebs und Ausſchaltung des 
Wettbewerbs handeln würde, könnte die Frage aufgeworfen 
werden, ob die Beſchw. Treuhänderin iſt und eine Geſell⸗ 
ſchaftſteuer nicht zu erheben wäre, weil die Mitglieder des 
Syndikats die Umlagen für das etwa ihnen ſelbſt zuzu⸗ 
rechnende Treugut zahlten. Der Sen. hat die Steuerpflicht 
auch in ſolchen Fällen bejaht (Urt. II A 320/34 v. 29. Okt. 
1934: RSt Bl. 1935, 62 in Abſchn. III; II A 243/30 vom 
15. Juli 1930: RSt Bl. 1931, 211. Wegen der Umſatzſteuer 
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vgl. Urt. VA 171 und 172/35 v. 31. Jan. 1936: RStBl. 
1936, 220 zu I). Im vorl. Fall kann dieſe Frage uncrörtert 
bleiben. Bei den verſteuerten Umlagen handelt es ſich nicht 
um Mittel zum Erwerb eines Wirtſchaftsguts für einen 
anderen (die Mitglieder oder den Verband H.). Die Um⸗ 
lagen ſind vielmehr erhoben worden aus Anlaß der allge⸗ 
meinen marktordnenden Tätigkeit des Syndikats und zur 
Deckung der daraus erwachſenden Unkoſten. Ein Wirtſchafts⸗ 
gut, das Gegenſtand der Treuhandſchaft ſein könnte, iſt alſo 
aus den Umlagen überhaupt nicht gebildet worden. 


IV. 


8 Im einzelnen haben die Mitglieder dem Syndikat 
ie auf den folgenden Konten nachgewieſenen Unkoſten 
erſtattet. 

Konto „Auslandsverträge“ ... 794 182 AM. 

Die Beſchw§. macht hierzu auf S. 14 ihres Schrift⸗ 
ſatzes v. 29. Jan. 1936 neue Angaben tatſächlicher Art, die 
gem. § 288 RAbgd. in der RBeſchwInſt. nicht mehr berüd- 
ſichtigt werden können. Die Feſtſtellungen des FinGer. auf 
S. 3 ſeines Urteils entſprechen den früheren eigenen Angaben 
der Beſchwð. in den Schriftſätzen v. 12. März 1935 zu VII 
und v. 27. Aug. 1935 zu IV. Es iſt daher von den tat⸗ 
ſächlichen Feſtſtellungen des FinGer. auszugehen. 

Danach iſt der hier nachgewieſene Verluſt dad 5 
ſtanden, daß das Syndikat zwecks Ausſcheltung des une 


diſchen Wettbewerbs ausländiſche i i 
Berti uertehnt hat. ändiſche Ware gekauft und fie mit 


Die Beſchwy. meint nun daß dieſer Verlu 
881 7 t zu den 
e e Hnlalen zu rechnen ſei, deren Een en 
5 5 Hier trifft nicht zu. Unter der Verkaufstätigkeit im Sinne 
5 FR IIA 153/34: Ric. 37, 352, iſt nur der Verkauf 
on Erzeugniſſen der Syndikatsmitglieder zu verſtehen, denn 
f 11 dieſem Fall ſtehen Umlagen und Verkaufstätigkeit im 
5 05 tnis von Leiſtung und Gegenleiſtung, ſo daß keine 
geben enerpfüch nach § 6a Halbſ. 2 KapVerkStG. a. F. 
gege en iſt. Die BeſchwF. will den Abſchluß von Kaufver⸗ 
ib mit den ausländiſchen Konkurrenzfabriken einer Ein⸗ 
9 iederung in den Verband gleichſetzen und die ausländiſchen 
Werke in dieſem Sinne als Mitglieder anſehen. Dieſe Auf⸗ 
faſſung iſt verfehlt. Gerade weil die Ausländer nicht Mit⸗ 
glieder waren, war der verluſtreiche Ankauf der Auslands⸗ 
ware erforderlich geworden. 


Es kann zugegeben werden, daß der Ankauf der Aus⸗ 
landsware eine vorteilhaftere Verwertung der Erzeugniſſe der 
eigenen Mitglieder ermöglichte. Dies iſt aber der Zweck der 
marktordnenden Tätigkeit eines Syndikats überhaupt und 
ſchließt die Geſellſchaftſteuerpflicht nicht aus. Der Ankauf 
der Auslandsware dient den Belangen der Geſamtheit der 
Mitglieder und kann zu dem einzelnen Mitglied nicht in die 
unmittelbare Beziehung geſetzt werden, wie es beim Ver⸗ 
kauf der Ware der Mitglieder möglich iſt (vgl. die ent⸗ 
ſprechenden Ausführungen in Urt. V A 269/33: RStBl. 1935, 
809 zu II, wo zugegeben wird, daß eine wirkſame Förde⸗ 
rung der Belange aller Mitglieder vielfach mittelbar auch 
jedem einzelnen Mitglied zugute kommen wird). Der An⸗ 
kauf fremder Ware iſt in § 2 der Verbandsſatzung 1932 
vorgeſehen; die Kampfkoſten, die nach 8 16 der Verbands- 
ſatzung durch Umlagen der Mitglieder aufzubringen ſind, 
dienen gerade auch dieſem Zweck, wie ſich aus der ausführ⸗ 
licheren Faſſung der Verbandsſatzung von 1927 in 8 16 
Abſ. 3 ergibt. 

Die Erſtattung des durch die Auslandsverträge ent⸗ 
ſtandenen Verluſtes geſchieht daher nicht im Wege des 
Leiſtungsaustauſches oder eines Erſatzes von Aufwendungen 
i. S. des 8 670 BGB., ſondern gemäß einer im Geſell⸗ 
ſchaftsverhältnis begründeten Verpflichtung. Das Finger. 
hat daher die Steuerpflicht nach §S 6a Halbſ. 2 KapVertSt®. 
a. F. zu Recht bejaht. 

Konto „J.“ 73 930 AM. 


| Von den hier nachgewieſenen Beiträgen an die Inter⸗ 
nationale J. Vereinigung, deren Aufgabe marktregelnder 
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Natur iſt, und den Reiſekoſten zur Teilnahme an internatio⸗ 
nalen Verſammlungen gilt ſinngemäß dasſelbe wie beim 
Konto „Auslandsverträge“. Auch dieſe Ausgaben dienen 
den Belangen der Mitglieder, ohne unmittelbar zu den Ver⸗ 
kaufsunkoſten zu gehören. Im gleichen Sinne hat der RD. 
auf dem Gebiete der Umſatzſteuer entſchieden. In dem Urt. 
VA 269/33: RSt Bl. 1935, 809, wird die Beteiligung an 
internationalen Organiſationen zu der allgemeinen Tätigkeit 
des Verbandes gerechnet, die die Belange der Geſamtheit der 
Mitglieder fördern ſoll und inſofern von der Abſatztätigkeit 
zu unterſcheiden iſt. Auch in dem Urt. V A 443/51 v. 11. Dez. 
1933: JW. 1934, 509 — RF. 35, 346, in Abſchn. 2 wer⸗ 
den die Abgaben des deutſchen Verbandes an den inter⸗ 
nationalen Verband nicht zu den Verkaufskoſten gerechnet und 
die hierher gehörigen Vorgänge, insbeſ. die Erſtattung dieſer 
Abgaben durch die Mitglieder an den deutſchen Verband, 
als geſellſchaftliche bezeichnet. 

Konto „B.“ und Konto „Ausland“: 
7395 RM. 17 

Auch die hier nachgewieſenen Unkoſten hat das Finger. 
ohne a u en gerechnet, die durch die allge⸗ 
meine marktordnende Tätigkeit des Syndikats im Sinne des 
Urt. II A 153/34: RH. 37, 352, entſtanden ſind, und deren 
Erſtattung daher der Geſellſchaftſteuer unterliegt. 


(RFH., 2. Sen., Urt. v. 2. April 1937, II A 89/36 S.) 


7516 KN. und 


Anmerkung: 1. Die Organiſation eines Syndikats als 
Doppelgeſellſchaft iſt häufig anzutreffen. Das Verhältnis 
zwiſchen den Syndikatsmitgliedern und dem Verband (Geſell⸗ 
ſchaft des bürgerlichen Rechts) ſowie der geſchäftsfuhrenden 
Gmbs. iſt ein einheitliches Geſellſchaftsverhältnis. Inſoweit 
decken ſich auch von jeher die Rſpr. des RG. und des R§H. 

Demgemäß iſt auch den Ausführungen des Urteils zu II 
beizutreten. Die Entſtehung der Kapitalverkehrſteuer ſetzt 
Leiſtungen an eine Kapitalgeſellſchaft voraus. Liegt eine Syn⸗ 
dikatsdoppelgeſellſchaft vor und bildet dieſe eine Einheit, ſo 
iſt die Syndikatsdoppelgeſellſchaft ſteuerrechtlich dann Kapital⸗ 
geſellſchaft, wenn eine dieſer Doppelgeſellſchaften Kapital⸗ 
geſellſchaft iſt. Die Wahl der Doppelgeſellſchaft iſt an ſich 
kein ſteuerlicher Mißbrauch, zumal nach der Rſpr. des RF. 
durch die Wahl einer Doppelgeſellſchaft die Entſtehung einer 
Kapitalverkehrſteuer nicht umgangen werden kaun. 

2. Zur ſteuerlichen Rechtslage von Syndikatsumlagen. 

Auszugehen iſt von § 2 Ziff. 2 KapVerkStG. Hiernach 
unterliegen der Geſellſchaftſteuer Leiſtungen, die von den 
Geſellſchaftern einer inländiſchen Kapitalgeſellſchaft auf Grund 
einer im Geſellſchaftsverhältnis begründeten Verpflichtung be⸗ 
wirkt werden (Beiſpiele: Weitere Einzahlungen, Nachſchüſſe, 
Zubußen). Der Leiſtung eines Geſellſchafters ſteht es gleich, 
wenn die Geſellſchaft mit eigenen Mitteln die Verpflichtung 
des Geſellſchafters abdeckt. 

Hierunter fallen nur ſolche Leiſtungen, die weder an⸗ 
läßlich der Gründung noch anläßlich einer Kapitalerhöhung 
bewirkt werden. Erforderlich ift gem. 8 2 Ziff. 2 KapVerk⸗ 
StG., daß die Leiſtungen auf Grund eines Geſellſchafts⸗ 
verhältniſſes erfolgen. Die Verpflichtung braucht alſo 
nicht im Geſellſchaftsvertrag feſtgelegt zu ſein, es genügt, 
daß ſie aus dem Geſellſchaftsverhältnis folgt. 

Die Geſellſchaftſteuerpflicht von Beitragsleiſtungen wird 
nach ſtändiger Rſpr. des RF. auch nicht dadurch ausge⸗ 
ſchloſſen, daß die Beitragsleiſtungen durch die Erfüllung der 
Geſellſchaftszwecke aufgebraucht werden (RF. 12, 336; 
Kluckhohn, „KV.“, Anm. 10 zu 8 2). 

3. Mit der Frage, ob und inwieweit Beitragsleiſtungen 
ſeitens der Syndikatsmitglieder an das Syndikat der Kapital⸗ 
verkehrſteuer unterliegen, hat der RF. ſich wiederholt be⸗ 
faßt (ogl. Kluckhohn a. a. O. Anm. 11 b und RF. 37, 
352; 38, 23). 

RFinR. Dr. Veiel hat in einem Aufſatz „Geſellſchaft⸗ 
ſteuer bei Organgeſellſchaften, zugleich ein Beitrag zur Stel⸗ 
lung einer Steuer im Rahmen von Wirtſchaftspolitik und 
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Steuergeſetzgebung“, die Rſpr. des Ric. angegriffen (StW. 
1936, 998 ff.) 

Der 2. Senat hat trotz dieſer Angriffe ſeinen bisherigen 
Standpunkt aufrechterhalten. 

Auszugehen iſt hinſichtlich der ſteuerlichen Beurteilung 
der Syndikatsumlagen von den beiden Grundſätzen: 

1. Umſatzſteuerpflichtig iſt die Zahlung von Umlagen, 
wenn dieſe eine beſtimmte Tätigkeit des Syndikats für das 
einzelne Mitglied betreffen. 

2. Kapitalverkehrſteuerpflichtig iſt die Zahlung von Um⸗ 
lagen, ſoweit ſie Aufwendungen für die Tätigkeit des Syn⸗ 
dikats im Intereſſe der Belange der Gejamtheit der Mit⸗ 
glieder betreffen. 

Hiernach war alſo zu prüfen (vgl. IV des Urteils), ob 
die in den Rechtsſätzen Ziff. 2a und b bezeichneten Um⸗ 
lagen eine Tätigkeit betreffen, die den Belangen der Geſamt⸗ 
heit der Mitglieder dienten. 

Dies iſt hinſichtlich der Mitgliedsbeiträge für einen 
marktregelnden internationalen Verband und für Verluſt⸗ 
deckungen anläßlich der dem Syndikat durch den An- und 
Verkauf ausländiſcher Waren entſtandenen Beträge ohne 
weiteres anzunehmen, wie auch der RF. näher ausge— 
führt hat. 

4. In III bringt das Urteil noch einige Ausführungen 
über die ſteuerrechtliche Behandlung des Treuhänders. Mit 
Recht wird feſtgeſtellt, daß weder das bürgerliche Recht noch 
das Steuerrecht eine Begriffsbeſtimmung des Treuhänders 
noch der Treuhandſchaft bringt. Es dürfte auch kaum mög⸗ 
lich ſein, einen ſo umfaſſenden Begriff des Treuhänders für 
das Gebiet des bürgerlichen Rechts oder des Steuerrechts zu⸗ 
friedenſtellend zu ſchaffen. Ebenſo gibt es im Wirtſchafts⸗ 
leben keine Begriffsbeſtimmung. 

Es wäre wünſchenswert, wenn von wiſſenſchaftlicher 
Seite her der Klärung des Begriffs des Treuhänders, insbeſ. 
unter Berückſichtigung der Rſpr. des RG. und des Rh., 
erhöhte Aufmerkſamkeit geſchenkt werden würde. 

RU. Dr. Dr. Megow, Küſtrin. 


* 


* 49. 8 3 Satz 2, 3 Anleiheftod®.; Art. 7 Abi. 1 Satz 2 Durchf⸗ 
BO. zum Anleiheſtockc. Im Fall einer Kapitalherabſetzung 
durch Einziehung eigener Aktien oder Geſchäftsanteile darf für 
die Ermittlung des Höchſtſatzes der zuläſſigen Barausſchüttung 
von dem eingezahlten Kapital nach dem Stand vor der Kapital⸗ 
herabſetzung insgeſamt kein höherer Betrag abgezogen werden 
als der, um den das Kapital herabgeſetzt worden iſt. f) 


Die B.-At®. hat in den Wirtſchaftsjahren 1931/32 bis 
1933/34 durch Aufkauf und Einziehung eigener Aktien ihr 
Grundkapital von 1800000 AM auf 1400 000 RM herab⸗ 
geſetzt. Für das Wirtſchaftsjahr 1933/34 hat ſie ebenſo wie 
für die Vorjahre eine Gewinnausſchüttung von 80% des herab⸗ 
geſetzten Grundkapitals, das find 112000 RM, beſchloſſen. 
Das Find. hat ſich auf den Standpunkt geſtellt, daß für die 
Berechnung des Hundertſatzes, den die Barausſchüttung ge⸗ 
mäß 8 3 Satz 2 Anl Stock. nicht überſteigen dürfen, nach 
Satz 3 a. a. O. i. Verb. m. Art. 7 Abſ. 1 Satz 2 der BD. 
zur Durchf. und Ergänzung des Anl Stock. v. 27. Febr. 
1935 (RGBl. I, 316) von dem um den Erwerbspreis 
der eigenen Aktien gekürzten urſprünglichen Aktienkapital aus⸗ 
zugehen ſei, dengemäß von einem Betrag von 1800 000 AM 
— 918 497 , = 881 503 A. Die zulaſſige Barausſchüt⸗ 
tung betrage daher 8 von 881 503 RAM, d. ſ. 70 520,24 AM. 
Der überſchießende Betrag der beſchloſſenen Gewinnausſchüt⸗ 
tung von 41 479,76 RM müſſe gemäß 8 4 Abſ. 1 AnlStockG. 
an die Deutſche Golddskontbank abgeführt werden. 


Das FinGer. hat auf die Berufung hin entſchieden, daß 
keine Überweiſung an die Deutſche Golddiskontbank ſtattzu⸗ 
finden habe. Es iſt davon ausgegangen, daß in Art. 7 Abſ. 1. 
Satz 2 der DurchfVO. zum AnlStodG. für den Abzug des 
Erwerbspreiſes von eigenen Aktien kein Unterſchied gemacht 
ſei, je nachdem ob die Aktien zu einem unter oder zu einem 
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über dem Nennwert liegenden Preis erworben worden ſeien, 
und daß daher grundſätzlich ſtets der volle für den Erwerb 
der eigenen Aktien aufgewendete Betrag abgeſetzt werden 
müſſe, auch ſoweit er höher ſei als der Nennwert der Aktien. 
Nach dem Zweck der Beſtimmungen finde jedoch dieſe Kür⸗ 
zung ihre Grenze in dem Betrag, der nach 8 3 Satz 8 Anl⸗ 
Stock. dem herabgeſetzten Aktienkapital hinzuzurechnen ſei. 
Jusgeſamt dürfe alſo nicht mehr gekürzt werden als der Be⸗ 
trag, um den das Kapital herabgeſetzt worden ſei. Im Streit⸗ 
fall könne daher nicht mehr als 400 000 % von dem ur⸗ 
ſprünglichen Aktienkapital abgerechnet werden. Da die von der 
Geſellſchaft beſchloſſene Gewinnausſchüttung nicht mehr als 
80% des hiernach verbleibenden Betrags (1 400 000 AM) aus⸗ 
mache, beſtehe keine Verpflichtung zur Abführung eines Teils 
der Ausſchüttung an die Deutſche Golddiskontbank. 

Die Rechtsbeſchwerde des Fin A. iſt unbegründet. 

Nach 8 3 Satz 1, 2 AulStockch. beſtimmt ſich der Höchſt⸗ 
ſatz der zuläſſigen Barausſchüttung nach einem beſtimmten 
Hundertſatz des „eingezahlten Kapitals“. Gemeint iſt hier das 
eingezahlte Kapital nach dem Stand am Schluß des Wirt⸗ 
ſchaftsjahrs, für das die Gewinnausſchüttung beſchloſſen wird. 
Von dieſer Regel iſt in 8 3 Satz 3 a. a. O. eine Ausnahme 
vorgeſehen für die Fälle, in denen in dem Ausſchüttungsjahr 
oder in den beiden Vorjahren das Kapital herabgeſetzt worden 
iſt. Hier ſoll der Höchſtſatz der zuläſſigen Barausſchüttung 
unter Berückſichtigung des Betrags der Kapitalherabſetzung, 
alſo nach dem Stande des eingezahlten Kapitals vor der 
Kapitalherabſetzung berechnet werden. Der Grundgedanke 
diefer Vorſchrift iſt offenbar der, daß Geſellſchafter (Aktio⸗ 
näre), die ſich in den letzten Jahren eine Zuſammenlegung 
ihrer Kapitalanteile haben gefallen laſſen müſſen, nicht auch 
noch durch eine entſprechend weitergehende Einſchränkung der 
zuläſſigen Barausſchüttung nach der Kapitalherabſetzung be⸗ 
nachteiligt werden ſollen. Unter den Wortlaut des 83 Abſ. 3 
AulStockGG. fallen jedoch nicht nur Kapitalherabſetzungen zu 
Sanierungs⸗ oder Wertberichtigungszwecken, ſondern auch 
ſolche zum Zweck der Kapitalrückzahlung unter Einziehung 
eigener Aktien, in denen jener Grundgedanke nicht zutrifft. 
Um zu verhüten, daß durch die Anwendung der Vorſchrift 
auch in den letztgenannten Fällen der Geſellſchafter ungerecht⸗ 
fertigt bevorzugt werden, iſt für dieſe Fälle in Art. 7 Abi. 1 
der DurchfVO. zum AnlStod®. eine Sonderregelung ge— 
troffen worden. Hiernach findet die Vorſchrift des 83 Saß 3 
AnlStoEd. keine Anwendung, ſoweit auf Grund der Kapital⸗ 
herabſetzung Kapital an die Geſellſchafter zurückgezahlt worden 
iſt oder die Geſellſchafter von der Verpflichtung zur Leiſtung 
von Einlagen befreit worden find (Satz 1 a. a. O.), und, wenn 
die Kapitalherabſetzung durch Einziehung eigener Aktien oder 
Geſchäftsanteile erfolgt iſt, bleibt bei der Berechnung des 
Hundertſatzes nach 8 3 des Gef. der für den Erwerb der 
Aktien oder Geſchäftsanteile aufgewendete Betrag unberück⸗ 
ſichtigt (Satz 2 a. a. O.). 

Im Streitfall handelt es ſich um die Anwendung des 
Art. 7 Abſ. 1 Satz 2 a. a. O. Wie das Finder. zutreffend 
ausgeführt hat, kommt es nach dem Wortlaut dieſer Vorſchrift 
auf die Höhe des Erwerbspreiſes der eigenen Aktien oder Ge⸗ 
ſchäftsanteile, insbeſ. auf das Verhältnis des Erwerbspreiſes 
zum Neunwert der Aktien uſw. nicht an; daher werden von 
der Vorſchrift an ſich auch die Fälle getroffen, in denen der 
Erwerbspreis den Nennwert überſteigt. Zuzuſtimmen iſt jedoch 
auch der Auffaſſung des Finger., daß bei der Auslegung der 
Vorſchrift ihr Zweck mit zu berückſichtigen iſt. Da die Vor⸗ 
ſchrift, wie erwähnt, lediglich verhindern will, daß auf Grund 
des § 3 Satz 3 AnlStockcö. den Geſellſchaftern ungerecht⸗ 
fertigte Vorteile zufließen, dürfen die Geſellſchafter gegenüber 
der Regel des 8 3 Satz 1, 2 des Gef. nicht benachteiligt werden. 
Das würde aber der Fall ſein, wenn der Berechnung des 
Höchſtſatzes der zuläſſigen Barausſchüttung eine Kapitalbetrag 
zugrunde gelegt würde, der hinter dem eingezahlten Kapital 
nach dem Stand am Schluß des Wirtſchaftsjahrs zurück⸗ 
bleibt, für das die Gewinnausſchüttung beſchloſſen worden 
iſt. Es darf demnach bei Anwendung des Art. 7 Abſ. 1 
Satz 2 der DurchfVoO. zum AnlStockch, an dem einge⸗ 


66. Jahrg. 1937 Heft 36; 
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5 Kapital nach dem Stand vor der Kapitalherabſetzung 
insgeſamt kein höherer Betrag abgeſetzt werden als der, um 
den das Kapital herabgeſetzt worden iſt. 


Hiergegen kann die Rechtsbeſchwerde des Fin A. nicht 
et daß für die Gewerkſchaften in Art. 5 Abf. 3 55 
DE 1 zum AnlStockc᷑. i. d. Faſſ. nach Art. 1 Ziff. 4 
= 4 8 zum AnlStock G. v. 18. April 1935 (RG⸗ 
Beh 4251 ) eine andere Regelung vorgeſehen ſei. Denn die 
kapital 58 der Gewerkſchaften, die kein feſtes Geſellſchafts⸗ 
Geſellſchnf 8 und bei denen es daher keinen Nennwert der 
mit en 11 9 ſich fue hier ſtreitigen Punkt 

n Kapitalgeſe it fe rund⸗ 
oder Stammkapital i bers ue ns 


(Rh., 1. Sen., Urt. v. 23. März 1937, 1 A 295/36.) 


Anmerkung: Das Ergebnis . 

„ { 8, zu dem der NTH. gelangt, 
Ba 11 5 nicht dem Wortlaut der e 
he % 98 aber dem Sinn der Vorſchrift. Grundſätzlich iſt 
gebend. Davon wird im Art. 7 Abl F 
0 x . i h ſ. 1 Satz 1 der Durchf⸗ 
en: Fake eine Ausnahme für den Fall Sur daß bei 
90 e Kapital an die Geſellſchafter zurück⸗ 
Vorschrift NA Im Umfang dieſer Zahlung ſoll die 
der e $ 3 des Geſ. keine Anwendung finden, d. h. 
nan Huſchüttende Betrag berechnet ſich in dieſem Falle 
Art. 7 Abſ. 1 8 en Satz 2 des Gef, Sodann wird im 
herapſezung durch Gina BD. der Fall der Kapital⸗ 
ſoll bei des er Einziehung eigener Aktien geregelt. Hier 
Se © erechnung ddes Yundertfages des § 3 des Gel. 
ſicht N 915 rwerb der Aktien aufgewandte Betrag unberück⸗ 
Ab 4 0 1* 99 5 kann im Zuſammenhalt mit Art. 7 
See in er DurchfVoO. nur bedeuten, daß bei der 
Ne 23 1 8 Aufwendungen die erleichternde Vor⸗ 
tens di Fi des Gef. keine Anwendung finden foll, 
9 3 Cat 150 a E. dann zwangsläufig die Anwendung des 
Nd. it bzw. Satz 2 des Gef. ergibt. Der Entſch. des 
59. iſt im vollen Umfange beizuſtimmen. 


RA. Dr. Erler, Dresden. 


* 


50. Deutſch⸗Schweizeriſches Dop 

5 pelbeſteuerungsabkommen 
Ein feinen 1931 (Bek. v. 12. Febr. 1934 [RG Bl. 1934, II, 37). 
9 ee: Kaufmann und Gewerbetreibender, der keine 
421 135 4 beſitzt, hat ſeine Betriebsſtätte i. S. von 
mess „Deutſch⸗Schweizeriſchen Doppelbeſteuerungsabkom⸗ 
tret an ſeinem Wohnſitz, auch wenn er, wie z. B. ein Reiſever⸗ 
reter, ſeine Haupttätigkeit auf der Reiſe entwickelt. 


Der BeſchwF. betreibt unter der im Handelsregi au 
Hue Frau eingetragenen Firma N. B. 5 Cos . 
id in Stoffen, und zwar reiſt er für eine Schweizer Weberei 
5 er Schweiz. Sein Wohuſitz und der Sitz ſeiner Firma 
ſind iu Deutſchland, dieſe iſt nur in Deutſchland ins Handels- 
regiſter eingetragen. Eine Betriebsſtätte in der Schweiz 
1 8 er nicht. Streitig iſt, ob er mit dem aus der Ver⸗ 
e in der Schweiz erzielten Gewinn in Deutſchland 
e e ber iſt. Das FinGer. hat die Frage 
rn 95 5 zunächſt feſtgeſtellt, daß der Beim. als 
Socken 15 Agent nicht Angeſtellter der Schweizer Firma, 
2 n ſel ſtändiger Kaufmann und Gewerbetreibender iſt. 
93 hat weiterhin angenommen, daß das Doppelbeſteuerungs⸗ 
12 ommen mit der Schweiz v. 15. Juli 1931 (Bek. vom 
en 1934 [RG Bl. II, 37 RStBl. 1934, 199) die 
ſchleßt. gun des Beſchw. im Deutſchen Reich nicht aus⸗ 
l 0 ie habe der BeſchwF. weder in Deutſchland noch 
De 11 70 eine Betriebsſtätte; nach Art. 7 des Abkom⸗ 
bim DR en aber ſonſtige Einkünfte aus Gewerbebetrieb 
5 en) in dem Staate beſteuert werden, in dem 
Deiche Nei ige ſeinen Wohnſitz habe. Das ſei das 

Die RBeſchw. des Steuerpfl. iſt unbegründet. 
Zunächſt hat das FinGer. mit Recht den BeſchwF. als 


ſelbſtändigen Gewerbetreibenden behandelt. Der BeſchwF. hat 
in der Form einer ſelbſtändigen eingetragenen Firma Ver⸗ 
tretungen, d. h. Agenturgeſchäfte, übernommen. Da er ſelbſt 
allein das Gewerbe ausübt, iſt ſteuerlich bedeutungslos, daß 
die Firma auf den Namen ſeiner Ehefrau im Handelsregiſter 
eingetragen iſt (vgl. auch 8 26 EinfSt®. 1934). Der Be⸗ 
ſchwF. iſt alſo als Unternehmer des Betriebs anzuſehen. 
Handlungsagenten find nach 8 84 HG B. i. Verb. m. 8 1 
Abſ. 2 Ziff. 7 dieſes Geſ. Kaufleute, die felbftändig ein 
Handelsgewerbe betreiben. Nach Art. 3 des obengenannten 
Doppelbeſteuerungsabkommens werden die Betriebe von Han⸗ 
del und Gewerbe ſowie die Einkünfte daraus in dem Staate 
beſteuert, in deſſen Gebiet das Unternehmen ſeine Betriebs⸗ 
ſtätte hat; dies gilt auch, wenn das Unternehmen ſeine Tätig⸗ 
keit auf das Gebiet des anderen Staates erſtreckt, ohne dort 
eine Betriebsſtätte zu haben. Das muß aber ſinngemaß auch 
dann gelten, wenn das Unternehmen ſich auschließlich auf 
das Gebiet des anderen Staates bezieht. Zu Unrecht ver⸗ 
weiſt das FinGer. auf Art. 7 des Abkommens; die Frage 
der Beſteuerung von Handelsbetrieben ift ausſchließlich im 
Art. 3 geregelt. Das Fin Ger. hat überſehen, daß nach Art. 3 
Abſ. 2 Satz 2 als Betriebsſtätte auch anzufehen iſt der Sitz 
des Unternehmens. Der Sitz einer im Handelsregiſter ein⸗ 
getragenen Firma (der Ort der Handelsniederlaſſung 1. S. 
von SS 29—31 des Deutſchen HGB.) gilt daher als Be⸗ 
triebsſtätte in dieſem Sinne. Aber auch wenn die Firma 
des BeſchwF. nicht im Handelsregiſter eingetragen ware, 
müßte eine Betriebsſtätte in Deutſchland angenommen wer⸗ 
den. Ein ſelbſtändiger kaufmänniſcher Betrieb hat immer 
irgendwo eine Betriebsstätte. Bei einem Reiſevertreter iſt bas 
ſein Wohnort, an den er immer wieder zurückkehrt, wo ihn 
Briefe erreichen, wo er den Schwerpunkt feines Daſeins hat, 
wenn nicht ausnahmsweiſe Wohnort und Ort der Geſchäfts⸗ 
räume dieſes Kaufmanns getrennt ſind. Das gilt auch für 
den Begriff der Betriebsſtätte im Sinne des Doppelbeſteue⸗ 
rungsabkommens. Im übrigen iſt auch im Schlußprotokoll 
zu dem Abkommen v. 15. Juli 1931 zu Art. III klargeſtellt, 
daß der BeſchwF. nicht etwa deshalb eine Betriebsſtätte in 
der Schweiz hat, weil er als unabhängiger Vertreter Ge⸗ 
ſchäftsbeziehungen nur zu einer Schweizer Firma unterhält. 
Der Behr. hat alſo eine Betriebsſtätte nur in Deutſch⸗ 
land und nicht in der Schweiz. Er iſt daher mit ſeinem 
Einkommen aus Gewerbetrieb nach dem Doppelbeſteuerungs⸗ 
abkommen nur im Deutſchen Reich zur Einkommenſteuer her⸗ 
anzuziehen. 


(RS., VI. Sen., Urt. v. 5. Mai 1937, VIA 303/37.) 


| Badifher verwaltungsgerichtshof | 


51. $4a BadVerwNPil®. Zuläſſigkeit der Klage. Umfang 
einer einem Rechtsanwalt im Verwaltungsverfahren ausgeſtell⸗ 
ten Vertretungsmacht. Zur Ausfüllung von Lücken des Verw⸗ 
RPflG. dürfen die Vorſchriſten der ZPO. über die Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten weitgehend herangezogen werden. 


Der Bezirksrat K. hat dem W. L. auf Grund des § 35 GewO. die 
gewerbsmäßige Vermittlung von Darlehens⸗ und Immobiliar⸗ 
vertragen unterſagt. Der Kl., der das Gewerbe eines Vermitt⸗ 
lungsagenten für Immobiliarverträge betreibt, war mit Urteil 
der 2. Großen Strafkammer des LG. K. wegen fahrläſſigen De⸗ 
viſenvergehens zu einer Geldſtrafe von 1000 %, hilfsweiſe 
100 Tagen Gefängnis verurteilt worden. Der Bezirksrat kam im 
Gegenſatz zu der StrK. zu der Auffaſſung, daß es ſich bei dieſer 
Straftat des Kl. nicht um ein fahrläſſiges, ſondern ein vorſätzliches 
Devifenvergehen gehandelt habe, was ihn für den Beruf eines 
Liegenſchafts⸗ und Darlehensvermittlers durchaus ungeeignet er⸗ 
ſcheinen laſſe. Wenn auch die Tat nicht in unmittelbarer Ausübung 
dieſes Berufs begangen worden ſei, ſo beweiſe ſie doch zur Ge⸗ 
nüge, daß er die nötige Zuverläſſigkeit nicht beſitze. Aber auch, 
wenn man nur ein fahrläſſiges Deviſenvergehen annehmen wollte, 
ſo würde dieſes genügen, die Unterſagung der Berufsausübung zu 
rechtfertigen, denn ſchon eine, auch vom Strafgericht angenommene 
grobe Fahrläſſigkeit würde den Kl. für ſeinen Beruf ungeeignet 
erſcheinen laſſen. 


Rechtſprechung 


[Juriſtiſche Wochenſcheift 


Gegen dieſe am 15. Febr. 1937 ſeinem bevollmächtigten Ver⸗ 
treter zugeſtellte Entſchließung hat dieſer am 1. März 1937 bei 
dem Polizeipräftdium K. den Rekurs eingelegt, ihre Aufhebung 
beantragt und dabei bemerkt, daß er gleichzeitig gegen die Be⸗ 
ae e die verwaltungsgerichtliche Klage erheben 
werde. 

Mit Schriftſatz v. 13. März 1937, eingegangen beim VGH. 
am 15. März 1937, hat derſelbe Prozeß bevollmächtigte des Kl. die 
verwaltungsgerichtliche Klage erhoben mit dem Antrag, die ge⸗ 
nannte Bezirksratsentſchließung aufzuheben. Zu der von dem Ge⸗ 
richtshof aufgeworfenen Frage, ob nicht die Klage im Hinblick 
auf den vor Erhebung der Klage eingelegten Rekurs gem. §4 a 
BermRPl®. i. d. Fall. der 3. HaushaltsnotV O. v. 25. Aug. 
1932 ausgeſchloſſen ſei, erklärte der Prozeßbevollmächtigte: Er habe 
den Rekurs eingelegt, ohne dazu bevollmächtigt geweſen zu ſein, 
der Kl. habe ihn vielmehr nur zur Erhebung der Klage bevoll⸗ 
mächtigt. Daher ſei die Rekurseinlegung ungültig und als nicht 
erfolgt anzuſehen. 

Die Klage wurde als unzuläſſig verworfen. 

Nach §4 a VerwRpflG. i. d. Fall. des Art. 5 der 3. Haus⸗ 
haltsNotB O. v. 25. Aug. 1932 (GVBl. S. 193) iſt die verwal⸗ 
tungsgerichtliche Klage vorbehaltlich abweichender Regelung durch 
Geſetz oder VO. ausgeſchloſſen, wenn gegen die Verfügung der 
ſtaatlichen Verwaltungsbehörde bereits der an ſich ſtatthafte Re⸗ 
kurs an die vorgeſetzte Verwaltungsbehörde eingelegt iſt. Mit die⸗ 
ſer geſetzlichen Beſtimmung iſt der Grundſatz zur Geltung ge⸗ 
bracht, daß Rekurs und Klage im Verhältnis gegenſeitiger Aus⸗ 
ſchließung zueinander ſtehen. 

Gegen die den Kl. angeblich in ſeinen Rechten verletzende 
gewerbepolizeiliche Verfügung des Bezirksrats gegen die an ſich 
gem. § 4 Abf. 1 Ziff. 1 VerwRpfll. die verwaltungsgerichtliche 
Klage ſtatthaft war, hat der bevollmächtigte Vertreter des Kl. 
rechtzeitig Rekurs eingelegt. Er war aber nicht binnen der glei⸗ 
chen Friſt durch Angabe der einzelnen Beſchwerdepunkte aus⸗ 
eführt und iſt auch in der Folge nicht begründet worden. Welche 
Folgerung die vorgeſetzte Verwaltungsbehörde — Md JJ. — ge⸗ 
ebenenfalls aus dem Mangel zieht, iſt hier ohne Bedeutung. 

edenfalls macht er den Rekurs aber nicht zu einem an ſich un⸗ 
tatthaften Rekurs i. S. des 84 a VerwRPflG. Da ferner für 

älle der gegebenen Art keine abweichende Regelun durch Geſetz 
oder VO. vorbehalten oder getroffen ift, ift die Vorſchrift des 84a 
VerwRpflG. auf die vorl. Klage, die erſt am 15. März 1937 
erhoben wurde, anzuwenden. Die Klage iſt demgemäß ausgeſchloſ⸗ 
ſen und ſomit als unzulaſſig abzuweiſen. 


Der Gerichtshof konnte auch bei eingehender Prüfung des 


klägeriſchen Vorbringens, er habe ſeinen Vertreter lediglich zur 
Erhebung der Klage bevollmächtigt und nicht zur Eiulegung des 
Rekurſes, die ſonach mangels Vollmacht als nicht rechtswirkſam er⸗ 
folgt anzuſehen ſei, zu keinem anderen Ergebnis gelangen. Der 
Kl. hat in dem Verfahren vor dem Bezirksrat wegen Unterſagung 
des Gewerbebetriebs gem. § 35 GewO. ſeinem Rechtsanwalt eine 
Vollmacht erteilt, die folgenden Wortlaut hat: 


Vollmacht. 
Wir erteilen hiermit dem Rechtsanwalt, Herrn k. in K., 
A.⸗Straße in der Sache betr. Geſchäftsbetrieb Vollmacht. 
K., den 23. Nov. 1936. 
Unterſchrift. 


In der das Verfahren bei den Behörden der inneren Ver⸗ 
waltung in Baden regelnden Verfahrensordnung iſt keine Beſtim⸗ 
mung darüber getroffen, wieweit eine für ein Verwaltungsver⸗ 
fahren erteilte Vollmacht wirkt. Der Umfang der Vertretungs⸗ 
macht richtet ſich daher in erſter Linie nach dem Inhalt der 
Vollmachtsurkunde. An ſich können in dieſer Beſchränkungen ent⸗ 
halten ſein. Für ihre Auslegung aber können die Vorſchriften 
der ZPO. von Bedeutung ſein, wenn anzunehmen iſt, daß der 
Vollmachtgeber dem Vertreter eine Vertretungsmacht hat erteilen 
wollen, die der im Zivilprozeß üblichen entſpricht. Die Vorſchrif⸗ 
ten der 88 81—86 ZRO. find namentlich dann, wenn ein zu Voll 
machten im Zivilprozeß dienender Vordruck verwendet wurde, als 
gewollt anzuſehen (Friedrichs, „Verwaltungsrechtspflege“, 
II. Bd., 1921, 645/6). Im Zweifel wird der Umfang der Voll⸗ 
macht nach der ZPO. gemeint fein (Friedrichs „Streitver⸗ 
fahren“, 1929, 212). Dies iſt — insbeſ. für das preußiſche Recht — 


im Schrifttum und in der Rſpr. allgemein anerkannt. Von dieſen 
Grundſätzen iſt auch für das badiſche Recht auszugehen; der BOB. 
hat ſchon früher den Standpunkt vertreten, daß die Vorſchriften 
der ZPO. über die Prozeßbevollmächtigten weitgehend zur Aus⸗ 
füllung von Lücken des VerwRpflcg. herangezogen werden dür⸗ 
fen (BadVerwzZZ. 1934, 64/5). Das Pr OVG. hat (PrVerwBl. 
43. Ihrg. S. 82) ſtets anerkannt, daß im Verwaltungsſtreitver⸗ 
fahren für das Vollmachtsverhältnis, wie es der Herrſchaft des 
BGB. unterliegt, auch die Beſtimmungen der ZPO. entſprechend 
anzuwenden ſind, obwohl (wie in Baden) für dieſes Verhältnis 
deren Anwendung durch ausdrückliche Vorſchriften in dem LVG. 
nicht angeordnet worden iſt (vgl. auch DZ. 1918, 582/3). Nach 
v. Brauchitſch, „Verwaltungsgeſetze für Preußen“, I. Bd., 
24. Aufl., S. 113/114 gilt eine Vollmacht, aus der nichts anderes 
zu entnehmen iſt, für alle Inſtanzen; die zum Einſpruch ab- 
gegebene Vollmacht gilt auch für das nachfolgende Verwaltungs⸗ 
ſtreitverfahren und ermächtigt zu allen Prozeßhandlungen, auch 
zur Beſtellung weiterer Bevollntächtigter. Das PrOVG. hat (43, 
88) ferner nie darüber Bedenken getragen, daß die zur Erhebung 
der Klage erteilte Vollmacht den Bevollmächtigten zugleich zur 
Betreibung der Sache in den weiteren Inſtanzen des Verwal⸗ 
tungsſtreitverfahrens ermächtigt; wenn der Bevollmächtigte ohne 
oder ſogar gegen den Willen ſeines Vollmachtgebers ein Rechts⸗ 
mittel eingelegt hatte, ſo wäre dies eine innere Angelegenheit, die 
allein zwiſchen ihm und ſeinem Auftraggeber zum Austrag zu 
bringen wäre. Dieſer Grundſatz der unmittelbaren Stellvertretung 
(§ 164 BGB.) findet ſich in anderer Form wieder in $85 ZPO, 
wonach die von dem Bevollmächtigten vorgenommenen Prozeß⸗ 
handlungen für die Partei in gleicher Art verpflichtend ſind, 
als wenn ſie von der Partei ſelbſt vorgenommen wären. Hieraus 
ke! aber, daß die Frage, ob ein Vertreter ohne oder gegen 
eine Inſtruktion gehandelt hat, die Gültigkeit der Prozeß⸗ 
handlung nicht berührt (vgl. Jonas, „Kommentar zur ZPO.“, 
15. Aufl., I. Bd., Anm. J zu § 85 ZPO.) Nach §81 ZPO. er⸗ 
mächtigt die Prozeßvollmacht ausdrücklich zu allen den Rechtsſtreit 
betreffenden Prozeßhandlungen, auch zur Beſtellung eines Be⸗ 
vollmächtigten für die höheren Inſtanzen, fie iſt die Vollmacht 
für den Prozeß als Ganzes. Im Gegenſatz dazu ſteht die 
außerhalb des Anwaltszwangs nach § 83 Abſ. 2 ZPO. zuläſſige 
Vollmacht zu einzelnen Handlungen, deren Umfang unter entſpre⸗ 
chender Anwendung des EL ZPO. durch Auslegung im ein⸗ 
zelnen Falle feſtzuſtellen iſt. 


Im vorl. Falle handelt es ſich um eine im Verwaltungs⸗ 
verfahren ausgeſtellte Vollmacht. Es wäre ſomit an ſich möglich 
geweſen, da es ſich dabei um ein Verfahren ohne Anwaltszwang 
handelte, in dieſer Vollmacht den Bevollmächtigten auf einzelne 
Handlungen, z. B. die Einreichung eines Schriftſatzes oder die 
Wahrnehmung des Termins vor dem Bezirksrat zu beſchränken. 
Dies iſt jedoch nicht geſchehen. Bei der umfaſſenden Art, in der 
die genannte Vollmacht vom Kl. ausgeſtellt worden iſt, kann eine 
derartige Beſchränkung als wirkſam nicht anerkannt werden. Auch 
wenn das Vorbringen des Kl. und ſeines Prozeßbevollmächtigten, 
eine Vollmacht ſei im Innenverhältnis der beiden nur zur Er⸗ 
hebung der verwaltungsgerichtlichen Klage und nicht zur Ein⸗ 
legung des Rekurſes erteilt worden, als richtig unterſtellt wird, 
ſo ergibt die Auslegung der ſchriftlichen, dem Bezirksrat eingereich— 
ten Vollmacht keine Möglichkeit, eine ſolche Einſchränkung zu 
erkennen. Die entſprechende Heranziehung der erwähnten Vor⸗ 
schriften der ZPO. muß vielmehr zwangsläufig und ſchon im 
Hinblick auf das Erfordernis der Rechtsſicherheit zu der Auffaſ⸗ 
ſung führen, daß die mehrfach genannte Vollmacht den Bevoll⸗ 
mächtigten nicht nur für das Verfahren bis zur Entſch. durch 
den Bezirksrat, ſondern auch unbeſchränkt zur Einlegung aller 
gegebenen Rechtsmittel gegen die Bezirksratsentſchließung vom 
4. Febr. 1937 ermächtigt hat, insbeſ. alſo auch zur Einlegung 
des Rekurſes. Der Kl. kann ſich ſomit nicht darauf berufen, der 
von ſeinem Bevollmächtigten eingelegte Rekurs ſei mangels Voll⸗ 
macht als nicht eingelegt anzuſehen, zumal der Bevollmächtigte 
bei Einlegung des Rekurſes als Vertreter des Kl. aufgetreten iſt. 

Im übrigen wäre der Gerichtshof, auch wenn die Klage an 
ſich zuläſſig geweſen wäre, auf Grund fachlicher Prüfung des kläge⸗ 
riſchen Vorbringens nicht zu dem Ergebnis gekommen, die an⸗ 
gefochtene Entſchließung des Bezirksrats Karlsruhe aufzuheben. 
(Wird näher begründet.) 

(Bad. v. 13. Mai 1937, 29/37.) 
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